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Vorwort 



Das vorliegende Buch verfolgt einen doppelten Zweck. Es will 
einerseits als Lehrbuch in die Fragen der Theorie und Politik des 
Arbeiterschutzes einführen, anderseits sucht es denen, die mitten im 
praktischen Leben stehen, als geeignetes Hilfsmittel zur Orientierung 
über das heutige Arbeitersohutzrecht zu dienen. Um die zuletzt ge- 
nannte Absicht zu erreichen, geht es auf das geltende Recht, insbe- 
sondere das deutsche, ausftlhrlioher ein, als es vielleicht im Eahmen 
eines Lehrbuches liegen würde. Dabei bietet es übrigens weder eine 
Darstellung der sozialen Zustände unsrer Arbeiterklasse, noch macht 
es die soziale Geschichte zum Gegenstande eingehenderer Erörterungen. 
Das Eine verbietet sich aus dem Grunde, weil das vorhandene Material 
zu einer systematischen, allgemeine Folgerungen gestattenden Bearbei- 
tung bei Weitem unzulänglich ist, das Andere ist mit Rücksicht dar- 
auf ausgeschlossen, dals sich ein andrer Band dieses Handbuches mit 
der betreflfenden Materie beschäftigen wird. 

Bei der Bearbeitung der Bibliographie, die den Schlufe des Bandes 
bildet, mufete ich mir bei dem bedeutenden Umfange der einschlägigen 
Litteratur und deshalb, weil es nicht wünschenswert schien, den Um- 
fang des Ganzen über eine bestimmte Grenze auszudehnen, nicht un- 
wesentliche Beschränkungen auferlegen. Sie betreflfen namentlich die 
ausländische und teilweise die Zeitschriften-Litteratur. 

Berlin, im Februar 1896. 

K. Frankenstein. 
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Einleitung. 
Die Arbeiterfrage. 



Eine ausführliche Geschichte der sozialen Bewegung und der sozialen 
Frage zu geben, liegt nicht innerhalb der Aufgaben eines Lehrbuches 
der ,,Theorie und Politik des Arbeiterschutzes", wohl aber scheint es 
notwendig zu sein, am Eingange eines solchen Buches der Entwickelung 
eines Teiles jener Frage, der Entwickelung und dem Wesen der ge- 
werblichen Arbeiterfrage eine kurze Darstellung zu widmen und 
mit einigen Worten der Haltung zu gedenken, die die Wissenschaft und 
die Parteien, insbesondere in Deutschland, der Arbeiterfrage gegenüber 
eingenommen haben. 

§ 1, Entwickelung und Wesen der Arbeiterfrage. Die industrielle 
Arbeiterfrage gehört der Neuzeit an. Als noch das Zunftrecht mit seiner 
weitgehenden Fürsorge für das materielle Wohl der Gewerbetreibenden, 
mit seinen Schranken gegen die Entwickelung des Grofsbetriebes und 
mit seinem patriarchalischen Verhältnisse des Meisters zum Gesellen galt, 
war für eine Arbeiterfrage kein Raum. Wohl fehlte es, seitdem das 
Zunftwesen zu entarten und die anfangs nur kleine Zahl gewerblicher 
Hilfspersonen zu wachsen begann, nicht an Interessenstreitigkeiten, allein 
es mangelte an einem schroffen Gegensatze zwischen den Handwerks* 
meistern, deren Unternehmereinkommen wesentlich Ertrag ihrer eignen, 
persönlichen Arbeit war, und den Gesellen, die sozial auf gleicher Stufe 
standen und die Möglichkeit besafsen, die Stellung eines selbständigen 
Meisters zu erlangen. Mit dem Aufhören des Absolutismus und der E&t* 
Wickelung des heutigen Rechtsstaates, mit der Einführung der Gewerbe- 
freiheit, mit dem Aufblühen der modernen, mit Maschinen arbeitenden 
Fabrikindustrie änderte sich das: Neben den Gesellen und Hilfsarbeitern 
im Handwerk und neben den Hausindustriellen trat eine neue Arbeiter- 
klasse, die der Fabrikarbeiter, hervor, aus dem früheren patriarchalischen 
Verhältnisse wurde ein reines Vertragsverhältnis ; Arbeitgeber und Ar- 
beiter standen sich von jetzt ab als gleichberechtigte Personen gegen* 
über. Freilich, die Freiheit des Arbeitsvertrages war nur individuell, 
denn der Staat gewährte den Arbeitern nicht das Recht, durch gemein- 

Fkavuekstbik, ArbeitersohQtz. 1 
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2 Einleitung. 

Samen Zusammenschlnfs auf die Yertragsbedingungen hinzuwirken. In^ 
folgedessen erlangte der Unternehmer dem isolierten Arbeiter gegenüber 
eine Übermacht. Dieser mufste mit dem Lohne zufrieden sein, den ihm 
jener nach dem Marktverhältnisse von Angebot und Nachfrage bewilligte, 
ja er mufste oft zufrieden sein, überhaupt Beschäftigung zu finden. Die 
langjährige sorgfllltige Ausbildung, die der Handwerker genofe, fiel bei 
dem Fabrikarbeiter fort, der die Maschine zu bedienen hatte. Die Ma- 
sohinenindustrie verlangte immer mehr Arbeitskräfte ; Kinder und Frauen, 
die man früher kaum zur Lohnarbeit verwandt hatte, wurden heran- 
gezogen, häufig zum Ersätze der erwachsenen männlichen Arbeiter, weil 
sie mit niedrigen Löhnen zufrieden waren. Je mehr die Zahl der Fabrik- 
arbeiter zunahm, und je gröfsere Bedeutung der Produktionsfaktor Kapital 
in den Fabriken erlangte, desto mehr schwand für die Arbeiter die Mög- 
lichkeit, sich zu selbständigen Unternehmern emporzuschwingen. Das 
trug zweifellos dazu bei, die Arbeiterbevölkerung stumpf und gleichgiltig 
zu machen, sie in einen Gegensatz zu den Unternehmern zu bringen. 
Mit der Verschärfung des Gegensatzes zwischen Kapital und Arbeit traten 
auch weitere Übelstände mehr hervor. Die Löhne der Arbeiter wurden 
soweit als möglich verkürzt. Die Beschäftigung von Kindern und von 
Frauen in angestrengter Arbeit nahm überaus zu, jene beeinträchtigte 
die körperliche Entwickelung der jugendlichen Personen, diese zerstörte 
die Häuslichkeit und den Sinn für ein geordnetes Familienleben. Die 
Arbeitszeit wurde unangemessen ausgedehnt, die Nachtarbeit bürgerte 
sich mehr und mehr ein und trug zur Lockerung der Sittlichkeit bei, 
und die Sonntagsarbeit, die gewohnheitsmäfsig wurde, untergrub den 
religiösen Sinn. Die schlechte hygienische Beschaflfenheit der Arbeits- 
räume, um die sich die Staatsgewalt ebenso wenig kümmerte, als um 
die Art der Beschäftigung, verursachte Krankheit und frühen Tod, die 
geringe Vertrautheit der Arbeiter mit den Maschinen hatte ünf&Ue zur 
Folge, die ganz oder teilweise Arbeitsunfähigkeit nach sich zogen. 

Alle diese Mifsstände, die die denkbar ungünstigste Einwirkung 
auf die ökonomische, soziale und moralische Lage der Fabrikarbeiter 
ausübten, führten zu der Überzeugung, dafs der Ausbeutung der Arbeiter 
durch die Unternehmer von Eechts wegen entgegen getreten werden mü&te. 
Fast überall, zuerst in England, wo die Übelstände am stärksten hervor- 
traten, dann in Preulsen und allmählich auch in den andern Kultur- 
staaten, forderte man ein Eingreifen des Staates und den Erlafs von 
Fabrik- oder Arbeiterschutzgesetzen, die die Bedingungen der Fabrik- 
arbeit regeln sollten. Eine derai-tige Forderung stiefs natürlich vor allem 
bei der gro&en Mehrzahl der Unternehmer, die von einer sie beschränken- 
den Arbeiterschutzgesetzgebung eine Gefahr flir die Entwickelung der 
Industrie befürchteten, auf starken Widerstand; in England insbesondere 
wurde dieser Widerstand erhöht durch den Einflufs der damals herr- 
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Die Arbeiterfrage. 3 

sehenden individualistischen Richtung der politischen Ökonomie, die in 
dem staatlichen Arbeiterschutze einen unberechtigten Eingriff in die wirt- 
schaftliche Freiheit erblickte, aus der doch der beste Zustand der Volks- 
wirtschaft hervorgehe. Trotz heftiger Gegnerschaft wurde ein Eingreifen 
des Staates in England nicht verhindert, und die Erfahrungen, die man 
hier machte, lieüsen auch in den andern Staaten, auf die sich die in- 
dustrielle Arbeiterfrage nach und nach ausbreitete, das Vorbild Englands 
nachahmen. Freilich ist die Arbeiterfrage im Laufe der Zeit nicht allein 
eine Fabrikarbeiterfrage geblieben, sie hat ihren Kreis weiter gezogen 
und auf die gewerblichen Hilfsarbeiter im allgemeinen, ja selbst darüber 
hinaus ausgedehnt. 

Die Übelstande, unter denen die Arbeiter heute leiden, sind 
teils wirtschaftlicher, teils sittlicher Natur. Jene werden einerseits 
durch die Unsicherheit des Einkommens, die Höhe des Lohnes und 
die Unmöglichkeit einer Einkommenssteigerung, anderseits durch die 
Bedingungen des Arbeitsvertrages (tibermäfsige Ausdehnung der Ar- 
beitszeit, Sonntags- und Nachtarbeit, gesundheitsschädliche und gefthr- 
liche Beschäftigung u. s. w.) hervorgerufen. Auch die Ausbeutung der 
Arbeiter durch Entlöhnung mit Waaren, lange Lohnzahlungstermine, 
schlechte Befriedigung des Bedarfes, grofse Abhängigkeit von den Unter- 
nehmern u. s. w. sind Übelstände, die hier in Betracht kommen. Die 
inilslichen Wohnungsverhältnisse dagegen sind hierzu insofern nicht zu 
zählen, als die gewerblichen Arbeiter darunter keineswegs allein zu 
leiden haben. 

Die Mifsstände sittlicher Natur treten zu Tage, wenn leichtsinnig 
frühzeitige Ehen eingegangen werden, das Familienleben bei schlechten 
Einkonunensverhältnissen, übermä&iger Beschäftigung der Familien- 
glieder aufser dem Hause, UnWirtschaftlichkeit der Hausfrau untergraben, 
ftr Ausbildung der Kinder, insbesondere auch der jugendlichen Ar- 
beiterinnen fllr den Hausfrauenberuf, nicht genügend gesorgt, trotz hoher 
Löhne an Sparen nicht gedacht und der Verdienst verschwendet wird, 
wenn niedrige Löhne die Arbeiterinnen zur Prostitution treiben u. s. w. 

Entsprechend der Verschiedenartigkeit der Mifsstände sind auch die 
Malsregeln, durch die Abhilfe geschaffen werden soll, mannigfacher Art. 
Sie erfordern ein Zusammenwirken von Staat und Gemeinde, Kirche 
und Schule, Arbeitgebern und Arbeitern und der besitzenden Klassen 
überhaupt. Soweit es sich hierbei um staatliche Mafsregeln handelt, 
sind es im wesentlichen solche, die teils den Arbeiterschutz, teils 
die Arbeiterversicherung betreffen. 

jf Bei dem Arbeiterschutze handelt es sich darum, die Arbeiter 
gegen die aus dem Arbeitsverhältnisse, aus ihrer persönlichen und wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit von ihren Arbeitgebern drohenden Gefahren 
in soweit zu schützen, als sie sich selbst nicht zu schützen oder durch 
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4 Einleitang. 

Dritte nicht gesohtttzt zu werden vermögen. Es handelt sich hier nament- 
lich nm einen Schatz gegen übermäßig lange Arbeitszeit, gegen gesund- 
heitsschädliche oder lebensgefährliche Arbeit, gegen Sonntags- und Nacht- 
arbeit, gegen Benachteiligungen durch die Art der Lohnfestsetzung und 
Lohnzahlung u. s.w. Beider Arbeiterversicherung dagegen kommt 
lediglich die Versicherung der Arbeiter gegen die wirtschaftlichen Nach- 
teile der Krankheit, derünflllle, des Alters, der Invalidität, der Arbeits- 
losigkeit und des frühzeitigen Todes in Frage. Die folgende Daratellung 
wird sich ausschliefslich mit dem Arbeiterschutze beschäftigen.*) 

§ 2. Die Stellung der Wissenschaft und der Parteien zur Arbeiter' 
frage, insbesondere i7i Deutschland, In ihrer Stellung zur Arbeiterfrage 
stehen sich zwei Anschauungen schroff gegenüber, die individuali- 
stische, die ein Eingreifen des Staates verwirft, und die sozialistische, 
die alles Heil vom Staate erwartet. 

a. Der Individualismus und die liberalen Parteien. Der 
Individualismus, dessen Anschauungen im vorigen Jahrhundert im Phy- 
siokratismus und Smithianismus zur Geltung gelangten, und dessen poli- 
tisches Programm im wesentlichen mit dem- des Liberalismus zusammen- 
fällt, vertrat und vertritt heute noch zum Teil die Überzeugung, dafs 
der beste Zustand in Staat und Volkswirtschaft dann erreicht werde, 
wenn jeder seine Anlagen im freien Wettbewerbe ausbilden und sein 
Interesse soweit verfolgen könne, als hierdurch das gleiche Recht seines 
Mitmenschen nicht gefilhrdet werde, und dafs der Staat nur flir den 
Schutz des Eigentums und ftlr die Achtung des freien Vertrages zu sorgen 
habe. Er glaubte, dab sich die Arbeitskräfte am zweckmäfsigsten auf 
die verschiedenen Produktionszweige verteilen würden, wenn jeder seine 
Beschäftigung und deren Ort frei wählen dürfe; denn der bei mangelnder 
Befriedigung der Nachfrage steigende Lohn werde da ein Zuströmen 
von Arbeitern bewirken, wo solche fehlten, ebenso werde ein Sinken 
des Lohnes zu einer Abwanderung aus tiberflillten Gewerben und Ge- 
bieten flihren. Weiterhin war der Individualismus der Meinung, dafs 
die Freiheit der Produktion und des Verkehrs zu dem gesellschaftlichen 
Bedarfe besser enteprechende Verwendungsarten der Produktionsmittel, 
eine natürliche und gerechte Entwickelung der Arbeitslöhne und der 
Preise für Boden- und Kapital erzeugen und eine stete Verbesserung der 
materiellen Lage der ganzen Menschheit mit sich bringen werde. Um 
zu einem derartigen Zustande zu gelangen, hielt er es ftir seine nächste 
Aufgabe, seinen Anschauungen im Staate praktische Geltung zu ver- 
sehaiffen. Das führte dazu, das wirtschaftliche Programm durch ein poli- 
tisches zu ergänzen und auf die Einführung konstitutioneller Verfassungen 
wie auf einen gröberen Einflufs des Bürgertums hinzuwirken. Als das 

1) Der ArbeiterTersicherong ist ein besonderer Band (XY d. 1. Abt.) des Hand- 
und Lehrbaches der Staatswissesschaften gewidmet 
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erreicht war und Gesetzgebung und Verwaltung eine Eeihe von Grund- 
ansebauungen des Liberalismus zur Anerkennung gebracht hatte, brach 
sich in der That eine neue Entwickelung Bahn und Äufserte sich in 
einem Aufblühen der Produktion, einer Zunahme des Reichtums und 
einer Beteiligung weiter Kreise des Volkes an den Segnungen der Kultur 
und Gesittung. Allein auch die Schattenseiten traten zu Tage. Nicht 
allein, dafs das zur Herrschaft gekommene liberale Bürgertum den ar- 
beitenden Volksklassen die politische Freiheit vorenthielt und in den 
meisten Staaten heute noch vorenthält, auch die wirtschaftliche Freiheit 
war nur eine scheinbare. Es ist zweifellos, dafs der Arbeiter doch blofs 
dann seine Arbeitskraft verwenden kann, wenn er einen Arbeitgeber 
findet; sonst ist er schwerlich in der Lage, aus eigner Kraft sein Dasein 
zu fristen. Daraus ergiebt sich, dafs eine wirkliche Freiheit beim Ver- 
tragsschlusse fllr den Arbeiter kaum vorhanden ist. Dieser Mißstand wird 
durch den Umstand verstärkt, dafs die Waare „ Arbeit'' von der Person 
des Verkäufers nicht zu trennen ist, und dafs infolgedessen der Käufer 
der Arbeit, der Unternehmer, eine gewisse Verfügung über die Person 
des Arbeiters erlangt und die Bedingungen, unter denen die Arbeit aus- 
geftlhrt wird, bestimmt. Nun ist auch keine Aussicht vorhanden, dafs 
die Unternehmer soviel Arbeit benötigen, als ihnen angeboten wird. 
Technische Erfindungen und neue Maschinen, Grofsbetrieb und Krisen 
machen Massen von Arbeitern überflüssig, das Arbeitsangebot der Arbeits- 
losen übt einen scharfen Druck auf die Verhältnisse der Beschäftigten 
aus, und da der arbeitslose, von Mitteln entblöfete Arbeiter, namentlich 
der verheiratete, keineswegs so leicht wie jeder andere Verkäufer den 
besten Waarenmarkt aufsuchen kann, so ergiebt sich, wie schlecht es um 
die individualistische Anschauung bestellt ist, nach der sich die Arbeits- 
kräfte am zweckmäfeigsten auf die verechiedenen Produktionszweige 
verteilen würden, wenn jeder den Ort seiner Beschäftigung frei auf- 
suchen konnte. Auch der Anteil der Arbeiter am Eeinertrage der natio- 
nalen Produktion hat unter dem Systeme der Freiheit nicht jene Steigerung 
erfahren, die man nach den Prophezeihungen der liberalen National- 
ökonomen des vorigen Jahrhunderts hätte erwarten müssen ; im Gegen- 
teil, die Gegensätze zwischen Arm und Reich haben sich verschärft. 
Aus alledem geht hervor, dafs der Individualismus dadurch, dafs er die 
Verwertung der Arbeitskraft der Arbeiter den Gesetzen der Waaren- 
produktion unterwarf, trotz der Freiheit der Arbeit die Lage der Ar- 
beitenden nicht verbessert hat, dafs das Prinzip des schrankenlosen 
laissez-faire, laissez-aller nicht als das höchste Prinzip des wirtschaft- 
liehen Lebens anzusehen ist. Bei der Gegnerschaft gegen alle Staats- 
eingriffe war es natürlich, dafs der politische Individualismus, der 
Liberalismus, auch in der Arbeiterfrage entschieden jede Intervention 
des Staates ablehnte und selbst eine gesetzliche Regelung der Kinder- 
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und Frauenarbeit wie jede Vorschrift im Interesse der Gesundheit und 
Sittlichkeit der Arbeiter bekämpfte, weil seiner Ansicht nach die volle 
natürliche Freiheit auch hier den besten Zustand bringen und zur Hebung 
der Schäden beitragen würde. In der neuesten Zeit freilich hat sich 
eine Schwenkung vollzogen ; nur von wenigen noch wird in der Wissen- 
schaft wie in der Politik, soweit es sich um die Arbeiterfrage handelt, 
der rein individualistische Standpunkt vertreten. 

Der Individualismus bildete sich am schärfsten zuerst in England 
aus und entartete hier, als seit den dreifsiger Jahren die Forderung einer 
Fabrikgesetzgebung im Mittelpunkte der öflfentlichen Diskussion stand. 
Er fand einen Stützpunkt in der manchesterlichen Nationalökonomie, 
in dem Manchestertum, was durch die von Richard Cobden und Johk 
Bright im Jahre 1838 zu Manchester begründete AntikornzoIUiga über 
ganz England verbreitet wurde. Die AntikornzoIUiga löste sich zwar 
im Jahre 1846 auf, die Partei aber, die in ihr einen Vereinigungspunkt 
gehabt hatte, blieb als Freihandelspartei weiter bestehen, vertrat in 
radikalster Weise den individualistischen Standpunkt des Smithianismus, 
erklärte jedes Eingreifen des Staates ftlr unerhört und prophezeite den 
Untergang Englands, wenn eine Fabrikgesetzgebung erlassen würde. 
Als dann aber einige Fabrikanten, dem Beispiele Robert Owens folgend, 
durch Versuche in ihren Fabriken den Beweis lieferten, dafs eine Herab- 
setzung der Arbeitszeit die Arbeitsfrische und Arbeitsintensität erhöhe 
und zu einer Verbesserung und Vermehrung der Produktion fahre, als 
zahlreiche und gründliche Enqueten ein trauriges Bild von der Lage 
der arbeitenden Klassen ergaben, da gewann die Sache der Fabrik- 
gesetzgebung immer mehr Anhänger. Die Gegner einer staatlichen Schutz- 
gesetzgebung schmolzen nach der Niederlage, die ihnen die Annahme 
der Zehnstundenbill im Jahre 1847 verursachte, mehr und mehr zu- 
sammen, und schlielslich ist die Entwickelung in England dahin ge- 
gangen, dafs man die Forderung eines ausreichenden staatlichen Ar- 
beiterschutzes überhaupt nicht mehr zur Sache einer politischen Partei 
gemacht hat, dafs vielmehr mit verschwindenden Ausnahmen Liberale, 
Konservative und Sozialisten zusammen gekämpft haben, wo es galt, 
den Arbeitern Schutz zu gewähren. 

In Deutschland fand der extreme Individualismus ebenfalls zahl- 
reiche Anhänger, namentlich nach den Tagen der Revolution des Jahres 
1848. Auch hier blieb den Gröfsen der Freihandelspartei, einem Prince 
Smith, Faucher, Schulze, Wirth, Braun, H. B. Oppenheim, Bam- 
berger u. A., das Verständnis für die moderne Arbeiterbewegung ver- 
sagt. Soweit sich die Vertreter dieser Richtung in der Wissenschaft 
überhaupt um die Arbeiter kümmerten, waren aufser den Grundsätzen 
des Manchestertums nur Bildungsvereine, Genossenschaften, Spar- und 
Konsumvereine die Mittel, die sie ihnen empfahlen. Mit grofsem Wider- 
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streben wurde der spärliche Arbeitersohutz der preufsisebea Gesetz- 
gebung in die Gewerbeordnung von 1869 herübergenommen; erst 1878 
gelang es, den Widerstand der Liberalen gegen die Einführung der 
Fabrikinspektion zu brechen, und noch heute hat — was allerdings nicht 
auf das Verschulden der Liberalen zurückzuftthren ist — die Koalitions- 
freiheit keine Stütze in einem einheitlichen Vereinsgesetze gefunden. 
Wohl ist in neuerer Zeit ein Teil der Nationalliberalen mit grofser Wärme 
ftr soziale Reformen eingetreten, ein anderer dagegen und das Gros 
der Deutschfreisinnigen halten noch heute in den Fragen des Arbeiter- 
schutzes in starkem Mafse an den Grundsätzen der Manchesterlehre fest. 
Nur wenige von ihnen, darunter M. Hirsch und V. Böhmert, haben 
im Laufe der Jahre diesen Standpunkt mehr und mehr verlassen. 

b. Der Sozialismus und die Sozialdemokratie.O Während 
der Individualismus davon ausgeht, dafs der beste Zustand im Staate 
nur dann erreicht werden könnte, wenn an den Grundsätzen des freien 
Verkehrs, des Privateigentums und des Erbrechtes festgehalten werde, 
erwartet im Gegensatze hierzu der Sozialismus, dafs nur die Aufhebung 
des freien Wettbewerbes, des Privateigentums an Produktionsmitteln 
und des Erbrechtes, der Übergang der Produktionsmittel in den, Besitz 
der Gesellschaft und deren Verwendung nach dem Plane einet ;obersten 
Leitung zu einer Epoche führen werde, in der dem Menschen nichts 
mehr zu wünschen übrig bleiben werde. Wie sich die sozialistische 
Gesellschaftsordnung aber gestalten soll, darüber giebt selbst die wissen- 
schaftliche sozialistische Litteratur nur verschwommene kurze Andeu- 
tungen. Lediglich das im Jahre 1891 auf dem Parteitage der sozial- 
demokratischen Partei Deutsohlands zu Erfurt beschlossene Programm 
vermag einige Anhaltepunkte zu bieten. 

„Die ökonomische Entwickelung der bürgerlichen Gesellschaft*', so 
bemerkt das Erfurter Programm, „führt mit Naturnotwendigkeit zum 
Untergang des Kleinbetriebes, dessen Grundlage das Privateigentum des 
Arbeiters an seinen Produktionsmitteln bildet. Sie trennt den Arbeiter 
von seinen Produktionsmitteln und verwandelt ihn in einen besitzlosen 
Proletarier, indea die Produktionsmittel das Monopol einer verhältnis- 
mäüsig kleinen Zahl von Kapitalisten und Grofsgrundbesitzern werden. 

Hand in Hand mit dieser Monopolisierung der Produktionsmittel 
geht die Verdrängung der zersplitterten Kleinbetriebe durch kolossale 
Grofebetriebe, geht die Entwickelung des Werkzeugs zur Maschine, geht 
ein riesenhaftes Wachstum der Produktivität der menschlichen Arbeit. 
Aber alle Vorteile dieser Umwandlung werden von den Kapitalisten und 
Grofsgrundbesitzern monopolisiert. Für das Proletariat und die versinken- 

1) Vgl. hierzu Bd. III der 1. Abt. des Hand- und Lehrbuchs der Staatswissen- 
sch&ften, der ausschlierslich einer Darstellung des Sozialismus und Kommunismus 
gewidmet ist. 
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den Mittetechiohten — Kleinbürger, Bauern — bedeutet sie wachsende 
Znnahme der Unsicherheit ihrer Existenz, des Elends, des Drucks, der 
Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung. 

Immer gröfser wird die Zahl der Proletarier, immer massenhafter 
die Armee der tibereohüesigen Arbeiter, immer schroffer der Gegensatz 
zwischen Ausbeutern und Ausgebeuteten, immer erbitterter der Klassen- 
kampf zwischen Bourgeoisie und Proletariat, der die moderne Gresell- 
schaft in zwei feindliche Heerlager trennt und das gemeinsame Merkmal 
aller Industrieländer ist. 

Der Abgi'und zwischen Besitzenden und Besitzlosen wird noch er- 
weitert durch die im Wesen der kapitalistischen Produktionsweise be- 
gründeten Krisen, die immer umfangreicher und verheerender werden, 
die allgemeine Unsicherheit zum Normalzustand der Gesellschaft erheben 
und den Beweis liefern, dafs die Produktivkräfte der heutigen Gesell- 
schaft über den Kopf gewachsen sind, dafs das Privateigentum an Pro- 
duktionsmitteln unvereinbar geworden ist mit deren zweckentsprechender 
Anwendung und voller Ent Wickelung. 

Das Privateigentum an Produktionsmitteln, welches ehedem das 
Mittel war, dem Produzenten das Eigentum an seinem Produkt zu sichem, 
ist heute zum Mittel geworden, Bauern, Handwerker und Kleinhändler 
zu expropriieren und die Nichtarbeiter — Kapitalisten, Grofsgrundbesitzer 
— in den Besitz des Produkts der Arbeiter zu setzen. Nur die Ver- 
wandlung des kapitalistischen Privateigentums an Produktionsmitteln — 
Grund und Boden, Gruben und Bergwerke, Rohstoffe, Werkzeuge, Ma- 
schinen, Verkehrsmittel — in gesellschaftliches Eigentum und die Um- 
wandlung der Waarenproduktion in sozialistische, ftir und durch die 
Gesellschaft betriebene Produktion kann es bewirken, dafs der Groß- 
betrieb und die stets wachsende Ertragsfähigkeit der gesellschaftlichen 
Arbeit fllr die bisher ausgebeuteten Klassen aus einer Quelle des Elends 
und der Unterdrückung zu einer Quelle der höchsten Wohlfahrt und all- 
seitiger, harmonischer Vervollkommnung werde.*' 

Diese gesellschaftliche Umwandlung, die nicht nur die Befreiung 
des Proletariats, sondern des gesamten Menschengeschlechtes bedeuten 
soll, kann nach dem Erfurter Programm nur das Werk der Arbeiterklasse 
sein, weil alle anderen Klassen, trotz der Interessenstreitigkeiten unter 
sich, auf dem Boden des Privateigentums stehen und die Erhaltung der 
Grundlagen der heutigen Gesellschaft zum Ziele haben. Wohin die Um- 
wandlung aber führen werde, deutet Kautsky in seinen Programm- 
erläuterungen mit den Worten an: „In einer höheren Phase der kommuni- 
stischen Gesellschaft, nachdem die knechtende Unterordnung der In- 
dividuen unter die Teilung der Arbeit, damit auch der Gegensatz geistiger 
und körperlicher Arbeit verschwunden ist, nachdem die Arbeit nicht nur 
Mittel zum Leben, sondern selbst das erste Lebensbedtirfnis geworden; 
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nachdem mit der allseitigen Entwickelung der Individuen anch die Pro- 
duktionskräfte gewachsen sind und alle Springquellen des genossen- 
schaftlichen Eeichtums voller fliefaen — erst dann kann der enge bürger- 
liche Rechtshorizont ganz überschritten werden und die Gesellschaft auf 
ihre Fahne schreiben : Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen 
Bedürfnissen.^ 

Die Ausftthrungen des Erfurter Programms enthalten, sofern sie sich 
auf eine Kritik der Entwickelungstendenzen der heutigen Volkswirt- 
schaft beziehen, zweifellos vieles Richtige. Allein ganz abgesehen davon, 
dafs die von dem Programm gekennzeichnete Entwickelungstendenz z. B. 
in der Landwirtschaft überhaupt nicht vorhanden ist, so würde der Über- 
gang zum Grofsbetriebe, der ja auch den Arbeitern eine Anlegung ihrer 
Ersparnisse in Aktien gestatten würde und keineswegs zu einer Ver- 
schlechterung ihrer Lage zu führen brauchte, durchaus nicht mit Natur- 
notwendigkeit zur sozialistischen Wirtschaftsordnung führen müssen. 
Daij9 diese sozialistische Ordnung, wenn auch erst in einer höheren Phase, 
von allen Mängeln frei sein werde, für diese Voraussetzung läfst sich 
überdies nicht der geringste Anhaltepunkt erbringen. Der von den 
Sozialisten erstrebte, alle befriedigende Zustand würde eine Anspannung 
der Produktion bis zur Grenze der äufsersten Leistungsfähigkeit be- 
dingen, das wäre aber nur dann möglich, wenn die Freiheit der Arbeit 
aufgehoben und ein Jeder sich unter den strengen Willen einer mit 
grofsen Machtvollkommenheiten ausgestatteten obersten Leitung beugen 
würde. Wenn an diesem obersten Gesellsehaftswillen gewissermafsen 
auch jedes Glied der Gesellschaft Teil hätte, so würde dieses Bewußt- 
sein doch schwerlich eine Entschädigung daftlr bieten, dafs die freie 
Selbstbestimmung nach jeder Richtung hin zum Opfer gebracht werden 
müfste. Auch der Umstand, dafs die sozialistische Gesellschaft ihrer 
Leitung ungeheure Machtbefugnisse einräumen müfste, wenn ihre Ideale 
erreicht werden sollten, könnte nur zu einem Kampfe um die Macht 
führen. Nicht idyllische Glückseligkeit wäre dann die Folge, sondern 
Erbitterung und Leidenschaften würden einen Grad erreichen, unter dem 
die Unzufriedenheit wachsen und gröfser als in der geschmähten heutigen 
Staats- und Gesellschaftsordnung sein würde. 

Die Forderungen formuliert zu haben, die später in das Erfurter Pro- 
gramm übergegangen sind, und diese Forderungen auch der Hauptsache 
nach zum Programm der Sozialisten aller Länder gemacht zu haben, ist 
im wesentlichen das Verdienst von Karl Marx. Eine politische Bewegung 
dagegen hat erst Ferdinand Lassalle in die deutschen Arbeiterkreise 
getragen; er hat auch der sozialdemokratischen Arbeiterpartei bis in 
die neueste Zeit hinein den Stempel seiner Individualität aufprägt. 
Allein, während er selbst für die Fragen des Arbeiterschutzes und für Ar- 
beiterorganisationen wenig Verständnis besafs, mit kleinen Mttteln, wie 
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Produktivgenossenschaften, Grobes erreichen zu können glaubte und die 
von ihm entfesselte Bewegung in politische Bahnen lenkte, so war es 
doch das Programm einer nationalen Sozialdemokratie, wofür er ein- 
trat. Nach seinem Tode schien es, als solle die marxistische Inter- 
nationale die Oberhand gewinnen; da vollzogen jedoch im Jahre 1875 
in Gotha Lassalleaner und Marxisten ihre Vereinigung. Der fieberhafte 
Aufschwung des deutschen Wirtschaftslebens nach den Jahren des Krieges 
von 1870/71, der Grtinderschwindel und der darauf folgende Krach trugen 
zur Verschärfung der sozialen Gegensätze und damit zur Verstärkung 
der „sozialdemokratischen Arbeiterpartei'' bei. Die Erfolge, die sie bei 
den Wahlen errang, steigerten das Selbstbewufstsein ihrer Führer; ihre 
Presse, ihre Agitatoren reizten immer mehr zum Klassenkampf auf, und 
die Stimmung unter den Arbeitermassen der Fabrikstädte schien einen 
bedrohlichen Charakter anzunehmen. Da fährten die Attentate auf die 
Person Kaiser Wilhelms I, die man mit der Sozialdemokratie in Zu- 
sammenhang brachte, im Jahre 1878 zu einem Gesetze zur Abwehr der 
gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie, und seine Hand- 
habung zerstörte neben den politischen auch die inzwischen gegründeten 
wirtschaftlichen Arbeiterorganisationen (Gewerkschaften), unterdrückte 
die Presse und beschränkte jede freie Entfaltung der Partei aufs äufserste. 
Alle diese Mafsregeln waren indessen nicht im stände, die sozialdemo- 
kratische Gesinnung dauernd zu vernichten. Nachdem am 1. Oktober 
1890 das Sozialistengesetz abgelaufen war und für die sozialdemokratische 
Partei wieder das gemeine Recht Geltung erlangte, baute diese bald 
wieder auf, was zerstört war. Die Wahlen des Jahres 1893 flihrten der 
sozialdemokratischen Partei 1 786738 Stimmen zu und erhöhten die Stärke 
ihrer Reichstagsfraktion auf 44 Mitglieder. Mit der äufseren Zunahme 
der Partei wuchs aber ein Zwiespalt im Innern. Zur Linken sonderten 
sich die revolutionären „Jungen", zur Rechten die sozialreformatorischen 
Gewerkschafter ab. Wie sich diese Entwickelung weiter gestalten wird, 
hängt nicht zum wenigsten von der Haltung ab, die die besitzenden 
Klassen der sozialen Reform gegenüber einnehmen. 

In England hat der Sozialismus bei weitem nicht so viel Anhänger 
gewonnen, als in Deutschland ; er ist dort freilich auch nicht so doktrinär 
und revolutionär als der deutsche, sondern mehr auf praktische Reformen 
gerichtet. In Frankreich wiederum ist die Entwickelung des Sozialismus 
seit den Tagen der Pariser Kommune eine stetig fortschreitende gewesen, 
doch hat sich hier die Gegnerschaft zwischen Gemäfsigten und Extremen 
schaif zugespitzt. 

c. Die soziale Reform. Weder der Individualismus noch der 
Sozialismus scheinen geeignet, jene wirtschaftlichen Voraussetzungen zu 
schaflfen, von denen die Möglichkeit einer vollen Entwickelung und einer 
wachsenden Teilnahme der arbeitenden Klassen an den Segnungen der 
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modernen Kultur abhängt. Dieser Anschauung folgten schon zur Zeit 
des Chartismus und der Freihandelsbewegung in der englischen Litteratur 
Männer wie Thomas Caelyle, Charles Dickens und Thomas Hood. 
Von ihnen wurde eine neue soziale Weltauffassung vertreten — eine 
Auffassung, die dem Staate den Schutz der Schwachen zur Pflicht macht, 
die den Arbeiter nicht länger da auf seine eigene Kraft verweist, wo 
diese unzureichend ist, um seine berechtigten Interessen zu wahren. 
Die englische Litteratur blieb auf die deutsche Wissenschaft nicht ohne 
Einflois. Karl Rodbertüs, Lorenz Stein und Bruno Hildebrandt 
waren es, die zuerst mit scharfem Blicke die Bedeutung der sozialen 
Bewegung erkannten und ein feines Verständnis für die sozialistischen 
Theorien zeigten. Aber es schien doch, als wolle die Beschäftigung der 
Wissenschaft mit der sozialen Frage versumpfen, nachdem der englische 
Chartismus vom Boden verschwunden, die französischen Sozialisten in 
den blutigen Junikämpfen durch die Truppen der Eegierung niederge- 
schlagen waren und in Deutschland nach der Revolution des Jahres 
1848 die Reaktion ihren Einzug gehalten hatte. Da rüttelte Ferdinand 
Lassalle die deutschen Gelehrtenkreise wieder auf. Dühring und 
Fr. Albert Lange traten im Jahre 1864 in zwei Schriften für einen 
Ausgleich zwischen den Grundsätzen des Individualismus und Sozialismus 
eiiL Ihnen folgten später A. E. F. Schäpple, L.Brentano, Adolph 
Wagner, G. Schönberg, G. Schmoller u. A. Alle befürworteten, in- 
dem sie einerseits die individualistische, anderseits die sozialistische An- 
schauung bekämpften, eine weitgehende Mitwirkung der Staatsgewalt 
zur Förderung des Wohles der Arbeiter, über deren Art und deren Grad 
freilich wichen sie in ihren Ansichten nicht wenig von einander ab. 
Auch eine kirchliche Mitwirkung an der Lösung der Arbeiterfrage wurde 
gefordert, so namentlich vom Bise hoff Eetteler von Mainz, der 
den christlichen Charakter der Frage besonders stark betonte. 

Das stetig wachsende Interesse der deutschen Gelehrtenwelt, ins- 
besondere der akademischen Vertreter der politischen Ökonomie, führte 
im Jahre 1872 zur Gründung des Vereins für Sozialpolitik, eines 
aus (xelehrten, Beamten, Industriellen, Parlamentariern u. s. w. der ver- 
schiedensten politischen Eichtungen bestehenden Vereins, der zwar einen 
wissenschaftlichen Charakter trägt, aber auch einen Einflufs auf die öflfent- 
liche Meinung ausüben will und in der That auch in weitgehendem 
Mafee ausgeübt hat. Die Debatten in den Versammlungen des Vereins 
und die grofse Reihe von Arbeiten tlber die wichtigsten sozialpolitischen 
Zeitfragen, die auf seine Veranlassung entstanden sind, haben nicht nur 
in weiten Kreisen aufklärend gewirkt, sondern in hohem Mafse den Aus- 
bau der deutschen Gesetzgebung beeinflulst. Von den manchesterlichen 
Nationalökonomen als „Kathedersozialisten*' verspottet, von anderen, auch 
ernsthaften Männern wie Heinrich v. Treitschke als „Gönner des 
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Sozialismus'^ angeklagt, sind die Begründer und Leiter des Vereins fBr 
Sozialpolitik lange Zeit hindurch heftigen Angriffen ausgesetzt gewesen. 
Die öffentliche Meinung ist ihnen indessen bald gefolgt, und die Un- 
haltbarkeit der individualistischen Anschauungen wie die Notwendigkeit 
der sozialen Eeform ist in Deutschland anerkannt worden. 

Von den politischen Parteien Deutschlands ist zuerst die Kon- 
servative Partei Anfang der 50er Jahre unter dem Einflüsse von Männern 
wie H. Wagener, Hüber, v. Brauchitsch und R.Meyer ftr einen 
wirksamen Arbeitersehutz eingetreten, doch hat zum Teil weniger das 
besondere sozialpolitische Yerständnin, als der Kampf gegen den Liberalis- 
mus, dem man die Schuld an den Mifsständen unter der Arbeiterbe- 
volkerung vorwarf, die Haltung dieser Partei beeinflufst Die Über- 
zeugung hiervon war es wohl, die den Hofprediger Stöcker im Jahre 
1877 zur Gründung einer auf dem Boden des christlichen Glaubens und 
der Liebe zu König und Vaterland stehenden, weitgehende Forderungen 
an die Staatshilfe stellenden christlich-sozialen Arbeiterpartei 
veranlafste. Die Partei vermochte sich freilich nicht zu entfalten, ihre 
Grnndanschanungen fanden jedoch in den höchsten Kreisen Anklang. 
Auch neuerdings haben sie wieder stärkere Beachtung gefunden, seit- 
dem der evangelisch-soziale Kongrefs verstanden hat, eine leb- 
haftere Beteiligung der evangelischen Geistlichkeit an den Erörterungen 
der sozialen Frage zu wecken. 

Ein groiser Anteil an dem Ausbau der sozialpolitischen G^etzgebung 
Deutschlands fllllt der katholisch-kirchlichen Partei, dem Cen- 
trum, zu, doch gehört das sozialpolitische Programm dieser Partei erst 
der neueren Zeit an, es reicht nur bis zum Jahre 1877 zurück. Mit 
Entschiedenheit ist das Centrum für einen staatlichen Arbeiterschutz ein- 
getreten, hat sich dagegen zu einer weitgehenden Mitwirkung des Staates 
auf dem Gebiete der Arbeiter Versicherung ablehnend verhalten. Für 
Pflege des religiösen Sinnes und Förderung von Wohlfahrtseinrichtungen 
hat die katholisch-kirchliche Partei eine rege Thätigkeit entfaltet. 

Der Haltung der liberalen Parteien ist bereits Erwähnung ge- 
schehen. Ihre Ansicht, dafs die Arbeiter Verstand genug hätten, um 
ihre Kechte zu wahren, und einer staatlichen Hilfe nicht bedürften, hat 
lange Zeit hindurch die Gesetzgebung beeinflufst. 

Die soziale Reform, wie sie heute in der Wissenschaft und in 
der Politik gefordert wird, sieht allerdings auch die wirtschaftliche Frei- 
heit und Rechtsgleichheit als die Grundbedingungen des wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschrittes an und hält an der Differenzierung der mensch- 
lichen Gesellschaft fest; allein sie will, dafs jene Freiheit beschränkt 
sei, dafs die Rechtsgleichheit hinsichtlich des Arbeitsvertrages nicht nur 
formell, sondern durch die eine Organisation der Arbeiter begünstigende 
Gesetzgebung thatsächlich bestehe und dafs die Differenzierung nicht 
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in eine imtiberbrückbare Kluft zwischen Besitzenden und Nichtbesitzenden 
ausarte. Sie verwirft es einerseits, im Gegensatze zu dem Individualismus, 
dem Einzelnen die Verantwortlichkeit für seine Lage allein zu über- 
lassen, aber sie fordert anderseits wieder im Widerspruche mit dem 
Sozialismus, dab der Staat da ergänzend einzutreten habe, wo die Kraft 
des Individuums und der freien Organisationen nicht ausreichen. In der 
Arbeiterfrage strebt sie dahin, den Arbeitern ein Einkommen zu ver- 
schaffen, das nicht nur zur Befriedigung der notwendigsten Lebens- 
bedtlrfnisse ausreicht, sondern ein wirkliches Kulturleben zu führen ge- 
stattet. Sie strebt weiter dahin, dals das Einkommen unter Bedingungen 
erzielt werde, die die personliche Freiheit nicht gefährden, nicht schädigend 
auf Gesundheit und Leben, Geist und Lebensfreudigkeit einwirken und 
dem Arbeiter Zeit zur Ruhe, Erholung und Weiterbildung übrig lassen. 
Aber nicht nur auf das wirtschaftliche Gebiet will sich die soziale Re- 
form erstrecken, sie sucht vielmehr darüber hinaus einen Zustand zu 
schaffen, in dem Gerechtigkeit und Menschlichkeit die Hen-schaft führen, 
in dem alles Trennende beseitigt und alles Einende gestärkt, und in 
dem dem einzelnen Individuum bei Fleifs, Wirtschaftlichkeit und Ge- 
sittung die Möglichkeit gegeben ist, aus bedrängter Lage durch eigne 
Kraft wenigstens auf das Niveau der Mittelklassen aufzusteigen. Dieses 
Ziel sofort zu erreichen, wird freilich unmöglich sein. Aber allmählich 
wird sich, wenn Alle ihre Schuldigkeit thun, die zur Mitwirkung an der 
Lösung des sozialen Problems berufen sind, eine Besserung erreichen 
lassen, die zu einer Verringerung der heutigen Übelstände führt. 
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Erster TeU. 

Die Aufgaben des Staates auf dem Gebiete des 
Arbeiterschutzes. 



1. Kapitel. Begriff und Aufgaben des Arbeltersehutzes. 

§1. Der Begriff des Arbeiterschutzes. Nach dem herrsehenden Spraeh- 
gebrauche und dem Wesen unsrer heutigen Arbeitersohutzbestrebnngen 
wird man als Arbeiterschutz den besonderen Schutz zu bezeichnen haben, 
den der Staat den gewerblichen Arbeitern gegen die aus dem Arbeits- 
verhältnisse , aus ihrer persönlichen und wirtschaftlichen Abhängigkeit 
von ihren Arbeitgebern drohenden Gefahren gewährt. 

Nach dieser Definition erstreckt sich der Arbeiterschutz einerseits 
nur auf unselbständige Arbeiter, anderseits lediglich auf die gewerbliche 
Gehilfenarbeit. Als gewerbliche Gehilfenarbeit wiederum wird für die 
Folge jede als schutzbedtirftig anerkannte Gehilfenarbeit zu betrachten 
sein, gleichviel ob sie in den der Gewerbeordnung unterstehenden Ge- 
werbebetrieben geleistet wird oder in Betrieben, die nicht zu den Ge- 
werben im Sinne des allgemeinen Gewerberechtes gehören, für die aber 
ein besonderer Schutz des Arbeitsverhältnisses des Hilfspersonals erklärt 
und unter Umständen aufserhalb der Gewerbeordnungen geregelt ist. 
Der schutzrechtliche Begriff der gewerblichen Hilfsarbeit wird somit 
häufig über den gewerberechtlichen Begriff hinausgehen; er wird ander- 
seits aber wiederum Einschränkungen erfahren, da ftlr die Gehilfen 
mancher Betriebe im Sinne des Gewerberechtes ein vom Staate gewährter 
besonderer Arbeiterschutz weder notwendig, noch durchführbar ist. 

Wie sich aus unsrer Definition ergibt, ist als Arbeiterschutz nicht 
jeder Schutz, wie er allen Staatsbürgern gleichmäfsig zu Teil wird, son- 
dern nur der besondere, auf Abwehr von Gefahren aus deoi Arbeits- 
verhältnisse gerichtete Staatsschutz zu verstehen. Hiernach gehört hierzu 
auch nicht der freie Selbstschutz der Arbeiter (Schutz durch Arbeiter- 
vereine) und der Schutz, den Dritte (Arbeitgeber, Vereine, Kirche, Schule 
u. s. w.) freiwillig gewähren. Da diese Arten des Schutzes indessen den 
Staatsschutz wesentlich ergänzen und nach manchen Richtungen hin 
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Vieles leisten, was der Staatsschatz niemals würde leisten können, so 
wird auch auf sie im Rahmen dieser Ausführungen eingegangen werden. 
Ausgeschlossen dagegen bleibt von der Erörterung das Gebiet des Ar- 
beiterversicherungswesens, ebenso können die Mafsnahmen der sog. 
Wohlfahrtspolizei (die Armenpflege, das Sparkassenwesen, die öffentliche 
Gresundheitspflege u. dgl.), obgleich diese in hohem Mafse einen Schutz 
der Arbeiter gegen Not aller Art anstreben, nicht besprochen werden. 
Alle diese Bestrebungen gehören nicht zum Arbeiterschutze im eigent- 
lichen Sinne. Das Gleiche wäre auch der Fall hinsichtlich der sog. 
Arbeiterwohnungsfrage, die eigentlich keine spezifische Arbeiterfrage ist 
und im Grunde genommen teils in das Gebiet der Gesundheits-, teils 
der Sicherheitspolizei gehört. Diese Frage wird jedoch im vierten Teile 
dieses Buches kurz berührt werden. 

§ 2. Zweck und Berechtigung des Arbeiterschutzes. Humanität und 
Moral, ja selbst die Rücksichten auf die Erhaltung des internationalen 
Konkurrenzgleichgewichtes fordern gebieterisch, die gegenwärtige wie die 
künftigen Generationen gegen eine Entartung infolge einer schädigenden 
Verwendung der gewerblichen Lohnarbeit sicher zu stellen. Sie fordern, 
dals dem einzelnen schwachen Individuum nicht nur ein wirtschaftlicher 
Schutz gewährt, sondern darüber hinaus zugleich die Person und die 
Freiheit der Arbeiter durch den Staat geschützt werde. Die Erfüllung 
eines derartigen Verlangens erscheint nicht allein im Interesse der Ge- 
sellschaft und des Individuums zweckmäfsig, sondern unter bestimmten 
Voraussetzungen auch berechtigt. 

Die Berechtigung eines staatlichen Arbeiterschntzes setzt einerseits 
voraus, dals eine entschiedene, eine besondere Schutzorganisation recht- 
fertigende Gefährdung aus der Verwendung zur Arbeit vorliegt, ander- 
seits dals der Selbstschutz der Arbeiter, der Schutz der Familien, privater 
und nicht staatlicher Körperschaften, wie schlieMich der ordentliche 
Verwaltungs- und Gerichtsschutz nicht ausreichen, um jene Gefährdungen 
zu beseitigen. Aber auch nur im Mafse des Ergänzungsbedürfnisses wird 
der Staatssohutz zur Bewältigung der Gefahren eingreifen dürfen und 
Mob als aufserordentlicher Schutz hierzu geeignet sein. In vielen Fällen 
wird er von vornherein überhaupt nicht in Frage kommen. 

Ein ordentlicher Verwaltungs- und Gerichtsschutz für die gewerb- 
Hehe Arbeit ist schon längst vorhanden, allein er genügt gegenüber den 
an andrer Stelle geschilderten Übelständen, die die Entwickelung der 
modernen Grofsindustrie im Gefolge gehabt hat, bei weitem nicht mehr. 
Eis ergiebt sich daher die zwingende Notwendigkeit eines erhöhten, be- 
sondern Arbeiterschutzes. 

§ 3. Der Begriff Gewerbe. Zur Feststellung des Begriffes und 
Umfanges des Arbeiterschutzes ist es wichtig, darüber klar zu sein, was 
man unter „gewerblicher Arbeit*' zu verstehen hat. Nach dem üblichen 
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Spraohgebranohe bezeichnet man in Deutschland als Gewerbe jede ge- 
setzlich erlaubte, auf Erwerb gerichtete regelmäfeigc Privatth&tigkeit 0, 
die in einer Verarbeitung von Stoffen zur Herstellung oder Verbesserung 
von Saohgütem besteht. Hiervon pflegt man jedoch jene Thätigkeit 
auszunehmen, die in der Land- und Forstwirtschaft, in der Viehzucht, 
im Weinbau und in der Verarbeitung selbstgewonnener Bodenprodukte 
(sofern nicht die Verarbeitung die Hauptsache und die Stoffgewinnung 
nur Mittel der Fabrikation ist) geleistet wird (Schäffle, Zur Theorie 
und Politik, I, a. a. 0., S. 623). Mit einer derartigen Begriffserklärung 
der Theorie kommt die Praxis im allgemeinen jedoch nicht aus. Die 
Berliner Konferenz hat sich daher im Frühjahre 1890 einstimmig dahin 
ausgesprochen, dafs man unter gewerblichen Anlagen diejenigen zu ver- 
stehen habe, die die Arbeitsgesetze in den verschiedenen Ländern, 
sei es durch Definition, sei es durch Aufzählung, als solche 
ansähen. 

§ 4. Das Schutzhedürfnis der gewerblichen Arbeiter. Der besondere 
Schutz gewerblicher Arbeiter ist teils durch die besondere Greföhrlich- 
keit des Betriebes, in dem sie beschäftigt werden, teils durch ihre in- 
dividuellen Eigenschaften bedingt. Aus diesem Umstände leitet Schäffle 
(Zur Theorie und Politik, I, a. a. 0., S. 628) die folgende schutzrechtliche 
Klassifikation des gewerblichen Hilfspersonals ab: 
L gegenständlich, 

A. nach der Geschäfts gattung: 

1. in Hinsicht auf die Erwerbs Verzweigung: Hilfsarbeit, 
im Bergbetrieb, 

„ Industriebetrieb (Gewerbfleifs), 
„ Handelsbetrieb, 
„ Verkehrs- und Transportbetrieb, 
in Dienstgewerben; 

2. in Hinsicht auf die besondere G e f ä h r 1 i c h k e i t der Geschäfte 
innerhalb jedes Erwerbszweiges: gefilhrliche — ungefährliche 
Hilfsarbeit. 

B. nach dem Geschäftstypus: 

1. in Hinsicht auf die Persönlichkeit des Arbeitgebers: 
Privat-, — Regie-Gehilfenarbeit; 

2. in Hinsicht auf die Wahl und auf die Weise der Zusammen- 
fassung der Arbeitsgehilfen durch den und mit dem Arbeitgeber : 
Fabrikarbeit, 

1) Die Betriebe des Staates und der Gemeinden fallen, wenigstens sofern sie 
auf Erfüllung eines Staats- und Gemeindezweckes gerichtet sind, nicbt unter den 
nach dem Spracbgebrauche üblichen Begriff des Gewerbes. Trotzdem ist ein Schutz- 
bedürfnis auch in diesen Betrieben anerkannt und von der Gesetzgebung zuge- 
standen worden. 
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fabrikähnliche Arbeit (Qaasifabrikarbeit, namentlioh fabrikartige 
Werkstellenarbeit), 
sonstige Werkstellenarbeit, 
Hausgewerbearbeit (Heimarbeit), 
Familienarbeit, 
n. individuell: 

Ä. mit Rücksicht auf allgemein menschliche und bürgerliche Schutz- 
bedürftigkeit: 

1. erwachsene — jugendliche Arbeiter; 

2. männliche — weibliche Arbeiter; 

3. verheiratete — unverheiratete Arbeiterinnen; 

4. Lehrlinge — ausgelernte Arbeitsgehilfen; 

5. schulpflichtige — nicht schulpflichtige Arbeitsgehilfen; 

B. mit Rücksicht auf die Schutzbedürftigkeit nach dem Unterschied 
der Gehilfenstellung im Geschäft: 

höhere Arbeitsgehilfen (teils Betriebsgehilfen, Betriebsbeamte, 
Werkführer, Vorarbeiter, teils technische Gehilfen, Maschinen- 
. techniker, Chemiker, Zeichner, Modelleure), — gemeine Ar- 
beitsgehilfen. 
Sowohl in der deutschen Arbeiterschutzgesetzgebung als auch in 
der anderer Staaten tritt jede der von Schäpfle aufgeführten Klassen 
mehr oder minder deutlich hervor. Allerdings ist das Mafs des Arbeiter- 
schutzes und die Art seiner Durchflihrung sehr verschieden. Auch kann 
darüber kein Zweifel bestehen, dafs der Arbeiterschutz selbst erst in der 
Entwiekelung begriffen ist. 

§ 5. Die Begriffe: Fabrikarbeif, Werkstätfefiarbeif, Hausindustrie 
und Familienarbeit a. Die Fabrikarbeit. In allen Kulturstaaten 
bat bisher die Fabrikarbeit den umfassendsten Schutz gefunden, obgleich 
gerade die Feststellung ihres Begrifi'es erhebliche Schwierigkeiten bietet. 
Während der gewöhnliche Sprachgebrauch als Fabriken im allgemeinen 
gewerbliche Betriebe bezeichnet, in denen bei einer weitergehenden 
Arbeitsteilung und gewöhnlich auch unter Anwendung von Maschinen 
und Motoren gleichzeitig und regelmäfsig eine gröfsere Anzahl von Ar- 
beitern aufserhalb ihrer Wohnung beschäftigt wird, reicht diese Be- 
stimmung für den schutzrechtlichen Begriff der Fabrikarbeit nicht aus. 
Was als solche zu betrachten, ist von der Gesetzgebung der einzelnen 
Staaten in verschiedenem Sinne entschieden worden. Da der Gebrauch 
von Motoren und Maschinen für das Vorhandensein eines Fabrikbetriebes 
allein nicht als maiägebend angesehen werden kann, so hat sich z. B. 
die schweizerische, österreichische, französische und italienische Gesetz- 
gebung bei der Feststellung des Begriffes „Fabrik'' im allgemeinen an 
die Gröfse des Betriebes nach der Zahl der durchschnittlich regelmäfsig 
beschäftigten Arbeiter gehalten. Es rechnen das französische Gesetz vom 

Fbakkevsteik, Arbeitersohatz. 2 
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22. Februar 1841 und die österreiehisehe Ctowerbeordnmng von 1859 und 
1885 zu den Fabriken alle Betriebe, in denen mehr als 20 Arbeiter be- 
schäftigt werden. Nach der italienischen Oesetzgebnng beginnt die Fabrik 
bereits bei einer Beschäftigung Ton sehn Personen. Das schweizerische 
Fabrikgesetz vom 23. März 1877 gewährt den Arbeiterschntz Jeder in- 
dustriellen Anstalt, in der gleichzeitig und regelmäfsig eine Hehrzahl 
Yon Arbeitern aniserfaalb ihrer Wohnungen in geschloss^ien Bäumen 
beschäftigt wird**, wie „Anstalten ftlr polygraphische Gewerbe mit mehr 
als fttnf Arbeitern^. Die Verordnung des Bundesrates Tom 3. Juni 1891, 
betr. die Vollziehung von Art 1 des Bundesgesetzes ttber die Arbeit in 
Fabriken, betrachtet unter dem Vorbehalte, dafs die in dem genannten 
Artikel enthaltenen allgemeinen Bedingungen zutreffen, als Fabriken: 
a. Betriebe mit mehr als ftlnf Arbeitern, die mechanische Motoren ver- 
wenden oder Personen unter 18 Jahren beschäftigen oder gewisse Grc- 
fahren ftlr Gesundheit und Leben der Arbeiter bieten; b. Betriebe mit 
mehr als 10 Arbeitern, bei denen keine der unter a genannten Be- 
dingungen zutrifft; c. Betriebe mit weniger als 6 bezw. weniger als 
1 1 Arbeitern, die aufsergewohnliche Gefahren ftlr Gesundheit und Leben 
bieten, oder den unverkennbaren Charakter von Fabriken aufweisen. 
In der Novelle zur deutschen Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 wird 
ftlr Betriebe , die 20 und mehr Arbeiter beschäftigen , die Au&tellun^ 
einer Arbeitsordnung verlangt ; zu einer genaueren Bestimmung des schutz- 
rechtlichen Begriffes der Fabrikarbeit in Deutschland kommt man indessen 
erst dann, wenn man sich die hauptsächlichsten Merkmale einerseits der 
dem Fabrikbetriebe gesetzlich gleich oder annähernd gleich gestellten, 
anderseits der dem Fabrikarbeitersehutze gesetzlich entzogenen Betriebs- 
weisen vergegenwärtigt. In der heute geltenden deutschen (Gewerbe- 
ordnung sind dem Fabrikbetriebe ganz oder teilweise gleichgestellt: 

1. Bergwerke, Salinen, Aufbereitingsanstalten und unterirdisch be- 
triebene Brüche und Gruben, 

2. Httttenwerke, Zimmerplätze und andere Bauhöfe, Werften sowie 
solche Ziegeleien und über Tage betriebene Brüche und Gruben, die nicht 
blofs vorübergehend oder in geringem Umfange betrieben werden, 

3. Werkstätten, in denen durch elementare Kraft (Dampf, Wind, 
Wasser, Gas, Luft, Elektrizität u. s. w.) bewegte Triebwerke nicht blofs 
vorübergehend zur Anwendung kommen, 

4. andere Werkstätten (sowie Bauten), wenn hierauf durch Kaiser- 
liche Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Bestimmungen 
des Fabrikschutzes *) ausgedehnt werden. 

Diese vier Kategorien bezeichnet Schäffle meines Erachten« wi- 



1) Die §§ 135— 139b der R.-G.-0., also mit AasschlariB der Bestimmuiigen Ober 
die Arbeitsordnung. 



Digitized by 



Google 



1. Kapital. Begriff und Aufgaben des Arbeiterschutzes. 19 

treffend als ^fabrikartige Betriebe*'.*) Im Gegensätze zu ihnen nnter- 
stehen nach dem deutschen Arbeiterschutzreehte dem Fabriksohutze nicht 
„Werkstätten, in denen der Arbeitgeber ausschliefelich zu seiner Familie 
gehörige Personen beschäftigt." 

Berücksichtigt man nun die Merkmale, die den fabrikartigen Be- 
trieben wie den dem Fabrikschutze gesetzlich entzogenen Betriebsformen 
eigentümlich sind, so ergeben sich für den Begriff der Fabrik, wie er 
im Sinne der deutschen Arbeiterschutzgesetzgebung aufzufassen ist, 
fogende Merkmale: 

Der Fabrikbetrieb ist 

ein regelmafeig fortgehender, 

in der Regel mit elementarer Triebkraft, also meist nicht rein 

mit der Hand erfolgender Betrieb 

gröberen Umfanges 

zum Zwecke der Be- und Verarbeitung von Stoffen 

und des unmittelbaren Absatzes der darin gewonnenen Waaren. 
Er ist weiterhin ein Betrieb, in dem 

ausschliefslich oder doch ganz überwiegend Personen, die nicht 

zur Familie des Arbeitgebers gehören, 

in geschlossenen, 

besonderen Betriebsgebäuden oder Betriebsräumen 

des Arbeitgebers, 

in der Regel in gröfserer Zahl, 
beschäftigt werden. 

Weitere Merkmale, die den Unterschied zwischen Fabrikbetrieben 
und anderen Betriebsformen charakterisieren, kommen, obgleich sie vor- 
handen sind, nicht in Betracht, um den Begriff Fabrik im Sinne des 
neueren deutschen Rechtes zu bestimmen. 

Das englische Fabrik- und Werkstättengesetz vom 27. Mai 1S78 
erstreckt sich auf alle Fabriken und die grofse Mehrzahl der Werk- 
stätten, jedoch nur insoweit, als darin die geschützten Personen 
des Gesetzes — Kinder, junge Leute und Frauen — beschäftigt sind. 
Eine Definition des Begriffes „Fabriken**, die nach jenem Gesetze in 
Textilfabriken und Nicht-Textilfabriken zerfallen, wird nicht gegeben, 
doch wird das Hauptgewicht auf die Beschäftigung geschützter Personen 
und die Anwendung elementarer Triebkraft gelegt, dagegen ftlr gleieh- 
giltig erachtet, ob sich die Anlage im Freien oder im geschlossenen 
Baume befindet. Als Werkstätten werden Betriebe ohne Anwendung 
elementarer Triebkraft bezeichnet, sofern darin Frauen, Kinder und junge 



1} Er sagt (Theorie und PoUtik, I, 8.632): «Wir würden dazu das Wort 
„ Werkstätte* w&hlen, wenn die Betriebe der Ziffer 1 und 2 eben nicht Werkstätten 
wären , und wenn die Zi£fer 4 schntzrechtlich nicht eine „andere" Art ton Werk- 
stätten im Gegensatz zu Ziffer 3 im Auge hätte." 

2* 
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Leute, d. h. geschützte Personen beschäftigt werden. Unter das Gesetz 
fallen nicht sämtliche Werkstätten, denen ein Wohnraum als Betriebs- 
stätte dient, in denen elementare Triebkraft nicht zur Anwendung ge- 
langt und ausschliefslieh Familienglieder beschäftigt werden.*) 

b. Der Werkstättenbetrieb. Der Begriff Werkstätte nach eng- 
lischem Rechte ergiebt sich aus dem unter a Gesagten. Nach dem deut- 
schen Arbeiterschutzrechte ist es gleichgiltig, ob der Betrieb mit 
Elementartriebkraft ausgerüstet ist oder ohne Motoren durch die Hand 
erfolgt, oder ob es sich um den alten handwerksmä&igen Betrieb in be- 
sonderer Arbeitsstätte handelt; dagegen ist Erfordernis für den Begriff 
des Werkstättenbetriebes, dafs er in geschlossenen Räumen auJberhalb 
der Wohnungsräume stattfindet und die Be- und Verarbeitung von Stoffen 
zum Zwecke hat. 

c. DieHausindustrie. Die Hausindustrie ist nach gewohnlichem 
Sprachgebrauche eine gewerbliche Betriebsform, bei der der Arbeiter 
in seinen eigenen Räumen (Wohnung, Werkstätte) allein oder mit Hilfs- 
kräften mit der Herstellung von Waren beschäftigt ist, die dann ein Ver- 
mittler übernimmt, um sie im grofeen abzusetzen. Sie kommt in ver- 
schiedenen Formen vor, ohne sich immer gegen Handwerk und Fabrik- 
arbeit scharf abgrenzen zu lassen, und gestaltet sich insbesondere 
verschieden, je nachdem sich zwischen den Besteller und die Haus- 
industriellen noch besondere Vermittler (Agenten, Entrepreneure u. s. w.) 
einschieben oder nicht. Die Reichs-Gewerbe-Ordnung versteht unter 
hausindustriellen Arbeitern Personen, die „für bestimmte Gewerbe- 
treibende aulserhalb der Arbeitsstätten der letzteren mit der Anfertigung 
gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt sind, und zwar auch dann, wenn 
sie die Roh- und Hilfsstoffe selbst beschaffen*'. Das Hauptgewicht wird 
in der Begriffsbestimmung der hausindustriellen Arbeit mithin einerseits 
darauf gelegt, dafs der Arbeiter für einen dritten Besteller arbeitet, die 
angefertigten Waren also nicht unmittelbar absetzt, anderseits darauf, 
dafs der Betrieb nicht in Räumen des Bestellers (Arbeitgebers) oder 
eines Arbeitsvermittlers stattfindet* 

d. Das Familiengewerbe. Als Familiengewerbe sind stoff- 
verarbeitende Betriebe zu bezeichnen, in denen lediglich Familien- 
angehörige des Arbeitgebers beschäftigt werden. Ob die Waren aus- 
schliefslieh zum unmittelbaren Absätze oder auf Bestellung dritter an- 
gefertigt werden oder aber der Betrieb im übrigen die Merkmale eines 
Werkstättenbetriebes aufweist, ist gleichgiltig; das Charakteristische 
besteht in dem Zusammenarbeiten ausschlielslich familienangehöriger 
Arbeitsgehilfen. 

§ 6. Die SuhjeJcte des Ärbdterschutzes. a. Die jugendlichen 

1) Über die Ausdehnung, die das Gesetz von 187S durch die Foctory and Workshop 
Act 1895 gefunden hat, ist in den folgenden Kapiteln N&heres mitgeteilt. 
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Arbeiter. Der Begi-iflF der Arbeit jugendlicher Personen, die wieder 
in die ^yKinderarbeit'' und die Arbeit Junger Leute" zerfllllt, wird 
einerseits durch die untere Altersgrenze bestimmt, unterhalb deren in 
bestimmter Ausdehnung das Verbot der Beschäftigung überhaupt be- 
steht, anderseits durch die obere Altersgrenze, über die hinaus die Arbeit 
schutzrechtlich als die erwachsener Personen gilt. Bezüglich der Arbeit 
von Kindern wird eine weitere Scheidelinie durch das Alter festzustellen 
sein, bis zu dem die Arbeit überhaupt verboten oder von dem ab sie, 
wenn auch beschränkt, erlaubt ist. 

Die untere Altersgrenze, die die unerlaubte Kinderarbeit von der 
erlaubten, aber beschränkten trennt, ist in den südlichen Ländern nie- 
driger normiert und wohl auch in Zukunft niedriger zu normieren, als 
in den nördlichen Industriestaaten. Sie fällt in Italien auf das zurück- 
gelegte 9. Lebensjahr, in England, Dänemark, Spanien wie in den 
meisten industriellen Staaten der nordaraerikanischen Union auf das 
zurückgelegte 10. Jahr, in Frankreich, OesteiTcich, Schweden, Holland 
und Belgien auf das zurückgelegte 12., in Deutschland, sofern der Schul- 
pflicht genügt ist, auf das zurückgelegte 13., andernfalls auf das 14., in 
der Schweiz auf das zurückgelegte H.Lebensjahr. 

Die obere Altersgrenze der jugendlichen Arbeiter bildet in den 
südlichen Ländern in der Regel das Alter von 14 Jahren, in Deutsch- 
land und Oesterreich das Alter von 1 6 Jahren, in Grofsbritannien, in der 
Schweiz, in Frankreich und in Dänemark das Alter von 18 Jaliren. Sofern 
bei Ableistung der Arbeit Gefährdung von Leben, Gesundheit und Sittlich- 
keit, Gefährdung des Lehr- und ünterrichtsbedürfnisses u. s. w. in Frage 
kommt, ist die obere Altersgrenze häufig noch höher (21 Jahre) gezogen. 

Als Scheidelinie zwischen „Kindern" und „jungen Leuten" kann 
in den nördlichen Ländern das 14., in den südlichen das 12. Lebens- 
jahr angesehen werden. Wo jugendliche Arbeiter unter 14 Jahren nicht 
beschäftigt werden dürfen (in der Schweiz, teilweise in Deutschland), fallen 
sie mit den jungen Leuten (von 14—18 bezw. 14— 16 Jahren) zusammen. 

b. Frauen- und Männerarbeit. Als Frauenarbeit im Sinne 
des Arbeiterschutzrechtes ist nicht die weibliche Arbeit an sich, sondern 
diejenige solcher Arbeiterinnen zu bezeichnen, die nicht nur als jugend- 
liche Personen, sondern mit Rücksicht auf ihr Gesohlecht und ihr Familien- 
leben geschützt sind. Unter Männerarbeit versteht man die Arbeit der- 
jenigen männliclien Personen, die nicht mit Rücksicht auf das jugendliche 
Alter geschützt ist. Eine positive Bedeutung hat sie bisher jedoch nur 
in dem Schutzreohte einiger Staaten erlangt. 

§ 7. Übersicht über Inhalt, Regelung und Organisation des Ar^ 
beiterschutzes. Eine Darstellung des Arbeiterschutzes wird sich in erster 
Linie mit dessen Inhalt, mit den Mafsnahmen des Staates gegen die 
den Arbeitern aus dem Arbeitsverhältnisse drohenden Gefahren zu bc- 
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8e]iftftigen haben. Jene MaiBnahmen sind teils materieller, teils f or- 
melier Natur. Diejenigen der ersten Art teilt Schäffle (Zur Theorie 
undPolitik, I, a* a. 0., S. 644) ein in solche des Verwendungssehuties 
(Arbeits! ei tsehutzes — Arbeitsruhesohutzes), desBetriebsschntzes 
(Schutz bei Ableistung der Arbeit, gegen Gefährdung von Leben und 
Gesundheit, gegen GefUirdung der Sittlichkeit, des Lehr- und Unter- 
riehtsbedttrfiiisses u. s. w.) und des yerkehrssohutzes(im persönlichen 
und wirtschaftlichen Verkehre des abh&ngigen Arbeiters mit dem Arbeit- 
geber und dessen Leuten). Dieser Einteilung wird man bei der Dar- 
stellung von Theorie und Politik des Arbeiterschutzes im wesentlichen 
folgen können. 

Dem materiellen Arbeiterschutze gegenüber steht der formelle 
Schutz« Er hat den Arbeitsvertrag zum Gegenstande und erstreckt 
sich auf dessen Abschlufs, Fortbestand und Erftillung wie auf die Ver- 
tragsbedingungen« 

Li zweiter Linie wird eine systematische Darstellung des Arbeiter- 
schtttzes die Art seiner rechtlichen Regelung (durch Gesetz — 
kodifikatorisch, sondei^esetzlich — und Verordnung) und in dritter 
Linie schliefslich seine Organisation (nach Behörden, Verwaltungs- 
verfahren und Verwaltungsmitteln) zu erörtern haben. 

Von diesem Gesichtspunkte aus ist im folgenden an die Lösung 
der Aufgabe herangetreten w(»*den. 



A. Der Inhalt des Arbeitersdmtzes. 

2. Kapitel. Der Arbeits zeit- und Arbeits ruhe -Schutz 
(BesehfiftlguDgssohutz). 

Bei dem Besohäftigungsschutze handelt es sich einerseits um Be- 
schränkungen in der Verwendung gewerblicher Arbeiter, anderseits um 
Verbote ihrer Verwendung überhaupt. Die Beschränkungen laufen 
hauptsächlich darauf hinaus, dafs den Arbeitern durch gewisse Unter- 
brechungen der Arbeit (Sonntagsruhe, Nachtruhe, Pausen) ein Mindestmafs 
Ton Arbeitsruhe gewährleistet und dafs die Höchstdauer der täglichen 
Arbeitszeit geregelt wird. 

Der Arbeitsruhe- und Arbeitszeitschutz ist erforderlich, weil jede 
Übertreibung der Beschäftigung mit Nachteilen für die Gesundheit wie 
für das geistige und sittliche Leben der Arbeiter verbunden ist. Im In- 
teresse der Unternehmer liegt es aber, durch möglichst andauernde Be- 
schäftigung ihrer Gehilfen ihr Anlage» und Betriebskapital weitgehend 
auszunutzen ; das hat sie, zumal nach Einführung des Maschinenbetriebes, 
yeranlaist, Nachtschichten einzulegen, auch wo sie technisch nicht 
notwendig waren, die Sonn- und Feiertagsruhe zu kürzen, die Ar- 
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beitspansen einzuschränken und die Tagessehichten ttbermäfsig auszu- 
dehnen. Hieran kann der einzelne Arbeiter nichts ändern, ebensowenig 
ist etwas von den Unternehmern zu erwarten. Wenn es unter diesen 
auch einen Teil gäbe, der bereit wäre, den Arbeitern einen angemessenen 
Arbeitsruhe- und Arbeitszeitschutz zu gewähren, so würde doch auch 
ein anderer Teil vorhanden sein, der das nicht thäte und nur sein In- 
teresse, möglichst billig zu produzieren und darin den Eonkurrenten zu 
tibertreffen, wahren würde. Durch das Verhalten dieses Teiles aber würden 
die humanen Arbeitgeber, um konkurrenzfähig zu bleiben, gezwungen 
werden, von ihren MaJDsregeln abzusehen. Es ergiebt sich hieraus, dalB 
die Gewährleistung eines besonderen Arbeits zeit Schutzes durch den 
Staat notwendig ist. 

§ 1. Der Arheitszeitschutz (Maanmalarbeitstag). Der Arbeitszeit- 
sohutz, der in dem Pausen-, Nacbtarbeits- und Feiertagsschutze gegeben 
ist, findet in dem Maximalarbeitstage, in der gesetzlichen Ein- 
schränkung der Arbeit des Werktages auf eine bestimmte Höchstdauer; 
seine Ergänzung. Der Maximalarbeitstag, der entweder durch Fest- 
stellung des Höchstbetrages der Arbeitszeit für jeden Werktag oder durch 
Feststellung der höchsten zulässigen Arbeitsstundenzahl an sämtlichen 
Werktagen einer Woche zusammen bestimmt wird, kann sowohl durch 
Vertrag und Gewohnheit, als durch Gesetz und Veroi-dnung durchgesetzt 
werden. Freilich pflegt man stets an einen gesetzlichen Arbeitstag zu 
denken, wenn vom Maximalarbeitstage die Rede ist; doch ist nicht 
aufser Acht zu lassen, dafe diesem und seinen weiteren Verkürzungen 
der Vertragsmaximalarbeitstag vorauszugehen pflegt. Der Weg der freien 
Vereinbarung und Verständigung zwischen Arbeitgebern und Arbeitern 
oder zwischen Koalitionen beider hat zweifellos seine Vorteile, er be- 
sitzt aber auch insofern grofse Nachteile, als die Arbeiter durch einen 
oft beiden Teilen grofse materielle Opfer auferlegenden, nicht selten er- 
bitterten Kampf eine Verbesserung ihrer Lage erringen und die unver- 
meidlichen Änderungsversuche zu einer Verschärfung der Gegensätze bei- 
tragen müssen. Durch gewisse Einrichtungen (Einigungsämter) lälst sich 
der Kampf wohl mildern, allein es ist nicht zu vergessen, daTs er nur 
dann für die Arbeiter siegreich ausfallen wird, wenn diese so organisiert 
sind, um durch ihre Macht ihren Forderungen Geltung zu verschaffen. 
Die staatliche Regelung ist jedenfalls der kürzere Weg. Natürlich mufs 
auch sie die Vertragsfreiheit hinsichtlich weiterer Kürzungen des Maximal- 
arbeitstages wahren. 

Der Maximalarbeitstag kann entweder gleichmäUsig für alle ge- 
schützte Arbeit — auch als Regel, die Ausnahmen zuläfst — oder fttr 
jedes Gewerbe, in denen man den Arbeitern einen Arheitszeitschutz 
sichern will, festgesetzt werden. Seine Ausdehnung kann weiterhin auf 
alle Zweige der gewerblichen Arbeit erfolgen, oder sie kann beschränkt 
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sein, z. B. auf die Fabriken. Sie. kann auch in sofern beschränkt 
sein, als sich der Maximalarbeitstag nnr auf die Frauen und jugend- 
lichen Arbeiter oder blofc auf die einen von beiden, nicht aber auf die 
Männer erstreckt. Eine weitere Einengung tritt ein, wenn er lediglich 
fftr gesundheitsschädliche Betriebe festgesetzt wird („hygienischer Ar- 
beitstag", ScHÄFFLE, Zur Theorie und Politik, I, S. 653). 

Bei der Festsetzung eines allgemeinen, für alle geschützte Arbeit 
gleichmäfsigen Maximalarbeitstages wird noch zu berücksichtigen sein, 
ob es sich um ununterbrochen fortlaufende effektive Arbeitsleistung handelt, 
oder ob der Arbeitstag durch beträchtliche Warte- undArbeitsbereitschafts- 
fristen unterbrochen ist. Auch die Frage ist namentlich für die praktische 
Durchführbarkeit eines Maximalarbeitstages von grofscr Bedeutung, ob 
Nebenarbeit (zu Hause, in dritten Unternehmungen u. s. w.) eingerechnet 
werden und auch der Arbeiter gehalten sein soll, selbst wenn er neben- 
her noch arbeiten wollte, jedem Nebenerwerbe fernzubleiben. Wird diese 
Frage bejaht, so verliert namentlich ein kurz bemessener Maximalarbeits- 
tag völlig seine Bedeutung. 

Schliefslich ist noch darauf zu verweisen, dafs der Maximalarbeits- 
tag im Sinne derer, die die weitgehendsten Forderungen an den Arbeits- 
zeitschutz stellen, nicht allein schutzrechtliche, sondern vorzugsweise oder 
gleichzeitig lohnpolitische Zwecke verfolgen soll. Es wird darum die 
Frage des Maximalarbeitstages sowohl vom schutzrechtlichen, als auch 
vom schütz- und lohnpolitischen Gesichtspunkte aus zu behandeln sein. 

Mit einem rein schutzrechtlichen Maximalarbeitstage hat man es zu 
thun bei dem hygienischen Arbeitstage und bei dem Arbeitstage der 
Frauen und jugendlichen Arbeiter, dann in erster Linie aber auch bei 
dem Fabrik arbeitstage Erwachsener. 

a. Der hygienische Maximalarbeitstag. Es ist bekannt, 
dafs eine Keihe von Betrieben und Arbeitsverrichtungen mit grofsen Ge- 
fahren für die Gesundheit der Arbeiter verknüpft ist und beträchtliche 
Anforderungen an deren Leistungsfähigkeit stellt. Aus Gründen, die be- 
reits erwähnt wurden, würde aber weder der Selbstschutz der Arbeiter, 
noch die Moral der Arbeitgeber hinreichen, um die aus hygienischen 
Rücksichten erforderliche Kürzung vorzunehmen. Deshalb ist es wohl be- 
rechtigt, einen hygienischen Maximalarbeitstag, sei es durch Gesetz oder 
sei es auf dem Wege der Verordnung, einzuführen und auf alle gesund- 
heitsgefährlichen Betriebe und Verrichtuugen auszudehnen. 

b. Der Maximalarbeitstag für jugendliche Arbeiter und 
Frauen. Dafs jugendliche Arbeiter und Frauen, auch wenn sie den 
Arbeitgebern in geschlossener Zahl entgegentreten, nicht in der Lage 
sein werden, eine ungerechtfertigte, die Gesundheit, die körperliche Ent- 



1) Vgl. hierzu Kap. 3 des !• Teiles. 
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Wickelung und die Moral schädigende Ausdehnung der Arbeitszeit zu 
verhindern, dürfte ebenso wenig zu bestreiten sein als die Thatsache, 
dafs ein humaner Unternehmer rücksichtslosen Konkurrenten gegenüber 
darauf verzichten mufs, den in Rede stehenden Kategorien von Arbeitern 
eine nennenswerte Verkürzung der Arbeitszeit zu gewähren. Ein Staats- 
eingriff ist mithin völlig gerechtfertigt. Soweit es sich um die jugend- 
lichen Arbeiter handelt, ist er auch kaum mehr angefochten. Zu Gunsten 
des Maximalarbeitstages für Frauen wiederum sprechen nicht allein 
die Rücksichten auf Gesundheit und körperliche Entwickelung, sondern 
auch der Umstand, dafs die verheirateten Arbeiterinnen als Führerinnen 
eines Hauswesens und Pflegerinnen und Erzieherinnen von Kindern 
wichtige Pflichten zu erfüllen haben, die sie bei übermäfsig langer Dauer 
der Beschäftigung nicht zu erfüllen vermögen, und dafs sich auch die 
jungen Mädchen, sofern sie durch anstrengende Arbeit übermüdet sind, 
schwerlich auf ihren künftigen Beruf vorbereiten können. Da sich die 
Zahl Arbeiterinnen in bestimmten Industriezweigen stetig mehrt und sich 
die ungünstigen Einflüsse langer Arbeitszeit meist auf bestimmte Bezirke 
konzentrieren, so ist es gerechtfertigt, dieser Entwickelung durch einen 
Maximalarbeitstag Schranken zu setzen, um so mehr, je weniger die 
völlige Beseitigung weiblicher Fabrikarbeit möglich ist. Innerhalb der 
Schweiz hat übrigens das Züricherische Arbeiterinnenschutzgesetz, in- 
dem es seine Bestimmungen auf alle dem eidgenössischen Fabrikgesetze 
nicht unterstellte, weibliche Personen beschäftigende Begriffe ausdehnte, 
sogar den isolierten Arbeiterinnen den 10 stündigen Maximalarbeits- 
tag eingeräumt. Nach der Anweisung des Regierungsrates ist das des- 
halb geschehen, weil gerade die isolierten Arbeiterinnen „am stärksten 
ausgebeutet werden, indem die Ausnutzung derselben im stillen vor 
sich gehen und irgend welcher Widerstand, wie er sonst infolge eines 
gewissen Solidaritätsgefühles noch möglich ist, da nicht stattfinden kann.^ 
c. Der Maximalarbeitstag für erwachsene männliche 
Arbeiter. Für die Ausdehnung des Arbeitszeitschutzes auch auf die 
erwachsenen männlichen Arbeiter im Fabrik- und fabrikartigen Betriebe 
(Fabrikmaximalarbeitstag) spricht zunächst ein Teil der Gründe, die 
sich zu Gunsten des Maximalarbeitstages der jugendlichen Arbeiter und 
Frauen anführen lassen. Durch eine übermäfsig lange Arbeitszeit leidet 
die Gesundheit, Moralität und Intelligenz der erwachsenen Männer ebenso 
wie die der jugendlichen Arbeiter und Frauen. Vor allem aber ftllt 
ins Gewicht, dafs der Mann, der von früh bis abends spät dem Heim 
fern ist, nicht in der Lage ist, dem Familienleben wenigstens ein paar 
Stunden zu widmen und sich um die Erziehung seiner Kinder zu be- 
kümmern. Davon jedoch, so heben die Motive zu dem Arbeiterschutz- 
Gesetzentwurfe der Schweiz zutreffend hervor, „ob dem Arbeiter auch 
noch Zeit und Stimmung bleibt, den Kindern ein Erzieher, der Familie 
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Haupt ond Stflt£e zu sein, hängt gröfstenteils auch der Segen ab, welchen 
die Fabriken dem Lande bringen.*' 

Dafs die Beschränkung der Tagesarbeit der erwachsenen männlichen 
Arbeiter auf 11, ja auf 10 Stunden volkswirtschaftlich zulässig ist, wird 
durch die Erfahrung bestätigt. Sowohl in den Staaten, wo der Elf- und 
Zehnstundentag durch Sitte und Vertrag fbr die Männer zur Geltung 
gekommen, als auch da, wo der Elfstundentag gesetzlich eingeführt 
worden ist, sind die Wirkungen günstig gewesen, und namentlich die 
Arbeitgeber haben sich bald und allgemein zufrieden gegeben. Auch 
da, wo noch lange Arbeitszeit üblich ist, würde gern dieser oder jener 
Unternehmer zu einer Verminderung schreiten; allein er scheut sich, 
den Anfang zu machen, indem er befürchtet, zu wenige Nachfolger zu 
finden und so in seiner Konkurrenzfähigkeit geschädigt zu werden. Bei 
einem gesetzlichen Maximalarbeitstage würde eine derartige Befürchtung 
natürlich ausgeschlossen sein. 

Dafs der Elf- und Zehnstundentag der erwachsenen Männer in 
Fabriken und fabrikähnlichen Betrieben auch ohne staatlichen Zwang 
in einem sehr grofsen Umfange durchgesetzt worden ist, erklärt sich 
zweifellos daraus, dafs erfahrungsgemäfs die Arbeitsleistung bei Arbeit 
über zehn oder elf Stunden hinaus mit der Zeitdauer eher ab- als zunimmt. 
Man hat auch überall beobachten können, dafs die Arbeiter der Nationen 
mit kürzerer Arbeitszeit mehr leisten, als die Arbeiter derjenigen mit 
längerer, und dementsprechend, dafs innerhalb derselben Nation Arbeiter 
mit regelmäfsig kürzerem Arbeitstage mehr leisten als die regelmäCng 
länger arbeitenden. Ebenso sind die Beobachtungen über Steigerungen 
der Arbeitsleistungen infolge weiterer Einschränkungen des Arbeitstages 
sehr zahlreich, und schließlich lehrt die Erfahrung, dafs die Beschränkung 
der Arbeitszeit keineswegs zu einer Reduktion der Arbeitslöhne geführt 
hat, weil durch die gesteigerte Leistungsfähigkeit ein Ausgleich herbei- 
geführt worden ist. Kurze Arbeitszeit, intensivere Leistungen und hohe 
Löhne gehen im allgemeinen Hand in Hand. 

Schülze-Gävernitz (Grofsbetrieb, S. 138) giebt in der umstehen- 
den Tabelle (S. 27) einen Vergleich der Leistungsfähigkeit der englischen 
und deutschen Spinnereien. 

Nach dieser Tabelle beaufsichtigt der englische Arbeiter doppelt so 
viel Maschinen wie der deutsche. Die Maschinen gehen schneller, 
das Abnehmen und Aufsetzen der Spulen geschieht in kürzerer Zeit, 
Fadenbrüehe sind seltener, und das Anknüpfen der zerrissenen Fäden 
erfordei-t weniger Zeit. Infolgedessen sind die Kosten der Arbeit in 
England entschieden geringer als in Deutschland. Dabei sind die Löhne 
der englischen Spinner aber doppelt so hoch als in Deutschland, und die 
tägliche Arbeitszeit beträgt wenig über 9 Stunden gegen 11— llV« in 
Deutschland. 
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Auch die Jahreßbericlite der preufsißclien Eegierungs- und Gc- 
werberäte für 1894 lassen erkennen, dafs eine Verkürzung der Ar- 
beitszeit unter gewissen Bedingungen ohne Verminderung der Pro- 
duktion möglich sei. In vielen Fällen, die sie mitteilen, wurde bei 
kürzerer Arbeitszeit sogar eine Erhöhung der Produktion erreicht und 
damit flir die Arbeiter eine Verbesserung ihres Verdienstes erzielt, so 
in Gladbach, wo die Weber früher bei 1 2 stündiger Tagesarbeit durch- 
schnittlich 35 Mark in 1 2 Arbeitstagen verdienten, während sich ihr Lohn 
nach Einführung des Elfstundentags auf 40—43 Mark hob. Das Gleiche 
wurde in Dortmund, Lüneburg, Hildesheim u. a. a. 0. festgestellt, wo überall 
eine Herabsetzung der Arbeitszeit auf 11 oder 10 Stunden erfolgt war. 

Solche Beispiele liefsen sich in grofser Zahl beibringen. Sie zeigen, 
dafs die Erfahrung eine Beschränkung der Tagesarbeit selbst der er- 
wachsenen männlichen Arbeiter auf 11 oder 10 Stunden längst als volks- 
wirtschaftlich zulässig erachtet hat. Nun liegen freilich dafür keine 
oder wenigstens keine genügenden Erfahrungen vor, dafs in der grofsen 
Mehrzahl der Fabriken auch bei einer weiteren Kürzung der Arbeitszeit 
unter zehn Stunden herab ebensoviel oder mehr geleistet werden würde, 
als bisher in zehn oder elf Stunden. Daneben darfauch nicht verkannt 
werden, dafs die Steigerung der Leistungsföhigkeit der Maschinen- und 
der Handarbeit eine Grenze hat, und ebensowenig kann man darüber im 
Unklaren sein, dafs es nicht etwa Aufgabe des Arbeiterschutzes bildet, 
dem Arbeiter das Arbeiten auch dann zu verbieten, wenn die Arbeits- 
zeit nicht zu lang währt und den hygienischen wie sittlichen Eücksichten 
entspricht. 

Trotz alledem, was bisher erwähnt Avurde, würde man sich gegen 
einen gesetzlichen elf- oder zehnstündigen Fabrikmaximalarbeitstag 
erwachsener männlicher Arbeiter erklären müssen, wenn Sitte und Ver- 
tragsfreiheit zu einer umfassenden Herstellung des richtigen Arbeits- 
mafses führen würden. Man hat nun gemeint, dafs da, wo ein Maxiraal- 
arbeitstag für Frauen und jugendliclie Arbeiter bestehe oder eingeführt 
werde, dieser auch indirekt auf die Arbeitszeit der Männer einwirken 
werde, und das einerseits deshalb, weil viele Unternehmer nach der Lage 
ihres Betriebes die männlichen Arbeiter allein nicht längere Zeit be- 
schäftigen könnten, anderseits, weil allgemein die Agitationskraft der 
Arbeiter durch jene Staatsintervention gestärkt werde. Dafs dem nicht 
so ist, hat sich indessen auch in England in vielen Gewerben gezeigt, 
und neuerdings läfst es sich in Deutschland gleiclifalls beobachten.*) 

So gestaltete sich z. B. in den Regierungsbezirken Hildesheim und 
Lüneburg nach Angaben des Gewerberates (Berichte f. 1894) die Arbeits- 

1) Hier hat die Beschränkung der Arbeitszeit der Frauen vereinzelt nur dazu 
geführt, an Sonnabenden eine Verkürzung der Arbeitszeit aller Arbeiter um eine 
Stunde zu bewirken. 
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zeit der erwachsenen männlichen Arbeiter vor und nach Einftthrang des 
elfstündigen Maximalarbeitstages folgendermafsen: 

Darctischnittlicho Arbeitszeit dor 

inftnnliohea | weiblichen 
A.tbeiter über 16 Jahre antser 

Sonnabends ■) 

1891 1891 I 1891 1891 

Standen Standen 



Zahl der gewerblichen Anlagen 



Industriezweige 



I Wi g . O iri O 



-LM. 



iig 



•If' 



J&5 
3^1 



Indastrie der Steine und Erden . 

MetaUTerarbeitung 

Maschinen, Werkzeuge, Instru- 
mente, Apparate 

Chemische Industrie 

Forstirirtschaftl. Nebenprodukte, 
Leuchtstoffe, Fette, öle u. Firnisse 

Textilindustrie 

Papier und Leder 

Industrie der Holz- u. Sojinitzstoffe 

Nahrungs- und Genufsmittel . . 

Bekleidung und Reinigung . . . 

Polygraphische Gewerbe 

Sonstige Industriezweige 



93 
10 

38 
24 

11 

37 

31 

49 

104 

4 

8 

18 



22 
5 

3 

15 

5 

54 

30 

12 

176 

6 
10 

1 



8 
3 

1 
9 

3 

36 

19 

8 

82 

3 

1 

1 



10,35 
10,75 

10 

10,90 

11 

10,92 

10,44 

10,50 

10,52 

11,50 

10,50 

11 



10,35 I 
10,63 I 

10 
10,00 



9,81 
9,75 

9 
10,58 



9,81 
9,63 

9 
10 



u 


11 


11 


10,82 


10,62 


10,52 


10,45 


10,28 


10,11 


10 


10,38 


10 


10,47 


9,91 


9,87 


11,50 


11 


11 


10,50 


10,50 


10,50 


11 


11 


U 



427 I 339 I 174 | 10,70 10,64 1 10,32 | 10,20 

Nach dieser Zusammenstellung hat die gesetzliche Beschränkung 
der Arbeitszeit der Arbeiterinnen nicht zu einer Verminderung der Arbeits- 
zeit erwachsener Männer geführt. Übrigens ist nicht zu vergessen, — 
und das geht auch aus der vorstehenden Tabelle hervor — , dafs in einer 
grofsen Zahl von Gewerben oder Gewerbebetrieben Frauen und jugend- 
liche Arbeiter überhaupt nicht oder nur wenig beschäftigt werden. Wenn 
man dann weiter darauf verweist, dafs die Arbeiter in der Koalitions- 
freiheit das Mittel hätten, eine ihren Interessen entsprechende Arbeits- 
zeit durchzusetzen, und zu Gunsten des Weges des Selbstschutzes vor 
allem den erfolgreichen Kampf der englischen Gewerkvereine für den 
Vertrags-Maximalarbeitstag anführt, so ist dem entgegen zu halten, dafs 
keineswegs in allen Ländern von der Selbsthilfe der Arbeiter die not- 
wendige Verkürzung zu erwarten ist, und dafs der Weg des Kampfes 
schwere Nachteile im Gefolge hat. In der deutschen Industrie besteht zwar 
der im Wege des freien Vertrages festgesetzte Elf- und Zehnstundentag 
wohl schon überwiegend. Nach den Berichten der preufsischen Rcgierungs- 
und Gewerberäte für 1894 ergiebt sich folgende Sachlage. 

In der Provinz Ostpreufsen bewegt sich die Dauer der Arbeitszeit 
Erwachsener zumeist in den Grenzen von 10—12 Stunden und erhöht 
sich im Sommer in einzelnen Betrieben auf 13 Stunden. Im Regierungs- 
bezirke Marienwerder beträgt sie in der Kegel 1 1 Stunden, im Bezirke 
Potsdam schwankt sie zwischen 10 und 11 Stunden. In Berlin hatten 
nach Ermittelungen, die im Herbst 1894 angestellt wurden, von den in 
4392 Fabriken beschäftigten 94931 erwachsenen Arbeitern 0,4% eine 

1) Ygl. die Anmerkung auf S. 28. 
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Arbeitszeit voa 7 Stunden, 0,05 <>/o eine solche von 77«, 1,3 ®/o von 8, 
3,1 ö/o von S% 12,9% von 9, 19,8 Vo von 9% 54,5 «/o von 10, 3,9% 
von 10»/^ 2,8 o/o von 11, 0,2 o/o von IIV2, 0,7 0/0 von 12 und 0,4 > von 
über 12 Stunden. In der Provinz Posen beträgt die Arbeitszeit im all- 
gemeinen 10— -11 Stunden (in manchen Betrieben jedoch erheblich mehr), 
im Regierungsbezirke Breslau 10 — 11, nur vereinzelt 12 Stunden, im Be- 
gierungsbezirke Liegnitz 11, in den Regierungsbezirken Hannover, Stade, 
Osnabrück und Aurich in den gröfseren Betrieben durchschnittlich 10, 
in den kleineren 11 Stunden, in den Regierungsbezirken Hildesheim 
und Lüneburg in über 82 0/0 aller Anlagen 10-11 (durchschnittlich 10 V3) 
Stunden. Im Regierungsbezirke Wiesbaden schwankt sie zwischen 8V2 
und 1 1 Stunden. Innerhalb des Regierungsbezirkes Trier bestanden im 
Industriezentrum des Saarreviers bei den 106 zum Erlafs einer Arbeits- 
ordnung verpflichteten Fabriken die folgenden Arbeitszeiten: 9 und 
972 Stunden in je 1 Fabrik, 10 Stunden in 40, IOV4 in 5, IOV2 in 18, 
10^/4 in 4, 11 in 23, und über 11 in 14 Fabriken. Auch in den übrigen 
Gegenden des Regierungsbezirkes Trier bildete eine Arbeitszeit von 10 
und 11 Stunden die Regel. 

Neben dem Elf- und Zehnstundentage kommt in Deutschland frei- 
lich auch eine längere, vielfach viel zu lange Arbeitszeit vor. So dauerte 
die Arbeitszeit nach den Berichten der preufsischen Regierungs- und 
Gewerberäte für 1894 z.B.: 
in Ostpreufsen in kleineren Maschinenfabriken 13 Stunden 

„ Westpreufsen „ Schneidemühlen (im Frühjahr 

und Sommer) 15— 16 „ 

im Rgbz. Potsdam „ Handstrichziegeleien ... 14 „ 

„ „ „ „ Tuchfabriken (Wittstock) . 12-14 „ 

„ „ „ „ Brauereien, Mühlen und Säge- 
werken 12 u. mehr 

„ „ Frankfurt a. 0. „ kleinen Wassermühlen . . 16—18 „ 
in Pommern im allgemeinen 12—13 „ 

„ Posen in Getreidemühlen und Säge- 

werken während der Haupt- 
saison ...:•... 16—18 „ 

„ „ „ Fabriken . zum Teil über 11 „ 

im Rgbz. Breslau „ der Mühlenindustrie bis zu . 18 „ 

„ „ Merseburg im allgemeinen 12 „ 

in den Rgbz. Hannover, Stade, Osnabrück, Aurich, Hildes- 
heim und Lüneburg in Ziegeleien. . . . 13 — 14 
im Rgbz. Düsseldorf in Tuchfabriken 12—13 



V 



Ji 



1i 



„ „ Aachen „ der Textilindustrie zum Teil 12 u. mehr „ 

Aus dieser Zusammenstellung ergiebt sich — wenigstens für das 
Gebiet des deutschen Reiches — , dafs es nicht etwa ausreichen würde, 
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ausnahmsweise f&r einzelne Gewerbe einen Maximalarbeitstag fest- 
zusetzen, sondern die Zweokmäfsigkeit eines gesetzlichen Fabrikarbeits- 
tages von 11 oder 10 Stunden wird nicht zu bestreiten sein. ^Eben da", 
so bemerkt Schäfple (Zur Theorie und Politik, I, a. a. 0., S. 663), 
„wo nicht schon die Sitte den Zehn- und Elfstunden-Maximalarbeitstag 
sichert, werden die Arbeiter und die bereitwilligen Unternehmer in der 
Regel am wenigsten in der Lage sein, denselben „im Wege der Selbst- 
hilfe** den Arbeitgebern und Konkurrenten abzuringen. Und wenn schon 
die Sitte den zehn- bis elfstündigen Arbeitstag umfassendst herbeigefllhrt 
hat, so kann es desto weniger als unzulässig erscheinen, für den fiest 
der Betriebe, wo dies nicht der Fall ist, denselben zu erzwingen.*' 

Wenn man nun die Frage aufwirft, für welche Dauer des gesetz- 
liehen Fabrikarbeitstages man sich entscheiden soll, so wird zu berück- 
sichtigen sein, dafs die Schweiz und Oesterreich den Elfstundentag ohne 
Nachteil eingeführt haben, und dafs seine Annahme oder Nichtannahme 
durch England mit Rücksicht auf die dort durchschnittlich übliche Ar- 
beitszeit nicht Yon Bedeutung sein würde. Die Durchftlhrung eines elf- 
stündigen Fabrikmaximalarbeitstages wäre danach in Deutschland nicht 
allein berechtigt, sondern auch unbedenklich. Im Laufe der Zeit könnte 
eine Herabsetzung auf IOV2 und 10 Stunden erfolgen. In diesem Falle 
wäre jedoch Voi-sicht geboten, da der private Industriebetrieb nicht frei 
von Eonkurrenzrücksichten ist und das berechtigte Interesse der Unter- 
nehmer zweifellos fordern kann, dafs der Ertrag der Unternehmung 
nicht ungebührlich verkürzt oder die Konkurrenzfllhigkeit derselben ge- 
fährdet werde. 

Dafs ein gesetzlicher Arbeitszeitschutz Erwachsener schliefslich auch 
über die Fabriken und fabrikartigen Betriebe hinaus (Hausindustrie, 
Handwerk, Handel, Verkehr- und Transportwesen) berechtigt und not- 
wendig sein kann, wird nicht in Abrede gestellt werden können ; aller- 
dings wird in den aufserhalb des Fabrik- und fabrikähnliohen Betriebes 
stehenden Erwerbszweigen die Regelung eine andere sein und sich ins- 
besondere von Schablonenhaftigkeit frei halten müssen. 

d. Der allgemeine (schutzrechtliche und lohnpolitische) 
Maximalarbeitstag; der Achtstundentag. Der seit dem I.Mai 
1890 von den Sozialisten aller Länder als „Achtstundentag^ geforderte 
allgemeine Maximalarbeitstag kann von schutzrechtlichem Standpunkte 
aus nicht als berechtigt anerkannt werden. Die Frage, ob der Maximal- 
arbeitstag ein gleichmäijBiges Bedürfnis aller gewerblichen Arbeit sei 

1) Sofern in einzelnen Gewerben die Gesundheit der Arbeiter nachweislich 
durch überm&£Bige Dauer der täglichen Arbeitszeit gef&hrdet wird, ist hier nach 
§ 120e Abs. 3 die Möglichkeit gegeben, dafs durch den Bundesrat Dauer, Beginn 
und Ende der zul&ssigen täglichen Arbeitszeit and der zu gewährenden Pausen vor* 
geschrieben wird. 
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und dieses Bedürfnis nur bei achtstündiger Arbeitszeit befriedigt werde, 
ist unbedenklich zu verneinen. Durch den unter Umständen auch unter 
8 Stunden herabgeheuden, hygienischen Arbeitstag einerseits, durch Sitte, 
Gewohnheit und bürgerliche Moral anderseits geniefsen viele Arbeiter 
einen derart hinreichenden Schutz, dafs die Ausdehnung eines Maximal- 
arbeitstags weder über den Fabrik- und fabrikahnlichen Betrieb hinaus, 
noch auf weniger als 11 oder 10 Stunden erforderlich ist. Auch die 
Durchführbarkeit würde in höchsten Mafse zweifelhaft sein, da sich dem 
nichtkontinuierlichen Betriebe und dem Nebenerwerbe gegenüber eine 
Kontrolle geradezu als unmöglich erweisen würde. Nun soll der Acht- 
stundentag den Arbeiter aber nicht nur acht Stunden Ruhe und acht 
Stunden Erholung sichern, sondern er soll auch einerseits zu einer Auf- 
saugung der Beschäftigungslosen, anderseits zu einer Steigerung der 
Löhne führen. Allein, ebensowenig als der Fortschritt der Technik die 
Zahl der beschäftigten Arbeiter zu verringern pflegt, ist von der Ver- 
kürzung des Arbeitstages ein Verschwinden der Beschäftigungslosen zu 
erwarten. Das bestätigen die Erfahrungen in den Staaten, in denen 
schrittweise eine Verkürzung stattgefunden hat. Die Arbeitslosigkeit 
hat ihren Grund namentlich in dem Wechsel von Aufschwung und Nieder- 
gang in der gesamten Volkswirtschaft, in den schwankenden Absatz- 
verhältnissen der Saisongewerbe wie in dem unvernünftigen Andränge 
zu einzelnen Gewerben. Diese Gründe bleiben auch nach der Verkürzung 
des Arbeitstages bestehen, und es ist deshalb von einer solchen nicht 
zu erwarten, dafs sie bei einem Rückgänge der Nachfrage eine Ent- 
lassung von Arbeitern verhindern werde. Bei einer Verminderung der 
Arbeitszeit mufs der drohende Ausfall in der Produktion entweder 
durch erhöhte Leistungsfähigkeit der Arbeiter oder durch verbesserte 
Maschinen und Verbesserungen in der Organisation der Produktion 
ausgeglichen werden. Einen solchen Ausgleich wird nicht jeder, ins- 
besondere nicht der kapitalschwache, mit veralteten technischen Ein- 
richtungen arbeitende Unternehmer herbeizuführen vermögen. Viele 
werden untergehen, und infolge dessen wird die Zahl der Arbeitslosen 
zunächst nicht vermindert, sondern vielmehr vermehrt werden. Nun kann 
freilich wieder eine Zeit des Aufschwunges kommen, die zur Aufsaugung 
der Beschäftigungslosen der einzelnen Gewerbe führt; sobald jedoch ein 
erneuter Niedergang erfolgt, werden abermals Tausende entbehrlich. 
Selbst wenn diese in Gewerben unterkommen könnten, in denen die 
Verkürzung der Arbeitszeit weder durch vermelirte Leistungsfähigkeit 
der Arbeiter, noch durch Betriebs-Verbesserungen ausgeglichen werden 
kann und mithin die Einstellung einer grö&eren Zahl von Arbeitern er- 
forderlich ist, würde bei dem Wiedereintritte eines wirtschaftlichen Rück- 
ganges die Bildung eines neuen Heeres von Arbeitslosen nicht ver- 
hindert werden. Ebenso wenig, als die Minderung der Arbeitszeit zu einer 
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Aufsaugung der Beschäftigungslosen zu fübren braucht, wird sie zu einer 
dauernden Erhöhung der Löhne führen müssen. 

Die Verküi-zung der gewerblichen Arbeit in dem Umfange, wie sie 
durch die plötzliche Einführung des Achtstundentages eintreten würde, 
könnte nur dann ein Steigen oder selbst nur ein Gleichbleiben des 
Lohnes zur Folge haben, wenn die Rente der Unternehmer gekürzt oder 
die Produktivität durch Fortschritte der Technik, durch gröfsere Arbeits- 
geschicklichkeit und erhöhte Leistungsfähigkeit der Arbeiter gesteigert 
würde. Ob in einer bestimmten, insbesondere naheliegenden Frist eine 
Reduktion der Rente, die immerhin doch nur bei den grofsen Unter- 
nehmungen möglich und von Bedeutung wäre, eintreten dürfte, müfste 
immerhin sehr fraglich erscheinen. „Das Kapital **, so bemerkt Schäpple 
(Zur Theorie und Politik, I, a. a. 0., S. 671), „kann teilweise auch feiern. 
Es kann teilweise aus Europa auswandern. Es kann durch Koalition 
weithin siegen. Es kann durch Einschränkung der Produktion die Pistole 
des Maximalarbeitstages, die man ihm auf die Brust setzt, auch von 
sich schlagen, indem es nicht mehr Arbeiter beschäftigt als bisher. Es 
kann Warenpreiserhöhungen durchsetzen, welche den Reallohn mindern, 
statt ihn zu erhöhen oder auch nur ungeschmälert fortbestehen zu lassen.*' 
„Wenn aber auch das Kapital beim gesetzlichen Achtstundentage 
eine gröfsere Anzahl von Arbeitern nötig hätte, so könnte es solche teils 
aus dem Auslande des Nichtachtstundentages, teils aus der Land- und 
Forstwirtschaft, nach einer halben Generation aus der Zunahme der ge- 
werblichen Arbeiterbevölkerung selbst möglicherweise decken." 

Nach alledem ist es weder erweisbar, noch überhaupt wahrschein- 
lich, dafs der Achtstundentag zu einer dauernden Steigerung oder einem 
Gleichbleiben der Lohnsätze auf Kosten der Unternehmerrente führen 
wird. Aber auch die Annahme, da(s bei dem allgemeinen achtstündigen 
Maximalarbeitstage infolge Steigerung der Technik, Arbeitsgeschicklich- 
keit und Leistungsfähigkeit so viel produziert und so hoch entlöhnt 
werden könnte, wie beim Elf- und Zehnstundentage, dürfte hinfällig sein. 
TjNur für den rein schutzrechtlichen Zehn- oder Elfstundentag'', so be- 
merkt Schäpple, „nicht auch für den erstlinig lohnpolitisehen Acht- 
stundentag ist der fragliche Ersatz wahrscheinlich, da nur der erstere 
sicher bei jenem Kürzungssatze einhält, über welchem die Tagesgesamt- 
arbeit leistungsunfähiger zu werden beginnt. Die Steigerung der Pro- 
duktivität wäre besonders fragwürdig, wenn die Abschaffung des Accord- 
lohnes durch den ausschliefelichen Zeitlohn, wie dies von einer Richtung 
erstrebt ist, der Ausgleichung durch intensivere Arbeit und wenn ein 
Sinken der Gewinne der Steigerung der Betriebsamkeit Eintrag thun 
würde. Wäre aber auch eine die starke Kürzung ausgleichende Steigerung 
der Produktivität so gewifs, als sie es nicht ist, so würde es noch immer 
fraglich sein, ob der gesteigerte Mehrertrag lediglich in der Steigerung 
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und Erhaltung der Lohnsätze, nioht vielmehr in derjenigen der Gewinne 
und der Zinsen aufgehen würde. • • . Käme nun weder durch Druck auf 
die Gewinn- und Zinsrente, noch durch Steigerung der Produktivität 
eine volle Ausgleichung wirklich zu stände, so müfste der Arbeitslohn 
durch Kürzung des Arbeitstages um 20—30 Prozent — sinken.*' 

Da es nach den vorstehenden Ausführungen im höchsten Grade 
zweifelhaft ist, ob die von dem gesetzliehen Achtstundentage erhofften 
lohnpolitischen Wirkungen eintreten werden, so liegt es auf der Hand, 
dafs der Staat nicht einen Versuch wagen darf, dessen Ausfall gänzlich 
unberechenbar ist und unter Umständen zu einer schweren Einkommens- 
schädigung der Arbeiter führen kann. Suchen die Arbeiter im Wege 
der Vertragsfreiheit den Achtstundentag zu erringen, so wird man sio 
in ihrem Vorhaben nicht hindern dürfen. Ein Erfolg ihrer Bestrebungen 
wird auch dann nicht ausbleiben, wenn sie über gut geleitete Organi- 
sationen verfügen und Dank dieser in wirtschaftlicher, geistiger und 
gesellschaftlicher Beziehung bereits eine höhere Stellung errungen haben. 
Den Beweis hierfftr liefern die australischen Staaten, wo der achtstündige 
Maximalarbeitstag auf dem Wege der Verständigung zwischen den Ge- 
werkvereinen der Arbeiter und denen der Unternehmer durchgesetzt 
worden ist. Es handelt sich dabei allerdings in keinem der einzelnen 
Staaten um einen Maximalarbeitstag für alle Gewerbe, doch sind in 
Victoria nur noch die Schneider von der Einrichtung ausgenommen. 
Man ist mit den Wirkungen durchaus zufrieden und feiert regelmäisig 
den — als staatlichen Festtag geltenden — Jahrestag der Einfiihrung 
durch ein grofses Fest, an dem beide Teile und die höchsten Staats- 
behörden teilnehmen. Im übrigen steht der Staat der Einrichtung fern ; 
Anträge auf Einführung eines gesetzlichen Achtstundentages wurden in 
den Pariameuten von Victoria, Neu-Süd- Wales, Südaustralien und Tas- 
manien mit der Begründung abgelehnt, dafs man sie nicht nötig habe. 

Hervorzuheben ist schliefelich noch, dafs die Gegnerschaft gegen den 
allgemeinen Maxiraalarbeitstag von acht Stunden übrigens nioht verbietet, 
an eine weitere Verkürzung des Elf- oder Zehnstunden-Fabriktages zu 
denken, wenn der technische Fortschritt zu einer hohen Blüte der Volks- 
wirtschaft geführt hat. 

e. Gesetzgebung. 1. Deutsches Reich. Die deutsche Ge- 
setzgebung kennt einen gesetzlichen Arbeitszeitschutz fftr erwachsene 
männlicheArbeiter nicht, dagegen wird dem hygienischen Maximal- 
arbeitstage für alle Arbeiter voller Raum gegeben durch die Bestimmungen 
des § 120e Abs. 3 u. 4 der G.-O. vom 1. Juni 1891. Diese lauten: 

„Durch Beschlufe des Bundesrates können für solche Gewerbe, in 
welchen durch übermäfsige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Gesund- 
heit der Arbeiter gefilhrdet wird, Dauer, Beginn und Ende der zulässigen 
täglichen Arbeitszeit und der zu gewährenden Pausen vorgeschrieben 
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und die zur Durchftthnmg dieser Vorschriften erforderlichen Anordnungen 
erlassen werden. 

Die durch BeschlufSs des Bundesrates erlassenen Vorschriften sind 
durch das Reichsgesetzblatt zu veröffentlichen und die zur Durchftihrung 
dieser Vorschriften erforderlichen Anordnungen zu erlassen." 

Von der ihm nach § 120e Abs. 3 und 4 zustehenden Befugnis hat 
der Bundesrat bis heute noch keinen Gebrauch gemacht, doch kündigt 
die Thronrede vom 3. Dezember 1895 an, dafs sich „bei sorgfältig vor- 
bereitetem, schrittweisen Vorgehen auch die noch ausstehende Aus- 
führung der auf den Schutz der Arbeiter gegen gesundheitsschädliche 
Überanstrengungen abzielenden Bestimmungen der Gewerbeordnung, 
soweit dafür ein Bedürfnis anzuerkennen sei, werde ermöglichen lassen*'. 

Die Beschäftigung von Kindern unter 14 Jahren darf in Fabriken 
und fabrikartigen Betrieben (vgl. S. 18 u. ff.) die Dauer von 6 Stunden, die 
von jungenLeuten zwischen 1 4 und 1 6 Jahre die Dauer von 1 Standen 
nicht überschreiten (§ 135). Die Arbeitsstunden der jugendlichen 
Arbeiter dürfen nicht vor fünfeinhalb Uhr morgens beginnen und nicht 
über achteinhalb Uhr abends dauern. Zwischen den Arbeitstunden 
müssen an jedem Arbeitstage regelmäfsige Pausen gewährt werden, und 
zwar für jugendliche Arbeiter, die nur sechs Stunden täglich beschäftigt 
werden, im Umfange von mindestens einer halben Stunde, fiir die übrigen 
im Umfange von einer Stunde mittags und je einer halben Stunde vor- 
mittags und abends (§ 136). 

Arbeiterinnen dürfen in Fabriken und fabrikartigen Betrieben 
nicht in der Nachtzeit von achteinhalb Uhr abends bis fllnfeinhalb Uhr 
morgens und am Sonnabend sowie an Vorabenden der Festtage nicht 
nach fünfeinhalb Uhr nachmittags beschäftigt werden. 

Die Beschäftigung von Arbeiterinnen über sechszehn Jahre darf die 
Dauer von elf Stunden täglich, an den Vorabenden der Sonn- und Fest- 
tage von zehn Stunden nicht überschreiten. 

Zwischen den Arbeitsstunden mufs den Arbeiterinnen eine mindestens 
einstündige Mittagspause gewährt werden. Arbeiterinnen über sechzehn 
Jahre, die ein Hauswesen zu besorgen haben, sind auf ihren Antrag 
eine halbe Stunde vor der Mittagspause zu entlassen, sofern diese nicht 
mindestens ein und eine halbe Stunde beträgt (§ 137). 

Von den Vorschriften für jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen 
können nach §§ 138 a, 139 und 139 a durch die unteren wie die oberen 
Verwaltungsbehörden und durch den Bundesrat unter gewissen Be- 
dingungen Ausnahmen zugelassen werden. 

Es bestimmen: 

§ 138 a. Wogen aufsergewöhnlicher Häufung der Arbeit kana auf Antrag des 
Arbeitgebers die untere Yerwaltungsbehörde auf die Dauer yon zwei Wochen die 
BescbSitigung von Arbeiterinnen über sechszehn Jahre bis zehn Uhr abends an den 
Wochentagen auCser Sonnabend unter der Voraussetzung gestatten, dafs die tägliche 
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Arbeitszeit nicht 13 Standen überschreitet Innerhalb eines Kalendeijahres dsrf & 
Kriaabnis einem Arbeitgeber fftr seinem Betrieb oder fftr eine Abteilang seines Be 
triebes aaf mehr als 40 Tage nicht erteilt werden. 

FOr eine zwei Wochen überschreitende Dauer kann die gleiche Erlanbnis nur 
▼on der höheren Yerwaltnngsbehörde und auch von dieser für mehr ab 40 Tsge ia 
Jahre nur dann ertdlt werden, wenn die Arbeitszeit für den Betrieb oder f&r die 
betreffende Abteilang des Betriebes so geregelt wird, dafs ihre t&gliche Dsseria 
Darchschnitt der Betriebstage des Jahres die r^elmi£sige gesetzliche Arbetteeit 
nicht überschreitet. 

Der Antrag ist schriftlich zu stellen und muCs den Grund , aus wdchem die 
Erlaubnis beantragt wird, die Zahl der in Betracht kommenden Arbetterinneo, dis 
Mab der längeren Beschäftigungen, sowie den Zeitraum angeben, für welche dieselbe 
stattfinden soll. Der Bescheid der unteren Verwaltungsbeh^^rde auf den Antrag \A 
binnen drei Tagen schriftlich zu erteilen. Gegen die Versagung der Erlaabnis stebt 
die Beschwerde an die vorgesetzte Behörde zu. 

Die untere Verwaltungsbehörde hat über die Fälle, in welchem die Erlanboii 
erteilt worden ist, ein Verzeichnis zu führen, in welches der Name des Arbeitgebers 
und die für den schriftlichen Antrag Torgescbriebenen Angaben einzutragen ani 

Die untere Verwaltungsbehörde kann die Beschäftigung von Arbeiterinnen ftber 
16 Jahre, welche kein Hauswesen zu besorgen haben und eine Fortbildangsscboie 
nicht besuchen, bei den im § I05c Absatz 1 unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten Ar- 
beiten an Sonnabenden und Vorabenden von Festtagen nachmittags nach 5*tU^r 
jedoch nicht über 8V> Uhr abends hinaus, gestatten. Die Erlaubnis ist schiiftl«^ 
zu erteilen und vom Arbeitgeber zu verwahren. 

§ 139. Wenn Naturereignisse oder UnglücksfUle den regelmäCsigen Betrieb 
einer Fabrik unterbrochen haben, so können Ausnahmen von den im §§ 135 Absttx 
2 und 3, 136, 137 Absatz 1—3 vorgesehenen Beschränkungen auf die Dsuer tob 
4 Wochen durch die höhere Verwaltungsbehörde, auf längere Zeit durch den Rcidtf- 
kanzler zugelassen werden. In dringenden Fällen solcher Art sowie zur Vcrhfltofl^ 
von Unglücksfällen kann die untere Verwaltungsbehörde jedoch höchstens vd ^ 
Dauer von 14 Tagen, solche Ausnahmen gestatten. 

Wenn die Natur des Betriebes oder Rücksichten auf die Arbeiter in einwlneo 
Fabriken es erwünscht erscheinen lassen, dafs die Arbeitszeit der Arbdierionen 
oder jugendlichen Arbeiter in einer anderen als der durch §} 136 und 137 Abtf^ 
1 und 2 vorgesehenen Weise geregelt wird , so kann auf besonderen Antrsg f>^^ 
anderweite Regelung hinsichtlich der Pausen durch die höhere VerwaltungsbebA^ 
im übrigen durch den Reichskanzler gestattet werden. Jedoch dürfen in solcben 
Fällen die jugendlichen Arbeiter nicht länger als sechs Stunden beschäftigt werdeo, 
wenn zwischen den Arbeitsstunden nicht Pausen von zusammen mindestens em* 
stündiger Dauer gewährt werden. 

Die auf Grund vorstehender Bestimmungen zu treffenden Verfügungen müssen 
schriftlich erlassen werden. 

Nach § 139 a ist der Bundesrat scblierslich ermächtigt, sowohl aus hygieni*^ 
und sittlichen Gründen die Arbeit jugendlicher Personen und Arbeiterinnen in ^ 
stimmten Fabrikationszweigen ganz zu untersagen, als: 

a. für Fabriken, welche mit ununterbrochenem Feuer getrieben werden, odtf 
welche sonst durch die Art des Betriebes auf eine regelmäCsige Tag- und Nscdi' 
arbeit angewiesen sind, sowie für solche Fabriken, deren Betrieb eine Einteü^iog 
in regelmäCsige Arbeitsschichten von gleicher Dauer nicht gestattet oder sein^ 
Natur nach auf bestimmte Jahreszeiten beschränkt ist, Ausnahmen von den üb 
§§ 135 Absatz 2 u. 5, 136, 137 Absatz 1—3 vorgesehenen Bestimmungen nachzolsss^D; 
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b. ffir gewisse Fabrikationszweige, soweit die Natur des Betriebes oder die Rück- 
sicht anf die Arbeiter es erwünscht erscheinen lassen, die Abkürzung oder den Weg- 
fall der für jugendliche Arbeiter vorgeschriebenen Pansen zu gestatten; 

c. für Fabrikationszweige, in denen regelmäCsig zu gewissen Zeiten des Jahres 
ein vermehrtes Arbeitsbedürfhis eintritt, Ausnahmen von den Bestimmungen des 
§ 137 Absatz 1 n. 2 mit der MaCsgabe zuzulassen, dafs die tägliche Arbeitszeit 
13 Stunden, an Sonnabenden 10 Stunden nicht überschreitet. 

In den F&llen zu a darf die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder 
sechsunddrei fsig Stunden, für junge Leute sechszig, für Arbeiterinnen fünfundsechszig, 
in Ziegeleien für junge Leute und Arbeiterinnen siebzig Stunden nicht fiberschreiten. 
Die Nachtarbeit darf in 24 Stunden die Dauer von 10 Stunden nicht überschreiten 
und mufs in jeder Schicht durch eine oder mehrere Pausen in der Gksamtdauer von 
mindestens einer Stunde unterbrochen sein. Die Tagschichten und Nachtschichten 
müssen wöchentlich wechseln. 

In den F&llen zu b dürfen die jugendlichen Arbeiter nicht l&nger als sechs 
Standen beschäftigt werden, wenn zwischen den Arbeitsstunden nicht eine oder 
mehrere Pausen von zusammen mindestens einstündiger Dauer gewährt werden. 

In den Fällen zu c darf die Erlaubnis zur Überarbeit für mehr als vierzig Tage 
im Jahre nur dann erteilt werden, wenn die Arbeitszeit so geregelt wird, daCs ihre 
tägliche Dauer im Durchschnitt der Betriebstage des Jahres die regelmäfsige gesetz- 
liche Arbeitszeit nicht überschreitet. 

Die durch Beschlufs des Bundesrates getroffenen Bestimmungen sind zeitlich zu 
begrenzen und können auch für bestimmte Bezirke erlassen werden. Sie sind durch 
das Reichsgesetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstag bei seinem nächsten 
Zusammentritt zur Kenntnisnahme vorzulegen.*) 

Schliefslich ist noch hervorzuheben, daXs nach § 120 die Unter- 
nehmer verpflichtet sind, ihren Arbeitern unter 18 Jahren die zum Be- 
suche einer vom Staate oder der Gemeinde anerkannten Fortbildungs- 
schule notwendige, erforderlichen Falles von der Behörde festzusetzende 
Zeit zu gewahren. 



1) Auf Grund des § 139a hat der Bundesrat Verordnungen erlassen, die sich 
beziehen auf die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in Hechelräumen und ähnlichen 
Anstalten (Bek. vom 29. April 1892, die ein Verbot der Beschäftigung enthält) wie 
in Steinkohlenbergwerken (Bek. vom 17. März 1892), auf die Beschäftigung von Ar- 
beiterinnen auf Steinkohlenbergwerken, Zink- und Bleierzbergwerken und auf Koke- 
reien im Regierungsbezirke Oppeln (Bek. vom 24. März 1892), auf die Beschäftigung 
von Arbelterinnen und jugendlichen Arbeitern in Cichorienfabriken (Bek. vom 17. März 

1892, enthält Verbot der Beschäftigung in Räumen mit Darrenbetrieb), in Draht- 
ziehereien mit Wasserbetrieb (Bek. vom lt. März 1892, enthält Verbot der Beschäf- 
tigung von Kindern unter 14 Jahren und von Arbeiterinnen, Regelung der Schieb ten- 
daaer und der Pausen), in Glashatten (Bek. vom 11. März 1892, enthält besondere 
Beschränkungen der Beschäftigung, Regelung der Gesamtdauer der Arbeitszeit, der 
Schichten und der Pausen), in Walz- und Hammerwerken (Bek. vom 29. April 1892, 
enthält Beschränkungen fOr die Beschäftigung der jungen Leute männlichen Ge- 
schlechts, Verbot der Beschäftigung von Kindern unter 14 Jahren überhaupt und 
▼on Arbeiterinnen beim unmittelbaren Betriebe), in Ziegeleien (Bek. vom 27. April 

1893, enthält Beschränkungen für gewisse Arbeiten und Nachlafs von den Vorschriften 
über Dauer der Arbeitszeit) und in Robzuckerfabriken und Zuckerraffinerien (Bek. 
▼om 24. März 1892). 
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2. Oesterreich. Nach § 96 a der Gewerbeordnung von 1 885 dürfen 
erwachsene männliche Arbeiter in ^fabriksmäfsig betrie- 
benen Gewerbsunternehmangen" nicht länger als 11 effektive, zu- 
sammenhängende, nur durch die gesetzlichen Pausen (von Vj^ Stun- 
den, darunter womöglich 1 Stunde fllr Mittag) unterbrochene Arbeits- 
stunden beschäftigt werden. Dieser gesetzliche Maximalarbeitstag wird 
jedoch in mannigfacher Weise erweitert. Er kann zunächst einmal 
bei den ununterbrochenen Betrieben auf 12 Stunden verlängert wer- 
den; in dem Falle wird er vom Handelsminister im Einvernehmen 
mit dem Minister des Innern immer für ganze Gewerbekategorien fest- 
gesetzt. Zu diesen gehören insbesondere die Hüttenwerke, Industrien 
der Erden und Chemikalien, die landwirtschaftlichen Nebengewerbe, 
wie Mahlmühlen, Zuckerfabriken, Branntweinbrennereien, Bierbrauereien, 
und die Papier- und Halbzeugfabriken. Da nun aber die G.-O. die Be- 
stimmung enthält, dafs sich der Maximalarbeitstag auf Arbeiten, die der 
Fabrikation als Hilfsarbeiten vor- und nachgehen müssen (Kesselanheizen, 
Säubern, Beleuchten u. s. w.), nicht bezieht, sofern nicht jugendliche 
Arbeiter in Betracht kommen, so wird hierdurch in einigen Betriebs- 
zweigen (z. B. den Mühlen, wo das Verladen stundenlang andauert) eine 
weitgehende Erweiterung des Maximalarbeitstages herbeigeführt. Eine 
zweite Änderung erfährt der Maximalarbeitstag durch die Bestimmung, 
dafs einzelnen Betrieben aus besondern Anlässen (vermehrten Arbeits- 
bedürfnissen, elementaren Ereignissen oder Unfällen, die eine Betriebs- 
störung bewirkt haben) von Fall zu Fall eine Verlängerung der täg- 
lichen Arbeitszeit gestattet werden kann. Diese Verlängerung kann im 
Falle der Dringlichkeit und auf die Dauer von je 3 Tagen in einem 
Monate gegen „Anmeldung" bei der Gewerbebehörde I.Instanz fest- 
gesetzt werden ; die „Bewilligung*^ bis zur Dauer von 3 Wochen steht 
der Gewerbebehörde I. Instanz und jede weitergehende der politischen 
Landesbehörde zu. Um Mifsbräuche zu verhüten, ist durch Erlais des 
Handelsministers vom 27. Mai 1 885 eine Obergrenze für die zu ge- 
währenden Überstunden dahin festgesetzt worden, da£s die lediglich 
gegen Anmeldung gestatteten Überstunden den effektiven Arbeitstag nur 
auf 14 Stunden ausdehnen dürfen; die Bewilligung durch die Gewerbe- 
behörde I. Instanz darf nur einmal jährlich erfolgen und sich nur auf 
einen 13 stündigen Arbeitstag erstrecken. Das Gleiche gilt auch bei der 
Bewilligung durch die Landesbehörde, die höchstens flir die Dauer von 
12 Wochen, auf Ansuchen in Abschnitten und oder auch nur für einzelne 
Zweige eines gröfseren Unternehmens, Ausnahmen gewähren kann. 
Schliefslich enthält der §96 noch die Bestimmung, dafs Überstunden beson- 
ders (d. h. nicht etwa: höher, als die anderen Stunden) zu entlohnen sind. 

Für Kinder vom vollendeten 12. bis zum vollendeten 14. Jahre be- 
trägt der tägliche Maximalarbeitstag in allen Gewerben 8 Stunden, 
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indesscii ist die Arbeit, soweit es sich um gesimdheitsschädliche oder 
gefährliche Verrichtungen handelt, nur bedingungsweise gestattet. Für 
jugendlioheArbeiterimAltervon 14— 16 Jahren und Frauen 
besteht in allen Gewerben der 11 stündige Maximalarbeitstag, doch 
mufs in jenen Gewerben, für die die Nachtarbeit dieser besonders 
geschützten Personen gestattet ist, für die gesamte Arbeitszeit der 
Jugendlichen und Frauen der Maximalarbeitstag von 11 effektiven 
Stunden eingehalten werden ; damit ist eine Verlängerung des Arbeits- 
tages ausgeschlossen. 

Um die gesetzmäfsige Schulpflicht nicht zu gefährden, bestimmt 
die 6.-0. schliefslich, dafs Kinder von 12— 14 Jahren nur insoweit ver- 
wendet werden dürfen, als die Befolgung der Volksschulpflicht nicht 
darunter leidet, und dafs den jugendlichen Hilfsarbeitern im Alter bis 
zu 1 8 Jahren überhaupt genügend Zeit einzuräumen sei, damit sie die 
gewerblichen Abend- und Sonntagssohulen wie die verschiedenen Vor- 
bereitungs-, Fortbildungs-, Lehrlings- und Fachkurse besuchen können. 

Im Bergbau darf nach dem Gesetze vom 21. Juni 1884 die Schicht- 
dauer 1 2 Stunden und die tägliche wirkliche Arbeitszeit während der- 
selben 10 Stunden nicht übersteigen. Ausnahmen kann der Ackerbau- 
minister f&r hochgelegene Bergbaue der Alpenländer mit der Mafsgabe 
bewilligen, dafs die Zahl von 60 wirklichen Arbeitsstunden in der Woche 
nicht überschritten werden darf. 

3. Ungarn. Nach dem Gewerbegesetze von 1882 (§ 115) können 
Kinder über 12, aber unter 14 Jahren zur Fabrikarbeit täglich höch- 
stens acht, jugendliche Arbeiter vom 14. bis noch nicht vollendeten 
16. Jahre zehn Stunden zur Arbeit verwendet werden. 

4. Schweiz. Nach dem Bundesgesetze vom 23. März 1877, betr. 
die Arbeit in den Fabriken, darf die Dauer der regelmäfsigen Arbeit 
eines Tages für alle Fabrikarbeiter nicht mehr als 11 Stunden, an 
den Vorabenden von Sonn- und Festtagen nicht mehr als 10 Stunden 
betragen und mufs in die Zeit zwischen 6 (in den Sommermonaten 5) 
Uhr morgens und 8 Uhr abends verlegt werden. Bei nachweisbar ge- 
sundheitsschädlichen oder sonst gefährlichen Gewerben kann der Bundes- 
rat die Arbeitszeit noch weiter ermäfsigen (Art. 11). Für Kinder zwi- 
schen dem begonnenen 14. und vollendeten 16. Jahre sollen Schul- und 
Religionsunterricht, die durch die Fabrikarbeit nicht beeinträchtigt wer- 
den dürfen, mit der Fabrikarbeit zusammen 1 1 Stunden nicht übersteigen 
(Art 16). Ausnahmsweise kann eine Verlängerung der Arbeitszeit 
gestattet werden ; die Erlaubnis eiieilen, sofern es sich nicht um mehr 
als 14 Tage handelt, die Bezirks- oder Ortsbehörden, andernfalls die 
Kantonsregierung (Art. 1 1). Hilfsarbeiten vor oder nach der eigentlichen 
Fabrikation (Anheizen der Kessel, Ölen und Putzen der Maschinen, 
Reinigen des Lokals u. s. w.) sind in die 1 1 stündige Maximalarbeitszeit 
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nur einzurechnen, falls sie von männlichen Arbeitern oder Franen anter 
18 Jahren verrichtet werden (Art. 12)J) 

Durch die kantonale Gesetzgebung sind diese Bestimmungen zum 
Teil erweitert. So unterstellt in Basel- Stadt das Gesetz vom 25. April 
1888, betr. den Schutz der Arbeiterinnen, alle Gewerbebetriebe, in denen 
3 Frauenspersonen oder mehr gewerbsmäfsig arbeiten, oder in welchen 
überhaupt Mädchen unter 15 Jahren als Arbeiterinnen oder Lehrtochter 
beschäftigt werden, dem llstttndigeu Maximalarbeitstage. 

Das Züricher Gesetz vom 18. Juni 1894, betr. den Schutz der 
Arbeiterinnen, das auf alle dem eidgenössischen Fabrikgesetze nicht 
unterstellten weibliche Personen beschäftigenden Geschäfte Anwendung 
findet, bestimmt, dafs die tägliche Arbeitszeit nicht mehr als zehn, an 
den Vorabenden von Sonn- und Festtagen nicht mehr als 9 Stunden 
betragen darf und in die Zeit von morgens 6 Uhr bis abends 8 Uhr 
verlegt werden mufs. Über die Mittagszeit sind wenigstens 1 V« Stunden 
freizugeben. Den Arbeiterinnen über die gesetzliche Arbeitszeit hinaus 
weitere Arbeit nach Hause mitzugeben ist verboten. 

Ausnahmsweise und vorübergehend darf die Arbeitszeit verlängert 
werden, indessen nur wegen: Arbeitsversäumnis infolge von Betriebs- 
störung, Arbeitsüberhäufung in der Saison, Bestellungen anlälslich un- 
vorhergesehener bestimmter Ereignisse, Abwendung von grofsem Schaden, 
drohender Materialverderbnis, Verhütung der Arbeitslosigkeit anderer. 
Die Verlängerung der Arbeitszeit darf täglich höchstens 2 und nicht 
mehr als 75 Stunden im Jahre betragen. Die Überzeitarbeit soll wo- 
möglich vor abends 8 Uhr enden und keinesfalls über 9 Uhr hinaus- 
gehen; zu ihr dürfen nur Arbeiterinnen im Alter von mehr als 18 Jahren 
und nur mit ihren Zustimmungen herangezogen werden. 

Ruhepausen können von der Arbeitszeit nur soweit abgerechnet 
werden, als die Arbeiterinnen während derselben den Arbeitsraum ver- 
lassen dürfen. Obligatorische Unterrichtsstunden fllr Mädchen unter 
1 8 Jahren zählen bei Berechnung der zulässigen Arbeitszeit mit. 

5. Belgien. Nach dem Gesetze vom 13. Dezember 1889, betr. die 
Arbeit von Frauen, jugendlichen Personen und Kindern, dürfen Kinder 
und jugendliche Personen unter 16 Jahren, sowie Mädchen oder Frauen 
von über 16 und unter 21 Jahren in Bergwerken, Steinbrüchen, Werk- 
höfen, Höfen, Landeplätzen, Transportunternehmungen, Fabriken und 
Werkstätten, in Betrieben, die als gefährlich, gesundheitsschädlich oder 
beschwerlich gelten, und in solchen, wo Dampf oder mechanische Trieb- 
kraft zur Anwendung gelangt, nicht länger als 12 Stunden beschäftigt 
werden. Die Beschäftigung ist durch Ruhepausen zu unterbrechen, deren 
Gesamtdauer nicht unter anderthalb Stunden betragen soll (Art. 4, Abs. 2), 

1) Die als Hilfsarbeiten geltenden Verrichtungen regelt die Verordnung vom 
3. Juni 1891. 
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Nach Art. 3, Abs. 2 und Art. 4, Abs. 1 kann der König ^dem Wesen 
der Beschäftigung entsprechend und im Einklang mit den Bedürfnissen 
der Industrie und Gewerbe** die Verwendung von Kindern oder jugend- 
lichen Personen unter 16 Jahren, ebenso von Mädchen oder Frauen tlber 
16 und unter 21 Jahren zu als gesundheitsschädlich erkannten Arbeiten 
nur fllr eine gewisse Zahl von Stunden täglich, für eine gewisse Zahl 
von Tagen oder unter gewissen Bedingungen zulassen. Auf Grund dieser 
Befugnis ist die Maximalarbeitszeit begrenzt: 



Gewerbearten 



Fttr Kinder Ton 
13 n. 14 Jahren 



Für jugendliche 
Personen von 
15— 16 Jahren 



Für Mädchen 

und Frauen von 

17-21 Jahren 



auf Standen 



Spinnerei und Weberei in Leinen, 

Baumwolle, Hanf und Jute . . . 

Spinnerei und Weberei in Wolle . 

Zeitungsdruckereien 

Kunstgewerbe 

Sohriftgiefserei 

Papierfabrikation 

Tabak- und Zigarrenfabrikation . . 
Zuokerfabrikation 

Möbelindustrie, Parkettierung, Wa- 
gen fabrikation, Böttcherei, Bürsten- 
fabrikation, Marmorarbeit .... 

Töpferei uud Fayencefabrikation . 

Fabrikation von feuerhartem Steingut 

SpiegeUabrikation 

ZUndbolzfabrikation 

Bangewerbe 



13jöhrige 6 



14 



1174 

10 

10 

8 

6 

6 • 
lOV« 



10 

10 

10 

Verboten 



UV» 



Ziegeleien 



Zinkhütten 

Glas- und Srjstallfabrikation . . . 

Verfertigung tou Eleidungsstttcken 
und Kurzwaren I 

Leder- n. Schuhwarenindustrie, Fär- I 
bereien, Schirm- und Handschuh- 
fabrikation I 

Fabrikation schwerer Maschinen und j 
Eisenbahnwagen 

Fabrikation leichter Maschinen I 
(Werkzeugmaschinen, Waffen, | 

Uhren u s. w.) 



5 
lOVs 

1! 

10 
10 

10 



IIV* 
IIV4 
10 
10 

8 

10* 
10 
107« 



1171 
1174 
10 
10 
8 
10 
10 
1071 



Nachtarbeit gestattet 



1.0kt.-l.Märs 9 
I.März- l.Okt.10 

10 

10 

10* 

107« 
1. Nov. -I.März 8 
l.März-l.NoT.lO 
weihLGescblecht 8 



12 

10 

10 

10 

107t 

12 

l.April-1.0kt.l2 



männl. Geschlecht 1. Okt.- 1. April 8 
1. April- 1. Okt. 12 
1. Okt. -I.April 8 



10* 

1073 



10 
1073 



Nachtarbeit gestattet 



11 



10 
11 



11 



11 



10 
11 



11 



*) Personen m&nnlicben Gescblecbtes ist auch Nacbtarbeit gestattet. 

6. Niederlande. Das Gesetz vom 5. Mai 1889, betr. Mafsregeln 
zur Verhinderung tibcrmäfsiger und gefährlicher Arbeit von jungen Leuten 
und Frauen, bestimmt, dafs in Fabriken und Werkstätten (einschliefslich 
Handwerk und Hausindustrie) die Arbeit von jungen Leuten unter 1 6 Jahren 
und in Fabriken die Arbeit von Frauen nicht länger als 11 Stunden 
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täglich dauern darf, und zwar nur zwigohen 5 Uhr morgens und 7 ühr 
abends .mit wenigstens einer einstQndigen Mittagspause. Durch all- 
gemeine Verordnung können jedoch für bestimmte Fabrikationszweige 
und in besonderen Fällen (z. B. wegen Naturereignissen oder dringenden 
Betriebsbedtirfnissen) fllr bestimmte Unternehmungen Ausnahmen fest- 
gesetzt werden. 

7. Luxemburg. Das Gesetz vom 6. Dezember 1876 (nebst Ver- 
ordnungen vom 23. August 1 877 und 30. Mai 1 883) bestimmt, dafs in Fabriken 
Kinder im Alter von 12—14 Jahren länger als sechs, aber nicht mehr als 
8 Stunden, nur dann beschäftigt werden dürfen, wenn durch ein Zeugnis 
des Lehrers bezw. Schulinspektors erwiesen wird, dafs sie den elementaren 
Primärunterricht genossen haben. Die Arbeitszeit der jugendlichen Ar- 
beiter von 14—16 Jahren soll im allgemeinen 10 Stunden betragen, kann 
jedoch in Webereien, Tuchfabriken, Strumpfwirkereien, Tabak- und 
Cigarrenfabriken auf 11 Stunden ausgedehnt werden, wenn ein ärzt- 
licher Gesundheitsnachweis erbracht wird. Bei Naturereignissen oder 
Unglücksfällen, die den regelmäfsigen Betrieb der Fabrik unterbrochen 
und ein vermehrtes Avbeitsbedürfpis herbeigeführt haben, kann die Ar- 
beitszeit der 12—14 und 14 — 16jährigen vorübergehend für eine be- 
stimmte Frist um höchstens 2 Stunden täglich vermehrt werden. 

8. Frankreich. Das noch heute giltige Dekret vom 9. September 
1848 verbietet eine längere als 12sttindige effektive Verwendung des 
Arbeiters in fabrikmäfsigen Betrieben, trifft aber keine Vorkehrungen, 
um die Beobachtung dieser gesetzlichen Vorschrift zu gewährleisten. 
Das Gesetz vom 2. November 1892, betr. die Arbeit von Kindern, 
minderjährigen Mädchen und Frauen in gewerblichen Unter- 
nehmungen 0? bestimmt in Art. 3, dafs Kinder beiderlei Geschlechtes unter 
16 Jahren täglich nicht über 10 Arbeitsstunden, jugendliche Arbeiter 
oder Arbeiterinnen von 16 — 18 Jahren nicht länger als 60 Arbeitsstunden 
wöchentlich bei einer täglichen Arbeitszeit von nicht über 11 Stunden 
und Mädchen über 18 Jahre und Frauen nicht länger als 11 Stunden 
täglich beschäftigt werden dürfen. Diese Arbeitszeit wird durch eine 
oder mehrere Ruhepausen unterbrochen, die insgesamt nicht weniger 

1) Als gcwerbUcbe Unternehmungen im Sinne des Gesetzes gelten: 'Hütten- 
werke, Fabriken, Bergwerke, Gruben und Steinbrüche, Arbeitsplätze, Werkstätten 
mit ihrem Zubehör, gleichviel ob es sich um öffentliche oder private, weltliche oder 
religiöse Unternehmungen handelt, oder ob diese den Charakter einer gewerblichen 
Lehr- oder Wohlthätigkeitsanstalt tragen. Ausgenommen sind Arbeiten in Unter- 
nehmungen, in denen lediglich Familienmitglieder unter Leitung des Vaters, der 
Mutter oder des Vormundes beschäftigt werden; doch kann der Inspektor, wenn 
hier die Arbeit mit Dampf oder mechanischer Triebkraft verrichtet wird oder das 
Gewerbe zu den gefährlichen oder gesundheitsschädlichen Unternehmungen gehört, 
die erforderlichen Sicherheits- und Gesundheitsmafsregeln vorschreiben, die das Ge* 
setz sonst verlangt. 
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als eine Stande betragen dürfen, und während deren die Arbeit 
unterBagt ist. 

Der Divisionsinspektor kann die Beschränkungen der Arbeitszeit 
vorübergehend in gewissen, von der Staatsregierung zu bestimmenden 
Industriezweigen aufheben. 

9. Italien. Die Arbeitszeit der Kinder im Alter bis zum vollen- 
deten 12. Jahre darf nach dem Gesetze vom 11. Februar 1886 in den 
Industriezweigen, wo sie überhaupt gestattet ist, nicht länger als von 
einer 8 ständigen effektiven Dauer sein. 

10. Spanien. Das Gesetz vom 23. Juli 1873 über die Frauen- 
und Kinderarbeit in Fabriken bestimmt, dafs Knaben im Alter von 
10 — 13 Jahren und Mädchen im Alter von 10 — 14 Jahren höchstens 
5 Stunden täglich arbeiten dürfen und dafe die Arbeitszeit der jugend- 
lichen Arbeiter (d. h. der männlichen von 13 — 18, der weibliehen von 
14 — 18 Jahren) nicht mehr als 8 Stunden zu betragen hat. Die Be- 
stimmungen des Gesetzes sind indessen nicht zur Ausführung gekommen« 

Ein Entwurf des Senates aus dem Jahre 1894 wollte in Fabriken, 
Werkstätten, Bergwerken und Giefsereien die Arbeit von Kindern unter 
10 Jahren verboten, von 10—13 Jahren auf 5 und von 13—17 Jahren 
auf 8 Stunden bei einer Pause nach 4 Stunden beschränkt, ferner die 
Höchstdauer der Arbeitszeit der Arbeiterinnen im Alter von 17 bis 
23Jahren auf 10 Stunden (bei 1 '/i stündiger Ruhepause) festgesetzt wissen. 

11. England. Das Fabrik- und Werkstättengesetz vom 27. Mai 
1878 unterscheidet zwischen Arbeit in Textilfabriken und in anderen 
als Textilfabriken und in Werkstätten. 

In Textilfabriken beträgt die Maximalarbeitszeit von Frauen 
und jungen Personen 56 V2 Stunden in der Woche. Die Arbeit hat an 
allen Wochentagen um 6 oder 7 Uhr früh zu beginnen, an den Tagen 
aufser Sonnabend entsprechend um 6 oder 7 Uhr abends zu enden, doch 
sind innerhalb dieser Zeit 2 Stunden für Mahlzeit zu gewähren, nur am 
Sonnabend mufs bis 1 bezw. IV2 oder IV'2 — 2 Uhr nachmittags mit einer 
selbständigen Mittagspause gearbeitet werden. Länger als 4V2 Stunden 
darf die Arbeit nicht andauern, ohne dafs nicht wenigstens eine 
\'2 stündige Pause gewährt wird. 

Ausnahmen hiervon sind in einigen Gewerbszweigen unter be- 
stimmten Voraussetzungen zulässig. 

Kinder dürfen in Textilfabriken nicht anders als nach dem Systeme 
der Beschäftigung in Vor- und Nachmittagsschichten oder an umschich- 
tigen Tagen zur Arbeit eingestellt werden. Bei beiden Systemen be- 
trägt die zulässige Dauer ununterbrochener Arbeitszeit 4V2 Stunde, und 
die Arbeitszeit in zwei Wochen zusammen ebensoviel wie für Frauen 
und junge Personen in einer Woche. Auch die Kinderarbeit kann unter 
bestimmten Voraussetzungen ausnahmsweise verlängert werden. 
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In anderen als Textilfabriken und in Werkstätten ist fbr 
Frauen und jnnge Personen die Möglichkeit der Beschäftigung folgende: 

a. Frauen und junge Personen in anderen als Textilfabriken; 
Frauen in Werkstätten (ausschliefslioh häuslicher), wenn sie zugleich 
mit Kindern oder jungen Personen beschäftigt werden; junge Personen 
in Werkstätten (ausschlielslich häuslichen): 

Beginn Schiurs Pausen 

der Arbeitszeit 
Wochen täglich ausschlierslich G oder 7 Uhr 6 oder 7 Uhr 1 V» Stunden, davon min- 
Sonnabends morgens abends destens 1 Stunde yor 

3 Uhr nachmittags 
Sonnabends desgleichen 2 Uhr nachm. V^ Stande 

b. Frauen in Werkstätten (ausschliefslich häuslicher) allein, junge 
Personen in häuslichen Werkstätten: 

Beginn Schlufs Pausen 

der Arbeitszeit 
wochentäglich ausschlierslich 

Sonnabends 6 Uhr früh 9 Uhr abends 4Vi Stunden 

Sonnabends desgleichen 4 Uhr nachm. 27« Stunden 

Für die Beschäftigung von Frauen in häuslichen Werkstätten sind 
Bestimmungen nicht vorgesehen. Die Dauer höchst zulässiger ununter- 
brochener Arbeitszeit beträgt ftlr die geschützten Personen 5 Stunden. 

Für Kinder ist die Beschäftigungszeit in anderen als Textilfabriken 
und in Werkstätten im wesentlichen dieselbe wie in Textilfabriken. 
In häuslichen Werkstätten dürfen sie nach dem Systeme der umschichtigen 
Tage nicht beschäftigt werden. Ausnahmsweise können spätere An- 
fangs- und Sehlufsstunden gestattet werden. 

Ausnalimen von der gesetzlichen Arbeitszeit waren nach dem Ge- 
setze vom 27. Mai 1878 in bestimmten Betriebsstätten, bei jüdischen Unter- 
nehmern, bei Mehrarbeit in Fabriken, die durch Wasserkraft betrieben 
werden, bei Mehrarbeit infolge von Saisonarbeit, von unvorhergesehenen 
Umständen und zur Verhütung von Gefahren, in Bleichereien, Färbereien 
u. s. w. zulässig. Die Factory and Workshop Act 1895 hat die Ge- 
stattung von Überzeitarbeit indessen für jugendliche Personen ganz unter- 
sagt und die von Frauen derart beschränkt, dafs sie nur an 30 Tagen 
im Jahre stattfinden kann und an diesen die tägliche Arbeitszeit 14 Stun- 
den nicht übersteigt. 

In Erz- und Zinnbergwerken dürfen auf Grund der Gesetze 
vom 10. August 1872 und vom 16. September 1887 Knaben im Alter 
zwischen 12 und 16 Jahren wöchentlich nicht länger als 54 und täglich 
nicht mehr als 10 Stunden, mit Zwischenräumen von wenigstens 12 
(vom Freitag zum Sonnabend 8) Stunden, beschäftigt werden. In 
Kohlenbergwerken ist die Beschäftigung von Kindern im Alter von 
12-— 13 Jahren, sofern sie in einer Woche an mehr als 3 Tagen statt- 
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findet, auf 6 Stunden täglich, sonst auf 10 Stunden beschränkt. Die 
Arbeitszeit für Knaben und Mädchen über 13 Jahre sowie für Frauen 
ist in Kohlen-, Thon und Schieferthonbergwerken (Gesetz vom 
16. September 1887) auf 54 Stunden in der Woche und auf 10 Stunden 
an einem Tage beschränkt, mit Zwischenräumen von einer Tagesarbeit 
zur andern im Ausmafee von wenigstens 12, vom Freitag zum Sonnabend 
8 Stunden. 

12. Dänemark. Nach dem Gesetze vom 23. Mai 1873, betr. die 
Arbeit der Kinder und jungen Leute in Fabriken und fabrikmäfsig be- 
triebenen Werkstätten, dürfen Kinder zwischen 10 und 14 Jahren im 
Lanfe der 24 Stunden eines Tages nicht mehr als 6 V2 Stunden, ein- 
schliefslich einer V2 stündigen Ruhepause, arbeiten und dürfen ihre Arbeit 
nicht vor 6 Uhr morgens beginnen und nicht nach 8 Uhr abends fort- 
setzen. Haben sie vor 11 Uhr vormittags gearbeitet, so dürfen sie weder 
in demselben noch in einem anderen Betriebe nach 1 Uhr mittags arbeiten. 

Junge Leute beiderlei Geschlechtes zwischen 14 und 18 Jahren dürfen 
in Fabriken und Werkstätten nicht mehr als 12 Stunden täglich und 
weder vor 5 Uhr morgens noch nach 9 Uhr abends arbeiten. Von der 
Arbeitszeit von 12 Stunden sollen ihnen zwischen 8 Uhr morgens und 
6 Uhr abends mindestens 2 Stunden Ruhepausen gewährt werden, davon 

1 V2 Stunden vor 3 Uhr nachmittags. 

13. Schweden. Das Gesetz vom 18. November 1881, betr. die 
Arbeit Minderjähriger, bestimmt, dafs in Fabriken Minderjährige unter 
14 Jahren nicht mehr wie 6 Stunden mit mindestens V2 Stunde Pause 
und Minderjährige unter 18 Jahren höchstens 10 Stunden mit mindestens 

2 Stunden Pause täglich arbeiten dürfen. 

14. Rufsland. Nach Art. 109 der Gewerbeordnung von 1893 
können Minderjährige von 12 bis 15 Jahren in den Fabriken, Werken und 
Manufakturen*) nicht länger als 8 Stunden täglich in 2 Gruppen zu je 
4 Stunden, also mit längerer Pause, oder bis 6 Stunden ununterbrochen 
beschäftigt werden, wenn es nach der Art des Betriebes notwendig er- 
scheint, mit der Bedingung aber, dafs in solchen Fällen die allgemeine 
Dauer ihrer Arbeit nicht 6 Stunden innerhalb 24 Stunden überschreite. 
Die Besitzer von Betrieben, in denen die Arbeit von Minderjährigen 

1) Die AusdebnuDg dieser Bestimmung auf das Handwerk ist dem Ermessen 
der Bebörden überlassen, aber grundsatzlicb in Aussiebt genommen. Der ünter- 
scbied zwiscben Fabriken, Gewerken und Manufakturen, die die russiscbe Gewerbe- 
ordnung dem Handwerke gegenüberstellt, ergiebt sieb aus der Beschaffenheit des zu 
verarbeitenden Materials, also daraus, ob Material aus dem Tier-, Pflanzen- oder 
Mineralreiche verarbeitet wird (Art. 4). Ein Gutachten der Departements für Handel 
and Manufaktur vom 30. Januar 18S9 zählt zur Kategorie der Fabriken oder Ge- 
werke alle diejenigen gewerblichen Etablissements, worin „Maschinen oder Apparate 
mit Dampf- oder Wasserkraft betrieben werden resp. auf welchen sich mehr als 
1 6 Arbeiter beschäftigen^'. 
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dieser Bestimmunji? gemäfs erfolgt, sind verpflichtet, die Fabrikinspektion 
in Kenntnis zu setzen. 

In denjenigen industriellen Unternehmungen, in denen eine un- 
unterbrochene 18 stündige Tagesarbeit mit 2 Schichten eingeführt ist, 
können Minderjährige im Alter von 12— 15 Jahren innerhalb 24 Stunden 

9 Stunden beschäftigt werden, wobei die Arbeit nicht länger als 4 V2 Stun- 
den hintereinander dauern dart 

15. Das finnische Gesetz vom 15. April 1889, betr. den Schutz 
der Arbeiter in der Industrie, bestimmt, dafs Kinder (im Alter von 12 
bis 15 Jahren) täglich mit Einrechnung der Pausen nicht länger als 7, 
jugendliche Arbeiter (von 15 bis 18 Jahren) mit Einrechnung der Pausen 
nicht länger als 14 Stunden beschäftigt werden dürfen; doch können in 
bestimmten Fällen Ausnahmen vom Industrieamte erlaubt werden. 

Kinder, die in solchen Arbeiten vor 12 Uhr mittags thätig waren, 
dürfen dazu nach 1 Uhr desselben Tages nicht verwendet werden. 

16. Vereinigte Staaten. Die gesetzliche Dauer der Arbeits- 
zeit der erwachsenen männlichen Arbeiter beträgt in Maine, Minne- 
sota, Nebraska und Rhode-Island 10, in Californien, Connecticut, Illinois, 
New-Tork und Pennsylvannien 8 Stunden, doch kann sie durch den 
Arbeitsvertrag erweitert werden. Für weibliche und jugendliche Arbeiter 
besteht in den meisten Staaten ein Maximalarbeitstag im Umfange von 

10 Stunden. Die erste gesetzliche Beschränkung der Arbeitszeit da- 
tiert vom Jahre 1879; sie erfolgte in Massachussets, wo gegenwärtig 
die gesetzliche Dauer der Arbeitszeit 58 Stunden wöchentlich beträgt. 
In New-Tork giebt es einen Maximalarbeitstag ftlr weibliche Arbeiter 
bis zum Alter von 21 Jahren und für männliche bis zum vollendeten 
18. Jahre. Er beträgt ftlr beide Kategorien 60 Stunden pro Woche; es 
dürfen die geschützten Personen an gewissen Tagen länger als 10 Stun- 
den beschäftigt werden, um den halben Feiertag des Sonnabends zu 
gewinnen. In Illinois dürfen weibliche Personen in Fabriken und Werk- 
stätten nicht über 8 Stunden täglich oder 48 Stunden wöchentlich be- 
schäftigt werden. 

17. Ostindien. Die East India Factory Act No. XI, die sich seit 
dem I.Januar 1892 in Kraft befindet, verbietet für Kinder von 9 bis 
14 Jahren eine längere als täglich 7 stündige Beschäftigung und setzt 
fttr Frauen die Maximalarbeitsdauer auf 11 Stunden ftlr den Tag fest. 

f. Bemerkungen. Während der rein hygienische Maximalarbeits- 
tag bis heute kaum Eingang zu finden vermochte, hat sich die gesetz- 
liche Ausdehnung des Arbeitszeitschutzes auf erwachsene männliche 
Arbeiter allerdings in einzelnen Ländern bereits Bahn gebrochen, doch 
kann die Ausführung dieses Schutzes — etwa von der Schweiz abge- 
sehen — nicht als ausreichend erachtet werden. In Anbetracht so- 
wohl der sich mehrenden günstigen Erfahrungen mit der Abkürzung der 
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Arbeitszeit, als auch des Umstandes, dafs eine miTsbräuchliche Ans- 
dehnnng der Arbeitszeit noch in erheblichem Umfange besteht, ist es 
insbesondere zu bedanem, da& im Deutsehen Reiche auf eine ge- 
setzliche Begrenzung der Arbeitszeit verzichtet worden ist. Auch der 
Maximalarbeitstag der Arbeiterinnen entspricht hier nicht den An- 
forderungen, die man stellen mttfste, obwohl es mit ihm besser bestellt 
ist, als in manchen andern Ländern. Wenn man einerseits erwartet 
hatte, dafe er indirekt auch zu einer Verkürzung der Arbeitszeit der 
erwachsenen Männer führen werde, so hat man sich in diesen Er- 
wartungen getäuscht gesehen ; anderseits haben sich aber auch die Be- 
förchtungen, dals er Entlassungen von Arbeiterinnen hervorrufen und 
einen ungtlnstigen EinflulB auf die Löhne ausüben werde, nicht erfüllt. 
Nach den Mitteilungen der preufsischen Gewerberäte und des badischen 
Fabrikinspektors Wörishoffer flir das Jahr 1894 ist die Zahl der Ent- 
lassungen von Arbeiterinnen nach Inkrafttreten des Maximalarbeitstages 
überaus gering gewesen. Auch die Wirkungen auf die Löhne sind nicht 
ungünstig gewesen. Im einzelnen hat sich ergeben, dafs die im Accord 
beschäftigten Arbeiterinnen durch die gesetzliche Beschränkung der 
Arbeitszeit im grofeen und ganzen an ihrem Einkommen keine Einbuise 
erlitten haben, dafs sie vielmehr in gar nicht seltenen Fällen jetzt mehr 
verdienen als irüher. Dieses günstige Ergebnis ist allerdings nicht aus- 
schliefslich dadurch erreicht worden, dafs durch Steigerung der Arbeits- 
intensität bei 1 1 stündiger Arbeitszeit die gleiche Leistung erzielt wurde 
wie bei 12 stündiger Arbeitszeit. In vielen Fällen ist vielmehr die höhere 
Leistung zum gröfseren oder geringeren Teile durch Verbesserung der 
maschinellen Einrichtungen oder durch Erhöhung der Geschwindigkeit der 
Arbeitsmasehinen erreicht worden. So berichtet z. B. der Gewerbe- 
inspektor zu Neu salz a. 0.: „In einer Hanfspinnerei, die 180 weibliehe 
und 100 männliche Arbeiter beschäftigt, arbeiteten die Arbeiterinnen 
früher 12 Stunden. Bei Einführung der 1 1 stündigen Arbeitszeit hat man 
die Dampfmaschinen um Vi^ schneller umlaufen lassen, so dafs die 
Leistung und der Lohn fttr die 11 stündige Arbeitszeit dieselben ge- 
blieben sind. Aus dieser Thatsache geht überzeugend hervor, dafs die 
in einer Zeiteinheit zur Bedienung einer Maschine zu bewältigende Ar- 
beit mit deren Vervollkommnung und Leistungsfähigkeit steigt. Es wird 
dadurch die Erwägung nahe gerückt, ob nicht schon jetzt durch die 
1 1 stündige Arbeitszeit an einer schnell arbeitenden Maschine die Durch- 
schnittsleistung einer normalen weiblichen Arbeitskraft überholt wird 
und daher an eine weitere Beschränkung der Arbeitszeit für Arbeite- 
rinnen in gewerblichen Anlagen, die mit mechanischer Kraft betrieben 
werden, im Wege der Gesetzgebung heranzutreten ist.*' Aus dem Glad- 
bacher Bezirke wird berichtet: „In einer Buntweberei verdiente im 
Durchschnitt von 10 Lohnperioden vor Einfährung der 1 1 stündigen Ar- 
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beitszeit eine gute Weberin 21,09 Pf. die Stunde, nach Einführung der 
11 stündigen Arbeitszeit 21,53 Pf.; eine weniger tüchtige Weberin ver- 
diente vorher 18,20 Pf., nachher 19,70 Pf.; die beste Spulerin verdiente 
vorher 22,73 Pf, nachher 22,99 Pf. die Stunde. In einer zweiten Weberei 
verdiente im Jahre 1891 eine Weberin bei 72 Stunden Arbeitszeit in 
der Woche 12,97 Mk. = 18,11 Pf. in der Stunde, im Jahre 1894 in 
64 Vi Arbeitsstunden 13,23 Mk. = 20,53 Pf. die Stunde. In der Schirm- 
stoffweberei verdienten 3 fleifsige Weberinnen bei normaler 1 1 stündiger 
Arbeitszeit im Durchschnitte von je 8 Löhnungen 21,05 Pf. und bei 
972 stündiger Arbeitszeit 25,7 Pf. in der Stunde. Eine Baumwollspinnerei 
hat die Löhne von 4 Baue k Broches-, 5 Throstles-Spinnerinnen und 
4 Hasplerinnen, die in den Jahren 1890 und 1894 unter gleichen Accord- 
sätzen gearbeitet haben, wie folgt, zusammengestellt: 
Die 4 Baue k Broches-Spinnerinnen arbeiteten 

im Jahre 1890 

ihr Stundenlohn betrug im Jahre . . 

Die Throstles-Spinnerinnen arbeiteten im Jahre 

ihr Stundenlohn betrug im Jahre .... 
Die 4 Hasplerinnen arbeiteten im Jahre . . 

ihr Stundenlohn betrug im Jahre .... 

Der Fabrikant bemerkt hierzu, dafa namentlich die Hasplerinnen 
durch gröfseren Fleifs die verkürzte Arbeitszeit wieder einholen könnten, 
dafs dieses bei den Banc k Broohes- und Throstles-Spinnerinnen aber 
weniger leicht sei. 

Derartige Beispiele liefsen sich noch in grofser Zahl beibringen, 
doch soll natürlich nicht verschwiegen werden, dafs in einigen Fällen 
mit dem Arbeitsverluste auch ein Lohnverlust verbunden gewesen ist. 
Wie WÖBiSHOFFER bemerkt, haben die Arbeitgeber allerdings mehrfach, 
wo sie in allzu äufserlicher Auffassung der Beziehungen zwischen Ar- 
beitszeit und Arbeitsleistung schlössen, dafs die Verkürzung der Arbeits- 
zeit zu einer entsprechenden Verminderung des Verdienstes führen werde, 
Aufbesserungen der Lohnsätze eintreten lassen, die bestimmt waren, die 
vorausgesehene Verminderung zur Hälfte oder mehr auszugleichen. In 
allen solchen Fällen hat sich die Beurteilung der Arbeitgeber insofern 
als unrichtig erwiesen, als die Arbeiterinnen entweder auch die andere 
ihnen durch Erhöhung der Lohnsätze nicht vergütete Hälfte des Aus- 
falles an Arbeitszeit mehr als einbrachten, oder dafs sie bei voller Ver- 
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g&f uBg di6898 Ausfalles mehr als früher %ver4iienteQ. Jedenfalls hat, von 
vereinzelten, mitindiyidaellenUrBaoWi zasanuncuhäagenden Ansnatoen 
absgiesehen, die gesetetidie Vei'lLürzttng der Arbeitszeit der Arbeiterinnen 
zu eiAer Yermebcnng der Ari>eitsintensit&t geführt und überdies bewirkt, 
daft ein Teil der Frttehte der teobniaehen Fortschritte auch den Ar- 
beitenii «a gute kommt. 

Nicht der gleicdbe Nachweis l&&t sich bei den im Tage lohn be- 
schäftigten Arbeiterinnen erbringen. Daraus jedoch, dafs die Zahl dieser 
Arbeiterinnea, die ein bestimmtes, ih&en durch den ganzen Betriebs- 
zflsaromenbang und durch die Leistungen der Aceordarbeiter zuge- 
mesaenes Arbeitepensum zu vollziehen haben, bei der Verkürzung der 
Arbeitszeit nicht vermehrt wurde, kann geschlossen werden, dafs sich 
in den einzelnen Anlagen die Arbeitsintensität dieser Arbeiterinnen 
ebenfalls erhöht hat. Wenn daher — wie sich allgemein zeigt — der 
Tagdlohn bei Verkürzung der Arbeitszeit auf der früheren Höhe ge- 
blieben ist, «0 rechtfertigt sich das schon daraus, dafs die Arbeitgeber 
auch eine relativ gröfsere Arbeitsleistung erhalten haben, wenn das 
Verhältnis zwischen Arbeitslohn und Arbeitsleistung auoh nicht Überall 
dasselbe geblieben ist. 

Die Beftirohtungen, die an die gesetzliche Verkürzung der Arbeitszdt 
der Arbeiterinnen geknüpft wurden, haben sich nach alledem nidit er- 
ftllt, und die grofse Mehrzahl der Arbeitgeber ist heute wohl der An- 
siebt, dafe auf die Dauer in 1 1 stündiger Arbeitszeit von einer einiger- 
maben geschickten und fleilsigen Arbeiterin ebensoviel und mehr geleimt 
wird, als bei längerer täglicher Beschäftigungsdauer. Das sollte wohl 
dazu führen, eine weitere Beschränkung der Arbeitszeitdauer für Ar- 
beiterinnen ins Auge zu fassen. 

Nun ist freilich nicht zu läugnen, dafs ein gesetzlicher, auf Fabriken 
und fabrikartige Betriebe beschränkter Maximalarbeitstag insofern Übel- 
stände im Gefolge haben kann, als er zu einer Vermehrung der Heim- 
arbeit, zu einer Verdrängung der Arbeiter aus den geschützten Fabriken 
in die nieht geschützten Räume der Hausindustrie, zu einer übermä&igen 
Anstrengung der Frauen und Kinder der Arbeiter in ihren eigenen 
Wohnungen wie zu einer Beförderung des sog. Scbwitzsystems führen 
kttin. Diese Wirkung hat sich namentlich in Australien gezeigt, wo 
im Wege der freien Vereinbarung der achtstündige Arbeitstag zur Ge- 
wohnheit geworden ist. Aus diesen Gründen dürfte eine schrittweise 
erfolgende Ausdehnung des gesetzmäfsigen Maximalarbeitstages auf das 
gesamte gewerbliche Leben und eine Überwachung der Heimarbeit wohl 
g»ediifertigt erscheinen; doch reichen Bestimmungen wie die des 
Züricher Gesetzes vom 18. Juni 1S91, wonach den Arbeitgebern ver- 
boten ist, den Arbeiterinnen über die gesetzliche Arbeitszeit hinaus 
weitere Arbeiten mit nach Hause zu geben, nicht aus. 

FBAifiXHmmr, Aibeiterschatz. 4 
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§ 2. Der Arbeitsruhe- Schutz, Der Arbeitsmhe- Schatz ist teils 
Tagespausen-, teils Nachtruhe-, teils Feiertags-Schutz. 

a. Die Arbeitspausen. Eine Beschäftigung, die nicht durch 
Pausen unterbrochen würde, die der Ruhe, der Erholung und der Ver- 
köstigung dienen, wäre kaum denkbar. Häufig wird es aber im In- 
teresse der Unternehmer liegen, diese Pausen über Gebühr einzuschränken, 
und das mufs naturgemäfs mit schweren Nachteilen für die Arbeiter 
verbunden sein. Eine Regelung des Arbeitspausenschutzes ist daher wohl 
am Platze. Besonderer Berücksichtigung bedürfen hierbei diejenigen 
Arbeiterinnen, die einem Hauswesen vorstehen. Die Mittagspause dieser 
Personen über die allgemeine Dauer hinaus zu verlängern, wird zweifel- 
los als wohlbegründet zu fordern sein. 

b. Der Schutz der Nachtruhe. Im allgemeinen ist die Nacht- 
ruhe durch Sitte und Gewohnheit zwar umfassend geschützt, allein 
mit der Entwickelung der modernen Industrie hat eine erhebliche Aus- 
dehnung der Nachtarbeit stattgefunden, und ihr gegenüber reicht der 
Selbstschutz nicht mehr aus. Eine Ergänzung durch Staatsschutz im 
Fabrik- und fabrikartigen Betriebe wie darüber hinaus ist notwendig 
geworden. Er ist auch berechtigt, weil die Nachtarbeit den Arbeitern 
schwere Schädigungen an ihrer Gesundheit zufügt und sie zu einer 
Lebensweise verurteilt, die als unnatürlich bezeichnet werden muls. 

Ein allgemeines gesetzliches Verbot der Nachtarbeit ist unmöglich. 
Auch im Fabrikbetriebe sind Ausnahmen notwendig, namentlich insoweit, 
als der technische Produktionsprozefs den ununterbrochnen Betrieb er- 
fordert. Die Ausnahmen sind jedoch sorgfältig zu regeln und möglichst 
einheitlich und gleichmäfsig durohzuftlhren. 

c. Der Feiertags- (Sonntags- und Festtags-) ruheschutz. 
Dafs der Arbeiter nach sechs Tagen gleichmälsiger Berufsthätigkeit 
einen Tag haben mufs, den er der Sammlung neuer Kräfte, der G^und- 
heit, der Pflege des Familienlebens, der Geselligkeit und der gottes- 
dienstlichen Feier widmen kann, und daüs dieser Ruhetag am besten 
mit dem Sonntage zusammenfällt, darin gehen die Ansichten heute wohl 
kaum auseinander. Auch früher schon haben die meisten christlichen 
Staaten gesetzliche Bestimmungen zum Schutze der Sonntagsruhe ge- 
troffen ; allein die Bestimmungen bezweckten größtenteils entweder nur 
einen Schutz des öffentlichen Gottesdienstes ge^en äufsere Störungen 
oder darüber hinaus einen Schutz der öffentlichen Feier des ganzen 
Sonntags durch das Verbot öffentlicher geräuschvoller Arbeiten; der 
Grundsatz, dafs die Sonn- und Feiertage, wie der Andacht und innem 
Sammlung, so auch der Ruhe von der Arbeit und von den Geschäften 
gewidmet sein sollen, kam wenig zur Geltung. Es liegt auch auf der 
Hand, dafs der Staat von kirchlich-religiösem Gesichtspunkte aus nicht 
in der Lage ist, solche gewerbliche Arbeit zu verbieten, die sich inner- 
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halb der Betriebsst&tten oder ohne äuisere Wahrnehmbarkeit vollzieht. 
Nur vom ausgesprochenen Standpnnkte des Arbeiterschntzes ans ist ein 
Eingreifen des Staates möglich. 

Die Sonntagsruhe f&r alle Arbeiter rechtfertigt sich zunächst aus 
hygienischen Grttnden. Überarbeitung und übermälsige Abnutzung 
der Arbeitskräfte schaden in erster Linie sowohl unmittelbar dem Körper 
und fllhren zu einer Verkürzung der Lebensdauer, in weiterer Folge 
Terleiten sie auch zu gesundheitswidrigen Ausschreitungen in den Lebens- 
gewohnheiten, indem der abgespannte Körper nach einer künstlichen 
Weckung der ermatteten Lebensgeister verlangt. Der internationale 
hygienische Kongrefe, der im Jahre 1882 zu Genf tagte, hat die ge- 
sundheitliche Bedeutung der Sonntagsruhe in folgender Besolution zu- 
sammengefafst: 

„1. Der menschliche Organismus ist so eingerichtet, dalj9 er von sieben 
Tagen je einen zur Erholung von leiblicher und geistiger Arbeit be- 
darf. Der wöchentliche Erholungstag ist den Menschen um so not- 
wendiger, je anstrengender oder je einförmiger die Arbeit und je mehr 
dieselbe mit gesundheitsschädlichen Einflüssen verbunden ist. Der Mangel 
des wöchentlichen Buhetages schädigt auf mancherlei Weise Gesundheit 
und Arbeitskraft und führt allmählich zu unheilbarem Siechtum, zu 
früher Erwerbsunfähigkeit und vorzeitigem Tode. Aufserdem wird durch 
unausgesetze Arbeit der Trunksucht Vorschub geleistet, die öffent- 
liche Sicherheit im Verkehrsdienste beeinträchtigt und das Familien- 
leben gestört. 

2. Damit der öffentliche Buhetag seiner hygienischen Bestimmung 
entspreche, genügt es nicht, dafe der Arbeiter an irgend einem von den 
sieben Tagen seine Arbeit einstelle, sondern es mufs dieser Erholungs- 
tag so viel als möglich für Alle gleichzeitig und dadurch auch äufser- 
lich ruhiger und stiller sein als alle andern Tage. Dieser Tag muls 
wirklich der Wiederherstellung der verbrauchten Kraft gewidmet und 
deshalb Körper und Geist anders beschäftigt werden, als während der 
Arbeitstage, in reinerer Luft, reinerer Kleidung und Wohnung. Als dem 
gesundheitlichen Momente entgegenwirkend mufs sowohl indolente, 
stumpfe Buhe, als besonders auch der Mifsbrauch alkoholischer Getränke 
und jede Vergeudung der Kräfte bei aufregenden Lustbarkeiten ver- 
mieden werden. 

3. Der vierte internationale Kongreis ftlr Gesundheitspflege, abge- 
halten in Gknf im September 1882, empfiehlt den Begierungen und Ver- 
waltungen, den Directionen der Eisenbahnen, Posten und anderer Ver- 
kehrsanstalten, den Leitern industrieller und kommerzieller Unterneh- 
mungen und Werkstätten aufs angelegentlichste, so viel als immer möglich 
allen von ihnen abhängigen Menschen in jeder Woche einen vollen Tag 
der Buhe zu gewähren oder zu verschaffen und zur Erfüllung seines 

4* 
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gesHüdheitliolieii Zweckes nftoh ddn oben aoflgesprodMiien OruncUfttaeii 
beizmtragen.*' 

Auch der VI. hygienische Kongrefg (Wien 1888) erkürte die Sonn- 
tagsmbe als ^dne der dringlich^en Forderungen der Hygiene**, hob 
zn^eioh aber herror, dafe sie nur dann in yoUem MaTse en erreichen 
wftre, wenn den Hangfrauen am Sonnabende genttgend Zeit gewährt würde, 
den Sonntag von störenden häuslichen Arbeiten freizuhalten. Dieee 
Ansicht ist durebaas antreffend. Soll der Sonntag seinen Zweck er- 
füllen, dann muls überhaupt bereits am Tage vorher der Sehlols der 
Arbeit allgemein so früh festgesetzt werden, dab die notwendige Vor- 
bereitung in der Familie und die körperliche Bnhe ftir den Sonntag 
gesichert ist. Diese Forderung ist schon deshalb berechtigt, weil der 
Sonnlag in zweiter Linie der Tag sein soll, der der Familie gehört, den 
der Arbeiter ruhig und behaglich in der Gesellschaft seiner Angehörigen 
verbringt Schliefslich verlangt auch die Kirche im christlichen Staate, 
dais der „Tag des Herm^ ftlr religiöse Erhebung und Weihe von Arbeit 
frei bleibe. 

Das Becht und die Zweckmäfsigkeit einer gesetdichen Regelung 
der Sonntagsruhe kann nach alledem prinzipiell kaum in Zweifel ge- 
zogen werden. Schwierigkeit bietet nur die Frage, wieweit die Staats- 
intervention gehen soll 

Dafs es Fälle giebt, in denen die Sonntagsarbeit Einiger in der 
Fabrik und Werkstatt notwendig ist, wenn nicht am Montage Viele 
müssig geben sollen, ist unzweifelhaft. Betriebe, die ununterbrochener 
Feuerung bedürfen^ wie z. B. Hochöfen und Ziegeleien, Betriebe, die 
von dem Verlaufe bestimmter ohemisdier Prozesse abhängig sind, und 
solche, die dem Verderben ausgesetzte Produkte herstellen, können un- 
möglich Sonntags feiern. Auch kann es nicht verwehrt sein, Beinigungs- 
arbeiten und Beparaturen, von denen die Wiederaufnahme des vollen 
werktägigen Betriebs abhängig ist, soweit es notwendig ist, am Sonn- 
tage selbst vorzunehmen. Diese Fälle festzustellen, in denen eine regel- 
mäfsige Sonntagsarbeit nicht vermieden werden kann, ohne dabei über 
den Rahmen des Notwendigen hinauszugehen, ist eine, wenn auch nicht 
leidbte, so doch keineswegs unlösbare Aufgabe des Gesetzgebers. Da 
nun fredlich mit dem Wechsel der Technik auch die Notwendigkeit der 
Sonntagsarbeit in den einzelnen Industrien wechselt, so scheint es kaum 
möglich, die Ausnahmen von der Begel der Sonntagsruhe gesetzlich 
festzulegen. Es empfiehlt sich vielmehr, im Gesetze die Begel und die 
für die Ausnahmen mafsgebenden Gesichtspunkte auszusprechen, da- 
gegen im Wege möglichst genereller Verordnungen die zulässigen Aus- 
nahmen festzusetzen. Hierbei muis jedoch vorgesehen werden, dafe au(di 
von Seiten der Verwaltung Ausnahmen Berücksichtigung finden können, 
die mehr individuell, örtlich und vorübergehend notwendig werden. 
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la aUea F&llea aber wird zu beachten sein, dal« eine regelmäfei^ 
Sonntagsarbeit nur da stattfinde^ wo sie ans den erwähnten Grttnden 
abfidnt nieht vermieden werden kann. 

Während die ai» tedinischen Blleksiehten gebotene Sonntagsarbeit 
nur einen rerhältnismäisig kleinen Teil der Arbeiter beansprucht und 
doreh Sehiehtweehsel , donäi Beschränknng ihrer Zeitdauer u. dgl. so 
gestaltet werden kann, dafs die damit verbundenen Übelstände sich 
wesentlich reduzieren, nimmt die aus wirtschaftlichen Gründen vor^ 
kommende Sonntagsarbeit vorübergehend und zeitweise im Jahre 
mekt die gesamte Arbdtersehaft in Anspruch. Findet diese periodisch 
wiederkehrende Sonntagsarbeit nur an wenigen Sonntagen statt, so ist 
der Übelstand allerdings für den Arbeiter meist geringer. In Saison- 
industrien, d. h. solchen, in denen sich die Aufträge in einer bestimmten 
Jahreszeit (z. B. vor Weihnachten , vor der Ernte u. s. w.) besonders 
häufen, in Campagneindustrien , wo das zu verarbeitende Rohmaterial 
nur zu bestimmten Jahreszeiten zu beschaffen ist und dann sofort ver- 
arbeitet werden muis (Rübenzuckerfabriken, Cichoriendarren, Konserven - 
faMken u. s. w.), während der Betrieb in der übrigen Zeit des Jahres 
ruht, in Industrien, die mit Triebwerken arbeiten, die aussehliefslich 
durch Wind oder unregelmälsige Wasserkraft bewegt werden, kann 
eine vorübergehende Sonntagsarbeit ohne schwere Schädigung der Unter- 
nehmer "und Arbeiter gar nicht vermieden werden. Auch Arbeiten, die 
zur Beseitigung eines Notstandes oder zur Abwendung einer Gefahr 
plötzlich oder, wie z. B. die Wetterführung im Bergbau, ständig 
vorgencnnmen wa*den müssen ^ ferner Arbeiten, die durch Todesfälle, 
Eitoankungen, unvorhergesehene erhebliche geschäftliche Zwischenfälle 
u. s. w. erforderlich werden und nicht wohl auf den nachfolgenden Werk- 
tag verschoben werden können, und Arbeiten, deren Hinausschieben bis 
zum nächsten Tage das öffentliche Interesse schädigen würde, dürfen 
nicht verwehrt werden. Das Gleiche gilt von Arbeiten, die zur Ver- 
hütung des Verderbens von Rohstoffen oder des Mi&lingens von Arbeits- 
erzeugnissen erforderlich sind und nicht mehr an Werktagen vorgenom- 
men werden können. Alle diese Ausnahmen dienen mehr oder minder 
dem Zwecke, die werkthätige Produktion vor empfindlicher Beeinflussung 
der Sonntagsruhe zu schützen. In diesem Zwecke liegt aber auch zu- 
gleich die Grenze, innerhalb deren von den Ausnahmen Gebrauch ge- 
macht werden darf. Es würde der Absicht, die Sonntagsruhe thunliohst 
ungeschmälert zu sichern, nicht entsprechen, wenn man gewisse Aus- 
nahmen dazu benutzen wollte, um den durch die Sonntagsruhe ent- 
stehenden verhältnismälsigen Produktionsausfall zu verhüten. Gegen der- 
artige Mifsbräuche müssen natürlicherweise Kautelen geschaffen werden. 

Wie bereits erwähnt wurde, vermag der Sonntag übrigens nur dann 
seinen Zweck zu erfttUen, wenn der Sehlufs der Arbeit am Tage vor- 
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her 80 frühzeitig erfolgt, dafe die notige Vorbereitung in der Familie 
und die körperliche Kühe f&r den Sonntag gesichert ist. Aus dem Grunde 
kann lediglich eine 36 stündige Sonntagsruhe als den Forderungen eines 
ausreichenden Arbeiterschutzes entsprechend angesehen werden. 

d. Gesetzgebung. 1. Deutsches Reich. Bezüglich der Pau- 
sen gewährt die Gewerbeordnung vom I.Juni 1891 den erwachsenen 
männlichen Arbeitern nur insoweit Schutz, als nach § 120e überhaupt 
Ar solche Gewerbe, in denen durch übermälsige Dauer der täglichen 
Arbeitszeit die Gesundheit der Arbeiter gefährdet wird, Dauer, Beginn 
und Ende der zu gewährenden Pausen vorgeschrieben und die zur 
Durchführung dieser Vorschriften erforderlichen Anordnungen erlassen 
werden können. 

Den jugendlichen Arbeitern in Fabriken und fabrikartigen 
Betrieben müssen (nach § 136) an jedem Arbeitstage regelmäCrige Pau- 
sen gewährt werden, und zwar denen, die nur sechs Stunden täglich 
beschäftigt werden, im Umfange von mindestens einer halben Stunde, 
den übrigen von mindestens einer Stunde mittags und je einer halben 
Stunde vor- und nachmittags« Während der Pausen darf ihnen eine 
Beschäftigung im Betriebe überhaupt nicht und der Aufenthalt in den 
Arbeit^räumen nur dann gestattet werden, wenn darin diejenigen Teile 
des Betriebes, in denen jugendliche Arbeiter beschäftigt sind, ftlr die 
Zeit der Pausen völlig eingestellt werden, oder wenn der Aufenthalt 
im Freien nicht thunlich und andere geeignete Aufenthaltsräume ohne 
unverhältnismäfsige Schwierigkeiten nicht beschafft werden können. 

Den Arbeiterinnen mufe (nach § 137 Abs. 3) eine mindestens ein- 
stündige Mittagspause gewährt werden. Arbeiterinnen über seohszehn 
Jahre, die ein Hanswesen zu besorgen haben, sind (nach § 137 Abs. 3) 
auf ihren Antrag eine halbe Stunde vor der Mittagspause zu entlassen, 
sofern diese nicht mindestens ein und eine halbe Stunde beträgt. 

Ausnahmen von diesen Bestimmungen kann (nach § 139 Abs. 2) 
auf besonderen Antrag die höhere Verwaltungsbehörde gestatten, wenn 
es die Natur des Betriebes oder Bücksichten auf die Arbeiter in ein- 
zelnen Fabriken erwünscht sein lassen. Auch der Bundesrat kann aus 
gleichen Gründen ftlr gewisse Fabrikationszweige die Abkürzung oder 
den Wegfall der ftlr jugendliche Arbeiter vorgeschriebenen Pausen ge- 
statten (§ 139 a, Nr. 3), doch dürfen in diesen Fällen die jugendlichen 
Arbeiter nicht länger als sechs Stunden beschäftigt werden, wenn zwi- 
schen den Arbeitsstunden nicht eine oder mehrere Pausen von zusam- 
men mindestens einstündiger Dauer gewährt werden.*) 

Das Verbot der Nachtarbeit (von S'/a Uhr abends bis 5*/« Uhr 
morgens) besteht ftlr jugendliche Arbeiter (§ 136) wie ftlr alle 
Arbeiterinnen ohne Beschränkung des Alters (§ 137) in Fabriken 

1) Vgl. AnmerkoDg S. 37. 
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uad fabrikartigen Betrieben* Unter gewissen Bedingungen sind jedoch 
AiiBiiahmen zulässig. 

^aoh § 138a Abs. 1 kann die untere Verwaltungsbehörde 
auf Antrag des Arbeitgebers auf zwei Woehen die Beschäftigung von 
über 16 Jahre alten Arbeiterinnen bis zehn Uhr abends an den Wochen- 
tageu aufser Sonnabends unter der Voraussetzung gestatten, dafs die 
t&gliche Arbeitszeit dreizehn Stunden nicht überschreitet; innerhalb eines 
Kalenderjahres darf die Erlaubnis einem Arbeitgeber für seinen Betrieb 
oder ftlr eine Abteilung seines Betriebes jedoch auf mehr als vierzig 
Tage nicht erteilt werden. 

Die höhere Verwaltungsbehörde kann die gleiche Erlaubnis 
für eine zwei Wochen überschreitende Dauer, indessen für mehr als 
40 Tage im Jahre nur dann erteilen, wenn die Arbeitszeit für den Be- 
ti-ieb oder die betreffende Abteilung des Betriebes so geregelt wird, 
dafs ihre tägliche Dauer im Durchschnitt der Betriebstage des Jahres 
die regelmä&ige gesetzliche Arbeitszeit nicht überschreitet. 

Wenn Naturereignisse oder Unglücksfälle den regelmäfsigen 
Betrieb einer Fabrik oder eines fabrikartigen Betriebes unterbrochen 
baben, können Ausnahmen auf die Dauer von 4 Wochen für jugend- 
liche Arbeiter und Arbeiterinnen durch die höhere Verwaltungsbehörde, 
auf längere Zeit durch den Reichskanzler zugelassen werden. In drin- 
genden Fällen solcher Art, sowie zur Verhütung von Unglücksfllllen 
darf auch die untere Verwaltungsbehörde, allein höchstens auf die Dauer 
von 14 Tagen, solche Ausnahmen gestatten. 

Der Bundesrat schliefslich ist ermächtigt, flir Fabriken und fabrik- 
artige Betriebe, die mit ununterbrochenem Feuer betrieben werden, oder 
die sonst durch die Art des Betriebes auf eine regelmäfsige Tag- und 
Nachtarbeit angewiesen sind, sowie für solche, deren Betrieb eine Ein- 
teilung in regelmäfsige Arbeitsschichten von gleicher Dauer nicht ge- 
stattet oder seiner Natur nach auf bestimmte Jahreszeiten beschränkt 
ist, Ausnahmen bezüglich der Nachtruhe der jugendlichen Arbeiter und 
Arbeiterinnen zu treffen. In diesen Fällen darf aber die Dauer der 
wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder sechsunddreiJsig Stunden, für junge 
Leute sechszig, für Arbeiterinnen fttnfundsechszig, in Ziegeleien für junge 
Leute und Arbeiterinnen siebzig Stunden nicht überschreiten. Die Nacht- 
arbeit darf in 24 Stunden die Dauer von 10 Stunden nicht überschreiten 
und mufs in jeder Schicht durch eine oder mehrere Pausen in der Ge- 
sammtdauer von mindestens einer Stunde unterbrochen sein. Die Tag- 
schichten und Nachtschichten müssen wöchentlich wechseln. 

Das Verbot der Sonntags- und Festtagsarbeit trifft in 
erster Linie die jugendlichen Arbeiter. Nach § 136 Abs. 3 dürfen 
jugendliche Arbeiter an Sonn- und Festtagen sowie während der von 
dem ordentlichen Seekorger für den Katechumenen- und Konfirmanden-, 
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Beioht- und KommnQionttnterrwht bestimmteH ätonden nicht besobftftigt 
werden. Ausnahmen sind zulässig bei Unterbrechnngen des regelmfiisigen 
B^riebes einer Fabrik dnroh Natarereignisse oder Unglüeksfäne, wie 
atif Besohlttfs des Bundesrates fttr Fabriken oder fbbrikartige Betriebe, 
die mit ununterbrochenem Feuer betrieben werden, oder die seilst durch 
die Art des Betriebes auf eine regelmäfsige Tag^ und Nachtarbeit an- 
gewiesen sind, sowie für solche, deren Betrieb eine Einteilung in regele 
mäfsige Arbeitsschichten von gleicher Dauer nicht gestattet oder seiüer 
Natur nach auf bestimmte Jahreszeiten beschränkt ist. Dem Milsbraucbe 
dieser Ausnahmebestimmungen sind die gleichen Schranken gezogen, 
als sie bezüglich der Ausnahmen vom Verbote der Nachtarbeit (vergl. 
S. 55) aufgerichtet worden sind. 

Für die Kategorie der erwachsenen (männlichen und weiblichen) 
Arbeiter gilt über den Sonn- und Festtagsruheschutz folgendes: 

Nach § 105a sind, soweit Sonn- und Festtagsarbeit verboten ist, 
Verträge, die den Arbeiter zur Vornahme solcher verbotenen Arbeit ver- 
pflichten, nichtig. Während nach der Gewerbeordnung von 1869 in- 
dessen der freiwilligen Vornahme verbotener Sonntagsarbeit nichts im 
Wege stand, darf der Gewerbtreibende nach dem Gesetz vom 1. Juni 
1891, betr. Abänderung der Gewerbeordnung, auch die freiwillige 
Leistung von Sonntagsarbeit nicht zulassen. Eine Übertretung dieses 
Verbotes ist unter Strafe gestellt. Dagegen darf der Arbeitgeber, der 
die Arbeiter nach bisherigem Rechte nur zu den unbedingt notwendigen 
Arbeiten fttr die Sonn- und Feiertage verpflichten kennte, nach der 
Novelle von 1891 diese Verpflichtung auch auf nicht notwendige Ar- 
beiten erstrecken, sofern sie nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
erlaubt sind. Eine Beschränkung dieses Rechtes findet indessen nach 
zwei Richtungen hin statt. Einerseits kann der Gewerbetreibende 
jugendliche und weibliche Arbeiter zu Arbeiten, die auch an Sonn- tfnd 
Festtagen vorgenommen werden dürfen, nur insoweit verpflichten, als 
die Bestimmungen der §§ 135flf. in Verbindung mit etwa auf Grund der 
§§139 und 139 a erlassenen Ausnahmebestimmungen nicht entgegen- 
stehen. Anderseits ist eine Verpflichtung der Arbeiter auch insoweit 
unwirksam, als die Vornahme von Arbeiten zwjü- nach den Bestim- 
mungen dieses Gesetzes gestattet, dagegen nach weitergehenden landes- 
gesetzliohen Bestimmungen (§ 105 h Abs. 1) untersagt ist. 

Welche Tage als Festtage gelten, wird auf Grund des § 105 a Abs. 2 
unter Berücksichtigung der örtlichen und konfessionellen Verhältnisse 
von den Landesregierungen bestimmt. Im Reiche gelten ttberaö das 
Weihnaohts-, Oster- und Pfingstfest (je 2 Tage, in Reufe ä. L. je 3 Tage), 
der Neujahrstag und der Himnielfaihrtstag als Festtage.») Daneben sind 

1) Nur ganze Tage können als Festtage bestimmt werden. Die Efgensebaft 
eines Festtages kann einem Tage auch in der Eescbr&nknng anf einMine Bezirke 
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TOS 17 Landesregieningen weitere Tage als Festtage im Sinne 
der Gewerbeordnung bezeichnet worden 0^ in den übrigen Bnndes- 

oder Ortschaften beigelegt werden, dagegen ist es nicht statthaft, einen Festtag nur 
ftr die AngehMgen der einen oder der »deren Eonfession gelten su lassen und 
denentsprechend am Frohnleichnamstage die fiesch&ftigung evangelischer, am Kar- 
freitage die Besch&ftigang katholischer Arbeiter zu gestatten. 

1) Auf Ornnd des § 105 a Abs. 2 haben bisher 17 Landesregierungen Bestim- 
mungen erlassen. Danach galten als Festtage im Sinne der Oewerbeordnung aufser 
den in § 105 h Abs. 2 bezeichneten Tagen 
in Sachsen: Fest der Erscheinung Christi (6. Jan.), Bnfstage der e?ang.-lttth. 
Landeskirche, Karfreitag und Reformationsfest (31. Oct), aufserdem in Ort- 
schaften mit (iberwiegettd römisch-kathol. Bevölkerung in der Kreishauptmann- 
schaft Bautzen: Maria VerkOndigung (25. M&rz), Fronleichnamsfest, Peter und 
Paul (29. Juni), Maria Himmelfahrt (15. Aug.), Maria Oeburt (8. Sept.), AUer 
Heiligen (1. Nov.) und Maria Empfängnis (8. Dez.). 
inWfirttemberg: Erschein ungsfest und Karfreitag, bei den KathoHken aufserdem 

Fronleichnam und Mari& Himmelfahrt, 
in Baden: in Gemeinden, wo die kath. Konfession Pfarrrechte hat, Fronleichnams- 
tag; in Gemeinden, in denen die evang. Konfession Pfarrreohte hat, Karfreitag, 
in Oldenburg: fQr die Ämter Wachte, Kloppenburg und Friesoythe das Fron- 
leichnamsfest, fOr die übrigen Bezirke der Karfreitag, 
in Sachsen-Meiningen, Sachsen-Koburg-Gotha, Schwarzburg-Son- 
dershausen und Schwarzburg-Rudolstadt: Karfreitag und Bnfstag. 
hl Sachsen-Altenburg: Karfreitag, Reformationsfest und ikifstag. 
in Reufs &. L.: üoheneijyahrstag (O.Jan.), Karfreitag, Osterdienstag, Pfin^t- 

dienstag, Reformationsfest, Bufstag und dritter Weihnachtsfeiertag. 
in Schaum burg-Lippe: Karfreitag. 

in Lippe: Karfreitag und Bufstag, aufserdem für einige Bauerschaften mit kathol. 
^▼dlkernng: Epiphanias, Fronleichnam, Allerheiligen, Marift Reinigung, Mari& 
Yerkftndigmig, Mari& Empfängnis und das Fest der Apostel Petrus und Paulus, 
in Lübeck: Karfreitag, 
in Bremen: Karfreitag und Sedantag. 

in E Isafs -Lothringen: Maria Himmelfahrt, Allerheiligen, und in Gemeinden 

mit protestantischer oder Simultankirche: Karfreitag. 

In den übrigen Bundesstaaten bleibt es bis zum Erlasse besonderer Bestimmungen 

bei dem geltenden Rechte. Autor den in § 105 h Abs. 2 bezeichneten Festen gelten 

gegenwärtig als Festtage. 

in Preufsen: Bufstag, aufserdem in den vorwiegend evangelischen Gebietsteilen, 

doch auch in der ganzen Provinz Schlesien: Karfreitag, 
in Hessen: bei den Evangelischen der Karfreitag, bei den Katholiken Fronleich- 
namsfest, Maria Himmelfiahrt und Allerheiligen, 
in Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz: Karfreitag und 
Bwei auf den Freitag nach Invocavit besw. vor dem 1. Advent fallende Bufstage. 
in Sachsen- Weimar, Braunschweig und Anhalt: Karfreitag und Bufstag. 
in W aide c k : Gründonnerstag, Karfreitag und zwei auf den ersten Freitag im März u. 
auf den Mittwoch vor dem letzten Trinitatissonntag fallende Bufs- und Bettage. 
Reufs j. L.: Karfreitag, Reformationsfest und der auf den Mittwoch vor dem 

leisten Trinitatissonntag fallende Bufs- und Bettag. 
in Hamburg: Karf^itag, Bufstag und Sedantag. 
In Bayern bestimmt bis auf weiteres der Ortsgebrauch, welche Tage als Fest- 
tage gelten. 
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Staaten behält es bis zum Erlasse einer besonderen Bestimmung sein 
Bewenden. 

Nach § 105 b ist die Beschäftigung von Arbeitern an Sonn- und 
Festtagen im Betriebe (d. h. also nicht bloÜB in der Betriebsstätte) von 
Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanstalten, Brüchen und Gruben, von 
Hüttenwerken, Fabriken und Werkstätten, von Zimmerptätzen und an- 
deren Bauhöfen, von Werften und Ziegeleien, wie bei Bauten aller Art 
grundsätzlich untersagt. Die Hausindustrie wird danach von dem Ver- 
bote nur insoweit betroflFen, als die hausindustrielle Beschäftigung im 
Betriebe von Werkstätten stattfindet. Die Dauer der Sonntagsruhe beträgt 

1. flir die gewöhnlichen Sonn- und Festtage 24 Stunden, die in der 
Kegel mit dem Kalendertage zusammenfallen müssen, 

2. flir zwei aufeinanderfolgende Sonn- und Festtage 36 Stunden 
(d. h. sie dauert von Mitternacht vor dem ersten Tage bis Mitternacht 
nach dem zweiten Weihnachts-, Oster-, und Ffingsttage, im übrigen bis 
6 Uhr abends des zweiten Tages), 

3. für das Weihnachts-, Oster- und Pfingstfest 48 Stunden. 

Die Ruhezeit ist in der Regel von 1 2 Uhr nachts zu rechnen, soll 
also, wie erwähnt, mit dem Kalendertage zusammenfallen, doch ist, da- 
mit der Beginn der Arbeit zur Mitternachtszeit vermieden wird, dem 
Arbeitgeber gestattet, den Beginn der Ruhezeit innerhalb der Stunden 
von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr morgens zu bestimmen. Bei zwei auf- 
einanderfolgenden Sonn- und Festtagen mufs sie bis 6 Uhr abends des 
zweiten Tages dauern. 

Auf das Handelsgewerbe erstrecken sich die Vorschriften des 
§ 105 b Abs. 1 nur insoweit, als am ersten Weihnachts-, Oster- und Ffingst- 
tage eine Beschäftigung von Lehrlingen, Gehilfen und Arbeitern überhaupt 
nicht, an anderen Sonn- und Festtagen nur flir 5 Stunden stattfinden 
darf; doch kann diese fünfstündige Frist flir alle oder einzelne Zweige 
des Handelsgewerbes durch Ortsstatut weiter verktlrzt, oder es kann 
auch das gänzliche Verbot ausgesprochen werden. Anderseits steht der 
Polizeibehörde die Befugnis zu, für die letzten vier Wochen vor Weih- 
nachten, sowie flir einzelne Sonn- und Festtage, an denen örtliche Ver- 
hältnisse einen erweiterten Geschäftsverkehr erforderlich machen, eine 
Vermehrung der Stunden, während der die Beschäftigung stattfinden 
darf, bis auf 10 Stunden zulassen. 

Durch eine Reihe von Ausnahmebestimmungen wird das Ge- 
biet der Sonntagsruhe teils beschränkt, teils erweitert. 

A. Beschränkungen der gesetzlichen Sonntagsruhe. 

I. Das Gesetz selbst schreibt vor, dafs die Bestimmungen über 
die Sonntagsruhe keine Anwendung finden auf eine Reihe bestimmter 
Gewerbe nach ihrem ganzen Umfange, nämlich Gast- und Schank- 
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Wirtschaft, Musikauffllbningen, Schaustellangen, Theater, Lustbarkeiten 
und Verkehrsgewerbe; doch bleibt auch für diese Gewerbe der Grund- 
satz bestehen, dafs die Übernahme einer Verpflichtung zur Arbeit durch 
den Arbeiter nur insofern giltig ist, als es sich um unaufschiebbare 
Arbeiten handelt Weiterhin finden die Bestimmungen des § 105 b nach 
§ 105c keine Anwendung: 

1. auf Arbeiten, die sich in Notfällen (d.h. zur Beseitigung eines 
Notstandes, zur Abwendung einer Gefahr bei Todesfällen, Erkrankungen 
u. s. w.) oder im öffentlichen Interesse nicht auf den nachfolgenden 
Werktag verschieben lassen, sondern unverzüglich vorgenommen wer- 
den mtissen, 

2. f&r einen Sonntag auf Arbeiten zur Durchführung einer gesetz- 
lich vorgeschriebenen Inventur, 

3. auf die Bewachung der Betriebsanlagen; ferner auf Arbeiten zu 
deren Reinigung und Instandhaltung, durch die der regelmäfsige Fort- 
gang des eigenen oder eines fremden Betriebes bedingt ist, und auf 
Arbeiten, von denen die Wiederaufnähme des vollen werktägigen Be- 
triebes abhängig ist, sofern sie nicht an Werktagen vorgenommen wer- 
den können; 

4. auf Arbeiten, die zur Verhütung des Verderbens von Rohstoffen 
oder des Milslingens von Arbeitserzeugnissen erforderlich sind, sofern 
sie nicht an Werktagen vorgenommen werden dürfen, 

5. auf die Beaufsichtigung des Betriebes, soweit er in den unter 
1—4 erwähnten Fällen an Sonn- und Festtagen stattfindet. 

Um einen Mifsbrauch dieser Ausnahmebestimmungen zu verhüten, 
sind jedoch (§ 105 c Abs. 3) bestimmte Schranken gezogen worden. Einer- 
seits mufs über die nach § 105 c gestattete Sonntagsarbeit ein genaues, 
die Zahl der Arbeiter wie die Art und Dauer der Beschäftigung nach- 
weisendes Verzeichnis geführt und der Ortspolizeibehörde wie dem Ge- 
werbeaufsichtsbeamten auf Erfordern jederzeit vorgelegt werden. Ander- 
seits sind die Arbeitgeber verpflichtet, in dem Falle, dafs die unter 3. 
und 4. aufgefbhrten Arbeiten länger als drei Stunden dauern oder die 
Arbeiten am Besuche des Gottesdienstes hindern, jeden Arbeiter ent- 
weder an jedem dritten Sonntage volle 36 Stunden oder an jedem 
zweiten Sonntage mindestens in der Zeit von 6 Uhr morgens bis sechs 
Uhr abends von der Arbeit frei zu lassen. Allerdings kann durch die 
untere Verwaltungsbehörde von dieser Bestimmung dann abgesehen wer- 
den, wenn die Arbeiter am Besuche des sonntäglichen Gottesdienstes 
nicht gehindert werden und die fehlende Sonntagsruhe durch eine 
24 stündige Ruhezeit an einem Wochentage ersetzt wird. 

II. Der Bundesrat kann weiterhin (nach § 105d Abs. 1) Einschrän- 
kungen der gesetzlichen Sonntagsruhe zulassen für bestimmte (also be- 
sonders zu kennzeichnende) Gewerbe, insbesondere für Betriebe, in denen 
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Arbeiten vorkommen, die ihrer Natur naeh eine Unterbreohnng oder 
einen Aufschub nicht gestatten, sowie für Betriebe, die ihrer Natur 
nach auf bestimmte Jahreszeiten beschränkt sind, oder die in gewissen 
Zeiten des Jahres zu einer aufsergewöhnlich verstärkten Thfttigkeit ge- 
nötigt sind. Doch ist, um einen Mi&brauch dieser Ausnahmebestim- 
mungen zu verhindern, vorgeschrieben, dafs auch bezüglich der nach 
§ 105d bewilligten Ausnahmen die vordem erwähnten, fftr Reparatur-, 
Beinigungs- u. s. w. Arbeiten bestimmten Schutz Vorschriften des § 105e 
Abs. 3 gelten. 

Auf Grund des § 105d hat der Bundesrat durch Verordnung vom 
5. Februar 1895 die Beschäftigung von Arbeitern an Sonn- und Fest- 
tagen für die in der nachfolgenden Tabelle bezeichneten Gewerbe und 
Arbeiten unter den daselbst angegebenen Bedingungen gestattet: 



GrattuDg der Betriebe 
und Bezeicbnang der nach § 105d zu- 
gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



A. Bergbau-, Htttten- und Salinenweseo. 

1. Bergwerke und Gruben. 
Bei Erdölgewinnung Betrieb der Pump- 
werke sowie hierbei und bei Springölquellen 
Aufsammeln und Transport des Öles zu den 
Sammelbehältern. 



2« Erzrostwerke und mit Hüttenwer- 
ken verbundene Böstofenbetriebe. 
a. ohne Säuregewinnung. 
Der Betrieb der jährlich nicht länger als 
6 Monate benutzten Röstöfen. 



Der Betrieb der Übrigen Röstöfen mit 
Ausschlufs der Zeit yon 6 Uhr morgens bis 
6 Uhr abends. Von dieser Ausnahme darf 
an den Sonn- und Festtagen kein Gebraach 
gemacht werden, an denen nach 6 Uhr des 
vorhergehenden Abends zur Beschickung ge- 
langtes Röstgnt auf Grund des § lOöo der 
Gewerbeordnung über 6 Uhr morgens hinaus 
bearbeitet wird. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 
entweder für jeden zweiten Sonntag 

24 Stunden 
oder fUr jeden dritten Sonntag 36 Stunden 
oder, sofern an den übrigen Sonntagen die 
Arbeitsschichten nicht länger als 1 2 Stun- 
den dauern, für jeden vierten Sonntag 
36 Stunden. 
Der Reichskanzler ist befugt, Abwei- 
chungen zuzulassen; die Ruhezeit mnfs je- 
doch für jeden Arbeiter mindestens die Ge- 
samtdauer seiner auf die zwischenlicgenden 
Sonntage fallenden Arbeitszeit erreichen. 

Ablösungsmannsohaften dürfen je 1 2 Stun- 
den nach und vor ihrer regelmäDiigcn Be- 
schäftigung zur Arbeit nicht verwendet wer- 
den. Ihre Ruhe mufs mindestens das Mafs 
der den abgelösten Arbeitern gewährten Ruhe 
erreichen. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens die gleiche Dauer wie unter 
A 1 zu umfassen. Abweichungen und weitere 
Bedingungen wie unter A 1. 

Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 

für zwei aufeinanderfolgende Sonn- und 
Festtage entweder 36 Stunden oder filz 
jeden der beiden Tage 24 Stunden, 
für die übrigen Sonntage entweder 24 Stun- 
den oder für jeden zweiten Sonntag 
36 Stunden. 
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Gattung der B^trifibe 
und Bexeldhnung der nach § 105 d zu- 
gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



Die vorstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnaolits-, Oster- und Pfiogstfest keine 
Anwendung. 

b. mit Sftnrogewinnung. 
Der Betrieb der Röstöfen, der Konden- 
sations- und Konsentrationseinrichtungen, 
iosieder Transport der Sftiure sa dem Lager- 



3. Verkokungs- und Steinkohlen- 
destUlatdonsanstalten. 

Der Betrieb der Koksöfen von hödistens 
dröfsigttandiger Brenndauer und solcher 
Öfen, deren Gase im Bergwerks- oder Hoch- 
ofenbetriebe Verwendung finden oder zur Ge- 
winnung Ton Nebenprodukten dienen, sowie 
der hierzu erforderlichen Apparate. 

Der Betrieb der übrigen Öfen während des 
Wtthnaohts-, Oster- und Pfingstfettes, sowie 
an zwei aufeinanderfolgenden Sonn- und Fest- 
tagen, mit AussoIiIuCb der Zeit von 6 Uhr 
morgens bis 6 Ühr abends. 

Der Betrieb der Kohlenwäschen mit Aus- 
schlufs der Zeit von 6 Uhr morgens bis 
6 Uhr abends, sofern während der Übrigen 
Zeit der Betrieb der Koksöfen zugelassen ist. 



Das Entladen und Verschieben von Eisen- 
bahnwagen bis zu 5 Stunden. 



4. Salinen. 
Der Betrieb der Pump- und Gradierwerke 
sowie der Siaderei, der letzteren jedoch nicht 
während des Weihnachts-, Oster- und Pfingst- 
fettes. 

6. Metallhüttenwerke, aussehliefslich 
der unter Ziffer 6 und 7 fallenden Anlagen 
(Gewinnung von Gold, Silber, Blei, Kupfer, 
Zink, IfioSel, Kobalt, Antimon, Wismuth, 
Asaeo, Zinn u. s. w.). 

Der Betrieb der kontinuierlichen ßohaoht- 
öfen (Hochöfen) von mehr als sechstSgi^er 
Brenndauer. 

Für die Gewinnung von Metallsalzen, 
Ton Metalloxyden, sowie von Metallen auf 
nassem Wege der Betrieb der Laugerei, der 
AnafeUuBg der Metalle und der Eindampf- 
Torrichtungen. 



Die den Arbeitern zn gewährende Ruhe 
ist die gleiche wie unter A 1, ebenso sind 
die Abweichungen und weiteren Bedingungen 
die unter A 1 vorgesehenen. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe, 
ebenso die Abweichungen und weiteren Be- 
dingungen sind die gleichen wie die unter 
A i vorg 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens lu dauern: 
entweder 36 Stunden 
oder flu- jeden der beiden Tage 24 Stunden. 

Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 
far das Weihnaohts-, Oster- und Pfingst- 
fest, sowie für zwei aufeinanderfolgende 
Sonn- und Festtage entweder 36 Stunden 
oder fUrjedenderbeiden Tage 24 Stunden, 
für die übrigen Sonntage entweder 24 Stun- 
den oder für jeden zweiten Sonntag 
36 Stunden. 
Die Festsetzung dieser Stunden erfolgt 
durch die Polizeibehörde. Den Arbeitern 
sind mindestens Ruhezeiten gemäCs § 105 c 
Absatz 3 oder, mit Genehmigung der unteren 
Verwaltungsbehörde, gemäfsg t05c Absatz 4 
der Gewerbeordnung zu gewähren. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe, 
ebenso die Abweichungen und weiteren Be- 
dingungen sind die gleichen wie unter A 1. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe, 
^ebenso die Abweichungen und weiteren Be- 
dingungen sind die gleichen wie unter A 1 . 
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Erster Teil. 



Galtung der Betriebe 
und Bezeichnung der nach § 105 d zu- 
gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



Der Betrieb der Flammöfen. 

Der Betrieb der Entsilberung des Werk- 
bleies mittels Zink, einschlierslich der Zink- 
Bchaumdestillation und der Entzinkung des 
entsilberten Bleies. 

Der Betrieb der Botglasöfen. 

Der Betrieb der Zinkreduktionsöfen. 



Das Entladen und Verschieben von Eisen- 
bahnwagen bis zu 5 Stunden. 

6. Eisen-Hoohofenwerke. 

Die Arbeiten der Kesselwärter und Stocher 
(Heizer, SchQrer), der Maschinisten, Schmel- 
zer, Gicht- und Apparatarbeiter, die Zufuhr 
der Robstoffe zu den Hochöfen , die Ver- 
arbeitung der Schlacken, die Verladung und 
Abfuhr der Produkte von den Hochöfen. 

Das Entladen und Verschieben von Eisen- 
bahnwagen bis zu 5 Stunden. 

7. Bessemer- und Thomasatahlwerke, 
Martm- und TiegelguCsstahlwerke, 
Puddelwerke und zugehörige Wala- 
und Hammerwerke, sowie Hoohofen- 
giefsereien. 

In Werken, in welchen die Arbeit an 
jedem zweiten Sonntage mindestens 36 Stun- 
den ruht, der Betrieb an den übrigen Sonn- 
tagen mit AuBschlufJB der Zeit von 6 Übr 
morgens bis 6 Uhr abends. Diese Ausnahme 
findet auf die in das Weihnachts-, Neu- 
jahrs-, Oster- und Pfingstfest fallenden Sonn- 
tage keine Anwendung. 

Das Entladen und Verschieben von Eisen- 
bahnwagen bis zu 5 Stunden. 



Die den Arbeitern zu gewährende Rahe, 
ebenso die Abweichungen und weiteren Be- 
dingungen sind die gleichen wie unter A 1. 



Die den Schmelzern bei den Zinkreduk- 
tionsöfen und ihren Gehilfen zu gewährende 
Ruhe hat spätestens um 8 Dhr morgens zu 
beginnen und mindestens 20 Stunden bu 
dauern 

Die den übrigen Arbeitern zu gewährende 
Ruhe, ebenso die Abweichungen und weiteren 
Bedingungen sind die gleichen wie unter A 1. 

Die Festsetzung dieser Stunden erfolgt 
in gleicher Weise wie unter A3. 

Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe, 
ebenso die Abweichungen und weiteren Be- 
dingungen sind die gleichen wie unter A 1. 



Die Festsetzung dieser Stunden erfolgt 
in gleicher Weise wie unter A 3. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 
für jeden Sonntag abwechselnd 24 und 
48 Stunden. 



Die Festsetzung dieser Stunden erfolgt 
in gleicher Weise wie unter A3. 



B. Industrie der Steine and Erden. 



1. Glashütten. 
Der Betrieb der Schmelzöfen behufs Her- 
stellung der Glasmasse. 



Bei der Herstellung von Tafelglas, ein- 
schlieCslioh des geblasenen Spiegelglases, die 
Verarbeitung der Glasmasse, ausgenommen 
auLcrsten Weihnachts -»Oster- und Pfingsttage. 

Bei der Herstellung von Hohl- und Prefs- 
glas aus Wannenöfen mit dreischichtigem 



Den Arbeitern sind mindestens Ruhe- 
Seiten gemars § 1 05 c Absatz 3 oder, mit Ge- 
nehmigung der unteren Verwaltungsbehörde, 
gemäts § i05 c Absatz 4 der Gewerbeordnung 
zu gewähren. 

Vor oder nach den ganz oder teilweise 
in den Sonn- oder Festtag fallenden Arbeits- 
Bchichten ist den Arbeitern eine mindestens 
24 stundige Ruhezeit zu gewähren. 

Die den Arbeitern zu gewährende Rohe 
hat mindestens zu dauern: 
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Gattung der Betriebe 
nnd BezeiohnnDg der nach § 105d zu- 
gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



Betriebe die Yerarbeitung der Glasmasse, je- 
doeh mit einer 1 2 stundigen Unterbreobung, 
ausgenommen am ersten Weihnacbts-, Oster- 
nnd Pfingsttage. 

Bei der Herstellung yon Hohl- und Prets- 
glas aus Hafenöfen an dreien von vier auf- 
einanderfolgenden Sonntagen sowie an den 
nicht auf einen Sonntag fallenden Festtagen 
die Verarbeitung der Glasmasse bis 12 Übr 
mittags, ausgenommen am ersten Weih- 
naohts-, Oster- und Pfingsttage. 

Bei der Herstellung Ton Gufsglas (Roh- 
und Spiegelglas) an dreien von yier auf- 
einanderfolgenden Sonntagen sowie an den 
nieht auf einen Sonntag fallenden Festtagen 
die Yerarbeitung der Glasmasse während 
höchstens 9 Stunden. Diese Ausnahme findet 
auf den ersten Weihnacbts-, Oster- ' und 
Pfingattag keine Anwendung. 

2. Kalk- und Gipsbrennereien. 

Bei Schachtöfen ohne besondere Feuerung 
das Beschicken der Öfen bis 9 Uhr vormittags. 

Bei Schachtöfen mit Rostfeuerung das 
Beschicken der Öfen und das Ziehen des 
Arbeitserseugnisses bis 9 Uhr vormittags. 

Bei Ring- und Kammeröfen an mehreren 
aufeinanderfolgenden Sonn- und Festtagen 
mit Ausschlu(^ des ersten dieser Tage das 
Herausnehmen der Arbeitserzeugnisse und 
das Einsetzen der Rohstoffe bis 9 Uhr vor- 
mittags. 

Bei Etagenöfen der Betrieb mit Aus- 
schlufs der Zeit von 6 Uhr morgens bis 
6 Uhr abends. 



3. HersteUung von Zement. 

Bei Ringöfen das Nachfüllen von Roh- 
steffen. 

An mehreren aufeinanderfolgenden Sonn- 
nnd Festtagen mit Ausschlufs des ersten dieser 
Tage das Herausnehmen der Arbeitserzeug- 
nisse aus den Ringöfen nnd das Einsetzen 
der Rohstoffe bis 9 Uhr vormittags. 

Die Heilung der Trockeneinrichtungen 
(Darren). 

4. HersteUung von ForzeUan- 
knopfen. 

Der Betrieb der Brennöfen, mit Aus- 
nahme des Weihnacbts-, Oster- und Pfingst- 
festes« 



fUr zwei aufeinanderfolgende Sonn- und 
Festtage entweder 36 Stunden oder fttr 
jeden der beiden Tage 28 Stunden, 
für die übrigen Sonn- und Festtage 
28 Stunden. 
Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 
ftlr einen von vier aufeinanderfolgenden 

Sonntagen 36 Stunden, 
ftlr die übrigen Sonntage sowie für die 
nicht auf einen Sonntag fallenden Fest- 
tage 18 Stunden. 
Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 

für einen von vier aufeinanderfolgenden 
Sonntagen 36 Stunden. 



Den Arbeitern sind mindestens Ruhe- 
zeiten gemäCs § 105 Absatz 3 oder, mit Ge- 
»nebmigung der unteren Verwaltungsbehörde, 
gemäCs § 105 c Absatz 4 der Gewerbeordnung 
zu gewähren. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 

fttr das Weihnacbts-, Oster- und Pfingst- 
fest sowie für zwei aufeinanderfolgende 
Sonn- und Festtage entweder 36 Stun- 
den oder für jeden der beiden Tage 
24. Stunden, 

für die übrigen Sonntage entweder 24 Stun- 
den oder für jeden zweiten Sonntag 
36 Stunden. 



Den Arbeitern sind mindestens Ruheseiten 
gemäfs § 105c Absatz 3 oder, mit Ge- 
nehmigung der unteren Verwaltungsbehörde, 
gemäfs § 105 c Absatz 4 der Gewerbeordnung 
SU gewähren. 



Die den Arbeitern zu gewährende Rohe, 
ebenso die Abweichungen und weiteren Be- 
dingungen sind die gleichen wie unter A 1 . 
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GaUaof: der Betriebe 

und Bezeichniin^ der nach § 105 d ia> 

gelassenen Arbeiten 



Uedingnngen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



5. Herstellung von kaloinierteni 

Glaubersalz. 

Das AnflSeen des Snlfiits sowie die Bei- 

nignng und das Eindampfen der Losungen. 

Diese Ausnahmen finden auf das Weihnacht»-, 

Oster- and Pfingstfest keine Anwendung. 

6. Gewinnung von Soda und Pott- 
asche, 
a. naeh dem Leblanc- Verfahren. 
Der Betrieb der Soda- und Pottasehe- 
achmelzOftn, der Kalcinieröfen, der Laugerei, 
der Konzentration und der Kiystallisation 
(auagenommeii das Weihnachts-, Oster- und 
Pfingstfest). 

b. nach dem AmmoniaksodaTerfiihren sowie 
nach dem Magnesia- und Amraoniak-Mag- 
nesiaver&hren. 
Der Betrieb mit Ausnahme der Zuftihmng 
Ton Roh- und Brennstoffeu zur Fabrik, sowie 
des Yerpackens und Verladens des Fabrikates, 
c Gewinnung von Pottasche aus Raben- 
melasse. 
Der Betrieb der zom Eindampfen der 
Schlempe dienenden Apparate und Ofen, der 
Kalcinierdfen, der Laugerei, der Konzentra- 
tion und der Krjstallisation (angenommen 
das Weihnachts-, Oster- und P&^tfest). 
d. Gewinnung Ton Pottasche aus WoU- 
schweiCs. 
Der Betrieb der Öfen, der Laugerei, der 
Konzentration und der Krystallisition (aus- 
genommen das Weihnachts-, Oster- und 
Pfingstfest). 

7. Herstellung Ton Atsalkali. 

Der Betrieb der Kaustizierung, der Va- 
kuum- und Konzentrierapparate sowie der 
Schmelzkessel (ausgenommen am Weih- 
nacht»-, Oster- und Pfingstfeste). 

8. Kalifabriken. 

Das Eindampfen der Chlormagnesium- 
laugen und das Abfallen derselben in Fisser 
{ausgenonmien am Weihnachts-, Oster- und 
Pfingstfeste). 

9. Gewinnung von Chlorkalk, Chlor- 

aten und flüssigem Chlor. 
Der Betrieb der Chlorentwickler und der 
Chlorabsorptionseinrichtungen sowie der 
Kompressionspumpen bei der Fabrikation tos 
flOssigem Chlor (ausgenommen am Weih- 
nachts-, Oster- und Pfingstfeste). 

10. Gewinnung von Blutlaugensals. 
Der Betrieb der Schmelz- und der Kal- 

cinierOfen, der Laugerei, der Konzentration 
FmAXKXKBTEni, Arbeitanchatx. 



, Die den Arbeitern zu gew&hrende Ruhe, 

ebenso die Abwdehungen und weiteren Be- 

I dingungea sind die gleichen wie unter A 1. 



t 



Die den Arbeitern zu gewihrende Ruhe, 
^ebenao die Abweichungen und weiteren Be- 
dingungen nnd die gleichen wie unter A l. 



Die den Arbeitern lu gewährende Ruhe 
hat mindestens die gleiche Dauer wie unter 
A t zu betragen. Abweiohungen und Be- 
dingungen wie unter A 1. 



Wie unter A I. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 
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Enter Teil. 



Gattung der Betriebe 

und Bezeichnung der nach § 105d xu- 

gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die ArMiten gestattet werden 



und der Krystallisation sowie der Heizung 
der Trockenräume (ausgenommen am Weih- 
naohts-, Oster- und Pfingstfeste). 

U. Gewinnung Ton Bhodansalzen. 

Die Eonsentration der Laugen (ausge- 
nommen am Weibnaohts-, Oster- und Pfingst- 
feste). 

12. Gewinnung von 
a. Ammoniak. 

Der Betrieb der kontinuierlichen Am- 
moniak-Destillierapparate. 

Fttr die übrigen Destillierapparate der 
Betrieb wahrend der Zeit vom 1. November 
bis zum 31. März sowie die zur Beendigung 
angefangener Destillationen erforderlichen 
Arbeiten während der übrigen Monate. 

Der Betrieb der nicht kontinuierlichen 
Apparate der Kohlendestillationsanstaltcn. 
b. Ammoniaksalzen. 

Der Betrieb der Sättigungs-, der Konzen- 
trations- und Erjstallisationseinrichtungen 
sowie die Heizung der Trockenräume. 

13. Gewinnung doppelt kohlensaurer 
Salze. 
Die Wartung der Koblensäuresättigungs- 
apparate und die Krystallisation in den- 
jenigen Anlagen, welche natürliche Kohlen- 
säure verwenden (ausgenommen am Weih- 
naohts-, Oster- und Pfingstfeste). 

11. Herstellung von Wasserglas. 

Der Betrieb der kontinuierlichen Schmels- 
öfen (ausgenommen am Weih nachts-, Oster- 
und Pfin^tfeste). 

15. Gewinnung von Chromaten. 
Der Betrieb der Eindampf- und Schmelz- 
ofen, der Laugerei, der Konzentration und 
der Krystallisation sowie die Heizung der 
Trockenräume (ausgenommen am Weih- 
nachts-, Oster- und Pfingstfeste). 

16. Herstellung von übermangan- 
saurem Kali. 
Der Betrieb der Schmelzöfen, der Lau- 
gerei einschliefslioh der Sättigung der Laugen 
mit Kohlensäure, der Konzentration und der 
Krystallisation (ausgenommen am Weih- 
nachts-, Oster- und Pfingstfeste). 

17. Gewinnung von Sohwefel- 
natrium, Chlorbaryum, Chlor- 

oalcium und Antiohlor. 
Der Botrieb der Reduktions- und Schmelz- 
öfen, der Laugerei, der Konzentration und 
der Krystallisation (ausgenommen am Weih- 
nachts-, Oster- und Pfingstfeste). 



Wie unter A 1. 



Wie unter A L 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A l. 



Wie unter A 1. 
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Gaitang der Betriebe 

und BeieiohDang der nach § 105d xa- 

gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



18. BarstellTing von Alaun- nnd 
Thonerdepraparaten. 
Der Betrieb der Gradierwerke, der Kon- 
lentrations- u. Krjstallisationseinriohtungen. 
Der Betrieb der Kalcinier- (Mafirel-)öfen, 
der Schmehöfen nnd der Darren. 

Die Yorstehenden Ausnahmen finden anf 
. das Weihnaohts-, Oster- und Pfingstfest keine 
Anwendung. 

19. Ultramarinfabriken. 
Der Betrieb der Öfen und der Trocken- 
einrichtungen (ausgenommen am Weih- 
nächte-, Oster- und Pfingstfeste). 

20. Herstellung gebrannter 
Magnesia. 
Der Betrieb der Glühöfen (ausgenommen 
am Weihnachts-, Oster- und Pfingstfeste). 

2L Strontianitfabriken. 

Der Betrieb der Revolveröfen, der Kal- 
dnieröfen und der Kammer- (Gl Uh-)öfen so- 
wie der Laugerei » der Konzentration und 
der Krjstallisation. 

22. Gewinnung von FluCssäure. 
Der Betrieb der Destillierapparate und 
der Sänre-Kondensationseinrichtungen (aus- 
genommen am Weihnachts-, Oster- und 
Pfingstfeste). 

23. Herstellung flüssiger Kohlen- 
säure. 
Der Betrieb der Eohlensäureeotwiokler 
und der Kompressionspumpen während der 
Zeit Tom 15. Mai bis 15. September. 

24. Herstellung von komprimiertem 
Sauerstoff und Wasserstoff. 

Der Betrieb der Apparate zur Darstellung 
Ton Sauerstoff sowie der Kompressionspum- 
pen (ausgenommen am Weihnachts-, Oster- 
und Pfingstfeste). 

Der Betrieb der Kompressionspumpen in 
den Anlagen, welche den bei der Elektrolyse 
als Nebenprodukt resultierenden Wasserstoff 
komprimieren. 

25. Herstellung von künstlichem 
Dünger. 

Die Herstellung und das Verpacken der 
Ddngemittel. 

Der Betrieb der Laugerei und der Kon- 
sentration bei der Gewinnung von Phosphor- 
sfture nnd Doppelsuperphosphaten, sowie der 
Betrieb der Darren. 

Das Beladen und Verschieben Ton Eisen- 
bahnwagen sowie das Beladen Ton Schiffen 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A l. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Die Festsetzung dieser Stunden erfolgt 
durch die Polizeibehörde. 

5* 
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Erster Teil. 



Gattung der Betriebe 

und Bezeiobnung der nach § 105 d su- 

erelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



biB zu 5 Standen wäbrend der Monate Fe- 
bruar, Mars und April, August, September 
und Oktober. 



Die vorstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnachts-, Oster- und Pfingstfest keine 
Anwendung. 

26. Herstellung von Barytpräparaten 
einsohliefBlioh läthopon und Eng- 
lisoh-Bot. 
Der Betrieb der Beduktions- und der 
Kaloinieröfen, der Laugerei, der Konzentra- 
tion und der Krjstalllsation (ausgenommen 
am Weihnachts-, Oster- und Pflngslfeste). 

27. Herstellung von Bleiweirs, 
EjremserweiCb, Mennige und blei- 

sauren Salzen. 

Der Betrieb der Oxydations- und der 
Trockenkammern mit Ausnahme des £nt- 
Icerens und Beschiokens. 

Der Betrieb der Laugerei und der Nie- 
derschlagsapparate, mit Ausnahme des Ent- 
leerens und Besohickens der letzteren, in 
Fabriken, welche das Bleiweifs (Kremser- 
weifs) aus Lösungen MIen. 

Der Betrieb der Mennigeöfen und der 
Sohmeli- oder Böstöfen zur Darstellung blei- 
saurer Salze. 

Die Torstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnachts-, Oster- und Pfingsfest keine 
Anwendung. 

28. Oewinnnng von Zinkweifs. 
Der Betrieb der Zinkverbrennungsöfen 

und der zugehörigen Apparate und Maschi- 
nen (ausgenommen am Weihnachts-, Oster- 
und Pfingstfeste). 

29. Sohmaltefabriken. 
Der Betrieb der Schmelzöfen (ausge- 
nommen am Weihnachts-, Oster- und Pfingst- 
feste). 

30. Gewinnung von Antimonozyd. 
Bei der Zersetzung des Schwefelantimons 
durch Säure die Beendigung der vor 6 Uhr 
des vorhergehenden Abends begonnenen Ope- 
rationen. 



3L Gewinnung von Zinnoxyd. 

Der Betrieb der Oxydationsöfen und der 
kontinuierlichen Schachtöfen von mehr als 
sechstügiger Brenndauer (ausgenommen am 
Weihnachts-, Oster- und Pfingstfeste). 



Den Arbeitern sind mindestens Ruhe- 
zeiten gemäb § 105c Absatz 3 oder, mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, gemäfs § lU5c Absatz 4 der 6e 
Werbeordnung zu gewähren. 



Wie unter A 1. 



) Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Den Arbeitern sind mindestena Ruhe- 
zeiten genütCs § 105o Absatz 3 oder, mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, gemäfs § 105 c Absatz 4 der Ge- 
werbeordnung zu gewähren. 

Wie unter A 1. 
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Gattung der Betriebe 

und Bezeichnung der nach § 105d lu- 

gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



82. Pulver- und Sprengstofffabriken. 

Die Heizung der Trockenräume. 

Die Bedienung der Kieselgubrbrennöfen 
durch die zur Unterhaltung der Feuer ohne- 
hin erforderlichen Arbeiter. 

Die Yorstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnächte-, Oster- und Pfingatfest keine 
Anwendung. 

33. Gewinnung von Oxalsäure. 
Die Beendigung der vor 6 Uhr des vor- 
hergehenden Abends begonnenen Schmelzen. 



Das Eindampfen der Ätzalkalilaugen. 

Der Betrieb der Lauji^erei, der Konzen- 
tration und der Krystallisation sowie der 
Abdampf- und Glühöfen. 

Die vorstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnachts-, Oster- und Pßngstfest keine 
Anwendung. 

34. Pikrinsäurefabriken. 
Der Betrieb bei den Sulfonierungs- und 
Nitrierungsprozessen (ausgenommen amWeih- 
naehts-, Oster- und Ffingatfeste). 

36. Saooharinfabriken. 

Der Betrieb der Apparate zur Wieder- 
gewinnung des Toluols aus toluolsulfosauren 
Salzen sowie die Heizung der Trockenräume 
(ausgenommen am Weihnachts-, Oster- und 
Pfingstfeste). 

36. Glyoerinfabriken. 

Der Betrieb der Destillierapparate und 
der Knochenkohlegltthöfen (ausgenommen am 
Weih nachts-, Oster- und Pfingstfeste). 

37. Holz- und Torfdestillation. 

Der Betrieb bei der Verkohlung in Re- 
torten. 

Der Betrieb der zur Trennung und Hei- 
nigung der Destillationsprodukte bestimmten 
Destil^erapparate. 

Der Betrieb der Krystallisation essig- 
saurer Salze. 

Die Torstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnaohts-, Oster- und Pßngstfest keine 
Anwendung. 

38. Destillation von Teer 
und Teerölen. 

Die Beendigung der vor 6 Uhr des vor- 
hergehenden Abends begonnenen Destilla- 
tionsprosesse und die Entleerung der De- 
Stillirapparate. 



Wie unter A 1. 



Den Arbeitern sind mindestens Ruhe- 
zeiten gemäCs § 105o Absatz 3 oder, mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, gemäfs § 105o Absatz 4 der Gewerbe- 
ordnung zu gewähren. 

\ Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Den Arbeitern sind mindestens Ruhe- 
zeiten gemäCs § t05o Absatz 3 oder, mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, gemäfs $ 105o Absatz 4 der Ge- 
werbeordnung zu gewähren. 
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Enter Teil. 



Gattung der Betriebe 

und Bezeichnung der nach § 105 d su- 

gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



0er Betrieb der Oelregenerierapparate bei Wie unter A 1. 

der Gewinnung Ton Benzol aus den Gasen 
der Kohlendestillationsanstalten. 

39. Herstellung organischer Farb- 
stoffe und ihrer Zwisohenproduote. 
Die Einleitung neuer Operationen durch 
diejenigen Arbeiter, welche zu den auf Grund 
des § 105o Absatz 1 Ziffer 3 oder 4 der 
Gewerbeordnung gestatteten Arbeiten ohne- 
hin erforderlich sind. 

Der Betrieb der KrystaUisation und der 
Trockeneinrichtnngen. 

Die Torstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnachts-, Oster- und Ffingstfest 
keine Anwendung. 

£• Forstwirtsohaftliebe Kebenprodokte, Leuchtstoffe, Fette, Ole und Flnüase. 

1. Stearinfabriken. 



* .Wie unter A 1. 



Der Betrieb der Fettsäuren - Destillier- 
apparate (ausgenommen am Weibnachts-, 
Oster- und Pfingstfeste). 

2. Braunkohlenteer- und Torfteer- 
Destillation (Paraffin-, Solaröl-, Mi- 
neralölfabriken U.S. w.). 
Die Beendigung der vor 6 ühr dos yor- 
hergehenden Abends begonnenen Destilla- 
tionsprozesse und die Entleerung der De- 
stillierapparate. 

Der Betrieb der zur Gewinnung des Pa- 
raffins und Weichparaffint benutzten Eis- 
maschinen und sonstigen KUblapparate. 

Diese Ausnahme findet auf das Weihnaohts-, 
Oster- und Pfingstfest keine Anwendung. 

Die Gewinnung von Weiohparaffin durch 
Ausnutzung der Wintcrkälte. 

3. Palmkemolfabriken. 

Der Betrieb während der Zeit Yom 1. Ok- 
tober bis 31. März (ausgenommen am Weih- 
nächte- und Osterfeste). 

4. Fetroleumraffinerien. 

Die Beendigung der Tor 6 Uhr des vor- 
hergehenden Abends begonnenen Destilla- 
tionsprozesse und die Entfernung der De- 
stillierapparate. 

6. Anlagen zur Entfettung von 
Knoohen. 

Die Beendigung der vor 6 Uhr des Tor- 
heigehenden Abends begonnenen Extraktio- 
nen und die Entleerung der Extrakteure. 



"Wie unter A 1. 



Den Arbeitern sind mindestens Buhe- 
zeiten gemäCs § lOöc Abiatz 3 oder, mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, gemäCB § 105 Absatz 4 der Ge- 
werbeordnung zu gewähren. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Den Arbeitern sind mindestens Rnhe- 
zeiten gemäfs § 105o Absatz 3 oder, mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, gemäGs § 105o Absatz 4 der Ge- 
werbeordnung zu gewähren. 



Den Arbeitern sind mindestens Buhe- 
seiten gemäls § 105o Absatz 3 oder, mit 
Grenehmigung der unteren Verwaltungibe- 
hörde, gemäts § 105 c Absatz 4 der Ge- 
werbeordnung zu gewähren. 
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Gattung der Betriebe 

and Bezeichnung der nach § 105d zn- 

gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



6. Ceresiiigewiniiiing. 
Die Beendigung der vor 6 Uhr des vor- 
hergehenden Abends b^onnenen Extraktio- 
nen und die Entleerung der Extrakteure. 



7. IieimgewinTmng, 
In Anlagen, deren Betrieb auf die wärmere 
Jahreszeit beschränkt ist, der Betrieb wäh- 
rend der Zeit vom 1. April bis zum 30. No- 
Yember. 

In den Übrigen Anlagen die Behandlung 
▼on Knochen mit Säuren (Maoeration) und 
das Verkochen des Leimgutes zu Leimbrtthe. 
Die vorstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnachts-, Oster- und Pfingstfest 
keine Anwendung. 

8. Samenklenganstalten. 
Der Betrieb der Darren (ausgenommen 
am Weihnachts-, Oster- und Pfingstfeste). 

9. Waohsbleiohereien. 
Das Umwenden der zur Belichtung aus- 
gelegten Wachsstreifen während der Zeit 
Tom 1. April bis zum 1. November. 



Den Arbeitern sind mindestens Ruhe- 
zeiten gemäfs § 105c Absatz 3 oder, mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, gemäfs § 105 c Absatz 4 der Gewerbe- 
ordnung zu gewähren. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Den Arbeitern sind mindestens Ruhe- 
zeiten gemäfs § 105 c Absatz 3 oder, mit 
Genehmigung der unteren Verwaltungsbe- 
hörde, gemäfs § 105 c Absatz 4 der Gewerbe- 
ordnung zu gewähren. 



F. Papier und Leder. 



1. ZellstofETabriken. 

Der Betrieb der Zellstoff kocher und der 
Entwässerungsmaschinen sowie der Lauge- 
bereitung. Diese Ausnahmen finden, abge- 
sehen von der Sulfltlaugebereitung unter Ver- 
wendung der im eigenen Betriebe durch 
ROsten geschwefelter Erze gewonnenen 
schwefligen Säure, auf das Weihnachts-, 
Oster- und Pfingstfest keine Anwendung. 

Der Betrieb der zum Eindampfen der 
Endlaugen verwendeten Öfen und Apparate. 

2« Herstellung von Papier und 
Pappe. 

Der Betrieb des Mahlzeuges (Holländer, 
Kollergänge) innerhalb 12 Stunden vor der 
Wlederauftiahme des werktUgigen Betriebes 
der Papiermaschinen (ausgenommen am Weih- 
nachts-, Oster- und Pfingstfeste). 



Das Trocknen der Pappdeckel im Freien 
und die Heizung von Trockenräumen. 



> Wie unter A 1. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 

für zwei aufeinanderfolgende Sonn- und 

Festtage 36 Stunden, 
für die ttbrigen Sonntage entweder 24 Stun- 
den oder fUr jeden zweiton Sonntag 
36 Stunden. 
Den Arbeitern sind mindestens Ruhe« 
Zeiten gemäfs § 105 c Absatz 3 oder, mit Ge- 
nehmigung der unteren Verwaltungsbehörde, 
gemäfs § t05c Absatz 4 der Gewerbeordnung 
zu gewähren. 
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Erster Teil. 



Gattung der Betriebe 
und Bezeichnung der nach § 105 d zu- 
gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



3. Herstellung von Iiaokleder und 
Sämisohleder. 
Das Trocknen des Lackleders und das 
Bleichen des Sämischleders im Sonnenlichte. 



Den Arbeitern sind mindestens Euhe- 
seiten gemäts § 105 e Absata 3 oder, mit Qe- 
nehmigung der unteren Verwaltungsbehörde, 
gemäfs § 105 c Absatz 4 der Gewerbeordnung 
2u gewähren. 



G. Kahrungs- und Genursmittel. 



L Bohzuckerfabriken. 
Die Reinigung und Zerkleinerung der 
Ettben mit Ausschlufs der Zeit yon 6 ühr 
morgens bis 6 ühr abcEds. 

Der Betrieb der Sohnitzeldarren und der 
EnoohenkohleglUhöfen. 

Die Torstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnachtsfest keine Anwendung. 

2, Zuokerraffinerien. 

Der Betrieb fttr die Reinigung des Roh- 
zuckers nach dem Steffen ssohen Auswasch- 
yerfahren. 

Der Betrieb der Knochenkohlefilter und 
der Enochcnkohleglllh5fen. 

Die vorstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weihnachts-, Oster- und Pflngstfest keine 
Anwendung. 

3. Melasseentzuokerungsanstalten: 
a. Nach dem Osmose- Verfahren. 
Der Betrieb der Osmoseapparate (ausge- 
nommen am Weihnachts-, Oster- und Pfingst- 
feste). 

b. Nach dem Steffensschen Ausscheide- 
verfahren. 
FUr die nicht im AnschluCs an Roh- 
zuokerfabriken betriebenen Anlagen die Her- 
stellung des Zuckerkalkes mit Ausschlufs 
der Zeit von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends. 
Diese Ausnahme findet auf das Weihnachts-, 
Oster- und Pfingstfest keine Anwendung. 



c. Nach dem Elutionsverfahren. 
Ftlr die nicht im Anschluts an Rohzucker- 
fabriken betriebenen Anlagen das Auslaugen 
des Melassekalkes mit Ausschlufs der Zeit 
von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends. 



Für alle Elutionsanlagen der Betrieb der 
D estill ierapparate . 



Die den Arbeitern zu gewährende Buhe 
hat mindestens zu dauern: 

Plr jeden Sonntag abwechselnd 18 und 
24 Stunden. 
Wie unter A 1. 



Wie unter A l. 



Wie unter A 1. 



Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 
für zwei aufeinanderfolgende Sonn- und 
Festtage entweder 36 Stunden oder ftlr 
jeden der beiden Tage 24 Stunden, 
für die übrigen Sonntage entweder 24 Stun- 
den oder für jeden zweiten Sonntag 
36 Stunden. 

Die den Arbeitern su gewährende Ruhe 
hat mindestens zu dauern: 

für zwei aufeinanderfolgende Sonn- und 
Festtage entweder 36 Stunden oder für 
jeden der beiden Tage 24 Stunden, 
für die übrigen Sonntage entweder 24 Stun- 
den oder für jeden zweiten Sonntag 
36 Stunden. 
Wie unter A 1. 
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Gattung der Bitriebe 
uod BczeiohcuDg der nach § 105d za- 
geis ssenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



Die vorstehenden AuEnabmen finden auf 
dafl Weibnachts-, Oster- und Ffingstfest keine 
Anwendung, 
d. Nach den Strontian- und dem Baryt- 
verfahren. 
Die Herstellung der Sacoharate mit Aus- 
sohluCs der Zeit von 6 ühr morgens bis 
6 Uhr abends (ausgenommen am Weih- 
nachts-, Oster- und Ffingstfeste). 



4. Ziohoriendarren. 

Die Reinigung und Zerkleinerung der 
Wurzeln bis 12 Uhr mittags. 

Der Betrieb der Darren. 

Die Torstehenden Ausnahmen finden auf 
das Weibnacbtsfest keine Anwendung. 

5. Spiritusraffinerien. 
Der Betrieb der Destillierapparate, der 
Holzkoblefilter und der Holskohlegluböfen. 
(ausgenommen am Weihnachts-, Oster- und 
Pftngstfe^te). 

6. Brauereien. 
Der Betrieb des Maiech- und Sudpro- 
zesses in denjenigen Brauereien, welche zur 
Kahlung ihrer Keller Eälteerzeugungsma- 
Bchinen nicht verwenden und innerhalb eines 
Jahres nicht länger als 10 Monate im Be- 
triebe sind, während der Zeit vom 1. No- 
vember bis zum 30. April. Diese Ausnahme 
findet auf das Weihnaohts- und Osterfest 
keine Anwendung. 



In Brauereien, welche Berliner Weifs- 
bier brauen, die am vorhergehenden Werk- 
tage unterbliebene Bereitung von Frisch- 
bier. Diese Ausnahme findet auf das Weih- 
naehts-, Neujahrs-, Oster- und Ffingstfest 
keine Anwendung. 



Die den Arbeitern zu gewährende Buhe 
hat mindestens zu dauern: 
für zwei aufeinanderfolgende Sonn- und 
Festtage entweder 36 Stunden oder für 
jeden der beiden Tage 24 Stunden, 
für die übrigen Sonntage entweder 24 Stun- 
den oder für jeden zweiten Sonntag 
36 Stunden. 



Wie unter A 1. 



Wie unter A 1. 



Von der Erfüllung der im Absatz l vor- 
geschriebenen Bedingungen bleiben die- 
jenigen Brauereien befreit, in denen die 
Arbeiter innerhalb der Zeit vom Sonnabend 
Abend 6 Uhr bis zum Montag früh 6 Uhr 
im ganzen nicht länger als 16 Stunden be- 
schäftigt werden. 

Den Arbeitern sind mindestens Ruhe- 
zeiten gemäfs § 105o Absatz 3 oder, mit Ge- 
nehmigung der unteren Verwaltungsbehörde, 
gemäfs § 105o Absatz 4 der Gewerbeordnung 
zu gewähren. 



H« 6ewer1»e, irelehe in geivlssen Zeiten des Jahres zn einer anfsergewOhnlfch 

Terstärkten Tb&tigkeit genötigt sind. 
L Herstellting von Schokoladen- und 
Znokerwaaren, Honigkuchen und 
Bisquit. 

Der Betrieb an 6 Sonn- oder Festtagen Den Arbeitern sind mindestens Huhe- 

im Jahre. Diese Ausnahme findet auf das zeiten gemäfs § 105 c Absatz 3 oder, mit Ge- 
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Gattung der Betriebe 
und Bezeiobnung der nach § 105d zu- 
gelassenen Arbeiten 



Bedingungen, 
unter denen die Arbeiten gestattet werden 



Weibnaebts- , Neujahrs-, Oster-, Himmel- 
fahrts- und Ffingstfest keine Anwendung. 



nehmigung der unteren Verwaltungsbehörde, 
gemäfs § 105 c Absatz 4 der Gewerbeordnung 
zu gewähren. 

Die Sonn- und Festtage, an denen die 
Beschäftigung gestattet ist, können Ton der 
Ortspolizeibehörde festgesetzt werden. Wo 
dies nicht geschehen ist, mufs die Beschäf- 
tigung Yor dem Beginn der Ortspolizeibe- 
hörde angezeigt werden. 

Die Sonn- und Festtage, an denen die 
Beschäftigung gestattet ist, können Ton der 
Ortspolizeibehörde festgesetzt werden. Wo 
dies nicht geschehen ist, mub die Beschäf- 
tigung Yor dem Beginn der Ortspolizeibe- 
hörde angezeigt werden. 



Wie unter H 2. 



2. Anfertigung von Spielwaren. 
Der Betrieb an 6 Sonn- oder Festtagen 
im Jahre bis 12 ühr mittags. Diese Aus- 
nahme findet auf das Wcihnachts-, Neu- 
jahrs-, Oster-, Himmelfahrts- und Ffingst- 
fest keine Anwendung. 

3. Schneiderei im handwerks- 
mäfsigem Betriebe. 

Der Betrieb an 6 Sonn- oder Festtagen 
im Jahre bis 12 Uhr mittags. Diese Aus- 
nahme findet auf das Weihnaohts-, Neu- 
jahre-, Oster-, Himmelfahrts- und Ffingst- 
fest keine Anwendung. 

4. Sohuhmaoherei im handwerks- 
mäfsigem Betriebe. 
Der Betrieb an 6 Sonn- oder Festtagen 
im Jahre bis 12 ühr mittags. Diese Aus- 
nahme findet auf das Weihnachts-, Neu- 
jahrs-, Oster-, Himmelfahrts- und Ffingst- 
fest keine Anwendung. 

5. Putzmaoherei. 
Der Betrieb an 6 Sonn- oder Festtagen 
im Jahre bis 12 ühr mittags. Diese Aus- 
nahme findet auf das Weihnachts-, Neu- 
jahrs-, Oster-, Himmelfahrts- und Ffingst- 
fest keine Anwendung. 

6. Kürsohnerei. 
Der Betrieb an 4 Sonn- oder Festtagen 
im Jahre bis 12 ühr Mittags. Diese Aus- 
nahme findet auf das Weihnaohts-, Neu- 
jahrs-, Oster-, Himmelfahrts- und Ffingst- 
fest keine Anwendung. 

7. Herstellung von Strohhüten. 
Der Betrieb an 4 Sonn- oder Festtagen 
im Jahre bis 12 ühr mittags. Diese Aus- 
nahme findet auf das Weihnachts-, Neu- 
jahrs-, Oster-, Himmelfahrts- und Ffingst- 
fest keine Anwendung. 

Die vorstehenden Bestimmungen sind am 1. April 1895 in Kraft 
getreten« 

III. Die höhere Verwaltungsbehörde kann eine Beschrän- 
kung der gesetzlichen Sonntagsruhe zulassen flir Gewerbe, deren voll- 



Wie unter H 2. 



Wie unter H 2. 



Wie unter H 2. 



Wie unter H 2. 
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ständige oder teilweise Ausübung an Sonn- und Festtagen zur Befrie- 
digung täglicher oder an diesen Tagen besonders hervortretender Be- 
dßrfnisse der Bevölkerung erforderlieh ist, sowie ftlr Betriebe, die aus- 
schliesslich oder vorwiegend mit durch Wind oder unregelmäfsige Wasser- 
kraft bewegten Triebwerken arbeiten (§ 105e). Die Regelung dieser 
Ausnahmen hat gleichfalls unter Berücksichtigung der in § 105 c Abs. 3 
zur Verhütung von Mifsbräuchen vorgesehenen Schutzbestimmungen zu 
geschehen. 

rV. Die untere Verwaltungsbehörde kann nach § 105f Abs.l 
ftlr bestimmte Zeit die gesetzliche Sonntagsruhe einschränken, wenn zur 
Verhütung eines unverhältnismäfsigen Schadens ein nicht vorherzusehen- 
des Bedürfnis der Beschäftigung von Arbeitern eintritt. Die bewilligten 
Ausnahmen müssen nach Umfang und Gründen von der unteren Ver- 
waltungsbehörde in ein besonderes Verzeichnis eingetragen werden, 
auüserdem ist die schriftliche, die Ausnahmen gestattende Verfügung von 
dem Unternehmer den Gewerbeaufsichtsbeamten auf Verlangen zur Ein- 
siebt vorzulegen und eine Abschrift der Verfügung in der Betriebsstätte 
öffentlich auszuhängen. 

V. Die LandeskontroUbehörden schliefslich sind auf Grund 
des § 105h Abs. 2 ermächtigt, ftlr einzelne nicht auf einen Sonntag 
fallende Festtage, jedoch mit Ausnahme von Weihnachten, Neujahr, 
Ostern und Pfingsten, Abweichungen von den gesetzlichen Bestimmungen 
zu gestatten. Für die meisten Bundesstaaten ist diese Bestimmung in- 
dessen ohne Belang, weil als Festtage im Sinne der Gewerbeordnung 
lediglich die gesetzlichen und nicht etwa solche Festtage, deren kirch- 
liche Feier ortsgebräuchlich ist, in Betracht kommen. 

B. Erweiterungen der gesetzlichen Sonntagsruhe. 

I. Durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates kann das Verbot der Beschäftigung von Arbeitern an Sonn- und 
Festtagen auch auf andere als die im Gesetze bezeichneten Gewerbe 
ausgedehnt werden. Diese Bestimmung rechtfertigt sich einerseits durch 
die Erwägung, dafs es auf diesem Wege ohne Schwierigkeit und Weit- 
läufigkeit möglich sein würde, Lücken zu ergänzen, die sich etwa bei 
der Handhabung der §§ 105 b ff. an der Hand der Rechtsprechung heraus- 
stellen sollten, anderseits dadurch, dafs die Vermeidung von Verschieden- 
heiten in der Behandlung verschiedener Gewerbe eine Ergänzung des 
§ 105 b erforderlich macht. Die auf Grund des § 105 g erlassenen Ver- 
ordnungen sind dem Reichstage bei seinem nächsten Zusammentritte 
vorzulegen. 

II. Die Gesetzgebung der einzelnen Bundesstaaten ist 
nach § 105h Abs. 1 ermächtigt, noch weitergehende Beschränkungen, 
sls sie in den §§ 105 a bis 105 g vorgesehen sind, einzuführen. Auch 
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die durch das Gesetz (§ 105 c), den Bundesrat (§ 105 d) oder die zu- 
ständige Verwaltungsbehörde zugelassenen Ausnahmen gelten übrigens 
nur insoweit, als nicht weitergehende landesgesetzliche Beschränkungen 
entgegenstehen. 

2. Oesterreich. Nach § 74a der 6.-0. von 1885 mufs der zu- 
lässige Arbeitstag durch Pausen unterbrochen werden, die normal zu- 
sammen mindestens IV2 Stunden betragen müssen. Hiervon hat wo- 
möglich eine Stunde auf die Mittagsruhe zu entfallen. Die sonst noch 
erforderlichen Pausen im Betrage von zusammen V2 Stunde können je 
für die Vormittags- oder Nachmittagszeit wegfallen, wenn eine dieser 
Schichten nicht länger als 5 Stunden dauert. Diese Bestimmungen gel- 
ten in entsprechender Anwendung auch für die Nachtarbeit. 

Ausnahmen von ihnen zu treflfen, namentlich für kontinuierliche 
Betriebe, überläfst der § 74 a dem Verordnungswege. Auf Grund dieser 
Befugnis hatte der Handelsminister durch Verordnungen vom 27. Mai 1885 
für eine grössere Anzahl von Betriebskategorien die Pausen besonders 
geregelt; als Voraussetzung hierbei gilt jedoch immer, dafs die Ar- 
beiter genügende Zeit zum Einnehmen der Mahlzeiten und zum Aus- 
ruhen haben. 

Die Nachtarbeit von 8 Uhr abends bis 5 Uhr morgens ist für 
Jugendliche (d. i. 12— 16jährige) überhaupt und für Frauen in Fabriken 
verboten. Dem Verordnungswege ist es jedoch vorbehalten, Ausnahmen 
von dem Verbote zu treflfen. So ist durch Verordnung vom 27. Mai 1865 
die Nachtarbeit Jugendlicher gestattet: in der Sensenindustrie für die 
männlichen Gehilfen der Feuerarbeiter, in den Seidenfilanden im Juni 
und Juli für die Jugendlichen beider Geschlechter und für das männ- 
liche jugendliche Hilfspersonal der Gast- und Schankhäuser von 8 bis 
12 Uhr abends. Weiterhin ist durch Verordnung vom 27. Mai 1885 in 
solchen Kategorien von Unternehmungen, bei denen der kontinuierliche 
Betrieb (mit Schichtenwechsel) besteht oder eine Betriebsunternehmung 
technisch nicht durchführbar ist, eine Reihe von Ausnahmen für junge 
Leute im Alter von 14 — 16 Jahren und für Frauen zugelassen worden. 
Ferner dürfen die regelmäfsig arbeitenden jungen Leute und Frauen in 
den Fällen, wo Überstunden erlaubt sind und in die Nachtstunden hinein- 
reichen, auch in dieser Zeit weiter verwendet werden. 

Nach dem am 5. Mai 1895 in Wirksamkeit getretenen „Gesetze 
über die Sonn- und Feiertagsruhe im Gewerbebetriebe vom 16. Ja- 
nuar 1895", als dessen Aufgabe die Ausgestaltung und Präcisierung der 
in der G.-O. von 1885 enthaltenen allgemeinen Bestimmungen und der 
im Verordnungswege erlassenen Vorschriften bezeichnet wurde, wird 
einerseits den Arbeitgebern die Verpflichtung auferlegt, den Arbeitern 
die für den Besuch des Vormittagsgottesdienstes an Feiertagen notwen- 
dige Zeit freizugeben, anderseits wird bestimmt, daij3 an Sonntagen 
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von früh 6 Uhr ab durch volle 24 Stunden hindurch alle gewerbliche 
Arbeit zu ruhen hat. Gestattet sind jedoch gewisse Nebenarbeiten, 
und zwar 

1. die an den Gewerbelokalen und Werkvorrichtungen vorzunehmen- 
den Säuberungs- und Instandhaltungsarbeiten, durch die der regelmäfsige 
Fortgang des Betriebes bedingt ist, und die ohne wesentliche Störung 
des Betriebes oder ohne Gefahr für Leben und Gesundheit der Arbeiter 
an Wochentagen nicht verrichtet werden können; 

2. die erforderliche Bewachung der Betriebsanlagen, 

3. die Arbeiten zur Vornahme der Inventur, aufserdem aber 

4. unaufschiebbare Arbeiten vorübergehender Natur, die aus öffent- 
lichen, insbesondere sicherheitspolizeilichen Rücksichten vorgenommen 
werden müssen (Art. III). 

Arbeitgeber, die Arbeiter an Sonntagen dieser Art verwenden, sind 
verpflichtet, ein Verzeichnis anzulegen, worin für jeden einzelnen Sonn- 
tag die Namen der beschäftigten Arbeiter wie Ort und Dauer der Be- 
schäftigung einzutragen sind. Das Verzeichnis ist der Gewerbebehörde 
und dem Gewerbeinspektor auf Verlangen vorzulegen. Sofern die 
unter 1, 2 und 4 erwähnten Arbeiten länger als drei Stunden dauern 
oder die Arbeiter am Besuche des Vormittagsgottesdienstes hindern, sind 
die Unternehmer verpflichtet, jeden bei diesen Arbeiten bescliäftigten 
Arbeiter entweder an jedem dritten Sonntage volle 36 Stunden oder 
an jedem zweiten Sonntage mindestens in der Zeit von 6 Uhr morgens 
bis 6 Uhr abends von der Arbeit freizulassen. Wenn die in Rede 
stehenden Arbeiten dagegen nicht am Besuche des Sonntagsgottesdienstes 
hindern, jedoch länger als drei Tage dauern, so kann den Arbeitern 
anstatt des vorher erwähnten Ersatzes eine 24 stündige Ruhezeit an je 
einem Wochentage gewährt werden. 

Neben den erlaubten Nebenarbeiten kann auch das Handels- 
ministerium im Verordnungswege, und zwar für ganze Kategorien 
von Gewerben, Ausnahmen von der allgemein giltigen Sonntagsruhe 
gestatten. Es handelt sich hierbei im wesentlichen um kontinuier- 
liche Betriebe, um Betriebe des täglichen Bedarfes und Betriebe 
des öffentlichen Verkehrs. Sofern bei einzelnen Produktions-Ge- 
werben, deren Ausübung an Sonntagen zur Befriedigung der täglichen 
oder an Sonntagen besonders hervortretenden Bedürfnissen der Bevöl- 
kerung notwendig ist, vorwiegend örtliche, von Sitte und Gewohnheit 
beeinflufste Verhältnisse in Betracht kommen, kann nunmehr die Er- 
mittelung und Feststellung der erforderlichen Ausnahmen den politischen 
Landesbehörden übertragen werden. Die Machtbefbgnis der Landes- 
behörde ist aufserdem, insbesondere soweit das Handelsgewerbe in Frage 
kommt, eine ausgedehnte. 

Die bezüglich der Sonntagsarbeit in den einzelnen Unternehmungen 
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getroffenen Bestimmungen sind in die Arbeitsordnung aufzunehmen und 
an geeigneter Stelle in den Arbeitsräumen anzuschlagen. 

Im Bergbau haben nach dem Gesetze vom 21. Juni 1884 die 
Arbeiten beim Bergwerksbetriebe zu ruhen. Ausgenommen davon sind 
diejenigen, die ihrer Natur nach keine Unterbrechung erleiden dürfen, 
oder die nur zu einer Zeit, wo der Betrieb ruht, vorgenommen werden 
dürfen, z. B. die Wasserhaltung, Wettei-führung, der Betrieb der Schmelz-, 
Rust- und Koaksöfen, die Grubenwache und die Arbeiten im schwimmen- 
den Gebirge, ferner die Grubensäuberungs- und Instandhaltungsarbeiten 
über und unter Tage, der Betrieb der Salzsudhütten, endlich mit Zu- 
stimmung der Bergbehörde auch unaufschiebbare Verladungsarbeiten. 
Die Sonntagsruhe hat spätestens um 6 Uhr morgens, und zwar fhr die 
gesamte Mannschaft gleichzeitig zu beginnen und volle 24 Stunden zn 
dauern. In Fällen dringender Gefahr für Leben, Gesundheit und Eigen- 
thum finden die Vorschriften über Sonntagsruhe keine Anwendung. 

3. Ungarn. § 1 des XIII. Gesetzes- Artikels vom Jahre 1891, betr. 
die Sonntagsruhe der gewerblichen Arbeit, bestimmt, dafe an Sonn- 
tagen wie am Stefanstage die gewerbliche Arbeit zu ruhen hat, § 2, dals 
die Arbeitsruhe spätestens Sonntag um 6 Uhr früh beginnt und 24 Stunden, 
mindestens bis 6 Uhr des auf den Ruhetag folgenden Morgens, dauert. 

Eine Ausnahme bildet die zur Reinhaltung und Instandsetzung der 
Geschäftslokalitäten und Einrichtungen erforderliche Arbeit. Weiterhin 
kann der Handelsminister (nach § 3) im Verordnungswege 

1. jene Kategorien von Gewerben bestimmen, bei denen aus dem 
Grunde, weil die Unterbrechung des Betriebes unthunlich ist, oder weil 
der ununterbrochene Betrieb im Hinblick auf die Bedürfnisse des konsu- 
mierenden Publikums oder des öffentlichen Verkehrs, im Hinblick auf 
strategische oder sonstige öffentlichen Interessen, insbesondere aus ge- 
werblichen Rücksichten unbedingt erforderlicli ist, die gewerbliche Arbeit 
auch an den gesetzlichen Ruhetagen zu gestatten, 

2. jene Modalitäten feststellen, unter denen Kleingewerbetreibende, 
die allein, ohne Gehilfen und Lehrlinge, in ihrer Wohnung arbeiten, 
von der Arbeitsruhe befreit werden können. 

Die Verordnungen und ihre Abänderungen sind dem Reichstage 
vorzulegen. 

Nach § 4 hat bei den Kategorien von Gewerben, bei denen ge- 
werbliche Arbeiten auch an Sonntagen verrichtet werden können, der 
betr. Gewerbetreibende fllr eine derartige Ablösung der bei diesen Ar- 
beiten beschäftigten Arbeiter zu sorgen, dafs die Arbeiter mindestens 
in jedem Monate einen ganzen, oder alle zwei Wochen einen halben 
Sonntag Arbeitsruhe geniefeen. 

Die Ausnahmen nach § 3 sind geregelt durch Verordnungen vom 
1. Juli 1891. 



Digitized by 



Google 



2. Kapitel. Der Arbeitszeit- und Arbeitsrahe-Schutz. 79 

Nachtarbeit ist nach dem Gesetze von 1884 jungen Leuten im 
Alter bis zu 16 Jahren nur ausnahmsweise gestattet. 

4. Schweiz. Das Fabrikgesetz vom 23. März 1877 sieht an Pau- 
sen mindestens eine solche von einer Stunde für Einnahme des Mittags- 
essens und fttr Frauen, die ein Hauswesen zu besorgen haben, eine 
solche von IV» Stunden vor (Art. 11). 

Nacht- und Sonn tagsarbeit kann nur bei Fabrikationszweigen, 
die ihrer Natur nach einen ununterbrochenen Betrieb erfordern, und so- 
fern sie regelmäfeig erfolgen soll, lediglich bei Nachweis der Notwen- 
digkeit vom Bundesrate gestattet werden. Sie darf in dem Falle aber 
ftr den Einzelnen in 24 Stunden 11 Stunden nicht tiberschreiten, und 
es muls ftlr jeden Arbeiter je der zweite Sonntag freibleiben. Vorüber- 
gehende Nachtarbeit kann auf die Dauer von mehr als 2 Wochen nur 
von der Kantonsregierung erteilt werden (Art. 13u. 14). Frauen 
sollen unter keinen Umständen zur Sonntags- und Nachtarbeit verwendet 
werden; bei jungen Leuten unter 18 Jahren gestattet der Bundesrat 
unter besonderen Bedingungen Ausnahmen. 

Das Züricher Gesetz vom 18. Juni 1894 verbietet die Arbeit 
von Arbeiterinnen an Sonn- und Festtagen. 

5. Belgien. Nach dem Gesetze vom 13. Dezember 1889 müssen 
in Bergwerken, Steinbrüchen, Werkhofen, Höfen, Landeplätzen, Trans- 
portunternehmungen, Fabriken und Werkstätten, in Betrieben, die als 
gefährlich, gesundheitsschädlich oder beschwerlich gelten, und in sol- 
chen, wo Dampf oder mechanische Triebkraft zur Anwendung gelangt i), 
Kindern und jugendlichen Personen unter 16 Jahren wie Mädchen oder 
Frauen von über 16 und unter 21 Jahren Ruhepausen gewährt wer- 
den, deren Gesamtdauer nicht unter anderthalb Stunden betragen soll 
(Art. 4 Abs. 2). 

Die Nachtarbeit (von 9 Uhr abends bis 4 Uhr morgens) ist für 
Kinder und jugendliche Personen, Frauen und Mädchen verboten (Art. 6 
Abs. 1). Doch kann der König Ausnahmen gestatten, und zwar 

1 . ohne weiteres oder unter gewissen Bedingungen die Verwendung 
von jugendlichen Personen über 14 Jahren sowie von Mädchen oder 
Frauen von über 16 und unter 21 Jahren nach 9 Uhr abends und vor 
5 Uhr morgens zu Arbeiten, die ihrem Wesen zufolge nicht unter- 
brochen oder aufgeschoben oder nur an bestimmten Stunden verrichtet 
werden können, 

1) Die Bestimmungen gelten für öfifentlicbe und private Unternehmungen, auch 
dann, wenn sie den Charakter einer Gewerbelehre oder Wohlthätigkeitöanstalt tragen. 
Aasgenommen sind Arbeiten in Unternehmungen, wo nur Familienglieder unter Lei- 
tung des Vaters, der Mutter oder des Vormundes beschäftigt werden, vorausgesetzt, 
daÜB diese Betriebe nicht als gefährlich, gesundheitsschädlich oder beschwerlich gelten 
und die Arbeit in ihnen nicht mit Hilfe von Dampf oder mechanischer Triebkraft 
geschieht. 
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2. Beschäftigung in Bergwerken, derart, dafs gewisse Kategorien 
von Arbeitern über 14 Jahren des Nachts, sowie Kinder männlichen 
Geschlechts nach vollendetem 12. Lebensjahre von vier Uhr morgens an 
arbeiten dürfen (Art. 6 Abs. 2 u. 3). 

Die gleiche Erlaubnis kann bis auf die Dauer von 2 Monaten, 
jedoch mit der Befagnis einer Verlängerung des Termines, auf den Be- 
richt des zuständigen Inspektors fllr alle Industrien oder alle Gewerbe 
im Falle eines Arbeitsstillstandes infolge höherer Gewalt oder unter 
auTsergewöhnlichen Umständen von den Gouverneuren ertheilt werden. 
Die Verfügung des Gouverneurs verliert ihre Geltung, wenn sie zehn 
Tage nach ihrem Erlasse nicht von dem Minister gebilligt wird, in 
dessen Ressort die Gewerbepolizei gehört (Art. 6 Abs. 4—6). 

Von der Befugnis unter 2. hat der König Gebrauch gemacht, ebenso 
hat er die Nachtarbeit jugendlicher Pereonen männlichen Geschlechtes 
im Alter von 15— 16 Jahren in der Papierfabrikation, der Zuckerindu- 
strie, Spiegelfabrikation, in Ziegeleien, in Zinkhütten und in der Kry- 
stallfabrikation , die Nachtarbeit jugendlicher Personen weiblichen Ge- 
schlechtes von 15—16 Jahren und von Mädchen und Frauen von 17 bis 
21 Jahren in der Zuckerfabrikation und der Glas- und Krystallfabrika- 
tion gestattet. 

Eine gewisse Sonntagsruhe ist dadurch gewährleistet, dafs die 
im Gesetze geschützten Personen (Kinder, jugendliche Personen, Mädchen 
und Frauen unter 21 Jahren) nach Art. 7 nicht mehr als 6 Tage be- 
schäftigt werden dürfen. Indessen kann der König für Industrien, in 
denen die Arbeit ihrer Art nach weder Unterbrechung noch Aufschub 
leidet, gestatten, dafs Kinder über 14 Jahre, sowie Mädchen oder Frauen 
unter 2 1 Jahren wöchentlich an 7 Tagen, sei es ständig, sei es ftlr eine 
bestimmte Zeit, sei es bedingungsweise beschäftigt werden. Die kraft 
dieser Befugnis erlassenen Verordnungen haben ihnen in allen Fällen 
die Zeit zu wahren, die zur wöchentlichen einmaligen Beiwohnung der 
Feierlichkeiten ihres Bekenntnisses erforderlich ist, und femer einen 
ganzen Ruhetag auf je 14 Tage. Im Falle des Eintrittes höherer Ge- 
walt können die Inspektoren, Bürgermeister und Gouverneure fllr sämt- 
liche Industrien die Beschäftigung von Kindern, jugendlichen Personen 
unter 16 Jahren, sowie von Mädchen oder Frauen von über 16 und 
unter 21 Jahren an einem siebenten Tage gestatten. Von der Erteilung 
haben sie den zuständigen Minister zu benachrichtigen. Die Erlaubnis 
kann im Falle des Eintrittes höherer Gewalt für mehrere aufeinander 
folgende und für höchstens 6 Wochen vom Minister auf den Bericht 
des Inspektors erteilt werden, soweit Mädchen oder Frauen von über 
16 und unter 21 Jahren in Betracht kommen. 

6. Frankreich. Das Gesetz vom 2. Nov. 1892, betr. die Arbeit 
von Kindern, minderjährigen Mädchen und Frauen bestimmt 
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im Art. 3 Abs. 4, dafs die Arbeitszeit dieser Arbeiterkategoriea im 
Greltungsgebiete des (Gesetzes durch eine oder luehrere Buhepaasen 
nnterbrooben werden mnls, die insgesamt nicht weniger als eine Stande 
betragen dürfen. 

Die Nachtarbeit zwischen 9 Uhr abends und 5 Uhr morgens 
ist im ganzen Geltungsgebiete des Gesetzes verboten für Kinder unter 
18 Jahren, minderjährige Mädchen und Frauen; nur die Arbeit von 4 Uhr 
morgens bis 10 Uhr abends ist gestattet, wenn sie sich unter 2 Arbeiter- 
schichten verteilt, deren jede nicht über 9 Stunden thätig ist; die Arbeit 
einer jeden Schicht ist durch eine Suhepause zu unterbrechen. 

Durch Verfügung der Staatsregierung kann unter bestimmten Be- 
dingungen gewissen Industriezweigen gestattet werden, die Beschäftigung 
von Frauen und Mädchen über 18 Jahre zu gewissen Zeiten des Jahres 
während einer Gesamtdauer von nicht über 60 Tagen bis 1 1 Uhr abends 
auszudehnen, doch darf die tägliche Arbeitszeit keinesfalls länger als 
12 Stunden betragen. 

Die Staatsregierung kann weiterhin die Bestimmungen über die 
Nachtruhe gewissen, von ihr zu bestimmenden Industriezweigen gegenüber 
teils vorübergehend, teils dauernd auTser Kraft setzen; im letzten Falle darf 
die Arbeit in keinem Falle 7 Stunden innerhalb 24 Stunden überschreiten. 

Aofserdem kann das Verbot der Nachtarbeit im Falle eines Arbeits- 
stillstandes infolge Unfalles oder höherer Gewalt in jedem Industrie- 
zweige durch den Inspektor für eine bestimmte Frist zeitweilig aufge- 
hoben werden (Art. 4). 

In Bergwerken, deren natürliche Verhältnisse die Aufserkraft- 
setzung der Bestimmungen über die Ausdehnung der Nachtarbeit er- 
fordern, und die durch Verfligung der Staatsregierung besonders als solche 
bezeichnet werden, kann durch diese Verfügungen die Kinderarbeit von 
4 Uhr morgens bis Mitternacht unter der Bedingung gestattet werden, 
dais die ELinder innerhalb 24 Stunden nicht länger als 8 Stunden ar- 
beiten und nicht über 10 Stunden in Bergwerken anwesend sind. 

Ein wöchentlicher Ruhetag wird gesichert durch die Bestim- 
mung des Art. 5, wonach Kinder unter 18 Jahren und Frauen jeden 
Alters im ganzen (Jeltungsgebiete des Gesetzes weder mehr als sechs 
Tage wöchentlich, noch an den gesetzlichen Feiertagen beschäftigt wer- 
den dürfen, auch nicht zum Aufräumen und Säubern der Werkstätte* 
Ein in den Werkstätten angebrachter Anschlag hat den zur Wochen- 
mhe bestimmten Tag anzugeben. 

Das Gebot des wöchentlichen Ruhetages kann vom Divisionsinspektor 
in gewissen durch Vei-fügung der Staatsregierung zu bestimmenden In- 
dustriezweigen vorübergehend aufgehoben werden (Art 7). 



i) Vgl. 8. 79. 
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An allen Tagen derWoohe und des Nachts sind weiterhin 
Ausnahmen insofern zulässig, als in Betrieben mit beständigem Feuer 
grolsjährige Frauen und Kinder männlichen Geschlechts mit notwen- 
digen Arbeiten unter der Bedingung beschäftigt werden können, dafe 
sie wöchentlich mindestens einen Ruhetag haben. Die gestatteten Ar- 
beiten und die Zeit, in der sie verrichtet werden dürfen, sind durch 
Verfllgung der Staatsregierung zu bestimmen. 

7. Niederlande. Nach dem Gresetze vom 5. Mai 1889 ist die 
Beschäftigung von jungen Leuten und von Frauen in Fabriken und 
Werkstätten (einschließlich Handwerk und Hausindustrie) am Sonn- 
tage untersagt. In gewissen Fabrikationszweigen kann sie jedoch durch 
Verordnung fllr junge Leute männlichen Geschlechtes zwischen 14 und 
16 Jahren bis 6 Uhr morgens erlaubt werden. 

Die Nachtarbeit (zwischen 7 Uhr abends und 5 Uhr morgens) 
ist fllr junge Leute unter 16 Jahren und fllr Frauen in Fabriken und 
Werkstätten verboten. 

Zu gewähren ist mindestens eine einsttlndige Mittagspause. 

8. Luxemburg. Nach dem Gesetze vom 6. Dezember 1876 ist 
die Nachtarbeit jugendlicher Arbeiter unter 16 Jahren (zwischen 
9 Uhr abends und 5 Uhr morgens) in Bergwerken, Gruben und Stein- 
brüchen untersagt und für diese Personen in Fabriken, Werkstätten, 
Werkplätzen und Usinen die Innehaltung von Arbeitspausen, die vor- 
mittags und nachmittags je V^) mittags 1 Stunde betragen sollen, 
vorgesehen. 

9. Italien. Die Verordnung zum Gesetze vom 17. September 1886 
schreibt vor, dato die Arbeit der Kinder unter 15 Jahren durch eine 
Zwischenpause fllr die Mahlzeiten unterbrochen werden muls, in der 
Dauer von wenigstens einer Stunde, wenn die Arbeitszeit 6 Stunden 
überschreitet (Art. 12). 

Die Nachtarbeit ist fllr Kinder vor zurückgelegtem 12. Jahre 
verboten und fllr Kinder von 12—15 Jahren auf 6 Stunden beschränkt. 
Ausnahmen in der Beschäftigung von Kindern unter 12 Jahren sind 



10. Spanien. Für eine Regelung des Arbeitsruheschutzes ist nicht 
Sorge getragen. Der Entwurf vom Jahre 1894 wollte die Pausen der- 
art geregelt wissen, dafs fllr Kinder und junge Leute nach 4 Stunden 
Beschäftigung eine Pause eintreten müssen, Arbeiterinnen im Alter von 
16 — 23 Jahren sollte bei 10 sttindiger effektiver Arbeitszeit eine solche 
von IV2 stündiger Dauer gewährt werden. 

Nacht- und Sonntagsarbeit wollte der Entwurf Personen unter 
18 Jahren ganz verbieten. Im übrigen sollte den Arbeitergenossenschaften 
(Zwangsverbänden) das Recht zustehen, die Sonnta«:sruhe in ihren Ge- 
werbszweigen obligatorisch zu machen; ausgeschlossen sollten nur In- 
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dustrien sein, in denen die Arbeit aus teohniseben Gründen nicht unter^ 
brechen werden kann, und die Industrie und der Handel der notwendigen 
Lebensbedflrfhisse. 

11. England. Über die vorgeschriebenen Pausen vgl. S. 44. Die 
Pausen zur Einnahme von Mahlzeiten müssen, soweit nicht besondere 
Ausnahmen zugelassen sind, ftlr alle in der betr. Betriebsstätte be- 
schäftigten geschützten Personen auf die gleichen Tagesstunden fallen. 
Während dieser Zeit dürfen Kinder, junge Personen und Frauen nicht 
zur Arbeit zugelassen werden, auch nicht in dem Räume verweilen, wo 
gearbeitet wird. 

Nachtarbeit (von 9 Uhr abends bis 6 Uhr morgens) wie Sonn- 
und Feiertagsarbeit ist für Frauen, junge Personen und Kinder 
verboten. Als Feiertage gelten: der erste Weihnachtsfeiertag und der 
Karfreitag; aufserdem müssen acht halbe Feiertage jährlich gewährt 
werden, von denen keiner auf einen Sonnabend fallen darf, vier aber 
wenigstens in die Zeit zwischen dem 15. März und 1. Okt. fallen müssen. 

12. Dänemark. Nach dem Gesetze vom 23. Mai 1873 ist die 
Nachtarbeit von jungen Leuten (zwischen 14 und 18 Jahren) und 
Kindern in Fabriken und fabrikmälsig betriebenen Werkstätten verboten. 
An Sonn- und Feiertagen dürfen Kinder in den erwähnten Be- 
trieben nicht zur Arbeit verwendet werden. Die Arbeitspausen be- 
tragen für Kinder zwischen 10 und 14 Jahren, die nur 6 Stunden effektiv 
arbeiten dürfen, V^ Stunde, für junge Leute zwischen Hund 18 Jahren, 
die nicht länger als 10 Stunden eflFektive Arbeitsdauer zu beschäftigen 
sind, 2 Stunden täglich. Hiervon sind IV2 Stunden vor 3 Uhr nach- 
mittags zu gewähren.. 

13. Schweden. Das Gesetz vom 18. November 1881 verbietet die 
Nachtarbeit Minderjähriger und schreibt für diese die gleichen 
Pausen vor wie das dänische Gesetz. 

14. Rufsland. Über Arbeitspausen trifft lediglich Art. 109 
der Gewerbeordnung die Bestimmung, dafs Minderjährigen von 12 bis 
15 Jahren die zum Frühstück, Mittag, Vesper, Schulbesuch und Erholung 
notige Zeit zu gewähren ist, wobei die Arbeit — bei 8 stündiger Maximal- 
zeit — nicht länger als 4 Stunden nach der Reihe dauern darf Art. 1 10 
der Gewerbeordnung verbietet Minderjährigen im Alter von 12—15 Jahren 
die Arbeit in Fabriken, Gewerken ung Manufakturen an Sonntagen 
und anderen kirchlichen Feiertagen, an denen es nicht Sitte ist, zu 
arbeiten, wie an den Jubeltagen (Geburts- und Namenstag des Kaisers, 
der Kaiserin und des Thronfolgers, Tag der Krönung und Thronbe- 
steigung). Das Verbot wird jedoch beschränkt durch die Bestimmung, dafs 
es dem Chef der Fabrikinspektion überlassen ist, auf Vorstellungen der 
lokalen Organe der Inspektion die Arbeit von Minderjährigen im Alter 
von 12—15 Jahren auch an den Sonn- und Feiertagen, wie an den Jubel- 
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tagen zu gestatten, an denen die Arbeiten in Fabriken, Werken und 
Mannfakturen von erwachsenen Arbeitern verrichtet werden. 

Hinsichtlich der Nachtarbeit verbietet Art. 110 der Gewerbe- 
ordnung die Beschäftigung Minderjähriger unter 15 Jahren in der Zeit 
zwischen 9 Uhr abends und 5 Uhr morgens; Art. 122 bestimmt, dafe 
jugendliche Arbeiter im Alter von 15—17 Jahren sowie Personen weib- 
lichen Geschlechtes zwischen 9 Uhr abends und 5 Uhr früh in indu- 
striellen Unternehmungen, die baumwollene, leinene, wollene und ge- 
mischte Gewebe sowie Gewebe aus Flachs herstellen, wie in Flachs- 
brechanstalten, und nach Verordnung des Finanzministers auch in 
anderen Etablissements nicht beschäftigt werden dürfen. Ausnahmen 
sind durch die Gouvernementsbehörden für Fabrikangelegenheiten zu- 
lässig nach langem, durch einen Unfall hervorgerufenen Stillstande der 
Fabrik oder bei vermehrten Bestellungen vor den Jahrmärkten, und zwar 
unter der Bedingung, dafs die so beschäftigten Personen an dem nach 
der Nachtarbeit folgenden Tage nicht vor 12 Uhr zur Arbeit zugelassen 
werden. Aufserdem können die G^uvernements-Fabrikbehörden und, 
wo solche nicht bestehen, die Gouverneure jugendlichen Arbeitern von 
15— 17 Jahren und. Frauen die Nachtarbeit, auch da, wo es sonst ver- 
boten ist, gestatten, wenn die Arbeit gleichzeitig und an einem und dem- 
selben Orte mit den Familienhäuptern vemchtet wird. Schliefslich gilt in 
industriellen Unternehmungen, in denen eine ununterbrochene 18 stündige 
Tagesarbeit mit 2 Schichten eingeftlhrt ist, als Nachtzeit, während der 
Minderjährige von 12 — 15 Jahren, jugendliche Arbeiter von 15— 17 Jahren 
und Personen weiblichen Geschlechtes zu Arbeiten nicht zugelassen wer- 
den dürfen, die Zeit von 10 Uhr abends bis 4 Uhr früh. 

15. Das finnische Gesetz vom 15. April 1889, betr. den Schutz 
der Arbeiter in der Industrie, schreibt in § 9 vor, dafs Kinder (im Alter 
von 12 bis 15 Jahren) und jugendliehe Personen (die das flinfzehnte, 
jedoch nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben), die in Berg- 
werken, Hütten, Fabriken oder anderen fabrikmäftig betriebenen Ge- 
werben beschäftigt werden, regelmäfsige Pausen geniefsen sollen, und 
zwar derart, dafs jugendliche Personen, wenn sie täglich die gesetzliche 
Maximalarbeitszeit von 14 Stunden arbeiten, mindestens 2 und Kinder 
mindestens 1 Stunde rasten, und dafe eine Pause spätestens vier Stun- 
den und eine zweite spätestens 9 Stunden nach Beginn der Arbeit ein- 
treten soll. Während der Pausen ist Kindern und jugendlichen Personen 
die Arbeit zu verbieten und darf ihnen der Aufenthalt in den Arbeits- 
räumen nur gestattet werden, wenn die Teile des Betriebes, in dem sie 
beschäftigt sind, eingestellt sind oder besondere Erlaubnis des Fabrik- 
inspektors vorliegt. Ausnahmen von diesen Bestimmungen kann in be- 
sonderen Fällen das Industrieamt erteilen. 

Die Nachtarbeit von Kindern und jugendlichen Personen ist in 
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Bergwerken, Hütten, Fabriken oder andern fabrikmäfoig betriebenen Ge- 
werben von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens verboten (§ 8), doch sind 
Ausnahmen hiervon zulässig, wenn der Betrieb ohne Nachtarbeit dieser 
Personen nicht würde bestehen können (§ 1 1 Nr. 2), oder wenn Natur- 
ereignisse, Unglücksfälle u. dgl. den regelmäfsigen Gang des Betriebes 
unterbrochen haben und eine zeitweilige Steigerung der Thätigkeit 
verlangen. 

16. Ostindien. Die East India Factory Act schreibt für Frauen 
die Innehaltung einer 17» stündigen, ftlr erwachsene Arbeiter einer 
Vi stündigen Ruhepause vor und verbietet die Nachtarbeit fttr 
Kinder wie die Sonntags arbeit überhaupt, abgesehen von notwen- 
digen Reparaturarbeiten und ununterbrochenen Betriebe. 

Bemerkungen. Die Forderungen, die man an den Arbeitsruhe- 
schutz stellen mulB, werden bis heute kaum in einem unserer Eultur- 
staaten erftillt. Insbesondere gilt das von der Sonntagsruhe. Überblickt 
man deren Regelung, so ergiebt sich als meist üblich eine 24 stündige 
Betriebsunterbrechung von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends; diese ge- 
nügt indes insofern nicht, als sie durch vermehrte Arbeit an den Sonn- 
abenden erkauft werden kann. Wenn bei der Mannigfaltigkeit der in 
Betracht kommenden Verhältnisse auch Vieles dem Verordnungswege 
überlassen bleiben mufs, so hätte man doch auf dem Wege der Gesetz- 
gebung vielfach weiter gehen können und nicht in Einzelheiten eine 
Ängstlichkeit in der Rücksicht auf besondere Verhältnisse an den Tag 
legen sollen, die vielfach zu weit geht. Abgesehen davon, dafs die 
den Verordnungen vorbehaltenen Ausnahmen in einigen Staaten that- 
sächlich zur Regel geworden sind, liegt die Befürchtung auch von 
vornherein nahe, dafs bei dem Fehlen präciser Bestimmungen die Mög- 
lichkeit einer Verschlechterung der bestehenden Zustände gegeben ist. 
Am gröfsten ist diese Gefahr da, wo der Arbeitszeit der erwachsenen 
männlichen Arbeiter an Werktagen keine gesetzliche Grenze gezogen und 
die Maximalarbeitszeit für Frauen und jugendliche Personen im erheb- 
lichen Umfange durch Ausnahmen unterbrochen worden ist. 

Auch die Regelung der Nachtarbeit, insbesondere für Frauen, muü 
im grofeen und ganzen als ungenügend bezeichnet werden. Das Gleiche 
gilt hinsichtlich der Festsetzung der Pausen. 

§ 3. Verwendungsverbote. Aufser Beschränkungen der Verwen- 
dung bestimmter Arbeitskräfte kommen Verbote der Verwendung vor. 
Beide scheinen im Widerspruche mit dem Interesse des Unternehmer- 
standes zu stehen, es zeigt sich aber, dafs das nicht der Fall ist, wenn 
man sie richtig begrenzt. Durch sorgfältig geregelte und einheitlich 
durchgeführte Ausnahmen ist es wohl möglich, Rücksicht zu nehmen.^) 

1) Bei den Ausnahmen bandelt es sich einerseits am dauernde, anderseits um 
vorübergehende. Die ersten fixiert das Gesetz, indem es bestinmite Gewerbszweige 
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Dabei ist nicht zu ttberseben, dafs die einseitigen Interessen des Kapitals 
da zurücktreten müssen, wo die höheren persönlichen Interessen des 
ganzen Volkes gefährdet werden würden. Verwendungs verböte jedoch 
sind notwendig, da die Verwendung bestimmter Arbeitskräfte mit ge- 
wissen Gefahren auch für das öflFentliche Wohl verbunden ist. 

a. Das Verbot der Kinderarbeit wird sich — im Gegensatze 
zu der Beschränkung der Kinderarbeit — auf Personen zu erstrecken 
haben, deren Altersober grenze im Fabrik- und fabrikartigen Betriebe 
in den nördlichen Industriestaaten das vollendete 13.(12.), in den süd- 
lichen das 10. Lebensjahr bildet. Es ist notwendig, weil eine frühzeitige 
strenge Beschäftigung die Entwickelung der Kinder hemmen und so dem 
Interesse der physischen und geistigen Erhaltung der kommenden Ge- 
schlechter zuwiderlaufen würde. 

Da der Schutz, den die Verwaltung und die Rechtsprechung den 
Kindern gewähren können, ebenso wenig ausreicht, als der Familien- 
schutz, so ist ein Gesetzesschutz notwendig. Er ist nicht allein für 
Fabriken und fabrikähnliche Betriebe begründet, sondern es scheint auch 
seine Ausdehnung auf die Hausindustrie wünschenswert, da hier ein 
Mifsbrauch der Kinderarbeit nicht nur nicht ausgeschlossen ist, sondern 
auch erfahrungsgemäfs recht häufig stattfindet. Nun ist freilich nicht 
zu verkennen, dafs einer Ausdehnung des Schutzes auf die Hausindustrie 
gro&e Schwierigkeiten im Wege stehen. Sie würden sich am leichtesten 
wohl auf die Weise beseitigen lassen, dafs man allmählich im Ver- 
ordnungswege vorginge, während für den Fabrik- und fabrikartigen 
Betrieb obligatorischer Gesetzesschutz zu gelten hätte. Zu beachten ist 
allerdings, dafs die Beschränkung des Fabrikarbeitstages Milsbräuche 
der Kinderarbeit in der Hausindustrie begünstigt, sofern hier jeder 
Schutz fehlt. 

Über die Altersobergrenze der Kinderarbeit hinaus wird man übrigens 
auch auf dem Wege einen Schutz der Jugendarbeit zu erreichen ver- 
mögen, dafs man die Beschäftigung der jugendlichen Personen von dem 
Nachweise der Gesundheit (ärztliches Attest!) abhängig macht. 

b. Das Verbot gesundheitsschädlicher und die Sittlich- 
keit gefährdender Arbeit wäre wohl für alle Arbeiterkategorien 
wie für alle Gewerbebetriebe begründet. Da seine Durchführung aber 
auf zu grofse Schwierigkeiten stöfst, so wird es sich in der Praxis nur 
darum handeln können, auf dem Wege der Verordnungen vorzugehen, 
um durch eine fortschreitende Ausdehnung des Verordnungsschutzes das 

benennt, in denen die sonst verbotene Verwendung erlaubt ist. Um vorabergebende 
Ausnahmen handelt es sich z. B., wenn nach Unterbrechung des regelmäfsigen Be- 
triebes durch Naturereignisse und Unglücksfälle oder zur Verhütung von Notständen 
und Unglücksfällen oder zur Bewältigung von Geschäftsüberh&ufung Arbeit not- 
wendig wird. 
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Ziel zu erreiehen. Ein staatlicher EingriflF ist jedoch nicht allein bei dem 
Fabrik- und fabrikartigen Betriebe gerechtfertigt, sondern auch darüber 
hinaus, so namentlich in der Hausindustrie und im Handel, wo eine 
die Gesundheit und Sittlichkeit gefährdende Arbeit ebenfalls vorkommt.') 

c. Das Verbot der Fabrikarbeit verheirateter Frauen 
oder wenigstens der Familienmütter wird von einer Reihe nam- 
hafter nationalökonomischer Schriftsteller gefordert, geht aber ohne Frage 
zu weit. Wenn es im Interesse des Familienlebens und der Pflege und 
Erziehung der Kinder auch noch so erwünscht sein mag, dafs die Frau 
der Häuslichkeit erhalten bleibt, so liegt es doch auf der Hand, dafs 
ein gftnzlicher Ausschlufs der Frauenarbeit zu einer Erwerbsschmälerung 
wie zur Verdienstlosigkeit und damit zur sittlichen Gefährdung vieler 
Personen fähren mtifste. Es wäre auch nur dann daran zu denken, 
wenn die Löhne der erwachsenen männlichen Arbeiter dauernd hohe 
wären und die Mitarbeit der Frau entbehrlich machten. 

d. Das Verbot der Beschäftigung von Wöchnerinnen ist 
eine durchaus begründete Forderung der Gesundheitspflege im Interesse 
der Mütter und Neugeborenen. Aus den gleichen Gründen läfst sich 
auch die Ausschliessung Schwangerer rechtfertigen. Der Ausführung 
des Verbotes stellen sich gewisse wirtschaftliche Schwierigkeiten für 
die von dem Verbote betroffenen Arbeiterinnen entgegen; sie können 
jedoch dadurch gehoben werden, dafs daflir gesorgt wird, dafs die Frau 
für die Zeit der erzwungenen Verdienstlosigkeit auf andere Weise ein 
Einkommen erhält. Es ist das da der Fall, wo die Krankenversicherung 
den Schwangeren und Wöchnerinnen ein Krankengeld sichert. Auch 
die Familien- und Vereinsfürsorge vermögen in dem Falle ergänzend 
einzugreifen. 

e. Das Verbot der Frauen- und Kinderarbeit unter Tage 
rechtfertigt sich infolge der unregelmäfsigen Lage der Schichten, der 
Schwere der Arbeit, der Gefahren für Gesundheit und Leben (schlagende 
Wetter, schlechte Luft, Nässe u. s. w.), des vielfach weiten Weges u. s. w. 
Im Bergbau haben Sitte und Gewohnheit deshalb schon längst zu einen 
besonderem Schutze, insbesondere der jugendlichen Arbeiter, geführt. 
Am besten wird er durch ein gesetzliches Verbot erreicht, 

f. Gesetzgebung, l. Deutsches Reich. Nach §§ 135 und 154 
der G.-O. vom 1. Juni 1891 dürfen Kinder unter dreizehn Jahren 
in Fabriken und fabrikartigen Betrieben überhaupt nicht, Kinder über 
dreizehn Jahren nur dann beschäftigt werden, wenn sie nicht mehr zum 
Besuche der Volksschule verpflichtet sind. 

Ein Verbot gesundheitschädlicher und Sittlichkeit ge- 
fährdender Arbeit besteht nur insoweit, als der Bundesrat auf Grund 



1) YgL hierzu Kap. 3: Der Betriebsschutz. 
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des § 139a ermächtigt ist, die Yerwendang von Arbeiterinnen nnd 
jngendliolien Arbeitern für gewisse Fabrikationszweige, die mit Gefabren 
fQr Gesundheit oder Sittlichkeit verbunden sind, gänzlich zu untersagen 
oder von besonderen Bedingungen abhängig zu machen. 

Der Bundesrat hat von dieser Befugnis Gebrauch gemacht för 
Gummiwarenfabriken (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 21. Juli 
1888, R-G-Bl. S. 219), Glashütten (Bek. v. 11. März 1892, R-G-Bl. S. 317), 
Drahtziehereien mit Wasserbetrieb (Bek. v. 11. März 1892, R-G-Bl. S. 324), 
Cichorienfabriken(Bek.v. 17. März 1892, R-G-Bl. S. 327), Steinkohlenberg- 
werke, Zink- und Bleierzbergwerke im Regierungsbezirke Oppeln 
(Bek. V. 24. März 1892, R-G-Bl. S. 331), Rohzuckerfabriken und Zucker- 
raffinerien (Bek. V. 24. März 1892, R-G-Bl. S. 334), Walz- und Hammer- 
werke (Bek. V. 29. April 1892, R-G-Bl. S.602), Ziegeleien (Bek. v. 27. April 
1893, R-G-Bl. S. 148), für Bleifarben- und Bleizuckerfabriken (Bek. v. 8. Juli 
1893, R-G-Bl. S. 213), für zur Anfertigung von Cigarren (Bek. v. 8. Juli 
1893, R-G-BL S. 218) und zur Anfertigung von Zündhölzern (Bek. v. 8. Juli 
1893; auch Gesetz vom 13. Mai 1884) bestimmte Anlagen, für Stein- 
kohlenbergwerke (Bek. V. I.Februar 1895, R.-G.-Bl, S. 5). 

Auf Grand dieser Verordnungen ist u. A. verboten 

a. für jugendliche Arbeiter 

a. die Beschäftigung und der Aufenthalt w&hrend des Betriebes: 

1. in Hechelräumen wie in Räumen, in denen Maschinen zum öffnen, Loclcem, 
Zerkleinem, Entstäuben, Anfetten oder Mengen von rohen oder abgenutzten Faser- 
stoffen, von Abfällen oder Lumpen im Betriebe sind; 

2. innerhalb Cichorienfabriken in Räumen, in denen Darren im Betriebe sind; 

3. innerhalb der Rohzuckerfabriken und Zuckerraffinerien: Bedienung der 
Rtlbenschwemmen, der Rübenwäschen und der Fahrstühle und Transport der Rüben 
und Rübenschnitzel in schwer zu bewegenden Wagen, im Füllhause, in den Centri- 
fugenräumen, den Erystallisationsräumen , den Trockenkammern und den Maisch- 
räumen; an anderen Arbeitsstellen, an denen aufsergewöhnlich hohe Wärme herrscht; 

4. innerhalb der Glashütten in Räumen, in denen vor dem Ofen (Schmelz-, 
Kühl-, Glüh-, Strecköfen) gearbeitet wird, und in solchen Räumen, in denen eine 
aufsergewöhnlich hohe Wärme herrscht; 

ß. die Beschäftigung: 

1 . in Metall-, Walz- und Hammerwerken, die mit ununterbrochenem Feuer be- 
trieben werden, bei dem unmittelbaren Betriebe der Werke; 

2) in Ziegeleien mit der Gewinnung und dem Transport der Rohmaterialien 
sowie mit Arbeiten in den Öfen und zum Befeuern der Öfen; 

b. für Kinder unter 14 Jahren 

a. die Beschäftigung und der Aufenthalt während dos Betriebes: 

mit der Herstellung des Drahtes in Drahtziehereien mit Wasserbetrieb, in denen 
wegen Wassermangels, Frostes oder Hochflut die Einteilung des Betriebes in regel- 
mäfsige Schichten von gleicher Dauer zeitweise nicht innegehalten werden kann; 

ß, die Beschäftigung: 

1. in Glashütten mit Schleifarbeiten wie in Tafelglashütten Tor dem Schmelz- 
oder Streckofen und mit dem Tragen der Walzen, sofern die Hütten Walzen von 
mehr als 5 kg Gewicht herstellen; , 
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2. in Metall-, Walz- und Hammerwerken, die mit unanterbrocbenem Feuer be- 
trieben werden; 

c. fOr Arbeiterinnen 

a, die Bescbäftigung und der Aufenthalt w&hrend des Betriebes: 

1 . innerhalb Gichorienfabriken in R&umen, in denen Darren im Betriebe sind ; 

2. Innerhalb der Rohzuckerfabriken und Zuckerfabriken: in gleicher Weise wie 
die Beschäftigung und der Aufenthalt jugendlicher Arbeiter; 

3. mit der Herstellung des Drahtes in Drahtziehereien mit Wasserbetrieb, in 
denen wegen Wassermangels, Frostes oder Hochflut die Einteilung des Betriebes in 
r^elm&fsige Schichten von gleicher Dauer zeitweise nicht innegehalten werden kann. 

3. innerhalb der Glashütten in Räumen, in denen vor dem Ofen (Schmelz-, 
Kohl-, OlQh-, Streckofen) gearbeitet wird, und in solchen Räumen, in denen eine 
aiifserge wohnlich hohe Wärme herrscht (in Häfenkämmern) ; 

ß. die Beschäftigung: 

1. in Metall-, Walz-, und Hammerwerken, die mit ununterbrochenem Feuer be- 
trieben werden, bei dem unmittelbaren Betriebe der Werke, 

2. in Zfegeleien mit der Gewinnung und dem Transport der Rohmaterialien 
sowie mit Arbeiten in den Ofen und zum Befeuern der Ofen, mit der Handformerei 
(Streifen oder Schlagen) der Ziegelsteine mit Ausnahme der Dachziegel (Dachpfannen) 
und der Bimssandsteine (Schwammsteine); 

d. die Beschäftigung jugendlicher Arbeiterinnen: 

in Glashütten mit Schleifarbeiten wie in Tafelglashütten Tor dem Schmelz- oder 
Streckofen und mit dem Tragen der Walzen, sofern die Hütten Walzen von mehr 
als 5 kg Gewicht herstellen. 

Yen der Beibringung eines ärztlichen Gesundheitszeugnisses ist abhängig: 

a. die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter männlichen Geschlechtes : 

1. auf Steinkohlenbergwerken über Tage mit den unmittelbar mit der Förderung 
der Kohlen zusammenhängenden Arbeiten; 

2. in Glashütten, sofern eine Beschäftigung überhaupt zulässig ist; 

b. unter gewissen Voraussetzungen die Beschäftigung von Arbeiterinnen auf 
Steinkohlenbergwerken, Zink- und Bleierzbergwerk cn im R^bez. Oppeln. 

Die Beschäftigung von Arbeitern überhaupt in Anlagen zur Anfertigung 
von Zündhölzern unter Verwendung von weifsem Phosphor mit dem Zubereiten der 
Zflndmasse, dem Betunken der Hölzer, dem Trocknen der betunkten Hölzer, dem 
Abfällen und der ersten Verzackung der Hölzer ist nur zulässig gegen Bescheinigung 
eines approbierten Arztes, dafs sie nicht an Phosphornekrose leiden und vermöge 
ihrer Körperbeschaffen beit der Gefahr, von dieser Krankheit befallen zu werden, 
nicht ausgesetzt sind. Eine ärztliche Bescheinigung darüber, dafs die Personen 
weder schwächlich, noch mit Lungen-, Nieren- oder Magenleiden oder mit Alkoholis- 
mus behaftet sind, ist erforderlich für Arbeiter in Bleifarben- und Bleizuckerfabriken. 

Wöchnerinnen dürfen nach § 137 Abs. 5 während vier Wochen 
naeh ihrer Niederkunft überhaupt nicht und während der folgenden zwei 
Wochen nur beschäftigt werden, wenn das Zeugnis eines approbierten 
Arztes dies flir zulässig erklärt. 

Unter Tage dürfen Arbeiterinnen in Bergwerken, Salinen, 
Aufbereitungsanstalten und unterirdisch betriebenen Brüchen oder Gruben 
nicht beschäftigt werden (§ 154 a Abs. 2). 

2. Oesterreich. Nach der 6.-0. von 1885 dürfen Kinder unter 
12 Jahren zu „regelmäfsiger*' gewerblicher Arbeit überhaupt nicht 
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Jugendliche zwischen dem 12. und 14. Lehensjahre inFahriken nicht, 
im tihrigen nur insoweit verwendet werden, als die Befolgung der ge- 
setzlichen Volksschulpflicht nicht darunter leidet. Im Berghau kann 
nach dem Gesetz vom 24. Juni 1884 ausnahmsweise die Verwendung 
von Kindern zwischen dem vollendeten 12. und 14. Lebensjahre ftr 
leichte Arbeiten über Tage auf Ansuchen der Eltern und Vormünder 
durch die Bergbehörde gestattet werden. 

Ein Verbot gesundheitsschädlicher Arbeit besteht insoweit, 
als die 12— 14 jährigen Arbeiter bezw. in Fabriken die 14— 16 jährigen 
nur zu solchen Arbeiten verwendet werden dürfen, die weder der Ge- 
sundheit noch der körperlichen Entwickelung nachteilig sind, und als 
im Verordnungswege jene gesundheitsschädlichen oder gefährlichen Ver- 
richtungen bezeichnet werden, bei denen Jugendliche und Frauen gar 
nicht oder nur bedingungsweise Verwendung finden dürfen. 

Beim Bergbau dürfen nach § 2 des Gesetzes vom 21. Juni 1884 
Personen männlichen Geschlechtes, die das 16., und Frauenspersonen, 
die das 18. Lebensjahr nocli nicht überschritten haben, nur in einer 
Weise beschäftigt werden, die ihrer körperlichen Entwickelung zu- 
lässig ist. 

Wöchnerinnen dürfen erst nach Verlauf von 4 Wochen nach 
ihrer Niederkunft — beim Bergbau nach Verlauf von 6, bei ärztlicher 
Konstatierung der Arbeitsfähigkeit nach 4 Wochen — zu regelmäfsigen 
gewerblichen Beschäftigungen verwendet werden. 

Unter Tage dürfen Arbeiterinnen beim Bergbau nicht beschäftigt 
werden (Gesetz vom 21. Juni 1884, § 1). 

3. Ungarn. Nach dem Gewerbegesetze von 1884 dürfen Kinder 
unter 10 Jahren gar nicht, Kinder über 10, aber unter 12 Jahren nur 
mit Bewilligung der Gewerbebehörde und blofs dann, wenn sich die Arbeit 
mit dem Schulbesuche vereinigen läfst, in Fabriken beschäftigt werden. 

In Gewerbezweigen, die als ungesund oder gefährlich erklärt werden, 
dürfen Arbeiter unter 16 Jahren entweder gar nicht oder nur bedingungs- 
weise beschäftigt werden (§ 116). 

Wöchnerinnen sind (nach § 116) bis zu vier Wochen nach ihrer 
Entbindung von der Erfüllung ihrer vertragsmäfsig übernommenen Arbeit 
ohne Erlösclien des Vertrages befreit. 

4. Schweiz. Ausgeschlossen von der Beschäftigung in Fabriken 
sind nach dem Gesetze vom 23. März 1877 Kinder, die das 14. Lebens- 
jahr noch nicht zurückgelegt haben. 

Wöchnerinnen dürfen im ganzen 8 Wochen nicht in der Fabrik 
beschäftigt werden. Bei ihrem Wiedereintritt müssen nachweislieh 
6 Wochen seit der Niederkunft verflossen sein. Der Bundesrat kann in 
gewissen Fabrikationszweigen das Arbeiten schwangerer Frauen ganz 
verbieten. 



Digitized by 



Google 



2. Kapitel. Der Arbeitszeit- and Arbeitsrahe-Scbutz. 91 

Zur Reinigung im Gange befindlicher Motoren, Transmissionen und 
gefahrdrohender Maschinen dürfen Frauen nicht verwendet werden. 

Nach dem Züricher Gesetze vom 18. Juni 1894 dürfen Mädchen 
unter MJahren weder als Arbeiterinnen noch als Lehrtöchter an- 
gestellt (§4), Wöchnerinnen innerhalb 4 Wochen nach ihrer Nieder- 
kunft im Geschäfte nicht wieder bethätigt werden ; sie sind berechtigt, 
big auf sechs Wochen von der Arbeit fortzubleiben. 

5. Belgien. Das Gesetz vom 13. Dez. 1889, betr. die Arbeit von 
Frauen, jugendlichen Personen und Kindern, verbietet in Art. 2 die 
Arbeit von Kindern unter 12Jahren in Bergwerken, Steinbrüchen, 
Werkhöfen, Häfen, Landeplätzen, Transportunternehmungen, Fabriken 
und Werkstätten, in Betrieben, die als gefährlich, gesundheitsschädlich 
oder beschwerlich gelten, wie in solchen, wo ein mechanischer Motor 
zur Verwendung kommt (d. h. im Geltungsgebiete des Gesetzes über- 
haupt). Nach Art. 3 kann der König verbieten, dafe Kinder oder jugend- 
liche Personen unter 16 Jahren, ebenso wie Mädchen oder Frauen von 
über 16 und unter 21 Jahren mit Arbeiten beschäftigt werden, die ihre 
Kräfte übersteigen, oder deren Verrichtung gefährlich wäre. Desgleichen 
kann er die Verwendung dieser Arbeiterkategorien zu als gesundheits- 
schädlich erkannten Arbeiten verbieten. Das Verbot findet jedoch keine 
Anwendung auf Mädchen und Frauen, die bereits vor dem 1. Jan. 1892 
bei den unterirdischen Arbeiten der Bergwerke, Gruben und Steinbrüche 
beschäftigt wurden. Von der ihm nach Art. 3 zustehenden Befugnis 
hat der König nur durch das Verbot der Beschäftigung von Kindern 
unter 14 Jahren in der Zündholzfabrikation Gebrauch gemacht. 

Frauen dürfen während der ihrer N i e d e r k u n ft folgenden 4 Wochen 
nicht beschäftigt werden (Art. 5). 

Bei den unterirdischen Arbeiten der Bergwerke dürfen Mädchen 
und Frauen unter 21 Jahren nicht beschäftigt werden. 

6. Niederlande. Die Arbeit von Kindern unter 12 Jahren ist 
nach dem Gesetze von 5. Mai 1889 in allen industriellen Beschäftigungen 
verboten. 

Durch Verordnung kann die Verwendung junger Leute unter 
16 Jahren und in Fabriken und Werkstätten auch die Verwendung 
von Frauen ftr gewisse Beschäftigungen, die mit besonderen Gefahren 
für Leben oder Gesundheit verbunden sind, entweder ganz unter- 
sagt oder von bestimmten Bedingungen abhängig gemacht werden. 

Wöchnerinnen dürfen während 4 Wochen nach ihrer Nieder- 
kunft in Fabriken und Werkstätten nicht beschäftigt werden. 

7. Luxemburg. Nach dem Gesetze vom 6. Dezember 1878 ist 
die Beschäftigung von Kindern vor vollendetem 12. Lebensjahre in Fa- 
briken, Werkstätten, Werkplätzen oder Usinen und die Arbeit jugend- 
licher Arbeiter vor vollendetem 1 6. Jahre u n t e r T a g e wie in Werk- 
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st&tten, wo Explosivstoffe bearbeitet werden, ferner in Werkstätten, wo 
die Zubereitung, Destillation oder Bearbeitung giftiger und ätzender 
Substanzen geschieht, und solchen, wo schädliche Gase entwickelt wer- 
den, nicht gestattet. 

8. Frankreich. Das Gesetz vom 2. Nov. 1892, betr. die Arbeit 
von Kindern, minderjährigen Mädchen und Frauen, verbietet in Art. 2 
die Beschäftigung und Zulassung von Kindern im Alter von unter 
13 Jahren in den dem Gesetze unterstehenden gewerblichen Unter- 
nehmungen; doch können Kinder, die sich im Besitz des Zeugnisses 
der Volksschule befinden (Gesetz vom 28. März 1882), von 12 Jahren 
an beschäftigt werden, indessen nur, wenn sie sich im Besitze eines 
Zeugnisses der körperlichen Fähigkeit befinden. 

Nach Art. 8 dürfen Kinder beiderlei Geschlechtes unter 13 Jahren 
bei Vorstellungen in stehenden Theatern und KaflFeekonzerten nicht als 
Schauspieler, Figuranten u. s. w. beschäftigt werden. 

Nach Art. 2 Abs. 4 und 5 können die Inspektoren jederzeit die 
ärztliche Untersuchung aller Personen unter 16 Jahren in den dem Ge- 
setze unterstehenden Unternehmungen und eine Entlassung derselben 
fordern, wenn die Untersuchung ergiebt, dafs die Arbeit, mit der sie 
betraut sind, ihre Kräfte tibersteigt. 

Zu unterirdischen Arbeiten in Bergwerken, Gruben und Stein- 
brüchen dürfen Mädchen und Frauen nicht angenommen werden. 

9. Italien. Das Gesetz vom 11. Februar 1886 (Art. 1) verbietet, 
Kinder vor dem vollendeten 9. Jahre zur Arbeit in Fabriken, Gruben 
und Bergwerken und vor vollendetem 10. Jahre zu unterirdischen Ar- 
beiten zu verwenden. Die Verwendung von Kindern unter 15 Jahren 
setzt ein ärztliches Gesundheits- und Tauglichkeitszeugnis voraus und 
ist in den durch Verordnung zu bestimmenden geföhrlichen oder zu 
ungesunden Arbeiten nur statthaft, wenn nicht die durch die Verord- 
nung vorzuschreibenden Bedingungen und Vorschriften erftlUt sind. 

10. Spanien. Das Gesetz vom 23. Juli 1873 verbietet die Arbeit 
von Kindern unter 10 Jahren. Der Entwurf eines Arbeiterschutzgesetzes 
vom Jahre 1894 wollte das Verbot dahin ausdehnen, dafs auch die 
Arbeit von Personen im Alter von 10—17 Jahren in Zechen oder Stein- 
brüchen, bei der Verarbeitung entzündbarer oder gesundheitsschädlicher 
Stoffe, ferner in Räumen, wo Maschinen thätig sind, auf deren Gang 
der Arbeiter keinen Einflufs hat, sowie die Reinigung von Motoren und 
Transmissionsteilen nicht gestattet würde. Schliefslich sollte flir Frauen 
die unterirdische und gesundheitschädliche Arbeit und die Beschäftigung 
solcher, die bald ihre Niederkunft erwarten, verboten werden. 

11. England. Kinder dürfen nach dem Gesetze vom 27. Mai 
1878 vor dem 10. Jahre überhaupt nicht und nach Erreichung dieses 
Alters in Fabriken und nach Erwirkung eines ärztlichen Befllhigungs- 
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Zeugnisses beschäftigt werden. Unbedingt untersagt ist die Arbeit von 
Kindern unter 14 Jahren in Quecksilberspiegelbelagen, bei der Blei- 
weiüserzengung, in Glasschmelzen, Metallschleifereien und beim Ein- 
tauehen von Zündlichten in Masse, bedingt bei der Metallschleiferei, die 
anders als auf trockenem Wege erfolgt, und bei dem Barchentschneiden. 

Junge Leute dtlrfen nicht in Spiegel- und Bleiweifsfabriken, 
junge Personen weiblichen Geschlechtes nicht in Glasschmelzen, bei 
der Ziegelfabrikation und der Salzgewinnung beschäftigt werden. Im 
übrigen kann die Arbeit in gewissen gefährlichen Betrieben f&r 
jugendliche Personen und Frauen verboten werden. 

Unter Tage ist beim Bergbau die Beschäftigung von Frauen und 
Mädchen wie von Knaben unter 12 Jahren untersagt. 

12. Dänemark. Kinder unter 10 Jahren dürfen in Fabriken 
und fabrikmäfsig betriebenen Werkstätten nicht beschäftigt werden. Die 
Arbeit junger Leute unter 18 Jahren in gesundheitsschädlichen 
und gefährlichen Betrieben kann vom Minister verboten oder von 
Bedingungen abhängig gemacht werden. Während der Schulstunden 
darf eine Verwendung von Kindern nicht stattfinden. 

13. Schweden. Ein Gesetz vom 18. November 1889 verbietet, 
dafs Minderjährige unter 14 Jahren und Frauen unter 18 Jahren in 
Gruben und Steinbrüchen beschäftigt werden; ein anderes vom 18. No- 
vember 1889 untersagt die Beschäftigung von Kindern unter 12 Jahren 
in Fabriken und Werkstätten. 

14. Rufsland. Nach der Gewerbeordnung von 1893 ist die Arbeit 
von Kindern unter 12 Jahren in Fabriken, Werkstätten und Manufakturen 
— nach Ermessen der Behörden auch im Handwerke — untersagt. 

Minderjährige von 12 — 15 Jahren dürfen nach Art. HO der 
G.-O. nicht beschäftigt werden in solchen Betrieben bezw. mit einzelnen 
Arbeiten, die zu solchen Betrieben gehören, die ihrer Natur nach schäd- 
lieh auf die Gesundheit der Minderjährigen wirken oder sie zu ent- 
kräften geeignet sind. Die nähere Bestimmung solcher Fabriken, Ge- 
werken und Manufakturen, einzelner Arbeiten und die Festsetzung der 
Altersgrenze (nicht über 15 Jahre hinaus), bis zu der Minderjährige nicht 
beschäftigt werden dürfen, ist der Verständigung zwisclien dem Finanz- 
minister und dem Minister des Innern anheimgegeben. Überhaupt ver- 
boten ist die Arbeit Minderjähriger unter 15 Jahren in Fabriken fQr 
Verarbeitung von Resten und Lumpen, Lämmerwolle, Filz, Schweins- 
borsten, Pferdehaaren, Renntierwolle, Federn, Daunen, Gras und Bast 
zum Polstern der Möbel, in Fabriken zur Heretellung von Wachstuch, 
Vixatin und Segeltuch, in Leder- und Pergamentfabriken, in Lack-, 
Fimifs-, Bleiweüs- und Zinkfabriken, in chemischen Fabriken, die Säuren, 
Salze, Vitriol, Farben und andere Präparate fabrizieren, in gewerblichen 
Etablissements zum Reinigen von Gold und Silber durch Säuren, zum 
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Vergolden und Vereilbern durch Feuer und auf galyanisehem Wege, in 
Backstuben, in Bäckereien, Kürschnereien und in Viehschlächtereien, 
Darmfabriken wie Abdeckereien. Eine Reihe einzelner Verrichtungen 
ist untersagt in Fabriken für Flachsbearbeitung und Hanfbreohen und 
Spinnereien (Brechen und Kratzen), in Webereien (Reinigen und Scheren 
von Plüsch), Leinbleichen, Bleichen für Baumwollgewebe und Garn 
(Bleichen, Absengen), Tuchfabriken (Walken, Aufstreichen, Scheren, 
Bleichen), Hitzdruckereien und Hitzfärbereien, Schreibpapierfabriken 
(Brechen und Sortiren der Lumpen), Tapetenfabriken (Zerreiben der 
trockenen Farben), Fabriken, die lackiertes Leder fabrizieren, Spiegel- 
und Glasfabriken, Töpfereien, Fayence- und Porzellanfabriken, Kalk- 
und Alabasterfabriken, Fabriken, die Mineralien verarbeiten, Bleihüttea 
(Giefsen, Oxydieren und Glätten), Messinggie&ereien, Gummifabriken, 
Metallfabriken, Branntweinbrennereien (Destillieren), Zuckerfabriken und 
Raffinerien (Waschen der Rüben und Enthefen), Phosphorstreichholz- 
fabriken in Schmelz- und Trockenkammern (Giefsen und Einpacken), 
Messingfabriken und Tischlerwerkstätten. 

Die Arbeit von Personen weiblichen (xeschlechtes unter Tage 
ist nach Art. 126 der ft.-O. in Bergwerken, Gruben und Steinbrüchen 
der Gouvernements des Königreichs Polen untersagt. 

15. Das finnische Gesetz vom 15. April 1889, betr. den Schutz 
der Arbeiter in der Industrie, verbietet (nach § 7) die Arbeit von Kin- 
dern, die das 12. Lebensjahr nicht vollendet haben, wie die Arbeit von 
Kindern von 12 — 15 Jahren und jugendlichen Personen (vom 15, bis 
nicht vollendetem 18. Jahre), die wegen Kränklichkeit oder körperlicher 
Schwäche darunter leiden könnten, in Fabriken, beim Handwerke oder 
einem anderen industriellen Betriebe. Dem Fabrikinspektor liegt es ob, 
gegebenenfalls ein ärztliches Zeugnis zu fordern, ob die Arbeit für einen 
solchen Arbeiter nachteilig ist, und eventuell dessen Entlassung zu for- 
dern. Kinder, die von morgens 5 bis mittags 12 Uhr thätig waren, 
dürfen nach 1 Uhr desselben Tages nicht verwendet werden. 

Bezüglich solcher Betriebe oder ihrer Zweige, in denen die Arbeit 
für die Gesundheit der Arbeiter besonders nachteilig oder sehr an- 
strengend ist, kann der Senat durch allgemeine Verordnung bestimmen, 
ob und in welchem Umfange oder unter welchen Bedingungen Kinder 
und jugendliche Personen als Arbeiter angestellt werden dtlrfen (§ 10). 

Nach § 12 dürfen Kinder oder jugendliche Arbeiterinnen (unter 
18 Jahren) nicht mit Grubenarbeiten oder in Steinbrüchen unter 
Tage beschäftigt werden, ebensowenig mit Reinmaolien oder Einölen 
einer im Gange befindlichen Kraftmaschine oder Transmissionseinrichtung. 

16. Vereinigte Staaten von Nordamerika. In Rhode-Island 
dürfen Kinder unter 12 Jahren nicht in Fabriken oder kaufmännischen 
Geschäften beschäftigt werden, in Pennsylvanien gilt das Gleiche für 
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Kinder unter 13 Jahren. In New- Jersey besteht als Verbot der Fabrik- 
arbeit ftr Knaben unter 12 und Mädohen unter 14 Jahren, in Ohio für 
Kinder unter 12 Jahren; Kinder ira Alter von 12—14 Jahren dürfen 
in dem zuletzt genannten Staate täglich 8 Stunden in der Zeit beschäftigt 
werden, in der sie nicht zum Schulbesuche verpflichtet sind. In Michigan 
dürfen Kinder unter 14 Jahren nicht beschäftigt werden. Illinois und 
New- York lassen Kinder unter 14 Jahren nicht zur Fabrikarbeit zu und 
fordern eidliche Aussagen der Eltern über das Alter. In Massachussets 
ist die Beschäftigung von Kindern unter 13 Jahren in Fabriken oder 
kaufmännischen Betrieben verboten, eidliche Aussage der Eltern und 
Schulzeugnis vorgeschrieben; aufserdem mufs das beschäftigte Kind 
zwischen dem 13. und 14. Lebensjahre die Schule 30 Wochen lang be- 
suchen, und in Städten, wo in den Schulen Handfertigkeitsunterricht 
ertheilt wird, mufs sich dieser Schulbesuch auf das 15. Jahr ausdehnen. 

1 7. s t i n d i e n. Die East India Factory Act No. XI vom 1 . Jan. 1 892 
verbietet die Arbeit von Kindern unter 9 Jahren. 

18. Australien. In der Kolonie Viktoria ist die Arbeit von 
Kindern unter 13 Jahren völlig untersagt, die von jungen Leuten im 
Alter von 13 — 16 Jahren von einem ärztlichen Gesundheitszeugnisse 
abhängig gemacht. 

Die Nachtarbeit (von 6—6 Uhr) ist für Knaben unter 14 und 
Mädchen unter 16 Jahren verboten. 

In einer Reihe gesundheitsgefährlicher Betriebe dürfen 
jugendliche Personen und Frauen gar nicht, in anderen nur unter Be- 
schränkungen beschäftigt werden. 

g. Bemerkungen. Die Verwendungsverbote können keineswegs in 
allen Staaten als ausreichend anerkannt werden. So weit es sich um 
Kinder handelt, mufs zugegeben werden, dafs die Grenze des Alters, 
bis zu dem an einem Verbote der Beschäftigung festzuhalten ist, in den 
südlichen Ländern, wo sich die Kinder frühzeitiger entwickeln, herab- 
gesetzt werden kann. Nach Lage der gegenwärtigen Gesetzgebung ist 
jedoch das Minimalalter sowohl in den südlichen Ländern, als auch in 
einer Reihe anderer Staaten, zu niedrig gegriffen. 

Weiterhin mufs es als erwünscht bezeichnet werden, in ausgedehn- 
terem Mafse als seither jugendliche Personen bis zum Alter von 16, 
wenn möglich 18 Jahren, von solchen Betrieben auszuschliefsen, in denen 
reichliche Mengen von Staub oder erhebliche Mengen verletzenden Staubes 
wie giftige Gase und Dämpfe den Organismus zerrütten. Auch über 
andere Vorrichtungen, wie z. B. das Heben, Tragen, Ziehen oder Schieben 
schwerer Lasten müfste in grö&erem Umfange eine gesetzliche Regelung 
getroffen werden. 

Dafs die Frauenarbeit unter Tage noch nicht in allen Staaten 
verboten ist, muijs als eine bedauemswerthe Thatsache bezeichnet wer- 
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den. Die Verteidigung, die ihr Belgien auf der internationalen Arbeiter- 
8ohutzkonferenz zu Berlin insbesondere gegen den Vorwurf, dafs sie zur 
Unsittliohkeit f&hre, angedeihen liefs („La fiUe de fosse se donne par- 
fois, eile ne se vend jamais; et lorsqu'il y a faute, il est rare, que la 
r6paration ne suive pas**), kann an der Hand mannigfacher Unter- 
suchung als unzutreffend bezeichnet werden. 

Schliefslich ist noch hervorzuheben, dafs auch der Schutz der 
Wöchnerinnen vielfach ganz ungenügend ist; namentlich mtllste die 
Kontrolle seiner Durchführung mehr gewährleistet werden. 

3. Kapitel. Der Betriebsschutz. 

Unter Betriebsschutz ist der Schutz gegen die persönliche, leibliche 
und sittliche Gefährdung bei der Ableistung von Arbeit zu verstehen. 
Er wird durch eine Keihe der mannigfachsten Vorschriften geübt. 

§ 1. Der Schutz von Gesimdheit und Leben. Die Bedienung der 
Motoren und Maschinen, das Zusammenarbeiten vieler Menschen und 
Maschinen in einem oftmals engen Räume, die Erzeugung von Staub 
und Dämpfen, Nässe, Kälte oder Hitze, der schroffe Wechsel der Tem- 
peratur, die schlechte Beschaffenheit der Arbeitsräume, das Fehlen von 
Notausgängen u. s. w. bilden die Ursachen vieler Gefahren und Schäden 
für Gesundheit und Leben der Arbeiter. Der einzelne Arbeiter ist nicht 
in der Lage, sich hiergegen ausreichend zu schützen. Es ist daher Auf- 
gabe der Gesetzgebung, gewisse Normen für Anlage und innere Ein- 
richtung der Fabriken und fabrikartigen Unternehmungen und deren 
Betrieb zu schaffen, und das um so mehr, als die durch Konkurrenz- 
rücksichten gebundenen Arbeitgeber sich zum Teil scheuen würden, 
diese oder jene kostspielige Vorrichtung zum Schutze gegen die mit 
dem Betriebe verknüpften Übelstände zu treffen. Bei der Verschieden- 
heit und dem Wechsel der technischen Einrichtungen und Betriebsweisen 
kann das Gesetz natürlicherweise nur Vorschriften allgemeiner Art treffen 
und deren weitere Ausgestaltung dem Verordnungswege wie den Aus- 
führungsorganen vorbehalten. 

Die Mafsnahmen des Arbeiterschutzes auf dem Gebiete der Ver- 
hütung einer Gefährdung von Gesundheit und Leben erstrecken sich im 
wesentlichen darauf, einerseits Betriebsunfälle, d. h. die durch Be- 
triebsereignisse auf einmal und plötzlich eintretenden Schädigungen, zu 
verhüten, anderseits Gewerbekrankheiten, d.h. gewissen, dem ein- 
zelnen Betriebe eigentümlichen schädlichen Einflüssen, die durch ihre 
dauernde Einwirkung auf den Körper den Gesundheitszustand des Ar- 
beiters beeinträchtigen und sein Leben verkürzen, vorzubeugen. 

Die Bedeutung der Unfallverhütung ist in den einzelnen Ge- 
werben natürlich sehr verschieden, in den einen (im Bergbau, in Stein- 
brüchen, in Eisenhütten u. dgl.) sehr grols, in anderen wieder nur gering. 
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Zweifellos erheischen aber die Soh&digangen von Gesundheit und Leben, 
die die gewerblichen Berufskrankheiten mit sich bringen, noch dring- 
licher der Abhilfe, als die Unfälle. 

„Als ursächliche Momente für Krankheiten der Arbeiter*', so be- 
merkt H. Albrecht (Jahrbuch f. Gesetzgebung, YerWaltung und Volks- 
wirtschaft, 1890, S. 149 flf.), „kommen erstens solche Schädlichkeiten 
in Betracht, welche aus dem Aufenthalte in den Arbeitsräumen 
an sich erwachsen können. Es ist für die Gesundheit des in solchen 
Räumen Beschäftigten nicht gleichgiltig, ein wie grofser Luftraum 
ihnen zum Atmen zur Verfügung steht, in welcher Temperatur er 
sich aufhält, wie sein Arbeitsplatz beleuchtet wird, ob von schlecht 
eingerichteten Aborten verdorbene Luft in den Raum gelangen kann, 
in dem er arbeitet, ob ihm Gelegenheit geboten ist, sich ausgiebig zu 
reinigen, zu baden u. s. w. Allen diesen Faktoren kann durch An- 
lage und Bau der gewerblichen Arbeitsstätten Rechnung getragen werden. 
„Zweitens ist der Arbeiter dauernden Schädlichkeiten ausgesetzt, 
welche durch die jeweilige Art des Betriebes, in dem ^er be- 
schäftigt ist, bedingt werden. Die Folgen dieser Schädlichkeiten fafet 
die Hygiene allgemein unter dem Namen der Inhalationskrank- 
heiten zusammen und begreift darunter sowohl die Krankheitszustände, 
welche durch die Einatmung der verschiedenen Staubleiter bedingt 
sind, als auch jene, die auf der Einwirkung chemisch wirkender 
Oifte — Blei, Phosphor, Arsen, Quecksilber u. s. w. — und unatem- 
barer Gase beruhen. Endlich gehören hierher noch als Krankheits- 
erreger pathogene Organismen, die mit dem Staube z. B. von Lungen, 
Tierabfällen u. s. w. durch die Atmungswege aufgenommen werden 
können.*^ 

Den bei weitem ersten Platz unter den Erkrankungen und Todes- 
fällen der Arbeiter nimmt die Lungenschwindsucht ein — eine That- 
sache, die die eingehendste Würdigung der Frage erheischt, inwieweit 
Berufsarbeit und Schwindsuchtssterblichkeit im Zusammenhange stehen. 
Nach Hirt, dessen Ergebnisse an einer Zahl von 12647 Arbeitern 
gewonnen sind, litten von 100 erkrankten Arbeitern an Lungenschwind- 
sucht je nach ihrer Beschäftigung mit 

metallischem Staube . . . 26,0 

mineralischem „ ... 25,2 

vegetabilischem „ ... 13,3 

animalischem „ ... 20,8 

Staubgemischen .... 22,6 

keinem Staube 11,1 

Nach Untersuchungen Th. Sommerfelds, die sich auf 38 Berliner 
Krankenkassen mit 906340 Mitgliedern und 9761 Todesfällen während 
der Beobachtungszeit der Jahre 1885 — 93 erstreckten, stellte sich die 
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Beteiligung der einzelnen Gtewerbegmppen an der Sohwlndsnchtsterb- 
liehkeit folgendermafsen dar: 

Von 1000 Lebenden Von 1000 Sterbe- 

lind an Langen- f)Ülen entfallen auf 
Bernfiarten Schwindsucht ge- Lungensehwind- 

sterben sneht 

Berufe ohne Stanbentwickelnng . . 2,39 381,0 

j, mit „ . . 5,42 480,0 

Berufe mit Entwickelung: 

metalliBchen Staubes . . . . 5,M 470,58 

von Kupferstaub 5,31 520,5 

„ Eisenstaub 5,55 403,7 

„ von Bleistaub 7,79 501 

mineralischen Staubes . . . 4,42 403,43 

organischen Staubes .... 6,64 537,04 

von Leder- und Fellstaub . . . 4,45 565,9 

„ Wolle und Baumwollestaub . 5,35 554,1 

„ Holz- und Papierstaub . . 5,96 507,5 

„ Tabakstaub 8,47 598,4 

im Durchschnitte 5,16 478,9 

Berliner männliche Bevölkerung im 

Alter von mehr als 15 Jahren 4,93 332,3 

Unter den Staubarten kommt hiernach dem metallischen Staube der 
höchste Grad von Gefährlichkeit zu. Den Durchschnitt überschreiten 
alle Industrien mit Staubbelästigung, mit Ausnahme der Berufe, in denen 
Leder- und mineralischer Staub zur Einatmung gelangten; aber auch 
unter den mineralischen Staubarten giebt es einige, wie der Sandstein-, 
Glasur- und Porzellanstaub, die die Gesundheit der Arbeiter ungünstiger 
beeinflussen, als die in der mitgeteilten Tabelle aufgeführten Staubarten. 

Nach Untersuchungen Ollendorpfs kamen von je 100 im Alter 
über 20 Jahre Gestorbenen auf die Altersklasse von 

^ .„ , . , 20-30 30-40 40-50 über 60 

Bevölkerungskategonen Jahren 

Schleifer (Solingen, Lennepu. Mettmann) 31,6 26,9 23,4 18,1 

Schleifer (Sheffield) 26,4 35,1 23,9 12,6 

Eisenarbeiter (Solingen u. s. w.) . . . 20,1 16,6 17,4 45,9 
Männl. Gesammtbevölkerung von Solin- 
gen u. s.w. ausschliefsl. Metallarbeiter 15,5 12,1 14,0 58,4 
Männl. Gesammtbevölkerung in Sheffield 18,4 16,8 16,0 48,8 
„ Bevölkerung im Königr. Preufsen 12,6 11,9 14,6 60,9 
Bei den durch Staub gefährdeten Berufsarten tritt der Tod also 
meist viel früher ein, als bei den anderen Berufsklassen. Dieser Zu- 
sammenhang zwischen Berufsarbeit und Sterblichkeit berechtigt zu ge- 
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setzliclien Eingriffen und fordert insbesondere, daüs in Betrieben, die 
speoi fische Gefahren mit sich bringen, natürlich auch besondere 
Vorschriften über Annahme der Arbeiter (Gesundheitsattest), Arbeitszeit, 
Fabrikationsmethode, Schutzeinrichtungen u. s. w. getroffen werden. Die 
Interessen der Unternehmer werden hierdurch tlbrigens keineswegs ge- 
schädigt, denn darüber dürfte kein Zweifel obwalten, dafs Gesundheit 
und Arbeitsfrische wichtige Faktoren auch für den wirtschaftlichen Er- 
folg der Unternehmungen bilden. 

Der Betriebsschutz hat sich selbstverständlich nicht nur auf die 
jugendlichen Arbeiter zu erstrecken, sondern er ist auch auf die er- 
wachsenen männlichen Personen auszudehnen. Es genügt auch nicht, 
dafs er lediglich in Fabriken und fabrikartigen Betrieben gewährt wird, 
er erweist sich vielmehr in der Hausindustrie wie im Handwerke nicht 
minder als nötig. 

Die bei weitem grösste Bedeutung für die Erhaltung der Gesund- 
heit des Arbeiters ist wohl der Reinhaltung der Atmungsluft in den 
Arbeitsstätten beizumessen. Um diese zu erreichen, wird es sich em- 
pfehlen, einerseits die Arbeitsstätten nur mit einer dem Lufträume ent- 
sprechenden Zahl von Arbeitern zu besetzen, anderseits ftlr ergiebigen 
Luftwechsel und ftlr Aspirationsvorrichtungen Sorge zu tragen. Daneben 
wird namentlich der Reinigung und der Reinhaltung der Werkstätten 
eine gröfsere Aufmerksamkeit zu schenken sein. 

§ 2. Der Schutz der SiftUchJceit Gefährdungen der Sittlichkeit 
sind zu befürchten, wenn männliche und weibliche Arbeiter, Kinder und 
Erwachsene ständig in denselben Räumen ohne genügende Aufsicht und 
Kontrolle zusammenarbeiten und die Arbeit, wie das namentlich in 
Räumen mit hoher Temperatur der Fall ist, in sehr leichter Bekleidung 
vorgenommen wird. Auch das Fehlen von nach Geschlechtern getrennten 
Aborten (mit getrennten Zugängen) wie von besonderen Wasch- und 
Umkleideräumen und der Mangel an geeigneten, im Winter gewärmten 
Räumen, in denen sich sowohl die jugendlichen Arbeiter während der 
Pausen, als auch die nicht nach Hause gehenden Arbeiter mittags zum 
Einnehmen des Mittagsmahles aufhalten können, wird schädlich auf die 
Moral einzuwirken vermögen. Das Gleiche ist der Fall, wenn jugend- 
liche Arbeiter und Arbeiterinnen mit der Herstellung von Gegenständen 
beschäftigt werden, die geeignet sind, die Scham zu verletzen. 

Da ein ausreichender Schutz gegen eine die Sittlichkeit gefährdende 
Arbeit von dem freien Selbstschutze der Arbeiter ebensowenig als von 
der Moral der Arbeitgeber zu erwarten ist, so ist ein staatlicher Ein- 
griff völlig gerechtfertigt. Das Gesetz freilich kann nicht die zu dem 
Zwecke notwendige Menge von Specialbestimmungen erlassen, sondern 
es mufs sich im wesentlichen auf das grundsätzliche Verbot solcher 
Arbeit und auch die Verpflichtung der Unternehmer, alle im Interesse 
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der Sittlichkeit der Arbeiter erforderlichen Einrichtungen naeh Anord- 
nung der zuständigen Behörden zu treffen, beschränken. Besonderen 
Verordnungen wie den Auftichtsorganen mufe es vorbehalten bleiben, 
den Schutz im einzelnen wirksam auszugestalten. 

§ 3. Weitere Forderungen. Von sozialistischer Seite werden h&ufig 
einerseits Mafanahmen gefordert, die die ungünstigen Folgen der Ein- 
seitigkeit und Einförmigkeit der Arbeitsleistungen yerhüten sollen, ander- 
seits wird ein Verbot der Stück- und Accordarbeit verlangt. Der erste 
Ubelstand ist nicht zu vermeiden, wenn man nicht auf die Vorteile der 
Arbeitsteilung und der Maschinenproduktion überhaupt verzichten will. 
Was dagegen die Stück- und Accordarbeit anbelangt, so sind deren 
Volks- und privatwirtschaftlichen Vorteile für die Arbeiter so über- 
wiegend, dafs sich ein gesetzliches Verbot nicht rechtfertigen läfet, um 
so weniger, als es leicht zu einer beträchtlichen und dauernden Ein- 
^ommensschmälerung fuhren könnte. Wo sich Übelstände zeigen sollten, 
müssen die Arbeiter auf den Weg des Selbstschutzes verwiesen werden. 

§ 4. Oesetzgehung. 1. DeutschesReich. Im Interesse der Siche- 
rung von Gesundheit, Leben und Sittlichkeit der Arbeiter 
verpflichtet die G.-O. vom I.Juni 1891 in 

§ 120 a die Oewerbeuntemehmer, die Arbeitsräume, Betriebsvorrlcbtungen, Ma- 
schinen und Gerätschaften so einzurichten und zu unterhalten und den Betrieb so 
zu regeln, dafs die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gesundheit soweit ge- 
schützt sind, wie es die Natur des Betriebes gestattet, ^p^ 

Insbesondere schreibt sie vor, dafs für genügendes Licht, ausreichenden Luft- 
raum und Luftwechsel, Beseitigung des bei dem Betriebe entstehenden Staubes, der 
dabei entwickelten Dünste und Gase, sowie der dabei entstehenden Abf&Ue Sorge zu 
tragen ist, und dafs diejenigen Vorrichtungen herzustellen sind, die zum Schutze der 
Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit Maschinen oder Maschinenteilen oder 
gegen andere in der Natur der Betriebsstätte oder des Betriebes liegende Gefahren, 
namentlich auch gegen die Gefahren, die aus Fabrikbränden erwachsen können, er- 
forderlich sind. 

§ 120 b legt den Gewerbe Unternehmern die Verpflichtung auf, diejenigen Ein- 
richtungen zu treffen und zu unterhalten und diejenigen Vorschriften über das Ver- 
halten der Arbeiter im Betriebe zu erlassen, welche erforderlich sind, um die Auf- 
rechterhaltung der guten Sitten und des Anstandes zu sichern. 

Insbesondere mufs, soweit es die Natur des Betriebes zuläfst, bei der Arbeit 
die Trennung der Geschlechter durchgeführt werden, sofern nicht die Anfrecht- 
erhaltung der guten Sitten und des Anstandes durch die Einrichtung des Betriebes 
ohnebin gesichert worden sind. 

In Anlagen, deren Betrieb es mit sich bringt, daGs die Arbeiter sich umkleiden 
und nach der Arbeit sich reinigen, müssen ausreichende, nach Geschlechtern ge- 
trennte Ankleide- und Waschräume vorhanden sein. 

Die Bedürfnisanstalten müssen so eingerichtet sein, dafs sie für die Zahl der 
Arbeiter ausreichen, dafs den Anforderunßjen der Gesundheitspflege entsprochen wird, 
und dafs ihre Benutzung ohne Verletzung von Sitte und Anstand erfolgen kann. 

§ 120 c. Gewerbeunternehmer, welche Arbeiter unter achtzehn Jahren beschäf- 
tigen, sind verpflichtet, bei der Einrichtung der Betriebsstätte und bei der Regelung 
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des Betriebes diejenigen besonderen Rflcksicbten auf Qesnndbeit und Sittliebkeit zu 
nehmen, welche durch das Alter dieser Arbeiter geboten sind. 

Nach § 120 d sind die zuständigen Polizeibehörden befugt, im Wege der Yer- 
fOgong fCtr einzelne Anlagen die Ausführungen derjenigen Mafsnahmen anzuordnen, 
die zur Durchführung der in §§ 120 a bis 120 c enthaltenen Grundsätze erforderlich 
und nach der Beschaffenheit der Anlage ausführbar erscheinen. Sie können an- 
ordnen, dafs den Arbeitern zur Einnahme von Mahlzeiten aufserhalb der Arbeits- 
räume angemessene, in der kalten Jahreszeit geheizte Bäume unentgeltlich zur Yer- 
fflgong gestellt werden. Soweit die angeordneten MaCsregeln nicht die Beseitigung 
einer dringenden, das Leben oder die Gesundheit bedrohenden Gefahr bezwecken, 
muts für die Ausführung eine angemessene Frist gelassen werden ; auch können den 
bei Erlafs des Gesetzes bereits bestehenden Anlagen gegenüber, solange nicht eine 
Erweiterung oder ein Umbau eintritt, nur Anforderungen gestellt werden, die zur 
Beseitigung erheblicher, das Leben, die Gesundheit oder die Sittlichkeit der Arbeiter 
gefährdender Mifsstände erforderlich oder ohne unverhältnismäfsige Aufwendungen 
ausführbar erscheinen. Gegen die Verfügung der Polizeibehörde steht dem Gewerbe- 
nntemehmer binnen zwei Wochen die Beschwerde an die höhere Verwaltungsbehörde 
zu, gegen deren Entscheidung ist Beschwerde an die — endgiltig entscheidende — 
Centralbehörde zulässig. Widerspricht die Verfügung den yon der zuständigen Be- 
rufsgenossen scbaft erlassenen Vorschriften zur Verhütung von Unfällen, so ist zur 
Einlegung der Rechtsmittel binnen der dem Gewerbeunternebmer zustehenden Frist 
auch der Vorstand der Berufsgenossenschaft befugt. 

§ 120 e bestimmt: ^ Durch BeschluCs des Bundesrates können Vorschriften dar- 
über erlassen werden, welchen Anforderungen in bestimmten Arten von Anlagen zur 
Durchführung der in den §§ 120 a bis 120 c enthaltenen Grundsätze zu genügen ist. 

Soweit solche Vorschriften durch Beschlufs des Bundesrates nicht erlassen sind, 
können dieselben durch Anordnung der Landes- Centralbebörden oder durch Polizei- 
verordnungen der zum Erlasse solcher berechtigten Behörden erlassen werden. Vor 
dem Erlasse solcher Anordnungen und Polizeiverordnungen ist den Vorständen der 
beteiligten Berufgenosscnscbaften oder Berufsgenossenschafts-Sektionen Gelegenheit 
zu einer gutachtlichen Äufserung zu geben. Auf diese finden die Bestimmungen des 
§ 79 Absatz 1 des Gesetzes, betr. die Unfallversicherung der Arbeiter, vom 6. Juli 
1884 Anwendung.') 

Durch BeschlnCs des Bundesrates können für solche Gewerbe, in welchen durch 
fibermäGsige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Gesundheit der Arbeiter gefährdet 
wird, Dauer, Beginn und Ende der zulässigen täglichen Arbeitszeit und der zu ge- 
währenden Pausen vorgeschrieben und die zur Durchführung dieser Vorschrift er- 
forderlichen Anordnungen erlassen werden. 

Die durch Beschlufs des Bundesrates erlassenen Vorschriften sind durch das 
Reichsgesetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstage bei seinem nächsten Zu- 
sammentritte zur Kenntnisnahme vorzulegen.*" 

Im Interesse der SicheruDg von Gesundheit, Leben und Sittlichkeit 
liegen auch die Bestimmungen des § 139 a ZiflF. 1, wonach der Bundesrat er- 
mächtigt ist, die Verv^endung von Arbeiterinnen und jugendlichen Ar- 
beitern für gewisse Fabrikationszweige gänzlich zu untersagen oder von 
besonderen Bedingungen abhängig zu machen. Vgl. hierher S. 88 u. flF. 

Von den ihm auf Grund des § 120e zustehenden Befugnissen, im 
Interesse der Erhaltung der Gesundheit und Sittlichkeit der Arbeiter 



1) Hiemach sind Vertreter der Arbeiter den Verhandlungen zuzuziehen. 
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einzugreifen, bat der Bundesrat bisher nur in vereinzelten F&Uen Ge- 
brauch gemacht und Vorschriften für Fabriken zur Anfertigung von 
Ztlndhölzem, für Bleifarben- und Bleizuckerfabriken, für Anlagen zur 
Anfertigung von Cigarren und fUr Gummiwarenfabriken erlassen. Auch 
von den Polizeibehörden sind nur in wenigen Fällen Regulative er- 
lassen worden. 

2. Oesterreich. Die G.-O. von 1885 bestimmt in § 74, dafe alle 
Unternehmer verpflichtet sind, sowohl für lichte oder ordentlich be- 
leuchtete, reine, staubfreie und ventilierte Arbeitsr&ume zu sorgen, 
als auch alle zum körperlichen Schutze des Arbeiters erforder- 
lichen gefahrabwendenden Ma&regeln zu treffen, wie insbesondere Ein- 
friedigungen, Verschalungen und Schutzgitter bei sich bewegenden, na- 
mentlich auch nur enge Durchlässe gestattenden Werkvorrichtungen 
(Maschinen, Schwungrädern, Transmissionen, Aufzügen) wie bei oflfenen 
Behältern u. s. w. herzustellen. Die Vorrichtungen müssen so weit gehen, 
dafs eine Gefährdung der Arbeiter bei umsichtiger Verrichtung ihrer 
Arbeit nicht leicht herbeigeführt werden kann. In den chemisch arbeiten- 
den Betrieben wird den Unternehmern eine thunlichste Schonung der 
Arbeiter besonders zur Pflicht gemacht. Auch wird ihnen aufgegeben, 
da, wo sie den Arbeitern Wohnungen überlassen, hierzu keine ge- 
sundheitsschädlichen Räume zu wählen. 

Der Sicherung von Gesundheit und Leben dienen auch die Be- 
stimmungen, dafs die 12 — 14jährigen Arbeiter bezw. in Fabriken die 
14— 16jährigen nur zu solchen Arbeiten verwendet werden dürfen, die 
weder der Gesundheit noch der körperlichen Entwickelung nachteilig 
sind, und dafs im Verordnungswege jene gesundheitsschädlichen oder 
gefUhrlichen Vorrichtungen bezeichnet werden, bei denen Jugendliche 
und Frauen gar nicht oder nur bedingungsweise Arbeit finden. 

Bei der Beschäftigung von Hilfsarbeitern im Alter bis zu 18 Jahren 
und von Frauen sind die Unternehmer verpflichtet, thunlichst die durch 
das Alter und Geschlecht gebotene Rücksicht auf die Sittlichkeit 
zu nehmen. 

3. Ungarn. Das Gewerbegesetz von 1884 verpflichtet (nach § 114) 
jeden Fabrikbesitzer, in seiner Fabrik auf seine Kosten alle Einrich- 
tungen zu treflFen und zu erhalten, die im Hinblicke auf die Beschaffen- 
heit des Gewerbebetriebes und der Anlage zur möglichen Sicherung des 
Lebens und der Gesundheit der Arbeiter dienen. 

4. Schweiz. Nach dem Bundesgesetze vom 23. März 1877, betr. 
die Arbeit in Fabriken, sind in jeder Fabrik die Arbeitsräume, Maschinen 
und Werkgerätschaften so herzustellen und zu unterhalten, dafs dadurch 
Gesundheit und Leben der Arbeiter gesichert werden. Weiterhin sind 
im Gesetze besondere Bestimmungen über Beleuchtung und Ventilation 
der Arbeitsräume sowie Einfriedigung von Maschinenteilen und Treib- 
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riemen getroffen, aoTserdem noch die allgemeine Vorschrift, dals über* 
haupt „alle erfahningsgemftfs und dnrch den jeweiligen Stand der Technik 
ermöglichten Sehntzmittel*^ angewendet werden sollen. Errichtung and 
Umbau, ebenso die Eröffnung von Fabriken, die bei solchen, deren Be- 
trieb mit besonderen Gefahren verknüpft ist, an Vorbehalte geknüpft 
werden kann, unterliegen der Genehmigung der Eantonsregierungen. 
Erzeigen sich beim Betriebe Übelstftnde, die die Gesundheit und das 
Leben der Arbeiter oder der umwohnenden Bevölkerung gef&hrden, so 
soll die Behörde unter Ansetzung einer bestimmten Frist oder je nach 
Umständen unter Suspendierung der Betriebsbewilligung die Abstellung 
der Übelstände verftlgen. Au&er den Bestimmungen, die die Sicherung 
der Arbeiter gegen Lebens- und Gesundheitsgefahr bezwecken, trifft 
das Bundesgesetz vom 23. März 1877 noch solche über das Verfahren 
beim Eintritte von Schädigungen, wie über die Haftpflicht, die sich auch 
auf Berufskrankheiten erstreckt. 

Nach dem Züricher Gesetze vom 18. Juni 1894, betr. den Schutz 
der Arbeiterinnen, sollen die Arbeitsräume im Verhältnisse zur Zahl der 
darin Arbeitenden hinreichend grofs, hell, trocken, heizbar und leicht 
zu lüften, überhaupt derart beschaffen sein, dafs die Gesundheit der Ar- 
beiterinnen nicht beeinträchtigt wird. Ebenso sind alle erfahrungsge- 
mäß und nach dem jeweiligen Stande der Technik gebotenen Schutz- 
mittel anzuwenden, durch welche köi-perlichen Verletzungen und an- 
deren Schädigungen der Gesundheit vorgebeugt werden kann (§ 16). 

Nach § 17 haben die örtlichen Gesundheitsbehörden darüber zu 
wachen, dafs diese Vorschriften befolgt werden, und erstatten über ihre 
Thätigkeit der Direktion des Sanitätswesens alljährlich Bericht. 

5. Luxemburg. Nach dem Gesetze vom 6. Dezember 1876 soll 
zum Schutze der Gefahren ftlr Leben und Gesundheit der Kinder die- 
jenige Fürsorge getroffen werden, die sich als notwendig erweist. Die 
Brunnen, Fallthüren und Treppenöffnungen müssen verschlossen, die 
Werkstätten stets reinlich gehalten und gehörig gelüftet werden. 

6. Belgien. Das durch den Conseil supörieur d'hygiöne publique 
vorbereitete Reglement vom 21. September 1894, dessen Geltungskreis 
sieh auf das Gebiet des an anderer Stelle erwähnten Gesetzes vom 
13. Dezember 1889 erstreckt, aber über die durch dieses Gesetz ge- 
schützten Personen hinaus auch auf die erwachsenen männlichen Ar- 
beiter ausgedehnt ist, trifft ausftlhrliohe hygienische Vorschriften. Zu 
ihnen gehören insbesondere solche über Reinhaltung der Arbeitsstätten 
Überftlllung der Arbeitsräume, Mindestluftraum (10 cbm in geschlossenen 
Räumen für jeden Arbeiter), Ventilation, Einfriedigung von Maschinen- 
teilen und Transmissionen u. s. w. 

7. Frankreich. Nach dem Gesetze vom 12. Juni 1893 (loi oon- 
cemant Thygiöne et la söcuritä des travailleurs dans les Etablissements 
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industriels) mfissen sieb Fabriken, fabrikartige Betriebe und Werk- 
stätten stetig in einem sauberen Zustande befinden und alle Bedingangen 
aufweisen, die im Interesse der Gesundheit und Sicherheit der Arbeiter 
erforderlioh sind. 

Nach Art. 2, Abs. 4 u. 5 des Gesetzes vom 2. Not. 1892 können die 
Inspektoren jederzeit eine ärztliche Untersuchung aller Kinder 
unter 16 Jahren in den dem Gesetze unterstehenden Unternehmungen 
und eine Entlassung derselben fordern, wenn die Untersuchung ergiebt, 
dafs die Arbeit, mit der sie betraut sind, ihre Kräfte fibersteigt. 

För Kinder männlichen Geschlechtes von 13 — 18 Jahren werden 
nach Art. 9 durch Verfttgung der Staatsregierung die Bedingungen fest- 
gesetzt, unter denen sie mit unterirdischen Arbeiten in Bergwerken, 
Gruben und Steinbrüchen beschäftigt werden können (Art. 9). 

Nach Art. 13 dürfen Frauen, Mädchen und Kinder in ungesunden 
oder gefährlichen Unternehmungen, wo der Arbeiter seiner Gesund- 
heit nachteiligen Verrichtungen oder Ausdünstungen ausgesetzt 
ist 0? nnr unter den durch Verfügungen der Staatsregierung für jede 
dieser Arbeiterkategorien festzusetzenden besonderen Bedingungen be- 
schäftigt werden. Diese Unternehmungen und ihr Zubehör mtlssen sieh 
jederzeit in sauberem Zustande befinden, gehörig erleuchtet und gelüftet 
sein und alle Bedingungen aufweisen, die die Sicherheit und Gesund- 
heit des Arbeiterpersonals notwendig erheischen. In jeder Unternehmung 
mit mechanischen Verrichtungen sind die Räder, Riemen, das Trieb- 
werk oder jedes andere Werkzeug, was Gefahren herbeiftlhren kann, 
dergestalt von den Arbeitern zu sondern, dafs ihr Zugang nur fÖr die 
Bedürfnisse des Betriebes möglich ist. Gruben, Fallthüren und Ein- 
fahrtsöffnungen müssen stets geschlossen sein. Über jeden Unfall im 
Betriebe dieser Art ist vom Inhaber des Unternehmens Bericht zu erstatten. 

Nach Art. 16 haben die Arbeitgeber oder Geschäftsinhaber aufser- 
dem für Aufrechterhaltung der guten Sitte und Beobachtung 
des öffentlichen Anstandes zu sorgen. 

8. England. Nach dem Gesetze vom 27. Mai 1878 unterliegen 
Textilfabriken im allgemeinen den weitgehendsten Anordnungen zur 
Verhütung einer Ausbeutung der Arbeitskraft des Arbeiters, während 
in den häuslichen Arbeitsräumen das Mafs der Vorschriften beschränkt 
ist. Die Vorschriften des Gesetzes zerfallen in: 1 . allgemeine über Rein- 
haltung, Beseitigung schädlicher Ausflüsse, mangelhafte Aborte und Luft- 
Zuführung, die in Fabriken und Werkstätten mit Ausnahme häuslicher 
und solcher, in denen nur Frauen arbeiten, zu beachten sind ; 2. in be- 



1) Die Staatsregierung bestimmt durch Verfügung die verschiedenen Arbeits- 
arten, die besondere Unfallursachen aufweisen oder die Kräfte zu sehr in Ansprach 
nehmen oder die Sitth'chkeit gefllhrden, und die Frauen, Mädchen und Kindern ver- 
boten sind. 
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sondere ftlr bestimmte Betriebsstätten, Bäckereien, Schleifereien, Nafe- 
Spinnereien u. s. w. ; 3. in solche ftir Fabriken, die Schntzvorkehrungen 
gegen gefährliche Einrichtungen zum Gegenstande haben. Kinder dfirfen 
an der gehenden Maschine nicht zu Reinigungsarbeiten, junge Personen und 
Frauen ebendazu an der arbeitenden Transmission nicht verwendet werden. 
Durch die Factory and Workshop Act 1895 ist der Betriebsschutz 
noch wesentlich weiter ausgedehnt worden. Sie verpflichtet den Unter- 
nehmer, der Arbeit aufser dem Hause giebt, sich persönlich davon zu 
flberzeugen, data diese unter der Gesundheit zuträglichen Bedingungen 
hergestellt wird, und bestraft jeden Fall der Zuwiderhandlung mit 
10 Pfd. Sterling. Gefordert wird ein Mindestluftraum von 250 bis 
400 Kubikfiifs für jede Person. 

9. Dänemark. Nach dem Fabrikgesetze von 1873 sind die Ar- 
beitsstätten, die Thätigkeit der Arbeiter und die Maschinen so einzu- 
richten, dafs Leben und Gesundheit der Arbeiter auf die zweckmäfsigste 
Weise sowohl bei der Arbeit selbst wie beim Aufenthalte in den Arbeits- 
lokalen geschützt werden. Kinder und junge Leute dürfen nicht zur 
Reinigung irgend eines Maschinenteiles in einer Fabrik oder Werkstätte 
verwendet werden, solange die Maschine in Bewegung ist. 

10. Schweden. Das Gesetz vom 10. Mai 1889, betr. den Schutz 
der Arbeiter gegen Gefahren in industriellen und bergbaulichen Be- 
trieben, bestimmt, dafs jeder Unternehmer eines industriellen Ge- 
werbes verpflichtet ist, alle Einrichtungen herzustellen, der in Hinsicht 
der Arbeitslokale, Maschinen und Werkzeuge oder der Beschaffen- 
heit der Arbeit wegen nötig sind, um Leben und Gesundheit der Ar- 
beiter zu schützen (§ 2 Abs. 1). In den Arbeitslokalen sollen, wenn nötig, 
Vorschriften angeschlagen werden über das, was die Arbeiter zur Ver- 
meidung von Unfällen und Krankheit während der Arbeit zu beobachten 
haben; auf besonders gefährlichen Stellen sollen Plakate zur Vorsicht 
mahnen. Die Vorschriften gemäfe § 2, Abs. 1 werden im einzelnen in 
§ 2, Abs. 2 u. 3 sehr ausführlich gegeben. 

11. Norwegen. Eine allgemeine Verordnung vom 16. Mai 1860, 
betr. die Einrichtung von Gesundheitskommissionen, schreibt vor, dafs 
Bäume, in denen eine gröfsere Anzahl von Menschen zusammenkommen, 
entsprechend ventiliert sein müssen. Eine weitere Verordnung vom 
14. März 1874 bestimmt, dafs die Behörden, wenn ein gewerblicher Be- 
trieb för die Arbeiter oder die in der Nähe Wohnenden mit besonderen 
Gefahren verknüpft ist, befugt sind, durch besondere Vorschriften die 
Gefahren möglichst zu verhüten oder abzuwehren. 

12. Das finnische Gesetz vom 15. April 1889, betr. den Schutz 
der Arbeiter in der Industrie, bestimmt in § 1—4, dafs Arbeitsräume 
und Werkstätten ordentlich und reinlich gehalten, während der Arbeits- 
zeit genügend beleuchtet, je nach der Feuergeffihrlichkeit und der Zahl 
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der Arbeiter mit genügeuden und ausreichenden Ausgängen versehen 
und so eingerichtet sein sollen, dafs die Arbeiter den nötigen Raum und 
die erforderliche Menge möglichst reiner Luft haben. Auf Arbeitsstellen, 
wo schädliche Dftnste oder für die Gesundheit gefthrlicher Staub bei 
dei* Arbeit entstehen, sollen besondere Mafsnahmen zum Schutze der 
Arbeiter gegen derartige Einwirkungen getroflFen werden. Dielen-, 
KelleröflFnungen u. dgl. müssen mit einem Gitter versehen werden, Ma- 
schinen, Transmissionen, Gerüste u. dgl. so angebracht und ihre in Be- 
wegung befindlichen Teile so geschützt sein, dafs einer Gefahr für Leben 
und Gliedmafsen der Arbeiter vorgebeugt wird. Außerdem ist der Ge- 
werbetreibende (nach § 5) verpflichtet, solche Anstalten und Vorsichts- 
raafsregeln zu treflFen, die zur Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr flör 
Leben und Gesundheit erforderlich sind. 

13. Vereinigte Staaten. Die Pflicht der Fabrikinspektoren, 
Sic herb ei ts Vorrichtungen für die Maschinen der ihrer Kontrolle unter- 
stellten Betriebe vorzuschreiben, besteht in 9 Staaten. Die betrefl'enden 
Bestimmungen setzen sämtlich Fristen fest, innerhalb deren die Vor- 
richtungen angebracht oder fertiggestellt sein müssen. Hinsichtlich der 
Aufrechterhaltung der Reinlichkeit findet sich fast in jedem Fabrik- 
gesetze die Vorschrift, dafs die Arbeitsräume sauber zu halten sind. 
In Massachussets können die Inspektoren verlangen, dafs jede Räum- 
lichkeit mindestens 2 mal jährlich getüncht werde. Wo Frauen und 
Mädchen beschäftigt werden, müssen überall Waschräume vorhanden sein. 

§ 4. BemerJcimgen. Wenn auch in einer grofsen Reihe von Staaten 
die Anforderungen an den Betriebsschutz, die teils gesetzlich, teils im 
Wege der Verordnung festgestellt worden sind, als weitgehend bezeichnet 
werden können, so zeigt sich auf der andern Seite, dafs in manchen 
Ländern ein gesetzlicher Eingriff zu Gunsten des Betriebsschutzes noch 
ganz fehlt. Aber selbst da, wo der Staat bestimmte Normen aufgestellt 
hat, ist, wie die Erfahrung lehrt, häufig von Erfolgen nicht die Rede 
gewesen. In erster Linie i«t das darauf zurückzufahren, dafs der grofsen 
Menge von Fabriken und Werkstätten gegenüber die Zahl der Fabrik- 
aufsichtsbearaten viel zu gering ist, um bei der Fülle ihrer Obliegen- 
heiten alle Betriebe zu untersuchen oder gar die Ausführung ihrer An- 
ordnungen zu überwachen. Von der eigenen Initiative ist aber bei der 
Mehrzahl der Unternehmer wenig zu erwarten, weil die Einrichtungen 
des Betriebsscbutzes meist eine erhebliche finanzielle Belastung bedin- 
gen; und die Arbeiter wiederum zeigen für die zu ihrem Besten ge- 
troffenen Vorkehrungen oft sehr wenig Verständnis. Zu alledem ist 
nicht zu vergessen, dafs die Anschauungen über das Mindestmafs des 
Betriebssohutzes für den einzelnen Arbeiter auch bei den Fachleuten 
derart auseinandergehen, dafs schon hierdurch eine Regelung im Wege 
der Gesetzgebung und Verwaltung sehr erechwert wird. 
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Als nnzweckmftfeig mufs die Bestimmnng der deutschen Gesetz- 
gebung bezeichnet werden, wonach vor Erlais von Vorschriften des Be- 
triebsschutzes den Berufsgenossenschaften Gelegenheit zur gutachtlichen 
Äusserung zu geben ist. Schon die Rücksicht auf die aufserordentliche 
Yersohiedenheit der Gewerbszweige innerhalb mancher Berufsgenossen- 
schaften sollte das als bedenklich erscheinen lassen. Im ttbrigen steht 
aueh der Umstand, dafs bei dem Erlasse gewerbehygienischer und an- 
derer Vorschriften verschiedene Organe mit- und nebeneinander vorgehen 
können, einer erspriefslichen Wirksamkeit im Wege. 

4. Kapitel. Der Verkehrsschatz. 

Der Verkehrsschutz umfafst den Schutz des Arbeiters im persön- 
lichen und wirtschaftlichen Verkehre mit seinem Arbeitgeber und dessen 
Leuten (Angehörigen, Beamten u. s. w.). 

Der persönliche Verkehr wird namentlich eines Schutzes be- 
dürfen, wenn Lehrlinge und Arbeiter mit ihrem Arbeitgeber in Gemein- 
schaft leben. In dem Falle scheinen Gefilhrdungen von Gesundheit und 
Sittlichkeit, Mifshandlungen und schlieMich Verwahrlosung nicht aus- 
geschlossen. 

Im wirtschaftlichen Verkehre ist ein Schutz notwendig, um 
einerseits einen Zwang zur Leistung vertragswidriger Arbeit neben oder 
an Stelle der Betriebsarbeit zu verhindern, anderseits um einer wuche- 
rischen Ausbeutung der Arbeiter bei Zahlung des Lohnes oder durch 
Nötigung zur Eingehung ausbeutender Borg-, Pacht- und Mietverhält- 
nisse entgegenzutreten. 

Mit Rücksicht auf die Abhängigkeit, in der sich alle gewerblichen 
Arbeiter ihren Arbeitgebern gegenüber befinden, und mit Rücksicht auf 
die Unmöglichkeit eines ausreichenden Selbstschutzes wird eine Aus- 
dehnung des Verkehrsschutzes auf alle Gattungen gewerblicher Arbeiter 
wohl begründet sein. 

§ 1. Der Truchschutz, Unter Trucksystem versteht man die Aus- 
beutung der Arbeiter dadurch, dafa sie von den Arbeitgebern entweder, 
anstatt mit Gteld, direkt mit Waren entlöhnt oder zur Entnahme von 
Gebrauchs- und Verbrauchsgegenständen wie von Betriebsmitteln zu 
unangemessenen Preisen, insbesondere bei Kreditgewährung, gezwungen 
werden. 

Alle Formen der Ausbeutung aufzuzählen, ist hier nicht am Platze 
und auch schwierig. So kann z. B. die Überlassung von Wohnungen 
an die Arbeiter, die in der Regel doch als Wohlthat gedacht ist, zu 
Mifsbräuchen führen. Ein mifsbräuchlicher Druck kann auch von den 
Angestellten der Unternehmer dadurch ausgeübt werden, dafs sie ent- 
weder selbst Gasthäuser und Kaufläden errichten oder den Besuch be- 
stimmter Geschäfte fördern. 
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Um den Arbeitern die reelle Auszahlung ihres Lohnes zu sichern 
und sie vor der Schuldknechtschaft der Unternehmer zu bewahren, mnl« 
diesen gesetzlich verboten werden, ihren Arbeitern den Lohn anders 
als haar in Wfihrungsgeld zu berechnen und auszuzahlen wie Waren 
zu kreditieren. Durch ein derartiges Verbot könnten nun freilich unter 
Umständen Einrichtungen getroffen werden, die den Arbeitern nur nütz- 
lich oder infolge der örtlichen Verhältnisse geradezu notwendig sind. 
Damit das vermieden werde, wird sich das Verbot nicht zu erstrecken 
haben auf die Gewährung der Wohnung, Feuerung, Beleuchtung, Land- 
nutzung, regelmäfsigen Beköstigung, Arzeneien und ärztlichen Hilfe, 
ferner auf die Lieferung von Betriebsmitteln (Werkzeugen, Stoffen) 
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung, sofern die daför angerechneten 
Beträge die durchschnittlichen Selbstkosten Oi oder bei Wohnung und 
Landnutzung die ortsüblichen Miet- oder Pachtpreise nicht übersteigen 
und schliefslioh auf die Verabfolgung von Lebensmitteln zu einem die 
Anschaffungskosten nicht übersteigenden Preise. Dagegen müssen Ver- 
träge, die jenen Verboten zuwiderlaufen, ebenso wie Verabredungen 
mit den Arbeitgebern, die die Arbeiter verpflichten, Lebensmittel und 
andere Waren nur in bestimmten Läden zu kaufen, für nichtig erklärt 
werden. Um aber die Umgehung aller derartiger Vorschriften zu ver- 
hindern, sind den Arbeitgebern gleichzustellen sowohl deren Familien- 
angehörige, Gehilfen, Beauftragte, Geschäftsführer, Aufseher und Faktoren, 
als auch alle selbständigen Geschäftsunternehmungen, bei denen der 
Arbeitgeber oder eine der erwähnten Personen unmittelbar oder mittel- 
bar beteiligt ist. 

§ 2. Der Lohnzahlungsschutz. Der Lohnzahlongsschutz hat haupt- 
sächlich Ort, Tag, Frist, Geber und Empfilnger der Lohnzahlung wie 
die Bestimmung der Währung, in der die Zahlung zu leisten ist, zum 
Gegenstande. 

Um dem Drucke und der Verlockung zum Verzehren des eben em- 
pfangenen Lohnes vorzubeugen, ist zu fordern, dafs die Auszahlung des 
Lohnes nur in der Betriebsstelle selbst, jedenfalls nicht im Wirtshause, 
stattfinden darf. Ebenso berechtigt ist mit Rücksicht darauf, dafs längere 
Zahlungstermine von ungünstigem Einflüsse auf die Ausgabenwirtschaft 
der Arbeiter sind, eine gesetzliche Regelung der Lohnzahlungstermine 
durch Einführung kürzerer Löhnungsperioden, wenigstens in der Art 
von Abschlagszahlungen. Aus den gleichen Gründen würde sich auch 
ein Verbot der Auszahlung der Löhne am Sonnabende oder Sonntage 
empfehlen; in diesem Falle dürfte jedoch die Zulassung von Ausnahmen, 

1) Unter darchscbnittlichen Selbstkosten will das deutsche Arbeiterschutzgesetz 
die ADSchaffungskosten im engeren Sinne verstanden wissen; es soll also die kauf- 
männische Berecbnungsweise auch dann ausgeschlossen sein, wenn ein Gewinn 
durchaus nicht bezweckt wird. 
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die aber nnr im Yerordnungswege bestimmt werden können, nieht zn 
vermeiden sein. Daf8 die Festsetzung der Löhne dnreh den Arbeit- 
geber oder dessen verantwortlichen Betriebsleiter (und nicht durch einen 
unteren Beamten oder Aufseher) erfolge, ist zweifellos auch ein billiges 
V^langen, und ebenso berechtigt ist, dafs der Arbeiter bei Beginn 
seiner Arbeit über die Höhe des Lohnes nicht im unklaren gelassen 
werde. Selbstverständlich dürfen auch über die Wahrung, in der die 
Lohnzahlung erfolgt, wie über die Person des Lohngebers und des 
Lohnempfängers Zweifel nicht obwalten. 

Die Auslöhnung an Minderjährige sollte nur mit ausdrück- 
licher Einwilligung und unter Kontrolle der Eltern stattfinden. Wird 
jenen der Lohn unmittelbar eingehändigt, so liegt die Versuchung nahe, 
den Eltern durch Fälschung der Lohnzettel oder auf andere Weise einen 
Teil des Verdienstes vorzuenthalten. Dadurch werden die jungen Leute 
zunächst einmal zu Lügnern und Betrügern ausgebildet*), sie werden 
aber auch veranlafst, dem Leichtsinn und der Vergnügungssucht zu 
firöhnen. Zufolge des ümstaudes, dafs bei der modernen Fabrikarbeit 
junge Leute von 18 — 20 Jahren gewöhnlich schon annähernd die Grenze 
des Einkommens erreicht haben, wird bei den Arbeitern und Arbeite- 
rinnen zu frühzeitig das Gefühl der Selbständigkeit geweckt, und der 
reichliche Verdienst führt zu Ausgaben und Lebensgewohnheiten, die 
später nicht mehr befriedigt werden können, wenn eine Familie von 
dem Verdienste des Mannes leben soll. Niedergang des Familienlebens 
und Unzufriedenheit, Miüsachtung jeder Autorität sind die Folgen. Das 
ist jedenfalls Grund genug, die elterliche Autorität wieder in ihr Recht 
einzusetzen und so auf die häusliche Erziehung der gegenwärtigen wie 
auf das Familienleben der zukünftigen Generation einzuwirken. Von 
der freien Initiative der Unternehmer ist nach dieser Richtung hin nur 
wenig zu erwarten; es ist für den Einzelnen auch schwierig, die Ein- 
richtung der Lohnzahlung an die Eltern Minderjähriger durchzuführen, 
wenn die konkurrierenden Nachbarfabriken jederzeit bereit sind, den 
trotzenden jungen Arbeiter aufzunehmen. Auch die Bestimmung der 
deutsehen Arbeiterschutzgesetzgebung, wonach durch Ortsstatut an- 
geordnet werden kann, dafs der von minderjährigen Arbeitern verdiente 
Lohn an die Eltern oder den Vormund auszuzahlen ist, oder dafs die 
Arbeitgeber jenen von Zeit zu Zeit Mitteilung über die gezahlten Löhne 
zu machen haben, hat sich nicht als ausreichend gezeigt. Es mufs da- 
her eine gesetzliche Bestimmung, wonach die Auslöhnung an Minder- 
jährige nur mit ausdrücklicher Einwilligung und unter Kontrolle der 
Eltern oder Vormünder stattfinden darf, als wohl begründet erachtet 

1) In Solingen hatten in den Jahren 1893 und 1894 die Fabrikdiebst&hle jüngerer 
Arbeiter derart zagenommen, dafs sie zur Gründung eines besonderen Vereins gegen 
Fabrikdiebstahl führten. 
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werden. Den kleinen Müben und Kosten dieser Einrichtimg stehen so 
wichtige sittliche Interessen der ganzen Nation gegenüber, dafs ein 
Zweifel über die Berechtigung eines staatlichen Eingriffes nicht ob- 
walten darf. 

Die Einwände von sozialdemokratischer Seite, derartige Bestim- 
mungen zeigten, dafs man den Arbeiter in Abhängigkeit and Unter- 
würfigkeit erhalten wolle, sind nicht stichhaltig. Mit Recht erwidert 
KuLEMANN (Arbeiterschntz, S. 41) hierauf: „Die Sozialdemokratie rühmt 
sich nicht ohne Grund eines gewissen erzieherischen Einflusses auf die 
Arbeiterklasse, insbesondere im Sinne der Unterordnung und Disoiplin. 
Aber man scheint diese Disciplin nur gegenüber den Parteivorständen 
zu wünschen. Erziehung ist mit völliger Freiheit unvereinbar, und so 
sehr man den Bestrebungen der Arbeiterbewegung auf Erringung einer 
gröfseren Unabhängigkeit als Vorbedingung einer höheren sozialen Stel- 
lung des Arbeiterstandes wohlwollend gegenüber stehen sollte, so drin- 
gend mufs man wünschen, dafs bei dem unerwachsenen Arbeiter die 
leider bis zu einem gewissen Grade unvermeidliche Lockerung der elter- 
lichen Erziehungsgewalt möglichst beschränkt und durch andere Er- 
satzmittel ausgeglichen werde. Man wendet dagegen ein, dals in den 
höheren Gesellschaftskreisen die jungen Leute solchen Beschränkungen 
nicht unterworfen seien, dieselben sich deshalb als Ausnahmevor- 
schriften gegen den Arbeiterstand darstellten und dessen geringere Wert- 
schätzung veiTieten. Allein dieser Vorwurf ist durchaus haltlos. In 
den Berufen, welche den Besuch höheren Lehranstalten erfordern, kann 
von Arbeitsbüchern, Arbeitszeugnissen und Ablieferung des Lohnes ja 
einfach deshalb keine Rede sein, weil die jungen Leute meist noch weit 
über die Minderjährigkeit hinaus mit Erwerb verbundene Arbeit nicht 
leisten. Es könnten deshalb nur diejenigen Kreise in Betracht kommen, 
welche solchen Erwerb in jüngeren Jahren zulassen, wie z. B. das Han- 
delsgewerbe. Aber zunächst ist die unselbständige Stellung der Minder- 
jährigen durchaus eine Einrichtung der allgemeinen Rechtsordnung; 
gnindsätzlich kann kein Minderjähriger bindende Verträge sehlielsen und 
Zahlungen leisten. Aufserdem kommt in Betracht, dafs ein Handlungs- 
lehrling regelmäfsig in weit nachdrücklicherer Weise von seinem Prinzipal 
beaufsichtigt werden kann, als ein Fabrikarbeiter, ja dafs auch der 
Einflufs des Vaters schon deshalb weit gröfser bleibt, weil der Lehrling 
selten in der Lage sein wird, seinen Unterhalt völlig selbständig zu er- 
werben. Man braucht doch aber einen Ersatz für die natürliche Er- 
ziehung nur da, wo sie fehlt, und eine Stärkung der elterlichen Gewalt 
nur da, wo die naiüriichen Verhältnisse ihre Lockerung mit sich bringen; 
es ist deshalb keine Ungerechtigkeit und keine Ausnahmebehandlung, 
wenn man diesen nun einmal begründeten thatsächlichen Verschieden- 
heiten auch in der Gesetzgebung Rechnung trägt. Ganz im Gegenteile 
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ist vielmehr zn wünBchen, dafs man auf diesem Wege einer strafferen 
Beanfsiehtignng und Erziehung der Minderjährigen noch weiter fort- 
fahren möge.** 

Lohnabzüge (Strafen) pflegen wegen schlechter Arbeit bei Ab- 
lieferung von Aceordarbeiten , wegen Verletzung der Arbeitsordnung 
U.8. w. gemacht zu werden. Sie sind berechtigt, da strenge Ordnung 
und Pünktlichkeit im Interesse des Betriebes wie der Arbeiter selbst 
notwendig sind, namentlich in Unternehmungen, wo Leben und Gesund- 
heit der Arbeiter in (Jefahr stehen. Um jedoch einer willkürlichen Aus- 
nutzung der Sti'afen durch die Unternehmer Schranken zu setzen, mulB, 
da der Selbstschutz der Arbeiter nicht hinreicht, durch Gesetz die Höhe 
der zulässigen Strafen begrenzt, eine Verpflichtung, die Strafen zum 
Besten der Arbeiter zu verwenden, geschaffen und Bestimmung über 
eine wirksame Eontrolle (Verpflichtung, über alle Strafen Buch zu führen 
und regelm&fsig der Aufsichtsbehörde Abschriften vorzulegen) getroffen 
werden. Zur Verhütung mifebräuchlicher Abzüge bei Accordabliefe- 
rnngen empfiehlt sich die Zuziehung von Vertrauensleuten der Arbeiter 
und bei Widerspruch dieser Entscheidung durch eine gemeinsame Instanz. 

§3. Gesetzgebung. 1. Deutsches Reich. Die G.-O. vom I.Juni 
1891 legt in § 115 den Gewerbetreibenden die Verpflichtung auf, die 
Löhne ihrer Arbeiter in Reichswährung zu berechnen und bar auszu- 
zahlen. Sie dürfen den Arbeitern keine Waren kreditieren. Doch ist 
es gestattet, den Arbeitern Lebensmittel für den Betrag der Anschaffungs- 
kosten, Wohnung und Landnutzung gegen die ortsüblichen Miet- und 
Pachtpreise, Feuerung, Beleuchtung, regelmäßige Beköstigung, Arzeneien 
und ärztliche Hilfe sowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen über- 
tragenen Arbeiten für den Betrag der durchschnittlichen Selbstkosten 
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung zu verabfolgen. Zu einem höheren 
Preise ist die Verabfolgung von Werkzeugen und Stoffen für Aceord- 
arbeiten zulässig, wenn er den ortsüblichen nicht übersteigt und im 
voraus vereinbart ist. 

Um zu verhüten, dafs die Arbeiter den Lohn sofort nach Empfang 
zu unangemessenen Zwecken verbrauchen, verbietet § 115 a Abs. 1 die 
Lohnzahlung in Gast- und Schankwirtschaften oder Verkaufsstellen. 
Er verbietet auch dem Arbeitgeber ausdrücklich, die Zahlung an einen 
Gläubiger des Arbeiters auf Grund einer, wenngleich freiwilligen, so 
doch nach § 2 des Gesetzes vom 21. Juni 1869, betr. die Beschlagnahme 
des Arbeits- oder Dienstlohnes, rechtlich unwirksamen Abtretung und 
Verpfändung des Lohnes. 

Ist auf den Lohn in unzulässiger Weise eine Gegenforderung in 
Anrechnung gebracht worden, so ist der Arbeitgeber nach § 116 zur 
nochmaligen Zahlung verpflichtet, der gesetzwidrig abgezogene Betrag 
fällt der Hilfskasse zu, der der Arbeiter angehört, in Ermangelung einer 
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solohen einer andern zum Besten der Arbeiter an dem Orte bestehen- 
den, von der Gemeindebehörde zu bestimmenden Kasse oder in deren 
Ermangelung der Ortsarmenkasse. Das Gleiche gilt nach § 118, wenn 
der Arbeitgeber seine Forderung ftlr dem Gesetze zuwider kreditierte 
Waren einklagt oder sonst geltend macht; um jedoch zu verhindern, 
dafs er sie einem Dritten abtritt, der die Einziehung bewirkt, ist auch 
dieser Weg verboten. 

Verabredungen, durch die der Arbeiter auf die zu seinen Gunsten 
gegebenen Vorschriften verzichtet, und Vereinbarungen, durch die der 
Arbeiter sich verpflichtet, seine Bedürfnisse aus bestimmten Verkaufe- 
stellen zu entnehmen oder seinen Lohn zu anderen Zwecken als zur 
Beteiligung an Wohlfahrtseinrichtungen zu verwenden, sind rechtlich 
unwirksam (§ 117). 

Um die Umgehung aller dieser Vorschriften zu verhindern, be- 
stimmt § 119, dafs den Gewerbetreibenden gleich zu achten sind deren 
Familienmitglieder, Gehilfen, Beauftragte, Geschaftsftlhrer, Aufeeher und 
Faktoren, sowie andere Gewerbetreibende, an deren Geschäfte eine der 
hier erwähnten Personen unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist. 

Geldstrafen (Ordnungsstrafe^) dürfen (nach § 134b Abs. 2) in der 
Regel die Hälfte des durchschnittlichen Tagesverdienstes und in bestimmten 
schweren Fällen wenigstens dessen vollen Betrag nicht übersteigen. Sie 
sind nach Namen, Tag, Grund und Höhe in ein besonderes Verzeichnis 
einzutragen, das dem Aufsichtsbeamten auf Verlangen vorzulegen ist. 

Die Strafgelder müssen nach § i34b zum Besten der Arbeiter 
verwendet werden.») 

Durch statutarische Bestimmung einer Gemeinde oder eines weiteren 
Kommunalverbandes kann für alle Gewerbebetriebe oder gewisse Zweige 
festgesetzt werden, dafs Lohn- und Abschlagszahlungen in festen Fristen 
erfolgen müssen, die nicht länger als einen Monat und nicht kürzer als 
eine Woche sein dürfen. 

Auf gleiche Weise kann bestimnät werden, dafs der von minder- 
jährigen Arbeitern verdiente Lohn an die Eltern oder Vor- 
münder und nur mit deren schriftlicher Zustimmung oder nach deren 
Bescheinigung über den Empfang der letzten Lohnzahlung unmittelbar 
an die Minderjährigen gezahlt wird, sowie, dafs die Gewerbetreibenden 
den Eltern oder Vormündern innerhalb gewisser Fristen Mitteilung von 
den an minderjährige Arbeiter gezahlten Lohnbeträgen zu machen haben. 

Die Bestimmungen über Truok- und Lohnzahlungsschutz erstrecken 
sich nicht nur auf Fabriken und fabrikartige Betriebe, sondern auch 
auf Handwerk und Hausindustrie. 

Im Bergbau besteht nach § 80k des preufsischen Berggesetzes 
vom 24. Juni 1802 folgende Bestimmung: 

1) Über Lohneinbehaltangen vgl. Kap. 4. 
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^Erfolgt die LohnberechnTing auf Grund ahgesohlossener Gedinge, 
80 ist der Bergwerksbesitzer zur Beobachtung nachstehender Vorschriften 
verpflichtet: 

1. Wird die Leistung aus Zahl und Rauminhalt der Fördergefillse 
ermittelt, so mufs dieses am Fördergefässe selbst dauernd und deutlich 
ersichtlich gemacht werden, sofern nicht Fördergef&fse von gleichem 
Rauminhalte benutzt werden und letzteres vor dem Beginne des Ge- 
brauches bekannt gemacht wird. 

2. Wird die Leistung aus dem Gewichtsinhalte der Fördergefilfse 
ermittelt, so mufs das Leergewicht jedes einzelnen desselben vor dem 
Beginne des Gebrauches und später in dem Betriebsjahre mindestens 
einmal von neuem festgestellt und am Fördergef&fee selbst dauernd und 
deutlich ersichtlich gemacht werden. 

Der Bergwerksbesitzer ist verpflichtet, die Einrichtungen zu trefl'en 
und die Hilfskräfte zu stellen, welche die Bergbehörde zur Überwachung 
der Ausführung vorstehender Bestimmungen, erforderlich erachtet. Ftlr 
Wascbabgänge, Halden- und sonstige beim Absätze der Produkte gegen 
die Fördermenge sich ergebende Verluste dürfen dem Arbeiter Abzüge 
von der Arbeitsleistung oder dem Lohne nicht gemacht werden/ 

§ 80 b Ziffer 3 schreibt vor, dafs die Arbeitsordnung Bestimmungen 
enthalten mufs „über Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung, 
über die Fälle, in denen wegen ungenügender oder vorschriftswidriger 
Arbeit Abzüge gemacht werden dürfen, über die Vertreter des Berg- 
werksbesitzers, welchen die Befugnis zur Anordnung von Abzügen wegen 
ungenügender oder vorschriftswidriger Arbeit zusteht, sowie über den 
Beschwerdeweg gegen solche Anordnungen^. Durch diese Vorschriften 
will man dem „Nullen** der Wagen vorbeugen. 

2. Oesterreich. Die §§ 77 und 78a bis 78e der G.-O. von 1885 
enthalten die Truckvorschriften. Die Hauptbestimmung geht da- 
hin, daCs die Löhne der Hilfsarbeiter in barem Gelde auszuzahlen sind. 
Hieraus leitet das Gesetz dann weiter folgendes ab: 

1. Die Löhne dürfen nicht in Geldzeichen bestehen, so z. B. nicht 
in Blechmarken, die in bestimmten Geschäften (Kantinen, Gasthäusern 
u. s. w.) statt Geld angenommen werden. 

2. Es ist dem Unternehmer nur unter gewissen Voraussetzungen 
gestattet, Naturalien gegen Verrechnung mit dem Lohne zu geben, auch 
darf dabei nicht die Vereinbarung getroffen werden, dafs die Arbeiter 
ihren Bedarf aus bestimmten Verkaufsstätten beziehen müssen. Die Fälle, 
in denen die Lieferung von Naturalien gegen Verrechnung mit dem 
Lohne stattfinden kann, betreffen: 

a. Wohnung, Brennmaterial, Landnutzung, Arzeneien und ärzt- 
liche Hilfe, Werkzeuge und zu verarbeitende Stoffe, unter der Voraus- 
-setzung einer vorhergehenden Vereinbarung und mit der Möglichkeit 

Fkaxkbvstbik, Arbeitersohatz. 8 
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Air den Unternehmer, einen gesetzlich erlaubten Unternehmergewinu 
zu erzielen. 

b. Die Verabfolgnng von Lebensmitteln einschliefslich einer regel- 
m&feigen Beköstigung, wobei jedoch der Preis die Ansohaffungskosten 
nicht übersteigen darf. 

Die unter a. und b. genannten Gegenstände dürfen den Arbeitern 
gegen Lohnverreohnung kreditiert weiden, andere Gegenstände, insbe- 
sondere geistige Getränke, dagegen nicht. 

Wenn die Gesetzesvorschriften insoweit verletzt werden, als es sich 
um Gegenstände handelt, die im allgemeinen gegen Lohn Verrechnung 
gegeben werden dürfen, so können die Arbeiter die Barzahlung ver- 
langen, ohne dafs ihnen die Einrede aus dem an Zahlungsstatt Ge- 
gebenen entgegengehalten werden kann. Der Geldwert dessen, um was 
der Arbeiter hierbei bereichert erscheint, fällt entweder der Betriebs- 
oder der Genossenschaftskrankenkasse oder dem Ortsarmenfonds zu. So- 
fern es sich um eine ungesetzliche Kreditierung handelt, können die 
Forderungen daraus weder eingeklagt werden, noch darf der Unter- 
nehmer versuchen, sie durch irgendwelche Verrechnung wieder herein- 
zubringen. 

Um die Umgehung dieser Vorschriften zu verhüten, bestimmt § 78 c, 
dafs die gesetzlichen Lohnzahlungsbestimmungen nicht durch Verträge 
zwischen dem Unternehmer und Arbeiter abgeändert werden dürfen, 
und § 78b, dafs die Einschränkungen, die für die Unternehmer gesetz- 
lich gemacht werden, auch fllr deren Familienangehörige, Gehilfen, Be- 
auftragte, Geschäftsführer, Aufseher und Faktoren, sowie für jene an- 
deren Unternehmungen gelten, bei denen diese Personen irgendwie 
beteiligt sind. 

Über den Ort der Lohnzahlung triflft die österreichische G.-O. 
nur die negative Bestimmung, dafs sie nicht in Mietshäusern und Schank- 
lokalitäten stattfinden darf. Über die Zeit der Lohnauszahlung be- 
stehen Vorschriften nicht, bezüglich der Lohn Zahlungstermine be- 
stimmt § 77, dafs im Falle keiner anderen Vereinbarung die Lohnzahlung 
wöchentlich stattfindet. Die Frage der Lohneinbehaltungen als 
Kautionen oder zu Wohlfahrtseinrichtungen, wie die der Lohnabzüge 
als Schadenersatz, ist in der G.-O. vom S.März 1885 nicht geregelt. 

3. Ungarn. Nach §§ 118—120 des Gewerbegesetzes von 1884 ist 
der Fabrikant verpflichtet, die Arbeitslöhne bar und bei Ermangelung 
einer anderweiten Vereinbarung wöchentlich auszuzahlen. Waren und 
geistige Getränke darf der Arbeitgeber dem Arbeiter nicht kreditieren, 
doch kann er ihn mit seinem Einverständnisse mit Wohnung, Brenn- 
holz, Landnutzung, Verpflegung, Arzeneien und ärztlicher Hilfe ver- 
sehen und die Kosten hierfür bei der Auszahlung des Lohnes in Abzug 
bringen. Unter dieser Bedingung kann er dem Arbeiter auch die zur 
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Herstellung der Fabrikate notwendigen Werkzeuge und Materialien lie- 
fern, sofern dieser vertragsmftfsig verpflichtet ist, solche selbst herbei- 
zuschaffen. Forderungen für Waaren, die den Arbeitern verbotswidrig 
kreditiert wurden, können weder im Rechtswege, noch mittelst An- 
rechnung auf den Lohn geltend gemacht werden, und Verträge, die 
diesen Bestinmiungen zuwiderlaufen, haben keine bindende Kraft. Ebenso 
sind Vereinbarungen ungiltig, wonach die Arbeiter sich verpflichten, 
ihren Bedarf aus bestimmten Verkaufsstellen zu beziehen oder einen 
Teil ihres Lohnes zu anderen Zwecken als zu Wohlfahrtseinrichtungen 
zu verwenden. 

4. Schweiz. Nach dem Bundesgesetze vom 23. März 1877 dürfen 
Bufsen die Hälfte des Tagelohnes nicht übersteigen und sind im Interesse 
der Arbeiter, namentlich fllr Unterstützungskassen zu verwenden. Vor- 
geschrieben ist die Barzahlung des Arbeitslohnes in gesetzlichen Münz- 
sorten und in der Fabrik selbst. Am Zahltage darf nicht mehr als der 
letzte Wochenlohn ausstehen bleiben, und ohne gegenseitiges Einver- 
ständnis darf kein Lohn zu Bpecialzwecken (z. B. zur Befriedigung der 
Ansprüche Dritter, wenn nicht richterliche Anordnung vorliegt, als Bei- 
träge ftlr Hilfskassen) zurückbehalten werden (Art. 10), 

Das Züricher Gesetz vom 18. Juni 1894, betr. den Schutz der 
Arbeiterinnen, bestimmt: 

§ 25. Die Auszahlung des Lohnes hat in der Landesrafinze, an einem Werk- 
tage und im Geschäftsräume zu geschehen. 

Sofern nicht Monats- oder JahresansteUung schriftlich yereinhart ist, mufs die 
Aaszahlung mindestens alle 14 Tage erfolgen. 

Lohnabzüge für Miete, Reinigung, Heizung oder Beleuchtung des Lokals, sowie 
für Miete und Abnutzung der Werkzeuge sind untersagt. Arbeitsmaterial darf nicht 
höber als zum Selbstkostenpreise verrechnet werden. 

§ 26. Lohn darf nur bei vorausgegangener gegenseitiger Vereinbarung und 
höchstens bis auf die H&lfte des durchschnittlichen Wochenlohnes zurClckbehalten 
werden (Decomptelu 

Ebenso ist das ZurAckbehalten von Lohn zu Yersicherungszwecken nur bei 
gegenseitigem Einverständnisse zulässig. 

§ 27. Hine Herabsetzung des Lohnes ist der Arbeiterin so rechtzeitig anzu- 
zeigen, dafs es ihr möglich ist, die Stelle zu kOndigen, ohne von der Herabsetzung 
betroffen zu werden. 

§ 28. Wenn der Geschäftsinhaber Kost und Wohnung giebt, so ist dies in 
billiger Weise in Anrechnung zu bringen. 

Die örtlichen Gesundhheitsbehörden haben darüber zu wachen, dals den An- 
forderungen an eine ausreichende und gesundheitsgemäfse Ernährung und Unter- 
kunft genügt werde. Bei offenbaren Übelständen haben sie bei der Direktion des Innern 
zu beantragen, dafs dem Geschäftsinhaber untersagt werde, Lebrtöchtor oder Arbei- 
terinnen in Kost und Wohnung zu nehmen. 

5. Belgien. Durch Gesetz vom 16. Aug. 18S7 ist die Lohnzahlung 
in bar angeordnet, nur bestimmte Gegenstände dürfen zum Anschafifungs- 
preise in Anrechnung gebracht werden. In Wirtshäusern und Schank- 
lokalen ist die Auszahlung der Löhne untersagt. 
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6. England. Vorschriften ttber das Trneksystem, die Auszahlung 
des Lohnes in Landeswährung und das Verbot der Lohnzahlung in 
Schankwirtschaften trifift neben der Truok Act vom 15. Oktober 1831 
und gesetzlichen Bestimmungen aus den Jahren 1870, 1872 und 1874 
insbesondere die Truck amendment Act vom 16. September 1887. 

7. Rufsland. Art. 97—102 der Gewerbeordnung suchen dem 
Truckunwesen entgegenzutreten und ordnen an, dalis die Auszahlung 
des Lohnes nicht seltener als einmal monatlich, wenn der Vertrag auf 
mehr als einen Monat lautet, und nicht seltener als 2 mal monatlich bei 
einem Vertrage auf unbestimmte Zeit erfolgen darf. Die Entlohnung in 
Coupons, Wertzeichen, Getreide, Waren oder in anderen Gegenständen 
statt in Bargeld ist verboten. Bei Auszahlung des Lohnes dürfen keine 
andern Abzüge gemacht werden, als die der Fabrik für Verpflegung 
und für Lieferung notwendiger Gebrauchsgegenstände aus den Fabrik- 
läden zukommen. Es darf auch keine Zahlung für ärztliche Hilfe, 
Beleuchtung der Werkstätte und Benutzung von Arbeitswerkzeugen bei 
den Arbeiten für die Fabrik erhoben werden. Ebenso ist es den Leitern 
von Fabriken und Gewerken nicht gestattet, sich Zinsen för die den 
Arbeitern gewährten Darlehen oder eine Kommission für Übernahme 
von Bürgschaften zu Gunsten der von den Arbeitern eingegangenen 
Verbindlichkeiten zu berechnen. Bei Vorlegung eines Vollstreckungs- 
befehles kann einem Arbeiter bei jeder einzelnen Lohnzahlung nicht mehr 
als V» der ihm zukommenden Summe, wenn er unverheiratet, und nicht 
mehr als V^? wenn er verheiratet oder Wittwer mit Kindern ist, ein- 
behalten werden. 

8. In Frankreich, Italien, Luxemburg, Spanien, Por- 
tugal und Dänemark fehlt ein gesetzlicher Verkehrsschutz ganz. 

§ 4. Bemerhingen. In einer Reihe von Staaten fehlt ein Ver- 
kehrsschutz noch ganz, während er in anderen, z. B. in Rufsland, als 
völlig ungenügend bezeiclmet werden mufe. Auch der Umgehung der 
Truckvorschriften wird nicht durchweg in dem Mafee vorzubeugen ge- 
sucht, als es im Interesse der Arbeiter notwendig wäre. Es ist deshalb 
nicht zu verwundern, wenn in manchen Ländern der Truckunfug noch 
heute in hoher Blüte steht. Endlich sind die gesetzlichen Bestimmungen 
selbst nirgends so klar gefafst, als dafs sie nicht einer mehrfachen Aus- 
legung fähig wären. Das kann unter Umständen die Arbeitgeber von Maft- 
nahmen abhalten, die sonst dem Wohle der Arbeiter entsprechen würden. 

5. Kapitel. Der Vertragssehutz. 

Unter der Bezeichnung Vertragsschutz fafst man eine Reihe von 
Bestimmungen zusammen, die sämtlich den Zweck haben, das Vertrags- 
verhältnis zwischen Arbeiter und Arbeitgeber zu ordnen und zu schützen. 
Sie beziehen sich: 
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1. auf den Schutz gegen Verhinderung und Erschwerung der An- 
nahme von Arbeitern durch die Arbeitgeber, 

2. auf den Entlassungsschutz, 

3. auf die zulässigen Vertragsbedingungen und die gesetzlichen Ver- 
tragsergänzungen und -Beschränkungen, 

4. auf die Erfüllung geschlossener Verträge. 

§ 1. Der Annahmeschutz, Bei dem Grundsatze der Vertrags- 
freiheit, der trotz aller Beschränkungen auch heute noch den Aus- 
gangspunkt fbr die Ordnung des Arbeitsverhältnisses bildet und so lange, 
bilden wird, als man an der gegenwärtigen Form der Produktion fest- 
hält, erscheint es selbstverständlich, dafs den Arbeitern gegen eine Ver- 
hinderung und Erschwerung ihrer Annahme durch die Unternehmer 
Schutz gewährt wird. Aus diesem Grunde wird eine Abschaffung der 
lediglich als Verwaltungsurkunden zu betrachtenden Arbeitsbücher für 
jugendliche Arbeiter gefordert, da man einen Mifsbrauch durch die Ar- 
beitgeber befürchtet ; es genügt aber zweifellos ein Verbot der Eintragung 
von Bemerkungen, die dem Arbeiter das Fortkommen erschweren, oder 
von Zeichen, die ihn einem dritten mit dem Zeichen vertrauten Ar- 
beitgeber gegenüber irgendwie charakterisieren. Eine derartige Vor- 
schrift wird ausreichenden Verrufsschutz gewähren. Von sozialdemo- 
kratischer Seite ist weiterhin ein Verbot der Verrufskoalitionen der 
Arbeitgeber gefordert worden; es liegt indessen keinerlei Grund vor, 
die Arbeitgeber nach dieser Richtung hin anders zu behandeln als die 
Arbeiter. Eher könnte noch in Frage kommen, ob das Gesetz etwa 
verbieten sollte, Arbeiter oder Arbeitgeber zu bestimmen, an Koalitionen 
nicht teilzunehmen; ein solches Verlangen würde indessen das System 
der Vertragsfreiheit in einer nicht zu rechtfertigenden Weise durch- 
löchern und mit Rücksicht auf den bei einem beiderseitigen Vertrage 
beiden Seiten zukommenden Schutz eine Verkennung der ganzen Rechts- 
stellung bedeuten. 

Da der Arbeiter seines weiteren Fortkommens halber, insbesondere 
bei der Aufsuchung einer anderen Arbeitsstelle, ein Interesse daran hat, 
sich über seine bisherige Thätigkeit ausweisen zu können, und da ihm 
vielfach auch daran gelegen sein wird, über seine Leistungen ein Zeugnis 
zu erhalten, so darf die Verweigerung eines solchen Ausweises nicht in 
das Belieben des Arbeitgebers gestellt werden. Thatsächlich ist die 
Zeugnisgewährleistung auch längst in allen Industriestaaten gesetzlich 
anerkannt und unangefochten. 

§ 2. Der EnÜassimgsschuU. Mit Rücksicht auf die wirtschaftliche 
Lage, in der sich die meisten Arbeiter befinden, mufs Sorge getragen 
werden, dafe ihr Einkommensbezug nicht durch eine plötzliche unbe- 
rechtigte Entlassung durch die Arbeitgeber in Frage gestellt werde. 
Eine solche das Arbeitsverhältnis ohne Kündigung auflösende Entlas- 



Digitized by 



Google 



118 Erster Teil. 

sung wird nur dann begründet sein, wenn der Arbeiter unehrlich ist, 
einen liederlichen Lebenswandel ftlhrt, die Arbeit unbefugt verlftfst, sich 
beharrlich weigert, seinen Verpflichtungen nachzukommen, den Arbeit- 
geber und seine Leute beschimpft, die Betriebsmittel absichtlich be- 
schädigt, seine Mitarbeiter zu unerlaubten Handlungen zu verleiten sucht 
u. dgl. Um jedoch einen MÜsbrauch der Entlassungsbefugnis zu ver- 
hindern, mufs das Gesetz einerseits die Voraussetzungen bestimmen, 
unter denen eine Entlassung stattfinden darf, anderseits muUs es dem 
Arbeiter die Möglichkeit wahren, die Entscheidung einer höheren In- 
stanz anzurufen. 

Ebenso als dem ünternelimer das Recht zu geben ist, den Arbeiter 
in bestimmten Fällen ohne Kündigung zu entlassen, mufs auch dem 
Arbeiter die Befugnis zustehen, die Arbeit ohne Kündigung aufzugeben, 
sofern der Arbeitgeber die Überlegenheit seiner wirtschaftlichen Position 
zur Unterdrückung und Ausbeutung mifsbraucht. Ein derartiger Miß- 
brauch wird z. B. vorliegen, wenn der Arbeitgeber den Arbeiter oder 
dessen Angehörige gröblich beleidigt, wenn er ihm den Lohn nicht 
ordnungsgemäls auszahlt, nicht für ausreichende Arbeit sorgt, sich einer 
Übervorteilung schuldig macht, oder wenn er dem Arbeiter eine Be- 
schäftigung zuweist, die mit einer unvorhergesehenen Gefahr verknüpft 
ist. Zur Verhütung unberechtigter Arbeitsniederlegung wird das Gesetz 
auch hier die Voraussetzungen, unter denen eine plötzliche Niederlegung 
der Arbeit stattfinden darf, bestimmen und den Arbeitgebern (wie den 
Arbeitern) die Möglichkeit, eine höhere Instanz anzurufen, geben müssen. 

Eine Ausdehnung des Entlassungs- wie des Annahmeschutzes auf 
das ganze Gewerbe mufs als berechtigt anerkannt werden. 

§ 3. Die zulässigen Vertragsbedingungen und die gesetzlichen Ver- 
tragsergänzungen und Vertragsheschränhmgen {Vertragsschutz L e. 8.). 
Dafs über den ordentlichen Gerichtsschutz hinaus ein besonderer Schutz 
gegen den Mifsbrauch, die Unvollständigkeit und die Nichterfüllung der 
Arbeitsverträge zum Nachteile der Lohnarbeit berechtigt ist, hat man 
längst anerkannt. Darüber darf man natürlicherweise nicht vergessen, 
dafs gleich dem Arbeitgeber auch dem Arbeiter die Verpflichtung auf- 
zuerlegen ist, sein Wort zu halten und seine Verbindlichkeiten zu er- 
füllen. Mag die staatliche Gewalt auch durch noch so weit gehende 
Fürsorge den Arbeiter gegen die aus dem Arbeitsvertrage, aus seiner 
persönlichen und wirtschaftlichen Abhängigkeit vom Arbeitgeber drohen- 
den Gefahren schützen, so kann darüber kein Zweifel zulässig sein, 
dafs der Staat die Rechtsstellung, die durch Vertrag geschaffen ist und 
weder der Moral noch dem Gesetze zuwiderläuft, auch auf beiden Seiten 
zu schützen habe. 

Unter der heutigen Wirtschaftsordnung wird, wie bereits erwähnt 
wurde, der Grundsatz der Vertrags fr eiheit naturgemäfs den Aus- 
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gangspankt ftlr die Ordnung des Arbeitsverhältnisses bilden müssen. 
Das Verhältnis, wie es hiernach eingegangen ist, ist durchaus ein solches 
der gegenseitigen Gleichberechtigung; es ist nicht persönlich, sondern 
rein sachlich, auf bestimmte Arbeiter und auf die vertragsmäfsige Dauer 
begrenzt. Lediglich weil der Zweck des Arbeitsverhältnisses es mit 
sich bringt, dafs die Art der Arbeit von dem «ie auf seine Kosten aus- 
fllhrenden Unternehmer bestimmt wird, hat der Arbeiter innerhalb des 
Arbeitsverhältnisses den Anordnungen des Arbeitgebers Folge zu leisten, 
nicht aber au&erhalb desselben. 

Obwohl nun Arbeiter und Arbeitgeber vor dem Gesetze gleich- 
berechtigt sind, so ist der Arbeiter doch materiell bei Festsetzung der 
Arbeitsbedingungen meist im Nachteile; er mufs die Bedingungen an- 
nehmen, wie sie sind. Deshalb ist es Aufgabe der Gesetzgebung, den 
Arbeitsvertrag teils durch ergänzende, teils durch beschränkende Be- 
stimmungen zu schützen und ihn nur insoweit zum Gegenstande freier 
Übereinkunft zu machen, als das Gesetz eben nicht Beschränkungen 
und Ergänzungen festsetzt. Welcher Art diese Ausnahmen sind und sein 
raQssen, ist in den Kapiteln über „Arbeitszeit- und Arbeitsruhe-Schutz**, 
„Betriebsschutz" und „Verkehrsschutz" wie in den Bemerkungen über 
„Annahme- und Entlassungsschutz** bereits erörtert worden. Hier haben 
wir es nur noch mit einer Einschränkung der Vertragsfreiheit zu thun, 
die sich auf die Eingehung des Vertrages bezieht. Durch eine Ver- 
einbarung nämlich, die nur den Arbeiter zur Innehaltung einer Kün- 
digungsfrist verpflichten, dagegen dem Arbeitgeber freistellen würde, 
den Arbeiter jederzeit zu entlassen, würden schwere wii-tschaftliche und 
sittliche Schäden für die Arbeiter und ihre Familien entstehen können. 
Da zu deren Verhinderung ein Selbstschutz nicht ausreicht und bei der 
ungünstigeren Position des Arbeitsuchenden eine Bestimmung wie die 
in Rede stehende leicht in einen Vertrag aufzunehmen sein dürfte, so 
ist eine gesetzliche Bestimmung, wonach die Kündigungsfristen 
bei Strafe der Nichtigkeit für beide Teile gleich sein müssen, durchaus 
am Platze und ihre Ausdehnung auf das ganze Gewerbe gerechtfertigt. 

Im Zwecke des Arbeitsverhältnisses liegt es, dafs der Arbeiter den 
Anordnungen des Arbeitgebers und dessen Beauftragten hinsichtlich der 
ihm übertragenen Arbeiten Folge leistet. Handelt er ihnen zuwider, so 
entstehen nicht allein Schädigungen ftlr den Unternehmer, sondern unter 
Umständen wird auch Vermögen, Leben und Gesundheit der Mit- 
arbeiter gefährdet. Aus diesem Grunde ist dem Unternehmer die Be- 
fugnis zu geben, die Aufrechterhaltung der Ordnung im Betriebe durch 
Androhung und Verhängung von Ordnungsstrafen durchzusetzen. 
Damit er aber nicht Strafen verhänge, die das Ehrgefühl der Arbeiter 
oder die guten Sitten verletzten, und damit er nicht die Geldstrafen 
übermäfsig hoch normiere oder gar im eigenen Nutzen verwende, hat 
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die Gesetzgebung Schranken zu setzen. Ein derartiger Eingriff ist nicht 
allein deshalb gerechtfertigt, weil sich der in einen neuen Vertrag mit 
unangemessenen wie übermäfsig hohen Strafen eintretende Arbeiter nicht 
selbst zu schützen vermag, sondern auch weil erfahrungsgemÄls die 
Moral der Arbeitgeber nicht ausreicht, um Bestimmungen zu beseitigen, 
die die Arbeiter als Untergebene in einem persönlichen Herrschafts- 
verhältnisse oder als Unmündige erscheinen lassen, und sehliefslich, 
weil gerade die Strafbestimmungen vieler Arbeitsordnungen zur Er- 
zeugung einer erbitterten Stimmung unter den Arbeitern beigetragen Laben. 
§ 4. Ärbeitsordnu7ige7i. Die formelle Vereinbarung zwischen Ar- 
beitgeber und Arbeiter über die Bedingungen des Arbeitsveiirages pflegt 
sich in der Regel nur auf die Festsetzung des Lohnes und der Arbeits- 
stellung zu beziehen, im übrigen beruhen die Vertragsbedingungen ent- 
weder auf dem Herkommen, oder sie sind in der Arbeitsordnung vom 
Unternehmer festgelegt und müssen von dem neu eintretenden Arbeiter 
einfach angenommen werden. Nun findet man häufig bei Streitigkeiten 
zwischen Arbeitern und Unternehmern, dafs jenen die Bestimmungen 
des Arbeitsvertrages gar nicht bekannt sind; der Arbeiter, der froh war, 
Arbeit gefunden zu haben, hat das ihm vorgelegte Formular einfach 
unterschrieben, ohne sich seinen Inhalt näher anzusehen. Man findet 
weiter, dafs die Arbeitsordnungen Bestimmungen enthalten, die nur dem 
einseitigen Interesse der Arbeitgeber entsprechen, die die Arbeiter nicht 
als gleichberechtigte Kontrahenten behandeln und sie in ein unwürdiges 
Abhängigkeitsverhältnis zum Unternehmer wie zu seinem Aufsicfats- 
personale bringen. Daneben lehrt sehliefslich die Erfahrung, dafe manche 
Bestimmung, durch die sich die Arbeiter geschädigt oder gekränkt 
fühlen, für die Arbeitgeber einen so geringen Wert besitzt, dafe er auf 
ihre Aufnahme verzichtet haben würde, wenn ihm die Stimmung seiner 
Arbeiter bekannt gewesen wäre. Gesetzliche Regelung des Erlasses 
von Arbeitsordnungen ist daher am Platze. Wie die Motive zu dem 
Entwürfe des deutschen Arbeiterschutzgesetzes zutreffend bemerken, findet 
sie „ihre Rechtfertigung in der Erwägung, dafs eine bestimmte und 
klare Kundgebung der Bedingungen des Arbeitsvertrages, aus der jeder 
Arbeiter sich über seine Rechte und Pflichten zu jeder Zeit unterrichten 
kann, die zahlreichen Streitigkeiten, die erfahmngsgemäfs aus der ün- 
vollständigkeit und der Unklarheit der Arbeitsverträge entstehen, ab- 
schneidet und somit zur Erhaltung eines friedlichen Verhältnisses zwi- 
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beizutragen geeignet ist. Dieser 
Erwägung entspricht es, dafs die Arbeitsordnung zu einer allgemeinen, 
ftlr alle Fabriken gesetzlich vorgeschriebenen Einrichtung gemacht, dafs 
die Form ihres Erlasses, ihr notwendiger Inhalt und ihre rechtliche 
Bedeutung für die Beteiligten geregelt werden und die Befolgung der 
darüber erlassenen Vorschriften durch staatliche Aufsicht gesichert wird.*' 
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Von Wichtigkeit ist es, dafs im Gesetze alles das möglichst er- 
schöpfend aufgeführt wird, was dareh die Arbeitsordnungen geregelt 
werden soll. Hierzu gehören namentlich Bestimmungen über 

Annahme, Kündigung und Entlassung, 

Dauer der Arbeitszeit (Anfang, Ende, Pausen), 

Arbeitstage oder Festsetzung der Tage, an denen nicht gearbeitet wird, 

Überstunden (Bedingungen, Grenzen, Löhne), 

Berechnung und Auszahlung der Löhne (Tag, Ort, Fristen, Formen 
der Lohnzahlung, Auslöhnung an Minderjährige), 

Lohnabzüge und Strafen, 

Verwendung der Strafgelder, 

Prämien, 

Beiträge zu Hilfskassen, 

Wohlfahrtseinrichtungen, 

Pflichten und Rechte des Aufsichtspersonals, 

Pflichten der Arbeiter, 

Verhalten der Arbeiter während der Arbeit (Unfallverhütungs- 
vorschriften). 
Der Erlafs von Arbeitsordnungen ist flir Fabriken und fabrikartige Be- 
triebe obligatorisch zu machen. Da der einzelne Arbeiter aber bei seinem 
Eintritte in die Fabrik auf die Arbeitsordnungen meist keinen Ein- 
flnfe ausüben kann, sondern nur die Wahl hat, ob er unter den be- 
stehenden die Beschäftigung annehmen will oder nicht, und da ferner 
gewisse Bestimmungen mancher Arbeitsordnungen die Unzufriedenheit 
der Arbeiter zu schüren geeignet sind, so ist schon im Interesse der 
Erhaltung eines friedlichen Verhältnisses zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitern eine gesetzliche Bestimmung gerechtfertigt, wonach vor Er- 
lalß oder Abänderung einer Arbeitsordnung die im Betriebe beschäftigten 
grofsjährigen Arbeiter darüber gehört werden müssen. Nach der An- 
hörung der Arbeiter hat, damit sich der Unternehmer nicht trotzdem 
über ihre berechtigten Ansprüche hinwegsetze, die Prüfung und Ge- 
nehmigung der Arbeitsordnung durch die zuständigen Behörden zu er- 
folgen. Die obrigkeitliche Prüfung kann entweder eine formelle oder 
eine materielle sein. Im ersten Falle hat sie sich lediglich darauf zu 
erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften erfüllt sind, und, wenn dies 
geschehen, ist die Genehmigung zu erteilen, andernfalls eine Änderung 
zu veranlassen. Im zweiten Falle steht den Behörden ein weiterer Ein- 
flufs auf den materiellen Inhalt und ein Entscheidungsrecht über die 
Einwendungen zu, die gegen mit dem Gesetze an sich nicht im Wider- 
spruche stehende Bestimmungen der Arbeitsordnung erhoben sind. 
Ob es berechtigt ist, den Einflufs der Behörden so weit auszudehnen, 
darüber kann man im Zweifel sein. Wohl ist die Möglichkeit vorhanden, 
dafs die Arbeitsordnung Bestimmungen trifft, die ohne Verstofs gegen 
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die gesetzliehen Vorachriften die gröbsten Unbilligkeiten enthalten und, 
wie es z. B. eine Regelung des Verhaltens grofsjähriger Arbeiter auber- 
halb des Betriebes bewirken würde, zur Erbitterung beitragen müssen. 
Aus diesen Gründen könnte es vielleicht gerechtfertigt erscheinen, den 
Behörden einen weitergehenden Einflnfs einzuräumen. Allein da die 
Prüfung und Genehmigung der Arbeitsordnungen im wesentlichen in 
den Händen der unteren Verwaltungsbehörden ruhen wird, so ist zn 
befürchten, dafs neben einer gewissen Willkür häufig eine nicht zu recht- 
fertigende Bestimmung der Bedingungen des Arbeitsvertrages oder der 
inneren Ordnung der Betriebe stattfindet. Überdies geht, wenn den Be- 
hörden ein Einflnfs auf den materiellen Inhalt der Arbeitsordnungen 
gesetzlich auch nicht zusteht, die thatsächliche Bedeutung doch viel 
weiter. Die Unternehmer werden sich den berechtigten Wünschen der 
Arbeiter, die ja gehört werden müssen, nicht entziehen können, wenn 
ihnen die Behörde ihre moralische Unterstützung leiht. Auch die öffent- 
liche Kontrolle der Arbeitsordnung — durch Verpflichtung des Ar- 
beitgebers, sie im Arbeitslokale sichtbar auszuhängen und dem Arbeiter 
bei der Annahme ausdrücklich mitzuteilen — wird nicht wirkungs- 
los bleiben. 

§ 5. Die Erfüllung des Arbeitsvertrages. Ebenso wie der Arbeiter 
gesetzlich gegen eine unberechtigte Auflösung des Arbeitsvertrages durch 
den Arbeitgeber geschützt werden muJs, ist zu verlangen, dafs auch er 
sein Wort hält. Dem Bruche eines Vertrages entgegen zu treten, be- 
trachtete man schon früher als Aufgabe des Staates in seiner Eigen- 
schaft als Hüter des Rechtes. Heute sind nur Meinungsverschiedenheiten 
darüber entstanden, ob der Schutz des Arbeitsvertrages Sache des Straf- 
rechtes oder des Civilrechtes sein soll. 

Wenn ein einzelner Arbeiter die vertragsmäfsige oder gesetzliche 
Kündigungsfrist nicht hält und ohne gesetzlichen Grund zu dem vor- 
zeitigen Austritte einen Betrieb verläfst, so wird dem Unternehmer in 
der Regel kein oder doch kein erheblicher Schaden zugefügt werden. 
Anders liegt es, wenn ein Vertragsbruch von einer gröfseren Zahl von 
Arbeitern gemeinsam ausgeführt wird und der Unternehmer an Stelle 
der feiernden Arbeiter nicht sofort andere Arbeitskräfte findet. In dem 
Falle tritt eine Betriebsstörung, unter Umständen eine Betriebseinstel- 
lung ein, die Ausnutzung des Betriebskapitals ist nicht möglich, die 
Erfüllung von Lieferungsverträgen in Frage gestellt u. dgl. Eine der- 
«rtige Wirkung tritt fast bei allen gemeinsamen gröfseren Arbeitsein- 
stellungen ein und wird auch erwartet, damit der Unternehmer zur Er- 
füllung der Forderungen der Streikenden gezwungen wird. Nun sind 
die Arbeiter allerdings civilrechtlich für den durch Vertragsbruch ver- 
ursachten Schaden haftbar, allein der gerichtliche Nachweis der Ver- 
mögensbeschädigung ist oft nur schwer zu führen, und überdies ist eine 
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Beitreibung des Schadenersatzes von dem meist vermögenslosen Arbeiter 
in der Begel unmöglich. Aus diesem Grunde und in der Befürchtung, 
dalj9 die Straflosigkeit gemeinschädliche Folgen haben, die Achtung vor 
dem Gesetze untergraben, wie die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
gefthrden könne, hat man von vielen Seiten den Vorschlag gemacht, 
den Bruch des Arbeitsvertrages mit krimineller Strafe zu bedrohen. 
Hiergegen lässt sich jedoch als durchschlagender Einwand der anführen, 
dafe eine kriminelle Bestrafung des Arbeitsvertragsbruches, sofern man 
nicht auch jeden andere^ Vertragsbruch unter Strafe stellen will, ein 
mit der Idee des Rechtsstaates im Widerspruche stehendes Ausnahme- 
recht schafft und eine starke Erbitterung unter den Arbeitern hervor- 
rufen mufs. Daneben fällt auch ins Gewicht, dafs sich der Arbeiter 
bei dem eigentümlichen Charakter des Arbeitsvertrages trotz der Ver- 
tragsfreiheit beim Abschlüsse des Vertrages meist in einer Zwangslage 
befindet, die eine andere Würdigung des Vertragsbruches und dessen 
Freilassung von krimineller Strafe rechtfertigt. Aus diesen Gründen 
ist die kriminelle Bestrafung des Arbeitsvertragsbruches zu verwerfen. 
Nur als Ausnahme wäre sie dann zu rechtfertigen, wenn durch den Ver- 
tragsbruch eine im öffentlichen Interesse notwendige Arbeit unterbleiben 
oder eine Gefährdung von Leben und Gesundheit eintreten würde, der 
Vertragsbrüchige aber diesen Erfolg voraussehen konnte und mufste. 
Ein derartiger Fall wird jedoch sehr vereinzelt eintreten. Zur Siche- 
rung der Vertragserfüllung kommt somit lediglich das Civil recht in 
Frage, und auch hier bleibt nur der Weg der Entschädigung. Seine 
Verfolgung bietet jedoch sowohl hinsichtlich der Feststellung der Höhe 
des Sehadenersatzes, als auch hinsichtlich der Sicherung seiner Bei- 
treibung Schwierigkeiten. 

Da die Feststellung der Hölie eines durch Vertragsbruch herbei- 
geführten Schadens meist nicht allein schwierig, sondern häufig über- 
haupt so gut wie unmöglich ist, so pflegt in der Regel in dem Arbeits- 
vertrage von vornherein eine bestimmte Summe festgestellt zu werden, 
die gegebenenfalls als Entschädigung zu gelten hat — die sogen. K o n - 
ventionalstrafe. Von der Festsetzung einer solchen im Arbeitsver- 
trage kann bei dem Systeme der Vertragsfreiheit sowohl der Arbeitgeber 
als der Arbeiter Gebrauch machen, doch wird dieser bei dem wirt- 
schaftlichen Übergewichte des Unternehmers nur selten hierzu in der 
Lage sein. Um so mehr ist es Aufgabe der Gesetzgebung, ihn gegen 
einen Mifsbrauch des Arbeitgebers zu schützen. Das kann dadurch ge- 
schehen, dafs das Gesetz vorschreibt, eine Konventionalstrafe dürfe nicht 
höher als auf den Betrag eines bestimmten Vielfachen des durchschnitt- 
lichen Tagelohnes festgestellt werden. Das Strafmaximum selbst wird 
am zweckmäfsigsten in den Grofsbetrieben (Fabrik- und fabrikartigen 
Betrieben) anders als in den Kleinbetrieben (Handwerk) zu bemessen 
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sein; in diesen ist die Gefährdung fllr den Arbeiter weniger grols, da 
das Übergewicht des Unternehmers nicht so stark ist und hohe Kon- 
ventionalstrafen die Arbeiter von dem Eintritte abhalten würden. 

Die Beitreibung eines Schadenersatzes, den ein Arbeiter von einem 
Arbeitgeber zu fordern hat, wird im allgemeinen ohne Schwierigkeiten er- 
folgen können, da der Arbeitgeber nur selten keine pfändbaren Gegenstände 
besitzen wird. Besonderer Sicherungsmafsregeln bedarf es daher in der 
Regel wohl nicht. Das Entgegengesetzte gilt für die Arbeiter, deren 
Mehrzahl pfändbares Vermögen nicht besitzt. Da aufserdem aber in 
den meisten Kulturstaaten eine Beschlagnahme des Lohnes mit Recht 
gesetzlich verboten ist, so mufs dem Arbeitgeber eine Möglichkeit zur 
Deckung von Schadenersatzansprüchen in der Einräumung des Rechte«, 
sich die Einbehaltung eines Teiles des Lohnes im Arbeitsvertrage aus- 
zubedingen, gewährt werden. Um Mifsbräuche dieses Rechtes zu ver- 
hüten, ist im Gesetze zu bestimmen, ein wie grofser Teil der jedes- 
maligen Lohnzalilung und welcher Betrag überhaupt von dem Unter- 
nelimer vertragsmäfsig einbehalten werden darf. 

Die gesetzlichen Bestimmungen, die sich auf die Sicherung der Er- 
füllung des Arbeitsvertrages beziehen , sind nicht nur auf den Fabrik- 
und fabrikartigen Betrieb, sondern darüber hinaus auf Handwerk und 
Hausindustrie auszudehnen. Der Schutz, den sie Arbeitgebern und Ar- 
beitern, diesen in erhöhtem Malse angedeihen lassen, ist im vollen Mafse 
berechtigt, damit zur Erfllllung von Verpflichtungen, die rechtsgiltig ein- 
gegangen sind, wenigstens ein geringes Mafs von Zwang ausgeübt wer- 
den kann. Würde dieser Zwang fehlen und bei den Arbeitern die Über- 
zeugung um sich greifen, dafs sie aller Pflichten ledig seien, weil ihnen 
thatsächlich ja niemand etwas anhaben könne, so dürfte diese Mifeach- 
tung von Gesetz und Recht bald weiteren Boden gewinnen und zu einer 
weitgehenden, die Grundlagen der ofi^entlichen Ordnung untergrabenden 
moralischen Verwilderung führen. 

§ 6. Gesetzgehimg. Nach§§ 121, 125, 134 u. 154 der G.-O. sind Arbeiter 
(Gesellen, Gehilfen) im Fabrik- und fabrikartigen Betriebe, wie im Hand- 
werke und in der Hausindustrie verpflichtet, den Anordnungen der Arbeit- 
geber hinsichtlich der ihnen übertragenen Arbeiten und der liäuslichen 
Einrichtungen Folge zu leisten. Das Arbeitsverhältnis kann, wenn 
nichts anderes verabredet ist, durch eine jedem Teile freistehende, vierzehn 
Tage vorher erklärte Aufkündigung gelöst werden. Werden andere Auf- 
kündigungsfristen vereinbart, so müssen sie fllr beide Teile gleich sein; 
dieser Bestimmung zuwiderlaufende Vereinbarungen sind nichtig. 

Nach § 123 können Gesellen und Gehilfen vor Ablauf der vertrags- 
mäfsigen Zeit und ohne Aufkündigung entlassen werden: 

1. wenn sie bei Abschlufs des Arbeitsvertrages den Arbeitgeber durch Vorzeigung 

falscher oder verfälschter Arbeitsbücher oder Zeugnisse hintergangen oder ihn 
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über Bestehen eines anderen, sie gleichzeitig verpflichtenden Arbeitsverhältnisses 
in einen Irrtum versetzt haben; 

2. wenn sie eines Diebstahls, einer £ntwendung, einer Unterschlagung, eines Be- 
truges oder eines liederlichen Lebenswandels sich schuldig machen; 

3. wenn sie die Arbeit unbefugt verlassen haben oder sonst je nach dem Arbeits- 
vertrage ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzukommen beharrlich verweigern ; 

4. wenn sie der Verwarnung ungeachtet mit Feuer und Licht unvorsichtig umgehen ; 

5. wenn sie sich Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den Arbeitgeber 
oder seine Vertreter oder gegen die Familienangehörigen des Arbeitgebers oder 
seiner Vertreter zu Schulden kommen lassen ; 

6. wenn sie einer vorsätzlichen und rechtswidrigen Sachbeschädigung zum Nach- 
teile des Arbeitgebers oder eines Mitarbeiters sich schuldig machen; 

7. wenn sie Familienangehörige des Arbeitgebers oder seiner Vertreter oder Mit- 
arbeiter zu Handlungen verleiten oder zu verleiten versuchen oder mit Familien- 
angehörigen des Arbeitgebers oder seiner Vertreter Handlungen begehen, welche 
wider die Gesetze oder die guten Sitten verstofsen; 

8. wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig oder mit einer abschreckenden 
Krankheit behaftet sind. 

In den unter Nr. t — 7 gedachten Fällen ist die Entlassung nicht mehr zulässig, 
wenn die zu Grunde liegenden Thatsachen dem Arbeitgeber länger als eine Woche 
bekannt sind. 

Inwiefern in den unter Nr. 8 gedachten Fällen dem Entlassenen ein Anspruch 
auf Entschädigung zustehe, ist nach dem Inhalt des Vertrages und nach den allgemein- 
gesetzlichen Vorschriften zu beurteilen. 

Nach § 124 können Gesellen und Gehilfen vor Ablauf der vertrags- 
mäfsigen Zeit und ohne Aufkündigung die Arbeit verlassen: 

1. wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig werden; 

2. wenn der Arbeitgeber oder seine Vertreter sich Thätlicbkeiten oder grobe Be- 
leidigung gegen die Arbeiter oder gegen ihre Familienangehörigen zu Schulden 
kommen lassen; 

3. wenn der Arbeitgeber oder seine Vertreter oder Familienangehörige derselben 
die Arbeiter oder deren Familienangehörige zu Handlungen verleiten oder zu 
verleiten versuchen oder mit den Familienangehörigen der Leute Handlungen 
begehen, welche wider die Gesetze und die guten Sitten laufen; 

4. wenn der Arbeltgeber den Arbeitern den schuldigen Lohn nicht in der bedunge- 
nen Weise auszahlt, bei Stücklohn nicht für ihre ausreichende Beschäftigung sorgt, 
oder wenn er sich widerrechtlicher Übervorteilungen gegen sie schuldig macht; 

5. wenn bei Fortsetzung der Arbeit das Leben oder die Gesundheit der Arbeiter 
einer erweislichen Gefahr ausgesetzt sein würde, welche bei Eingehung des Ar- 
beitsvertrages nicht zu erkennen war. 

In den unter Nr. 2 gedachten Fällen ist der Austritt aus der Arbeit nicht mehr 
zulässig, wenn die zu Grunde liegenden Thatsachen dem Arbeiter länger als eine 
Woche bekannt sind. 

§ 124 a bestimmt, daCs auCser den in §§ 123 und 124 bezeichneten Fällen jeder 
der beiden Teile aus wichtigen Gründen vor Ablauf der vertragsmäfsigen Zeit und 
ohne Innehaltung einer Kündigungsfrist die Aufhebung des Arbeitsverhältnisses ver- 
langen kann, wenn es mindestens auf vier Wochen oder wenn eine längere als vier- 
zehnt&gige Kündigungsfrist vereinbart ist. 

Die Festsetzung der Konventionalstrafen im Falle des 
Vertragsbruches geschieht auf zweierlei Art. 

Hat ein im Kleinbetriebe (Handwerke) beschäftigter Geselle oder 



Digitized by 



Google 



126 Erster Teü. 

Gehilfe rechtswidrig die Arbeit verlassen, so kann der Arbeitgeber, ohne 
denNachweisdesSchadens zu liefern, als Entschädigung fllrden Tag 
des Vertragsbruches und jeden folgenden Tag der vertragsm&feigen oder 
gesetzlichen Arbeitszeit, höchstens aber für eine Woche, den Betrag des 
ortsttblichen Tagelohnes fordern. Durch Geltendmachung der Fordaning 
wird der Anspruch auf Erflillung des Vertrages und auf weitem Scha- 
denersatz ausgeschlossen. Dasselbe Recht steht den Gesellen oder Ge- 
hilfen gegen den Arbeitgeber zu, wenn er von diesem vor rechtmäCriger 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses entlassen worden ist (§ 124 b). 

Den Unternehmern von Fabriken un^ fabrikartigenBe- 
t rieben, in denen in der Regel mindestens 20 Arbeiter beschäftigt wer- 
den, ist dagegen untersagt, för den Fall der rechtswidrigen Auflösimg 
des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeiter die Verwirkung des rück- 
ständigen Lohnes über den Betrag des durchschnittlichen Wochen- 
lohnes hinaus auszubedingen (§ 134). Hierdurch wird die Festsetzung 
einer höheren Konventionalstrafe an sich keineswegs verboten; nur 
kann sich bei ihrer Beitreibung der Arbeitgeber nicht an mehr als das 
gesetzlich festgelegte Maximum des rückständigen Lohnes halten. 

Ein Arbeitgeber, der einen Arbeiter (im Fabrik- und fabrikartigen Be- 
triebe, im Handwerke und in der Hausindustrie) verleitet, vor rechtmäfeiger 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses die Arbeit zu verlassen, ist dem frühe- 
ren Arbeitgeber für den Schaden oder den an Stelle des Schadenersatzes 
tretenden Betrag als Selbstschuldner mitverhaftet. In gleicher Weise 
haftet ein Arbeitgeber, der einen Arbeiter annimmt, von dem er weift, 
dafs er einem andern Arbeitgeber noch verpflichtet ist, ebenso aueh 
ein Arbeitgeber, der einen Arbeiter, dessen Verpflichtung einem anderen 
Arbeitgeber gegenüber er kennt, während der Dauer dieser Verpflich- 
tung in der Beschäftigung erhält, sofern nicht seit der unrechtmä&igen 
Lösung des Arbeitsverhältnisses bereits 14 Tage verflossen sind. 

Über Arbeitsordnungen bestimmen die §§ 134a bis I34f 
folgendes: 

§ 134a. Für jede Fabrik, in welcher in der Regel mindestens zwanzig Arbeiter 
beschäftigt werden, ist innerhalb vier Wochen nach in Erafttreten dieses Gesetzes 
oder nach der Eröffnung dieses Betriebes eine Arbeitsordnung zu erlassen. Für die 
einzelnen Abteilungen des Betriebes oder für die einzelnen Gruppen der Arbeiter 
können besondere Arbeitsordnungen erlassen werden. Der Erlafs erfolgt durch Aitf- 
bang (§ 134e Absatz 2). 

Die Arbeitsordnung mufs den Zeitpunkt, mit welchem sie in Wirksamkeit treten 
soll, angeben und von demjenigen, welcher sie verl&fst, unter Angabe des Datums 
unterzeichnet sein. 

Abänderungen ihres Inhaltes können nur durch den Erlafs von Nachträgen oder 
in der Weise erfolgen, dafs an Stelle der bestehenden eine neue Arbeitsordnung er- 
lassen wird. 

Die Arbeitsordnungen und Nachträge zu denselben treten frühestens zwei Wochen 
nach ihrem Erlafs in Geltung. 
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§ 134b. Die ArbeiUcrdnong mufs Bestimmungen enthalten: 

1. Aber Anfang und Ende der regelmäfsigen, täglichen Arbeitszeit, sowie der ftir 
die erwachsenen Arbeiter vorgesehenen Pausen; 

2. fiber Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung; 

3. sofern es nicht bei den gesetzlichen Bestimmungen bewenden soll, Qber die Frist 
der zulässigen Aufkündigung, sowie über die Gründe, aus welchen die Entlassung 
und der Austritt aus der Arbeit ohne Aufkündigung erfolgen darf; 

4. sofern Strafen vorgesehen werden, über die Art und Höhe derselben, über die 
Art ihrer Festsetzung, wenn sie in Geld bestehen, über deren Einziehungen 
und über den Zweck, für welchen sie verwendet werden sollen; 

5. sofern die Yerwirkung von Lohnbeträgen nach Mafsgabe der Bestimmungen des 
§ 134 Absatz 2 durch Arbeitsordnung oder Arbeitsvertrag ausbedungen wird, 
über die Verwendung der verwirkten Beträge. 

Strafbestimmungen, welche das Ehrgefühl oder die guten Sitten verletzen, dürfen 
in die Arbeitsordnung nicht aufgenommen werden. Geldstrafen dürfen die Hälfte 
des durchschnittlichen Tagesarbeitsverdienstes nicht übersteigen; jedoch können Thät- 
lichkeiten gegen Mitarbeiter, erhebliche Yerstöfse gegen die guten Sitten, sowie gegen 
den zur Aufrechthaltung der Ordnung des Betriebes, zur Sicherung eines gefahr- 
losen Betriebes oder zur Durchführung der Bestimmungen der Gewerbeordnung er- 
lassenen Vorschriften mit Geldstrafen bis zum vollen Betrage des durchschnittlichen 
Tagesarbeitsverdienstes belegt werden. Alle Strafgelder müssen zum Besten der Ar- 
beiter der Fabrik verwendet werden. Das Recht des Arbeitgebers, Schadenersatz 
zu fordern, wird durch diese Bestimmungen nicht berührt. 

Dem Besitzer der Fabrik bleibt überlassen, neben den im Absatz 1 unter 1 bis 5 
bezeichneten noch weitere die Ordnung des Betriebes und das Verhalten der Ar- 
beiter im Betriebe betreffende Bestimmungen in die Arbeitsordnung aufzunehmen. 
Mit Zustimmung eines ständigen Arbeiterausschusses können in die Arbeitsordnung 
Vorschriften über das Verhalten der Arbeiter bei Benutzung der zu ihrem Besten 
getroffenen mit der Fabrik verbundenen Einrichtungen, sowie Vorschriften über das 
Verhalten der minderjährigen Arbeiter aufserhalb des Betriebes aufgenommen werden. 

§ 134c. Der Inhalt der Arbeitsordnung ist, soweit er den Gesetzen nicht zu- 
widerläuft, für die Arbeitgeber und Arbeiter rechtsverbindlich. 

Andere als die in der Arbeitsordnung oder in den §§ 123 und 124 vorgesehenen 
Gründe der Entlassung und des Austrittes aus der Arbeit dürfen im Arbeitsvertrage 
nicht vereinbart werden. Andere als die in der Arbeitsordnung vorgesehenen Strafen 
dürfen über den Arbeiter nicht verhängt werden. Die Strafen müssen ohne Verzug 
festgesetzt und dem Arbeiter zur Kenntnis gebracht werden. 

Die verhängten Geldstrafen sind in ein Verzeichnis einzutragen, welches den 
Kamen des Bestraften, Tag der Bestrafung, sowie den Grund und die Höhe der 
Strafe ergeben und auf Erfordern dem im § 139 b bezeichneten Beamten jederzeit 
zur Einsicht vorgelegt werden muCs. 

§ 134 d. Vor dem Erlafs der Arbeitsordnung oder eines Nachtrages zu dersel- 
ben ist den in der Fabrik oder in den betreffenden Abteilungen des Betriebes be- 
schäftigten grofi^ährigen Arbeitern Gelegenheit zu geben, sich über den Inhalt der- 
selben zu äufsem. 

Für Fabriken, für welche ein ständiger Arbeiterausschufs besteht, wird dieser 
Vorschrift durch Anhörung des Ausschusses über den Inhalt der Arbeitsordnung genügt. 

§ 134e. Die Arbeitsordnung sowie jeder Nachtrag zu derselben ist unter Mit- 
teilung der seitens der Arbeiter geäufserten Bedenken, soweit die Aufserungen schrift- 
lich oder zu Protokoll erfolgt sind, binnen drei Tagen nach dem Erlafs in zwei Aus- 
fertigungen unter Beifügung der Erklärung, dafs und in welcher Weise der Vorschrift 
des § 134 d genügt ist, der unteren Verwaltungsbehörde einzureichen. 
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Die Arbeitsordnung ist an geeigneter, allen beteiligten Arbeitern zugänglicher 
Stelle auszuhängen. Der Aushang muCs stets in lesbarem Zustande erhalten werden. 
Die Arbeitsordnung ist jedem Arbeiter bei seinem Eintritte in die Beschäftigung zu 
behändigen. 

§ 134 f. Arbeitsordnungen und Nachträge zu denselben, welche nicht vorschrifts- 
mäfsig erlassen sind, oder deren Inhalt den gesetzlichen Bestimmungen zuwiderläuft, 
sind auf Anordnung der unteren Verwaltungsbehörde durch gesetzmäfsige Arbeits- 
ordnungen zu ersetzen oder den gesetzlichen Vorschriften entsprechend abzuändern. 

Gegen diese Anordnung findet binnen zwei Wochen die Beschwerde an die 
höhere Verwaltungsbehörde statt. 

Als ständige Arbeiterausschüsse im Sinne der §§ 134a Absatz 3 und 134 d 
gelten nach § I34h nur: 

1. diejenigen Vorstände der Betriebs- (Fabrik-)Krankenkassen oder anderer far die 
Arbeiter der Fabrik bestehenden Easseneinrichtnngen, deren Mitglieder in ihrer 
Mehrheit von den Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen sind, sofern sie als stän- 
dige Arbeiterausschüsse bestellt werden; 

2. die Knappschaftsältesten von Knappschaft svereinen, welche die nicht den Be- 
stimmungen der Berggesetze unterstehenden Betriebe eines Unternehmers um- 
fassen, sofern sie als ständige Arbeiterausschüsse bestellt werden; 

3. die bereits vor dem 1. Januar 1891 errichteten ständigen Arbeiterausschüsse, 
deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den Arbeitern aus ihrer Mitte gewählt 
werden ; 

4. solche Vertretungen, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den volljährigen 
Arbeitern der Fabrik oder der betreffenden Betriebsabteilung aus ihrer Mitte 
in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. Die Wahl der Vertreter 
kann auch nach Arbeiterklassen oder nach besonderen Abteilungen des Betriebes 
erfolgen. 

Für den Bergbau gelten die Vorschriften über den Erlafs von 
Arbeitsordnungen nicht. In Preufsen schreibt jedoch das Gesetz vom 
24. Juni 1892 für jedes Bergwerk und die damit verbundenen unter 
der Aufsicht der Bergbehörden stehenden Aulagen den Erlafs einer 
Arbeitsordnung vor. Nur bei geringem Umfange oder kurzer Dauer des 
Bergwerksbetriebes kann die Bergbehörde auf Antrag von dem Erlasse 
einer Arbeitsordnung überhaupt oder von der Aufnahme einzelner ge- 
setzlich vorgeschriebener Bestimmungen entbinden. Vor Erlafs der Ar- 
beitsordnung oder eines Nachtrages dazu ist den grofsjährigen Arbeitern 
oder den Arbeiterausschüssen Gelegenheit zur Anhörung zu geben. Der 
Bergbehörde steht lediglich ein Prüfungsrecht zu. 

Die Novelle zum sächsischen Berggesetze vom 2. April 1884 geht 
etwas weiter; sie giebt dem Bergamte nicht nur die Befugnis zur Ab- 
änderung oder Beseitigung der den Gesetzen und Verordnungen zu- 
widerlaufenden Bestimmungen, sondern auch das Recht, ein übermafs 
der Straf bestimmungen zu ermäfsigen und ungeeignete Vorschriften über 
die Verwendung der Geldstrafen abzuändern. 

Die Regelung der L e h rli n gs Verhältnisse im Fabrik- und 
fabrikartigen Betriebe wie im Handwerke und in der Hausindustrie ge- 
schieht durch die §§ 126—133 der G.-O. vom I.Juni 1891. 
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Nach $126 ist der Lehrherr verpflichtet, den Lehrling in den bei seinem Be- 
triebe vorkommenden Arbeiten des Gewerbes in der durch den Zweck der Ausbildung 
gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu unterweisen. £r mufs entweder selbst 
oder durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu bestimmten Vertreter die Ausbildung 
des Lehrlings leiten. £r darf dem Lehrling die zu seiner Ausbildung und zum Behufe 
des Gottesdienstes an Sonn- und Festtagen erforderliche Zeit und Gelegenheit durch 
Verwendung zu anderen Dienstleistungen nicht entziehen. Er hat den Lehrling zur 
Arbeitsamkeit und zu guten Sitten anzuhalten und vor Ausschweifungen zu bewahren. 

Im einzelnen bestimmen dann die §§ 127—133 folgendes: 

§ 127. Der Lehrling ist der v&terlichen Zucht des Lehrherrn unterworfen. 
Demjenigen gegenüber, welcher an Stelle des Lehrherm seine Ausbildung zu leiten 
hat, ist er zor Folgsamkeit verpflichtet 

§ 1 28. Das Lehrverbältnis kann, wenn eine längere Frist nicht vereinbart ist, 
während der ersten vier Wochen nach Beginn der Lehrzeit durch einseitigen Rück- 
tritt aufgelöst werden. £ine Vereinbarung, wonach diese Probezeit mehr als drei 
Monate betragen soll, ist nichtig. 

Nach Ablauf der Probezeit kann der Lehrling vor Beendigung der verabredeten 
Lehrzeit entlassen werden, wenn einer der im § 123 vorgesehenen Fälle auf ihn An- 
wendung findet. 

Von selten des Lehrlings kann das Lehrverhältnis nach Ablauf der Probezeit 
aufgelöst werden: 

1. wenn einer der im § 124 unter Nr. 1, 3—5 vorgesehenen Fälle vorliegt; 

2. wenn der Lehrherr seine gesetzlichen Verpflichtungen gegen den Lehrling; in 
einer die Gesundheit, die Sittlichkeit oder die Ausbildung des Lehrlings gefähr- 
denden Weise vernachlässigt, oder das Recht der väterlichen Zucht mifsbraucht, 
oder zur Erfüllung der ihm vertragsmäCsig obliegenden Verpflichtungen un- 
fähig wird. 

Der Lehrvertracj wird durch den Tod des Lehrlings aufgehoben. Durch den 
Tod des Lehrherrn gilt der Lehrvertrag als aufgehoben, sofern die Aufhebung inner- 
halb vier Wochen geltend gemacht wird. 

Schriftliche Lehrverträge sind stempelfrei. 

§ 129. Bei Beendigung des Lehrverbältnisses hat der Lehrherr dem Lehrling 
unter Angabe des Gewerbes, in welchem der Lehrling unterwiesen worden ist, über 
die Dauer der Lehrzeit und die während derselben erworbenen Kenntnisse und Fertig- 
keiten, sowie über sein Betragen ein Zeugnis auszustellen, welches von der Gemeinde- 
behörde kosten- und stempelfrei zu beglaubigen ist. 

An Stelle dieser Zeugnisse können, wo Innungen oder andere Vertretungen der 
Gewerbetreibenden bestehen, die von diesen ausgestellten Lehrbriefe treten. 

§ 130. Verläfst der Lehrling in einem durch das Gesetz nicht vorgesehenen 
Falle ohne Zustimmung des Lehrherrn die Lehre, so kann letzterer den Anspruch 
auf Rückkehr des Lehrlings nur geltend machen, wenn der Lehrvertrag schriftlich 
geschlossen ist Die Polizeibehörde kann in diesem Falle auf Antrag des Lehrherrn 
den Lehrling anhalten, so lange in der Lehre zu verbleiben, als durch gerichtliches 
Urteil das Lehrverbältnis nicht für aufgelöst erklärt ist. Der Antrag ist nur zulässig, 
wenn er binnen einer Woche nach dem Austritt des Lehrlings gestellt ist. Im Falle 
der Weigerung kann die Polizeibehörde den Lehrling zwangsweise zurückführen 
lassen, oder durch Androhung von Geldstrafen bis zu fünfzig Mark oder Haft bis 
zu fünf Tagen zur Rückkehr ihn anhalten. 

§ 131. Wird von dem Vater oder Vormund für den Lehrling, oder sofern der 
letztere grofsjährig ist, von ihm selbst dem Lebrherrn die schriftliche Erklärung ab- 
gegeben, dafs der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder Berufe übergehen werde, 
Fkahkekstbin, Arbeitersohatz. 9 
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so gilt das Lehrverhältnis, wenn der Lehrling nicht froher entlassen wird, nach Ah- 
lauf von vier Wochen als aufgelöst. Den Gmnd der Auflösung hat der Lehrherr in 
dem Arbeitsbuche zu Termerken. 

Binnen neun Monaten nach der Auflösung darf der Lehrling in demselben Ge- 
werbe Yon einem anderen Arbeitgeber ohne Zustimmung des früheren Lehrherm nicht 
beschäftigt werden. 

§ 132. Erreicht das Lehrrerhältnis vor Ablauf der verabredeten Lehrzdt sein 
Ende , so kann von dem Lehrherrn oder von dem Lehrling ein Anspruch auf Ent- 
schädigung nur geltend gemacht werden, wenn der Lehrvertrag geschlossen worden 
ist. In den FäUen des § 128 Absatz 1 und 4 kann der Anspruch nur geltend gemacht 
werden, wenn dieses in dem Lehrvertrage unter Festsetzung der Art und Höhe der 
Entschädigung vereinbart ist. 

Der Anspruch auf Entschädigung erlischt, wenn er nicht innerhalb vier Wochen 
nach Auflösung des Lehrverhältnisses im Wege der Klage oder Einrede geltend ge- 
macht ist. 

§ 133. Ist von dem Lehrherm das Lehrverhältnis aufgelöst worden, weil der 
Lehrling die Lehre unbefugt verlassen hat, so ist die von dem Lehrherrn bean- 
spruchte Entschädigung, wenn in dem Lehrvertrage ein anderes nicht ausbedungen 
ist, auf einen Betrag festzusetzen, welcher für jeden auf den Tag des Vertrags- 
bruches folgenden Tag der Lehrzeit, höchstens aber fCü* sechs Monate, bis anf die 
Hälfte des in dem Gewerbe des Lehrherm den Gesellen oder Gehilfen ortsüblich ge- 
zahlten Lohnes sich belaufen darf. 

Für die Zahlung der Entschädigung sind als Selbstschuldner mit verhaftet der 
Vater des Lehrlings sowie derjenige Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum Ver- 
lassen der Lehre verleitet oder welcher ihn in Arbeit genommen hat, obwohl er 
wufste, dafs der Lehrling zur Fortsetzung eines Lehrverhältnisses noch verpflichtet 
war. Hat der Entschädigungsberechtigte erst nach Auflösung des Lehrverhältnisses 
von der Person des Arbeitgebers, welcher den Lehrling verleitet oder in Arbeit ge- 
nommen hat, Kenntnis erhalten, so erlischt gegen diese der Entschädigungsanspmch, 
wenn derselbe nicht innerhalb vier Wochen nach erhaltener Kenntnis geltend gemacht 
worden ist. 

2. Oesterreioh. Nach der österreichischen G.-O. vom 8. März 
1885 ist der Arbeitsvertrag Gegenstand freier Übereinkunft. Die 
Erfordernisse seines rechtsgiltigen Abschlusses sind im allgemeinen nach 
dem bürgerlichen Reclite zu beurteilen, doch schreibt § 80 b ausdrück- 
Uch vor, dafs das Arbeitsbuch für jugendliche Arbeiter bis zum vollen- 
deten 16. Jahre die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters zur Ein- 
gehung des Arbeits- oder Lehrverhältnisses enthalten mufe. Das Arbeits- 
verhältnis kann (§ 77), sofern nichts anderes vereinbart ist, durch eine 
14 Tage vorher erklärte Aufkündigung gelöst werden. 

Die Pflichten der Arbeiter während der Dauer des Arbeits- 
verhältnisses bestehen nach § 76 der G.-O.: 

1. in der regelmäfsigen Besorgung der übernommenen Arbeit in 
eigner Person unter Einhaltung der bedungenen oder ortsüblichen 
Arbeitszeit; 

2. in Treue, Folgsamkeit und Achtung gegen den Gewerbeinhaber, 
anständigem Betragen, Besorgung der anvertrauten Verrichtungen nach 
besten Kräften, Verschwiegenheit über die Betriebsverhältnisse, verträg- 
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lichem Benehmen gegen Mitai'beiter nnd Hausgenossen, guter Behand- 
lung der Lehrlinge und der unter Aufsicht der Hilfsarbeiter arbeiten- 
den Kinder; 

3. in der Vollftthrung besonderer Leistungen, über die ausdrückliche 
Vereinbarungen eingegangen wurden. 

Zur Leistung von h&usliohen Arbeiten, insofern sie nicht zum Ge- 
werbebetriebe gehören, sind die Arbeiter vorbehaltlich anderweitiger 
Vereinbarung nicht verpflichtet. 

Die Auflösung des Arbeitsverhältnisses erfolgt nach § 77 
entweder mit Ablauf der ausdrücklich oder stillschweigend bedungenen 
Dauer oder durch Vornahme der Kündigung oder nach § 83 von selbst 
durch das Aufhören des Gewerbebetriebes wie durch den Tod des Arbeiters. 

Vor AblaufderDauer des Arbeitsverhältnisses kann ein Arbeiter 
nach §82 ohne Kündigung sofort entlassen werden, wenn er 

1. bei Abschlufs des Arbeitsvertrages den Arbeitgeber durch Vor- 
zeigung falscher oder geflllschter Arbeitsbücher oder Zeugnisse hinter- 
gangen oder ihn über das Bestehen eines anderen den Hilfsarbeiter 
gleichzeitig verpflichtenden Arbeitsverhältnisses in einen Irrtum ver- 
setzt hat, 

2. zu der mit ihm vereinbarten Arbeit unfähig befunden wird, 

3. der Trunksucht verfällt und wiederholt fruchtlos verwarnt wurde, 

4. sich eines Diebstahles, einer Veruntreuung oder einer sonstigen 
strafbaren Handlung schuldig macht, die ihn des Vertrauens des Arbeit- 
gebers unwürdig erscheinen läfst, 

5. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis verrät oder ohne Ein- 
willigung des Arbeitgebers ein der Verwendung beim Gewerbe abträg- 
liches Nebengeschäft betreibt, 

6. die Arbeit unbefugt verlassen hat oder beharrlich seine Pflichten 
vernachlässigt oder die übrigen Hilfsarbeiter oder die Hausgenossen 
zum ungehorsam, zur Auflehnung gegen den Arbeitgeber, zu unordent- 
lichem Lebenswandel oder zu unsittlichen oder gesetzwidrigen Hand- 
lungen zu verleiten sucht, 

7. sich einer groben Ehrbeleidigung, Körperverletzung oder gefähr- 
lichen Drohung gegen den Arbeitgeber oder dessen Hausgenossen oder 
gegen die übrigen Arbeiter schuldig macht, oder ungeachtet voraus- 
gegangener Verwarnung mit Feuer und Licht unvorsichtig umgeht, 

8. mit einer abschreckenden Krankheit behaftet ist oder durch 
eigenes Verschulden arbeitsunfähig wird, oder wenn die unverschuldete 
Arbeitsunfähigkeit über 4 Wochen dauert, 

9. länger als vierzehn Tage gefänglich eingezogen wird. 

Eine Erweiterung der im Gesetze vorgesehenen Gründe der Entlassung 
ist ebenso unzulässig, als ein Verzicht auf die durch das Gesetz ge- 
botene Möglichkeit. 
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Nach § 82 kann ein Arbeiter ohne Kündigung vor Ablauf der 
vertragsmäfsigen Zeit seine Arbeit yerlassen, 

1. wenn er ohne erweisbaren Schaden ftir seine Gesundheit die 
Arbeit nicht fortsetzen kann, 

2. wenn der Arbeitgeber sich einer thätliohen Mifshandlung oder 
groben Ehrenbeleidigung gegen ihn oder seine Angehörigen schuldig macht, 

3. wenn der Arbeitgeber oder dessen Angehörige den Arbeiter oder 
dessen Angehörige zu unsittlichen oder gesetzwidrigen Handlungen zo 
verleiten suchen, 

4. wenn der Arbeitgeber ihm die bedungenen Bezüge ungebührlich 
vorenthält oder andere wesentliche Vertragsbestimmungen verletzt, 

5. wenn der Arbeitgeber aufser stände ist oder sich weigert, dem 
Hilfsarbeiter Verdienst zu geben. 

Hinsichtlich der Folgen der Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses trifft die österreichische G.-O. vom S.März 1895 folgende Be- 
stimmungen: 

Beim ordnungsmäfsigen Austritte aus dem Arbeitsverhältnisse kann 
der Arbeiter nach § 81 vom Arbeitgeber die Ausstellung eines Zeug- 
nisses über die Art und Dauer seiner Beschäftigung, auf besonderes 
Verlangen auch über sein sittliches Verhalten und seine Leistungen 
fordern. Die Verweigerung eines Zeugnisses oder die Ausstellung eines 
wissentlich wahrheitswidrigen Zeugnisses fllhrt Strafe und Haftbarkeit 
für den dem Arbeiter erwachsenden Nachteil mit sich. 

Bei vorzeitiger Entlassung ohne gesetzlichen Grund oder in dem 
Falle, dafs das Verschulden des Arbeitgebers dem Arbeiter Grund zur 
vorzeitigen Lösung des Verhältnisses giebt, ist der Arbeitgeber ver- 
pflichtet, dem Arbeiter den Lohn und die ihm sonst zustehenden Be- 
züge für die ganze Kündigungsfrist oder für den noch übrigen Teil 
zu vergüten (§ S4). 

Ein Arbeiter, der seinen Arbeitgeber ohne gesetzlich zulfissigen 
Grund vorzeitig verläfst, haftet nicht allein fllr den Ei-satz des erlittenen 
Schadens, sondern er kann auch durch die Behörde zur Rückkehr in 
die Arbeit ftir die noch fehlende Zeit angehalten und überdies nach 
§ 131 mit Verweis oder einer Geldbufse bis zu 400 Gulden oder mit 
Arrest bis zu 3 Monaten bestraft werden. In der Regel sollen jedoeh 
Arreststrafen verhängt werden (§§ 85, 131, 135). Ein Arbeitgeber, der 
einen Arbeiter in Arbeit nimmt, obwohl ihm bei seiner Aufnahme be- 
kannt war, dafs er sein Arbeitsverhältnis mit dem letzten Arbeitgeber 
nicht rechtmäfsig gelöst hatte, oder der einen solchen Arbeiter in Arbeit 
behält, nachdem ihm diese unreclitmäfsige Lösung bekannt geworden 
ist, macht sich einer strafbaren Übertretung der G.-O. schuldig und 
haftet mit dem Arbeiter dem früheren Arbeitgeber ftir den durch den 
Austritt des Arbeiters erwachsenen Schaden. Das Gleiche gilt von dem 
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(Jewerbetreibenden, der einen Arbeiter zum Vertragsbrüche seinem Ar- 
beitgeber gegenüber verleitet hat. 

Über die Regelung des Lehrlingswesens trifft die österreichische 
G.-O. sehr eingehende Bestimmungen, unter denen namentlich die be- 
achtenswert sind, die den gewerblichen Genossenschaften und den Ge- 
werbeinspektoren einen weiten Einflufs einräumen. Hierauf kann an 
dieser Stelle jedoch nicht näher eingegangen werden.*) 

Beztlglieh der Arbeitsordnungen schreibt § 90 vor, dafs der 
Arbeitgeber in Fabriken und solchen gewerblichen Unternehmungen, in 
denen über 20 Hilfsarbeiter in gemeinschaftlichen Lokalen beschäftigt 
sind, eine Arbeitsordnung erlassen mufs. Diese hat bestimmte, das Ar- 
beitsverhältnis betreffende Punkte zu regeln und mufe, um als rechts- 
verbindlich gelten zu können, den Arbeitern in geeigneter Weise bekannt 
gegeben wie in den Betriebsräumen angeschlagen werden. Bevor ihr 
Anschlag erfolgt, ist sie der Gewerbebehörde zur Prüfung auf ihre Ge- 
setzmäfeigkeit vorzulegen. Eine Bestimmung über eine Mitwirkung der 
Arbeiter bei der Festsetzung der Arbeitsordnung kennt das österreichische 
Recht nicht. 

Die Arbeitsordnung mufs neben der Angabe des Zeitpunktes, zu 
dem ihre Wirksamkeit beginnt, zum mindesten Bestimmungen ent- 
halten über 

1. die verschiedenen Arbeiterkategorien, wie die Art der Verwen- 
dung von Frauen und jugendlichen Arbeitern, 

2. die Art und Weise, wie die jugendlichen Arbeiter den Schul- 
besuch geniefsen, 

3. die Arbeitstage, Beginn und Ende der Arbeitszeit und die Ar- 



^7 

4. die Zeit der Abrechnung und Auszahlung der Arbeitslöhne, 

5. die Befugnisse und Obliegenheiten des Aufsichtspersonals, 

6. die Behandlung der Arbeiter im Falle der Erkrankung oder Ver- 
unglückung, 

7. Konventionalgeldstrafen, die bei Übertretung der Arbeitsordnung 
eintreten, und deren Verwendung, dann über etwaige andere Lohnabzüge, 

8. die Kündigungsfristen und die Fälle, in denen das Arbeitsver- 
hältnis sogleich aufgelöst werden kann, 

9. gemäfs dem Gesetze vom 16. Januar 1895 über die Sonntags- 
arbeit im Betriebe, insoweit eii^e solche ausnahmsweise im Verordnungs- 
wege gestattet wird. 

Aufser auf diese Punkte kann die Arbeitsordnung auch noch auf 
andere ausgedehnt werden. 



1) Vgl. hierzu die eingehende Darstellung in Bd. XU des Hand- und Lehrbuches 
der Staatswissenschaften. 
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DieKonventionalgeldstrafenCNr. 7) wie die Art ihrer Verwendung 
sind in ein Verzeichnis einzutragen, das der Behörde und den Arbeitern siir 
Einsicht oflFen stehen und der (Jewerbebehörde vorgelegt werden muls, 
wenn sich ein Hilfsarbeiter durch die Einziehung oder Verwendung der 
Strafgelder beschwert erachtet. 

3. Ungarn. Das Gesetz vom 21. Mai 1884 ordnet nur den Lehr- 
vertrag jugendlicher Arbeiter. Der Arbeitsvertrag an sich ist wie jeder 
Vertrag durch das bürgerliche Recht geregelt. 

4. Schweiz. Das Bandesgesetz vom 23. März 1877 setzt eine 
14tägige Ktlndigungsfrist fest und verpflichtet die Fabrikbesitzer zur 
Aufstellung von Fabrikordnungen. Diese mfissen Bestimmungen 
enthalten über die gesamte Arbeitsordnung, die Bedingungen des Ein- 
und Aastrittes und die Auszahlung des Lohnes. Sie sind nach Ge- 
nehmigung der Kantonsregierung in der Fabrik anzuschlagen und beim 
Dienstantritte den Arbeitern einzuhändigen. Bevor die Genehmigung er- 
teilt wird, soll den Arbeitern Gelegenheit gegeben werden, sich über 
die betreffende Verordnung auszusprechen (Art. 7 u. 8). Zur ErftlUung 
dieser Vorschrift genügt es, nach Verordnung des Bundesrates vom 
25. Januar 1878, wenn der Entwurf der Fabrikordnung zur Einsicht der 
Arbeiter in dem Geschäftsbüreau ausgelegen hat und dies durch An- 
schlag in der Fabrik bekannt gemacht worden ist. Über Bufsen vgl.S. 1 15. 

Das Züricher Gesetz vom 18. Juni 1894, betr. den Schutz der 
Arbeiterinnen, bestimmt über den Dienst- und Lehrvertrag und die 
Arbeitsordnungen folgendes: 

§ 18. Die ersten zwei Wochen von der Anstellung an gelten als Probezeit in 
dem Sinne, dafs bis zum Ablauf dieser Probezeit jedem Teile freisteht, das Arbeits- 
verhältnis unter Einhaltung einer mindestens dreitägigen Ktlndigungsfrist aufzulösen. 

Im übrigen kann der Dienstvertrag von jedem TeUe auf 14 Ta^te, jedoch nur 
auf den Zahltag oder Sonnabend, gekündigt werden. Bei Stückarbeit geht die 
Kündigung auf den Zeitpunkt der Yollendung einer angefangenen Arbeit, sofern 
dabei die ordentliche Kündigungsfrist nicht um mehr ab 4 Tage verkürzt oder ver- 
längert wird. 

Diese Fristen können durch die Arbeitsordnung oder besondere Übereinkunft 
verlängert oder verkürzt werden; jedoch mufs die Kündigungsfrist für beide TeUe 
auf die gleiche Dauer angesetzt sein. 

§ 19. Aus wichtigen Gründen kann die Aufhebung des Dienstvertrages vor 
Ablauf der Dienstzeit an jedem Tage verlangt werden. Über das Vorhandensein 
dieser Gründe entscheidet der Richter nach freiem Ermessen. Liegen dieselben im 
vertragswidrigen Verhalten des einen Teiles, so hat dieser vollen Ersatz zu leisten. 

Im übrigen werden die ökonomischen Folgen einer vorzeitigen Auflösung vom 
Richter nach freiem. Ermessen bestimmt, unter Würdigung der umstände und des 
Ortsgebrauches. 

§ 20. Jeder Arbeiterin ist bei ihrem Austritte auf Verlangen ein Zeugnis über 
Art und Dauer der Beschäftigung auszustellen. 

§ 21. Wer eine Lehrtochter annehmen will, ist verpflichtet, mit derselben be- 
ziehungsweise mit ihrem Vater oder Vormunde, einen schriftlichen Lehrvertrag ab- 
znschliefsen. Dieser Vertrag muCs die Verpflichtung enthalten, die Lehrtocbter in 
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ihrem Berufe ausreichend zu unterrichten. Ferner ist darin die Dauer der Probe* 
zeit und der Lehrzeit, sowie der Betrag eines allfälligen Lehrgeldes festzusetzen; 
aoch ist zu bestimmen, aus welchen Gründen und unter welchen Bedingungen der 
Tertrag einseitig vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden könne. 

§ 22. Arbeitsordnungen über die Einteilung der Arbeitszeit, die Bedingungen 
des Eia- und Austrittes, sowie über die Ausbezahlungen des Lohnes bedürfen der 
Genehmigung der Direktion des Innern; sie sind an sichtbarer Stelle des Geschäfts- 
lokals anzuschlagen. 

Die Direktion des Innern ist befugt, die Aufstellung einer Arbeitsordnung vor- 
zuschreiben, wenn der Umfang oder die Natur eines Geschäftes den Erlafs einer 
solchen rechtfertigt. Sie kann überdies die Revision einer Arbeitsordnung verlangen, 
falls sich bei ihrer Anwendung Übelstände ergeben. 

§ 23. Bufsen dürfen nur verhängt werden, wenn sie in einer genehmigten Ar- 
beitsordnung angedroht sind. 

Keine Bufse darf mehr als ein Viertel des Tagelohnes der Gebüfsten betragen. 

Die BuCsen sind in ein Verzeichnis einzutragen, aus welchem der Name der 
GebQfsten, die geahndete Handlung oder Unterlassung, der Betrag und die Verwen- 
dung der Bufse ersichtlich sind. 

Die Bufsen sind im Interesse der Arbeiterinnen zu verwenden. 

§ 24. Wer die gemäfs Gesetz, Arbeitsordnung oder besonderen Vereinbarungen 
bestehenden Verpflichtungen verletzt, hat dem andern Teile den verursachten Schaden 
za ersetzen. Über die Höhe der Entschädigung entscheidet unter Würdigung aller 
Verhältnisse der zuständige Kichter nach freiem Ermessen. 

5. F ran kr ei ob. Das Gesetz vom 27. Dezember 1890, betr. den Ar- 
beitsvertrag, setzt eine Ergänzung des Art. 1780 des Civilgesetzbuehes 
dahin fest, dafs die ohne bestimmte Zeitdauer eingegangene Dienstmiete 
stets durch den Willen eines der vertragschliefsenden Teile aufhören 
kann. Allerdings kann die einseitige Aufhebung des Vertrages einen 
Sehadenersatz des anderen Vertragschliefsenden begründen. Bei Fest- 
setzung der Entschädigung ist auf die Gewohnheiten, die Natur der 
übernommenen Dienstleistungen, die Zeit der Beschäftigung, die Gehalts- 
abzüge und Zuschüsse, die im Hinblicke auf eine Alterapension gemacht 
oder geleistet wurden, wie überhaupt auf alle Umstände Rücksicht zu 
nehmen, die das Vorhandensein des verursachten Nachteiles beweisen 
und für dessen Umfang Anhalt bieten können. Die Parteien dürfen 
sich des Rechtes, Schadenersatz zu fordern, nicht im voraus entschlagen. 
Die Strafsachen selbst sind, wenn sie den Civilgerichten und Appell- 
höfen übergeben werden, summarisch zu behandeln und als dringend 
abzuurteilen. Im übrigen besteht eine sondergesetzliche Regelung des 
Arbeitsvertrages nicht. 

6. Norwegen. Das Gesetz vom 15. Juni 1881 regelt zunächst in 
ausftlhrlicher Weise und ähnlich wie die deutsche Gesetzgebung den 
Lehrvertrag. Dann trifft es Vorschriften über den Arbeitsvertrag. Hier- 
nach kann das Arbeitsverhältnis, sofern nichts anderes vereinbart ist, 
durch 15 Tage vorher erfolgte Aufkündigung gelöst werden. Vor Ab- 

1) Art. 1780 lautet: On ne peut engager ses senrices qu*ä temps et pour une 
entreprise d^termin^e. 
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lauf des Arbeitsverhältnisses kann der Arbeiter entlassen werden im 
Falle der Beteiligung an einer Revolte, bei Untieue, Unfähigkeit, Trunk- 
sucht und schlechter Aufführung. Er kann dagegen das Arbeitsverhältnis 
vorzeitig lösen bei schlechter Behandlung, Ehrbeleidigung und mangeln- 
der Bezahlung. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Arbeitern bei dem 
Austntte aus dem Arbeitsverhältnisse eine Bescheinigung fiber dessen 
ordnungsmäfsige Lösung auszustellen. Jeder widerrechtliche Eontrakt- 
bruch giebt Anspruch auf Schadenersatz. 

7. Schweden. Das Gesetz vom 18. Juni 1884 unterstellt die in- 
dustriellen und landwirtschaftlichen Arbeiter dem Gesinderechte. 

8. Rufsland. Die Gewerbeordnung verpflichtet die Fabrikver- 
waltungen nach Art. 87, bei Anstellung der Arbeiter die Vorzeigung des 
Aufenthaltscheines zu verlangen. Bei Verträgen auf unbestimmte Zeit 
steht beiden Teilen eine zweiwöchentliche Kündigung zu (Art. 95). Vor 
Ablauf darf der Lohn nicht herabgedrückt werden, sei es durch Fest- 
setzung neuer Gruudlagen für seine Berechnung, sei es durch Kürzung 
der Arbeitstage in der Woche oder der Arbeitsstunden am Tage, sei es 
durch Abänderung der für die Stundenarbeit geltenden Bestimmungen. 
Ebensowenig sind die Arbeiter berechtigt, vor Beendigung des Vertrages 
eine Veränderung der darin festgesetzten Bedingungen zu fordern 
(Art. 96).») 

Der Vertrag zwischen dem Arbeiter und der Fabrikverwaltung wird 
nach Art. 104 beendet: 

1. durch beiderseitige Übereinkunft, 

2. durch Ablauf der Zeit, 

3. durch Ausflihrung derjenigen Arbeit, durch deren Herstellung 
die Dienstzeit bedingt war, 

4. bei unbefristeter Dienstzeit nach zweiwöchentlicher Kündigung, 

5. durch Entfernung der Arbeiter vom Erfüllungsorte auf Verfügung 
der kompetenten Behörde oder durch Verurteilung der Arbeiter zu einer 
Freiheitsstrafe auf so lange, dafs die Erflillung des Vertrages unmög- 
lich wird, 

6. durch Einberufung zur Wehrpflicht oder Antritt eines öffent- 
lichen Amtes, 

7. infolge der von der Behörde verweigerten Prolongation des Aufent- 
haltscheines, 

8. durch Aussetzung der Arbeit auf der Fabrik während mehr als 



1) Art. 1358 des Kriminal- Strafgesetzbuches bestimmt, dafs bei Streik der Ar- 
beiter auf Oewerken, Fabriken oder Manufakturen behufs Niederlegung der Arbeit 
vor Ablauf der von den Unternehmern solcher Betriebsanstalten bedungenen Zeit, 
um dadurch die Fabrikanten zur Erhöhung des Arbeitslohnes zu zwingen, die 
Schuldigen dem Arrest unterliegen, und zwar die Rädelsführer fOr die Zeit von 
3 Wochen bis zu 3 Monaten, die übrigen von 7 Tagen bis 3 Wochen. 
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7 Tagen infolge Feuersbrunst, Überschwemmung, Kesselexplosion oder 
eines ähnlichen Unfalles. 

Einseitig durch den Leiter der Fabrik kann der Arbeitsvertrag 
(nach Art. 105) gelöst werden: 

1. wegen Nichterscheinens des Arbeiters zur Arbeit während dreier 
Tage nacheinander oder an 6 Tagen im ganzen während einesMonates 
ohne triftigen Grund, 

2. wegen Nichterscheinens des Arbeiters zur Arbeit während zweier 
Wochen nacheinander aus triftigen Gründen, 

3. wegen Einleitung einer Untersuchung gegen den Arbeiter oder 
gerichtlicher Belangung desselben unter Anklage eines Verbrechens, 
das mindestens mit Gefängnis bedroht ist, 

4. wegen Grobheit oder ungehörigen Betragens ') des Arbeiters, 
wenn es die vermögensrechtlichen Interessen der Fabrik oder die per- 
sönliche Sicherheit irgend eines Gliedes der Fabrikverwaltung oder der 
Arbeitsaufseher zu bedrohen geeignet ist, 

5. wegen ansteckender Krankheit des Arbeiters. 

Der Arbeiter ist berechtigt, einseitig den Vertrag aufzulösen: 

1. wegen Milshandlung, schwerer Beleidigung und schlechter Be- 
handlung durch den Fabrikherrn, dessen Familie oder die Personen, 
die mit der Aufsicht über die Arbeiter betraut sind, 

2. wegen Nichtgewährung von Nahrungsmitteln und Wohnung, 

3. wegen solcher Arbeit, die störend auf die Gesundheit wirkt, 

4. wegen Todes des Mannes oder der Frau oder anderer Familien- 
glieder, falls diese Ernährer der Familie waren, 

5. wegen Einberufung der Ernährer der Familie des Arbeiters zur 
Wehrpflicht. 

Abgesehen hiervon giebt Art. 18 dem Arbeiter die Befugnis, bei 
unpünktlicher Auszahlung des Lohnes im Laufe eines Monates die Auf- 
hebung des Vertrages auf gerichtlichem Wege zu fordern. Das Klage- 
recht steht ihm nicht zu, wenn er aus eigener Verschuldung den Lohn 
nicht in Empfang genommen hat. Erweist sich dagegen die Klage als 
begründet, so wird dem Arbeiter aufeer seiner Forderung noch ein be- 
sonderer Schadenersatz zuerkannt. 

Im Interesse der Aufrechterhaltung der Ordnung in den Fabriken 
hat der Betriebsleiter nach Art. 143 das Recht, aus eigner Machtvoll- 
kommenheit 1. für untaugliche Arbeit, 2. för Versäumnis und 3. für Störung 
der Ordnung Geldstrafen zu diktieren. Sie müssen in besonderen Tabellen 
verzeichnet sein und dürfen '/s desjenigen Lohnbetrages nicht übersteigen, 
der dem Arbeiter bei dem regelmäfsigen Abrechnungstermine zukommen 
würde. Für mutwillige Abwesenheit des Arbeiters kann der Fabrikleiter 

I) Als ungehöriges Betragen im Sinne der Ziff. 4 des Art. 105 ist u. a. auch 
uBYorsichtiges Umgeben mit Feuer und Tabakrauchen zu verstehen. 
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höchstens den sechsfachen Tagelohn als Geldstrafe dekretieren ; dagegen 
darf er in Fällen von Verspätung und bei Ordnungswidrigkeiten die 
Geldstrafe für den einzelnen Fall auf nicht mehr als 1 Rubel festsetzen, 
während er in Fällen von Schadenzufügung seitens des Arbeiters auf den 
gerichtlichen Weg verwiesen ist. Die Geldstrafen sind nach Art. 152 zu 
einem bei jeder Fabrik zu bildenden und von dieser zu verwaltenden 
Kapital zu schlagen. Dieses darf mit Genehmigung des Fabrikinspektors 
nur zur Linderung der Not der Arbeiter selbst verwandt werden, und 
zwar auf Grundlage von Verordnungen, die der Finanzminister nach 
Vereinbarung mit dem Minister des Innern erläfst. 

Schliefslich verbietet das Gesetz die Aufnahme solcher Bedingungen 
in den Arbeitsvertrag, die den Arbeiter beschränken könnten, sein Recht 
vor Gericht geltend zu machen. 

9. In Dänemark, den Niederlanden, Grofsbritannien, 
Italien, Spanien und Portugal besteht ein sondergesetzlicher 
Arbeitsvertragsschutz nicht. Nur im Interesse der Bekämpfung des 
Schwitzsystems hat man neuerdings in Grofsbritannien für einige Bestim- 
mungen des Arbeitsvertrages eine sondergesetzliche Regelung vorgesehen. 

6. Kapitel, üeber die dem Arbelterschutze nicht angehörenden 
lohnpolitischen Forderungen. 

§ 1. Die Übelstände in den Einkommensverhältnissen der Arbeiter, 
Dafs bei dem Systeme der Freiheit der Arbeitsverträge auch die Be- 
stimmung der Höhe und Art des Arbeitslohnes, der in der Regel 
das ausschliefsliche Einkommen der gewerblichen Arbeiter bildet, der 
freien Verabredung zwischen Arbeitgebern und Arbeitern überlassen 
bleiben wird, kann als selbstverständlich betrachtet werden. Alle Kultur- 
staaten haben auch die Freiheit der Lohnabrede gesetzlich sanktioniert 
und nur durcli den Truck- und Lohnzahlungsschutz einige Ausnahmen 
zum Schutze der Arbeiter getroffen. In Zukunft wird die Gesetzgebung, 
wie hier vorausgeschickt sein möge, ebenfalls keine andere Stellung 
einnehmen dürfen. An dieser Ansicht wird aus Gründen, die noch er- 
örtert werden sollen, festzuhalten sein ; trotzdem wird man sich der Er- 
kenntnis, dafs die Einkommensverhältnisse und die Bemessung der Lohn- 
höhe Übelstände mit sich bringen, die der Milderung und Beseitigung 
bedürfen, nicht verschliefsen können. Diesen Übelständen gegenüber 
einzugreifen, ist aber nicht Aufgabe des staatlichen Arbeiterschutzes. 
Wohl stehen dem Staate Mittel zu Gebote, um auf die Verteilung des 
Volkseinkommens im allgemeinen einzuwirken, wie insbesondere der 
Unsicherheit des Einkommens der Arbeiter durch die Arbeiter Ver- 
sicherungsgesetzgebung vorzubeugen; auch mittelbar ist er als 
Arbeitgeber durchaus in der Lage, einen Einflufe zu üben. Die sich 
in der Privatwirtschaft vollziehende freie, vertragsmäfsige Abrede des 
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Lohnes zu beseitigeQ oder über den Truok- und Lohnzahlungsschutz 
hinaus zu beschränken, das vom Staate zu fordern, ist nicht gerecht- 
fertigt und wäre auch unerfüllbar. 

Die Unsicherheit des Einkommens, die sich freilich nicht 
nur bei den gewerblichen Arbeitern, sondern ebenso bei den Unter- 
nehmern findet, ist fttr den einzelnen Arbeiter zunächst durch seine 
kündbare Stellung wie die Möglichkeit, ihn leicht zu ersetzen, gegeben 
und wird um so gröfser sein, je geringer seine persönlichen Beziehungen 
zum Arbeitgeber sind ; fiir die Arbeiterklasse dagegen ist die Sicherheit 
des Einkommenbezuges hauptsächlich dadurch in Frage gestellt, dafs 
die Groisindustrie stärker als andere Produktionszweige der Gefahr von 
Störungen, Überproduktion und Absatzkrisen ausgesetzt ist. Diese Stö- 
rungen führen zu Einschränkungen des Betriebes, zur Entlassung von 
Arbeitern oder zu vorübergehender Herabsetzung der Arbeitszeit bei ent- 
sprechender Verkürzung der Löhne und wirken so ungünstig auf die 
Einkommensverhältnisse ein. Selbst wenn man zu den abnormsten Mit- 
teln greift, um in Zeiten der oftmals eine gröfsere Ausdehnung über die 
hauptsächlichsten Industriezweige gewinnenden Krisen die Arbeitermasse 
über die schlimmste Zeit hinweg zu bringen, so findet inzwischen doch 
eine häufig nutzlose und unwirtschaftliche Ausnutzung der Arbeit statt, 
und die Vermögensverschiebungen gestalten sich schroffer und die 
sozialen Gegensätze verschärfend. Für die gewerblichen Arbeiter wer- 
den die Störungen um so empfindlicher, als ihre einseitige Ausbildung 
und die in Zeiten des Niederganges oftmals erfolgende Demoralisation 
der Beschäftigungslosen einen IJbertritt in andere Gewerbe erschwert 
oder verhindert, aufserdem aber in Krisen auch auf Arbeitsgebieten, die 
davon nicht direkt betroffen sind, ein erhöhtes Angebot von Arbeits- 
kräften und eine geringere Nachfrage danach stattzufinden pflegt. Auch 
mit der Möglichkeit eines weiteren Ersatzes der Handarbeit durch Ma- 
schinenarbeit und der Beschäftigung weiblicher und jugendlicher Per- 
sonen an Stelle erwachsener Arbeiter mufs in der modernen Industrie 
gerechnet werden. 

Da die Art der Beschäftigung für den einzelnen Arbeiter Krank- 
heiten, Unfälle und Invalidität mit sich führen kann, so wird auch in- 
folge der hieraus entstehenden vorübergehenden oder dauernden Er- 
werbsunfähigkeit eine Gefährdung der Stetigkeit und Sicherheit des 
Einkommens einzutreten vermögen. Diesem besonderen Übelstande vor- 
zubeugen, ist Aufgabe der Arbeiterversicherungsgesetzgebung. 

Neben der Unsicherheit des Einkommens wird sich ein weiterer 
Mi&tand för den Arbeiter dann ergeben, wenn der Lohn im Ver- 
hältnisse zur Befriedigung der Lebensbedürfnisse und im 
Verhältnisse zur Arbeitsleistung zu niedrig ist. 

Nach Lasalle (Offenes Antwortschreibeu, S. 15) soll das „eherne 
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ökonomische Gesetz*', das unter der Herrschaft von Angebot und Nach- 
frage nach Arbeit den Arbeitslohn bestimmt, darin bestehen, dafe ^der 
durchschnittliche Arbeitslohn immer auf den notwendigen Lebensunter- 
halt reduziert bleibt, der in einem Volke gewohnheitsmäfsig zur Fristung 
der Existenz und zur Fortpflanzung erforderlich ist*. Diesem Gesetze 
widersprechen aber die Löhne, die in der Gegenwart gezahlt werden. 
Allerdings ist nicht zu leugnen, dafs das Einkommen einer groben 
Klasse von Arbeitern, der ungelernten Arbeiter, durchschnittlich so 
niedrig ist, dafs es für eine nicht besonders kinderreiche Familie nur 
eine dürftige Befriedigung der notwendigsten Lebensmittel, dagegen 
nicht die Führung einer Kulturexistenz gestattet. Dagegen reicht der 
Durchschnittslohn in andern Lohnklassen nicht nur zu einer bessern 
Lebenshaltung aus, sondern er gestattet wohl auch, Ersparnisse zurück- 
zulegen. Er würde sich auch für ungelernte Arbeiter normal gestalten, 
wenn hier nicht der Kinderreichtum der Familien so stark wäre und 
zu einem Mehrangebote von Arbeitskräften wie zu einer Konkurrenz 
von einzelnen Personen, kinderreichen und weniger kinderreichen Fa- 
milien fuhren würde. Was dagegen das gerechte Verhältnis der Lohn- 
höhe zur Arbeitsleistung anbelangt, so läfst sich hierfür ebenso wenig 
ein zutreffender Mafsstab finden, als wie für die gerechte Verteilung der 
Güter überhaupt.2) 

Schönberg (Handbuch, Bd. 2, S. 661) fordert, dafs ^die Lohnhöhe 
variiere nach Mafsgabe der Arbeitsleistungen (Qualität und Quantität 
derselben) und dafe — analog den normalen Preisen anderer Waren — 
die Löhne entsprechen sollten dem Werte der Arbeitsleistungen itir die 
Konsumenten derselben und dem Preise, welchen diese dafür bezahlen.*' 
Auch nach dieser Forderung dürfte es nicht immer möglich sein, einen 



t) In der Stadt Berlin wie in den Vororten erzielten nach Veröffentlichungen des 
Statistischen Amtes der Stadt Berlin (auf Grund von Z&hlkarten, die die Berufs- 
genossen Schaft der chemischen Industrie ausgefüllt hatte) im Jahre 1891 tob .den 
300 Tage und länger beschäftigten Arbeitern und Arbeiterinnen der chemischen 
Industrie 
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MalBStab fOr die Normierung der gerechten Lohnhöhe im konkreten Falle 
ftr jeden einzelnen Arbeiter oder fttr jede einzelne Arbeiterklasse auf- 
zustellen. Dafs man im allgemeinen aber auf diesem Wege zum Ziele 
kommen wird, beweisen die gleitenden Skalen. 

Die gleitende Lohnskala (sliding scale), die eine hauptsäch- 
lich in den letzten beiden Jahrzehnten in der Eisen- und Kohlenindustrie 
Englands und Nordamerikas üblich gewordene Form des Lohnvertrages 
darstellt, besteht darin, dafs Lohn und Verkaufspreis der Waren in Be- 
ziehung zu einander gebracht werden. Sie beruht auf einem ktlndbaren 
Vertrage, worin Arbeitgeber und Arbeiter sich einigen, dafs unter Zu- 
grundelegung eines bestimmten Standardlohnes und eines Normalpreises 
des Produktes der Lohnsatz prozentual über den Standardlohn steigen 
oder unter ihn fallen soll, je nachdem sich die Preisschwankungen des 
Rohproduktes gestalten. Ein Nachteil ist nur darin zu erblicken, dab 
die Grundlage der Lohnskala durch die Machtverhältnisse rasch ver- 
schoben werden kann; indessen läfst sich diese Möglichkeit, wie die 
an anderer Stelle zu schildernden Erfahrungen in England lehren, stark 
reduzieren. 

Voraussetzung für den Erfolg einer Lohnregulierung durch die 
gleitenden Skalen ist allerdings, dafs den Unternehmern gut organisierte 
Arbeiterverbände gegenüberstehen. Wo das nicht der Fall ist und der 
Arbeitgeber mit isolierten Arbeitern zu thun hat, wird häufig eine Lohn- 
bildung erfolgen, die als ungerecht zu bezeichnen ist, und die zu einem 
Mifsstande wird, wenn Lohnerhöhungen unterbleiben, wo sie gerecht- 
fertigt und möglich wären (z. B. bei günstigen Konjunkturen), oder wenn 
Lohnherabsetzungen eintreten, wo eine Verringerung des Wertes der 
Arbeitsleistungen für die Konsumenten nicht stattgefunden hat. 

Ein letzter Mifestand in den Einkommensverhältnissen der Arbeiter 
besteht schliefslich darin, dafs sie nur wenig Aussicht haben, im Laufe 
der Zeit ein höheres Einkommen zu erzielen. Ohne Frage ist 
es einer der gröfsten Übelstände der modernen Fabrikarbeit, dafs junge 
Leute von 18—20 Jahren gewöhnlich schon annähernd die Grenze des 
Einkommens erreicht haben, und dafs sie diese später selten noch wesent- 
lich überschreiten. Ist der Lohn an sich schon niedrig, so wird der 
Übelstand natürlicherweise nur gröfser, und er wird weiter erhöht, wenn 
die Vermehrung der Familie eine starke ist. Das pflegt aber meist 
schon deshalb der Fall zu sein, weil die Arbeiter infolge des relativ 
hohen Einkommens, das sie im jugendlichen Alter erhalten, zu früh- 
zeitigen Heiraten schreiten. 

§ 2. Die Lohnregulierung durch den Staat. — LohneinJcotnmen 
und VolJcsverm^rung, Die Einkommensverhältnisse und die Lebens- 
haltung des Arbeiterstandes durch eine staatliche Festsetzung von 
„Minimallöhnen** wie durch eine obrigkeitliche Regelung der Löhne über- 
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hanpt heben za wollen, ist ein Plan, der einerseits von der Sozialdemokratie 
(Antrag Auer u. Gen. im Deutschen Reichstage, 1885), anderseits nament- 
lich von RoDBERTüS als ansftlhrbar bezeichnet worden ist, Rodbeetüs 
wollte eine normalere Lohnbildung auf dem Boden der heutigen Gresell- 
schaftsordnung durch Mitbeteiligung der Arbeiter am steigenden Ertrage 
der Nationalproduktion vermittelst eines „ Normalarbeitstages ** ermög- 
lichen. Zu dem Zwecke empfahl er zunächst, die gewerklich und in- 
dividuell so verschiedenartige Leistung der einzelnen Arbeiter auf ein 
gemeinsames Normalmafs — Werkzeit und Normalzeit — zuröckzuflihren, 
um so Leistung und Lohn ins Verhältnis zu setzen; sodann schlug er 
aber vor, dals nach solcher Werkzeit nicht blos der Wert des Produktes 
jedes Gewerbes normiert, sondern auch der Lohn in jedem Ge werke 
gezahlt werde. Der Lohnsatz für den normalen Giewerkarbeitstag 
wiederum sollte noch in jedem Gewerke unter der Autorität des Staates 
festgesetzt und zwischen Arbeitgebern und Arbeitern vereinbart wer- 
den ; diese Festsetzungen sollten sich periodisch wiederholen und nach 
Mafsgabe der Steigerung oder Produktivität der Arbeit ebenfalls erhöhen. 
Ein Eingriff in die Privatwirtschaft, wie ihn die Ausführung des 
RoDBERTUSschen Vorschlages zeitigen müfete, würde schon deshalb höchst 
bedenklich sein, weil fftr die Möglichkeit seines Gelingens auch nicht 
der mindeste Anhaltepunkt gegeben wäre. In der Gegenwart, wo sich 
Verbände von Arbeitgebern und Arbeitern geschlossen gegenüber stehen 
und für ganze Industriezweige Vereinbarungen über den Lohntarif, über 
die gleitende Skala und einen festen Minimallohn treflFen, ist zweifellos 
bereits ein bedeutsamer Schritt zur Herstellung eines normalen Lohn- 
systemes geschehen, und es ist kein Beweis daför vorhanden, dafs auf 
RoDBERTüsschem Wege etwas besseres zu stände kommen werde, als 
innerhalb eines volkswirtschaftlichen Systemes, das freien Verbänden 
unter dem Scliutze eines positiven Arbeiterrechtes die Einigung selbst 
überläfst. Die Lohnfestsetzungen nach der Normalzeit und Normalarbeit 
dürften überdies auf die gröfsten grundsätzlichen und technischen Be- 
denken stofeen. Es ist an sich sclion fraglich, ob irgend ein Staat den 
grofsen technischen Schwierigkeiten, die bei den Normalisierungen hervor- 
treten würden, gewachsen wäre. Aber selbst wenn das der Fall wäre, 
so müfste eine obrigkeitliche Lohnfestsetzung den Krieg um die Be- 
einflussung der Staatsgewalt, einen Kampf Aller gegen Alle, eröffnen. 
Der Staat kann die Verantwortung zudem um so weniger übernehmen, 
als eine Festsetzung der Löhne durch seine Organe auch eine staatliche 
Regulierung der Preise der Produkte und des Warenmarktes zur Voraus- 
setzung haben müfste. An diesem Probleme würde die Verwirklichung 
des Planes scheitern, den sich Rodbertüs und die Sozialisten ausgedacht 
hatten ; denn beide erstreben die staatliche Lohnregulierung im modernen 
kapitalistischen Staate, nicht aber im sozialistischen Zukunftsstaate, 
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Von direkten Eingriffen in die Festsetzung der Löhne haben sich 
bisher alle Staaten fern gehalten. Auch in der Bestimmung des § 11 
des Züricher Gesetzes, betr. den Schutz der Arbeiterinnen, wonach der 
Lohn ftlr Überzeitstunden wenigstens ein Viertel höher sein soll als der 
gewöhnliche Lohn, wird man schwerlich einen Eingriff im Rodbertüs- 
schen Sinne erblicken können. Dagegen unterliegt es keinem Zweifel, 
dafs dem Staate — abgesehen vom Arbeiterversicherungswesen — einer- 
seits namentlich auf dem Gebiete der Finanzpolitik Mittel zu Gebote 
stehen, um auf die Verteilung des Volkseinkommens tlberhaupt einen 
Einflufs auszuüben, während er anderseits in seiner Eigenschaft als Ar- 
beitgeber die Möglichkeit besitzt , auf die Einkommensverhältnisse der 
Arbeiter fordernd einzuwirken. In weit stärkerem Mafse, als es durch 
das Eingreifen des Staates möglich ist, würden die Lohn Verhältnisse der 
Arbeiter jedenfalls auf das günstigste beeinflufst werden, wenn es ge- 
länge, die mafslose, unmoralische Kindererzeugung dieser 
Bevölkerungsklasse zu beschränken. Dazu möfste freilich in weiten 
Kreisen die Anschauung Boden gewinnen, dafs es den Forderungen der 
Moral ebenso wenig entspricht, ohne gentif^ende Mittel zum Unterhalte 
einer Familie zu heiraten, als Kindern das Leben zu geben, die man 
nicht ernähren und nicht ausbilden kann. Gegen diese Grundsätze einer 
vernünftigen Sittenlehre wird in Arbeiterkreisen schwer gefehlt, und 
daraus entsteht, als selbstverschuldet, eine der Hauptursachen der trau- 
rigen Lage zahlloser Arbeiterfamilien. Da das Einkommen, das für 
eine Familie mit beschränkter Kinderzahl eine gute Lebensführung ge- 
statten würde, bei einer grofsen Kinderschar nicht ausreicht und die 
sittliche Selbstbeschränkung der Arbeiter sehr häufig fehlt, so liegt es 
auf der Hand, dafs die Not, in die der Kinderreichtum die Familien 
versetzt, zu weiteren Mifsständen führt. Grofse Kindersterblichkeit, 
Siechtum und früher Tod der Frauen, Ausbeutung der Arbeits- und Er- 
werbskraft der Kinder durch ausgedehnte Beschäftigung, Bettelei und 
Prostitution sind die Folgen, die natürlich in den untersten Lohnklassen, 
den der ungelernten Arbeiter, am traurigsten auftreten. Hier insbe- 
sondere ruft die mafslose Kindererzeugung noch den weiteren Nachteil 
hervor, dafs sie jede dauernde Lohnsteigerung verhindert, die einer 
Durchschnittsfamilie eine Lebenshaltung über das notdürftigste hinaus 
gestatten würde. Eine gesunde normale Bevölkerungsbewegung bietet 
ohne Frage die besten Aussichten auf eine dauernde Steigerung der Löhne; 
sie mufa notwendigerweise zu einer Verminderung des Arbeitsangebotes 
und damit zur Beseitigung des Druckes auf dem Arbeitsmarkte führen. 

7. Kapitel. Die Internationale Begelang des Arbeiterschntzes. 

Die Entwickelung und die Erfolge der Arbeiterschutzgesetzgebung 
sind in den einzelnen Ländern sehr verschieden gewesen. Zum Teil 
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hängt das mit der gewerblichen Entwickelung der betreffenden Länder 
überhaupt zusammen, zum Teil sind andere Ursachen von EinfluUs ge- 
wesen. Namentlich haben manche Regierungen Bedenken getragen, 
den gesetzlichen Arbeitersohntz weiter auszubauen, weil sie befürchteten, 
dafs jede weitere Einschränkung der Ausnutzung der menschlichen Ar- 
beitskraft zu einer Verminderung der Konkurrenzfähigkeit der heimischen 
Industrie führen würde. Schon im Jahre 1841 hat nun ein elsäfsisoher 
Fabrikant, Daniel Leorand, in einer Eingabe an den französischen 
Senat darauf hingewiesen, dafs alle Bedenken fallen würden, wenn es 
gelänge, auf internationalem Wege Vereinbarungen zu treffen. Eine 
eingehendere Erörterung und Beachtung der Frage einer internationalen 
Arbeiterschutzgebung ist indessen erst in neuerer Zeit erfolgt, insbe- 
sondere erst, nachdem die schweizerische Regierung Schritte gethan 
hatte, um eine Lösung jener Frage anzubahnen. Im Jahre 1881 wies 
die Schweiz ihre Vertreter an, bei den Regierungen der hauptsächlich- 
sten Industriestaaten anzufragen, ob sie geneigt seien, in Verhandlungen 
über eine internationale Regelung der Fabrikgesetzgebung einzutreten. 
Da die meisten Antworten ablehnend ausfielen, so unterblieben weitere 
Schritte. Inzwischen wurde die öffentliche Meinung mehr und mehr 
aufgeklärt und für den internationalen Arbeiterschutz gewonnen. Die 
Schweiz konnte daher mit besseren Hoffnungen ihre Einladung wieder- 
holen. Auf ihr Rundschreiben vom 15. März 1889 sagten die meisten 
Regierungen ihre Teilnahme zu; die Beratungen sollten im Frühjahre 1890 
beginnen. Da erschienen die bekannten Erlasse des deutschen Kaisers 
vom 4, Februar 1890. Deren erster an den Reichskanzler lautete: 

„Ich bin entschlossen, zur Verbesserung der Lage der deutschen 
Arbeiter die Hand zu bieten, soweit die Grenzen es gestatten, welche 
Meiner Fürsorge durch die Notwendigkeit gezogen werden, die deutsche 
Industrie auf dem Markte konkurrenzfähig zu erhalten und dadurch 
diese und der Arbeiter Existenz zu sichern. Der Rückgang der heimi- 
schen Betriebe durch Verlust ihres Absatzes im Auslande würde nicht 
nur die Unternehmer, sondern auch die Arbeiter brotlos machen. Die 
in der internationalen Konkurrenz begründeten Schwierigkeiten der 
Besserung der Lage unserer Arbeiter lassen sich nur durch internationale 
Verständigung der an der Beherrschung des Weltmarktes beteiligten 
Länder, wenn nicht überwinden, so doch abschwächen. In der Über- 
zeugung, dafs auch andere Regierungen von dem Wunsche beseelt sind, 
diese Bestrebungen einer gemeinsamen Prüfung zu unterziehen, über 
welche die Arbeiter dieser Länder unter sich schon internationale Ver- 
handlungen fllhren, will Ich, dafs zunächst in Frankreich, England, 
Belgien und der Schweiz durch Meine dortigen Vertreter amtlich an- 
gefragt werde, ob die Regierungen geneigt sind, mit uns in Unterhand- 
lung zu treten behufs einer internationalen Verständigung über die Mög- 
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liohkeit, denjenigen Bedürfnissen und Wünschen der Arbeiter entgegen- 
zakomraen, welche in den Ausständen der letzten Jahre und anderweit 
zu Tage getreten sind. Sobald die Zustimmung zu Meiner Anregung 
im Prinzip gewonnen sein wird, beauftrage ich Sie, die Kabinette aller 
der Regierungen, welche an der Arbeiterfrage den gleichen Anteil haben, 
zu einer Konferenz behufs Beratung über die einschlägigen Fragen 
einzuladen.** 

Nach diesem Erlasse verzichtete die Schweiz auf die von ihr ge- 
planten Beratungen. Die internationale Arbeiterschutzkonferenz wurde 
zum 15. März 1890 nach Berlin eingeladen und tagte hier unter Teil- 
nahme von 15 Staaten (Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
Grobbritannien, Holland, Italien, Luxemburg, Norwegen, Oesterreich, 
Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, Ungarn) vom 15.— 29. März. 
Den Konferenz-Beratungen war ein von deutscher Seite ausgearbeitetes, 
eine Reilie von Fragen enthaltendes Programm zu Grunde gelegt wor- 
den. Die Beschlüsse der Konferenz stellen sieh dementsprechend 
als Antworten dar. Fragen und Antworten lauten : 

L Regelung der Arbeit in Bergwerken. 

Frage: 1. Ist die Beach&ftigung unter Tage zu verbieten: 

a. für Kinder unter einem bestimmten Lebensalter? 

b. für weibliche Personen? 
Antwort: Es ist wünschenswert^ 

a. dafs die untere Grenze des Alters, in welchem die Kinder 
zu den unterirdischen Bergwerksarbeiten zugelassen werden 
dürfen, nach Mafsgabe der durch die Erfahrung festgestellten 
Möglichkeit allmählich auf das Ende des 1 4. Lebensjahres 
verschoben wird, jedoch würde für die südlichen Länder 
diese Orenze auf 1 2 Jahre festzusetzen sein ; 

b. dafs die Arbeit unter der Erde den Personen weiblichen 
Geschlechtes verboten werde. 

Frage: 2. Ist für Bergwerke, in denen die Arbeit mit besonderen Gefahren für 

die Gesundheit verbunden ist, eine Beschränkung der Schichtdauer 
vorzusehen? 
Antwort: Es ist wünschenswert, 

dafs in den Fällen, wo die Bergwerkstechnik nicht ausreichen 
würde, um alle Gefahren für die Gesundheit, welche sich aus 
den natürlichen oder zufälligen Bedingungen der Ausbeutung 
gewisser Bergwerke oder gewisser Schächte ergeben, zu be- 
seitigen, die Arbeitsdauer eingeschränkt werde; die Sorge für 
die Durchführung dieses Beratungsergebnisses auf gesetzgeberi- 
schem oder Verwaltungswege oder durch Übereinkunft zwischen 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder anderswie bleibt 
jedem Lande nach den Grundsätzen und der Praxis jedes 
Volkes überlassen. 
Frage: 3. Ist es im allgemeinen Interesse möglich, um die Regelm&Csigkeit der 

Kohlenförderung zu sichern, die Arbeit in den Kohlengruben einer 
internationalen Regelung zu unterstellen? 
FBAUKXVsnuir, Arbeiterschntz. 10 
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Antwort: Es ist wünschenswert, 

a. dafs die Sicherheit des Arbeiters und die Unschädlichkeit 
der Arbeiten für die Gesundheit durch alle Mittel gewähr- 
leistet werde, über welche die Wissenschaft verfügt, und 
dafs dieselben anter Staatsaufsicht gestellt werden; 

b. dals die mit der Leitung des Unternehmens betrauten In- 
genieure ausschliefslich Leute seien, deren Erfahrung und 
technische Befähigung gebührend erprobt sind; 

c. dafs die Beziehungen zwischen den Bergarbeitern und den 
Betriebsingenieuren möglichst unmittelbare seien, so dafs sie 
den Charakter des gegenseitigen Vertrauens und der gegen- 
seitigen Achtung tragen; 

d. dafs die in Übereinstimmung mit den Sitten jedes Landes 
organisierten Vorbeugungs- und Hilfseinrichtungen, welche 
bestimmt sind, den Bergarbeiter und seine Familie gegen 
die Folgen der Krankheit, der Unfälle, der vorzeitigen In- 
validität, des Alters und des Todes zu schützen, und welche 

^ geeignet sind, das Loos des Bergarbeiters zu bessern, sowie 
ihn an seinen Beruf zu fesseln, immer weiter entwickelt 
werden; 

e. dafs man sich, uro die Kontinuität der Kohlenproduktion zu 
verbürgen, bemühe, die Arbeitseinstellungen zu verhüten. 
Die Erfahrung beweist, dafs das beste Präventivmittel (gegen 
Streiks) darin besteht, dals die Bergwerksunternehmer und 
die Arbeiter sich freiwillig verpflichten, in allen Fällen, wo 
ihre Dififerenzen nicht durch unmittelbares Übereinkommen 
geschlichtet werden können, die Entscheidung eines Schieds- 
gerichtes anzurufen. 

II. Regelung der Sonntagsarbeit. 
Frage: 1. Ist die Arbeit an Sonntagen der Regel nach, und Notfälle vorbe- 

halten, zu verbieten? 
Antwort: Es ist wünschenswert, 

dafs unbeschadet der in jedem Lande erforderlichen Ausnahmen 
und des notwendigen Aufschubes 

1. ein Ruhetag in jeder Woche den geschützten Personen 
(Kindern, jugendlichen Arbeitern, Frauen) gewährt werde; 

2. ein Ruhetag allen industriellen Arbeitern zukomme; 

3. dafs der Ruhetag für die geschützten Arbeiter auf den 
Sonntag verlegt werde und 

4. der Ruhetag für alle industriellen Arbeiter ebenfalls auf den 
Sonntag falle. 

Frage: 2. Welche Ausnahmen sind im Falle des Erlasses eines solchen Ver- 

botes zu gestatten? 
Antwort: Ausnahmen sind zulässig: 

a. mit Rücksicht auf Betriebe, welche aus technischen Gründen 
die Kontinuität der Produktion verlangen, oder welche dem 
Publikum notwendige Erzeugnisse liefern, deren Herstellung 
täglich stattfinden mufs; 

b. mit Rücksicht auf Betriebe, die ihrer Natur nach nur zu 
bestimmten Jahreszeiten funktionieren können, oder die von 
der unregelmäfsigen Wirkung der Naturkräfte abhängig sind. 
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Auch im Falle dieser Ansnahmen soll jeder Arbeiter jeden 
zweiten Sonntag frei haben. 
Frage: 3. Sind diese Aosnahiiien durch internationales Abkommen, durch Gre- 

setz oder im Verwaltungswege zu bestimmen? 
Antwort: Zu dem Zwecke der Festsetzung der Ausnahmen nach gleich- 
artigen Gesichtspunkten ist es wünschenswert , dafs ihre feste 
Regelung durch ein Übereinkommen zwischen den verschiedenen 
Regierungen hergestellt wird. 

III. Regelung der Kinderarbeit. 

Frage: - 1. Sollen Kinder bis zu einem gewissen Lebensalter von der industriellen 

Arbeit ausgeschlossen werden? 
Antwort: Es ist wünschenswert, 

dafs die Kinder beider Geschlechter, welche ein bestimmtes 
Alter noch nicht erreicht haben, von der Arbeit in den indu- 
striellen Betrieben ausgeschlossen werden. 
Frage: 2. Wie ist das Lebensalter, bis zu welchem die Ausscbliefsung statt- 

finden soll, zu bestimmen? Gleich für alle Industriebezirke oder 
verschieden ? 
Antwort: Es ist wünschenswert, 

dafs diese Altersgrenze anf 1 2 Jahre festgesetzt werde, mit Aus- 
nahme der südlichen Liinder, für welche dieselbe auf 10 Jahre 
fallen würde, dafs diese Altersgrenzen für alle industriellen Be- 
triebe dieselben seien, und dafs in dieser Beziehung kein Unter- 
schied zulässig sei. 
Frage: 3. Welche Beschränkungen der Arbeitszeit und der Beschäftigungsart 

sind für die zur industriellen Arbeit zugelassenen Kinder vorzusehen? 
Antwort: Es ist wünschenswert, 

dafs die Kinder unter 14 Jahren weder die Nacht noch den 
Sonntag über arbeiten sollen, dafs in Wirklichkeit die Arbeits- 
zeit nicht 6 Stunden überschreite und durch eine Ruhepause 
von mindestens V« Stunde unterbrochen werde; 
dars die Kinder von ungesunder und gefährlicher Beschäftigung 
ausgeschlossen oder doch mindestens nur unter gewissen Schutz- 
bedingnngen dazu zugelassen werden. 

IV. Regelung der Arbeit junger Leute. 

Frage: 1. Soll die industrielle Arbeit jugendlicher Personen, welche das Kindes- 

alter überschritten haben, Beschränkungen unterworfen werden? 

Frage: 2. Bis zu welchem Lebensalter sollen die Beschränkungen eintreten? 

Antwort: Es ist wünschenswert, 

dafs die jugendlichen Arbeiter beiderlei Geschlechter zwischen 
1 4 und 1 6 Jahren weder die Nacht noch den Sonntag über 
arbeiten. 

Frage: 3. Welche Beschränkungen sind vorzubereiten? 

Antwort: Es ist wünschenswert, 

dafs in Wirklichkeit die Arbeitszeit nicht 10 Stunden täglich 
fiberschreite und durch Ruhepausen von insgesamt mindestens 
l'/j Stunden unterbrochen werde. 

10* 
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Frage: 4. Sind fOr einzelne Industriezweige Abweichungen Ton den allgemeinen 

Bestimmungen Yorzusehen? 

Antwort: E» ist wünschenswert, 

dafs fflr bestimmte Industriezweige Aasnahmen zugelassen wer- 
den, dafs für die ungesunden und gefiUirlichen Beechäftigangen 
Beschränkungen vorgesehen werden, and dafe den jungen Leuten 
zwischen 1 6 und 1 8 Jahren ein bestimmter Schutz betreffend 
a. Maximalarbeitstag, b. Nachtarbeit, c. Sonntagsarbeit and 
d. die Verwendung in besonders ungesunden and gefährlichen 
Beschäftigungen gewährt werde. 

V. Regelung der Arbeit weiblicher Personen. 

Frage: 1. Soli die Arbeit verheirateter Personen bei Tage oder bei Nacht ein- 

geschränkt werden? 

Frage: 2. Soll die industrielle Arbeit aller weiblichen Personen (Fraaen und 

Mädchen) gewissen Beschränkungen unterworfen werden? 

Frage: 3. Welche Beschränkungen empfehlen sich in dem Falle? 

Frage: 4. Sind fOr einzelne Industriezweige Abweichungen von den allgemeinen 

Bestimmungen vorzusehen und für welche? 

Antwort: Es ist wünschenswert, 

1. dafs die Mädchen und Frauen über 16 Jahre weder die Naeht 
noeh den Sonntag über arbeiten. 

2. dafs in Wirklichkeit die Arbeitszeit 1 1 Stunden täglich nicht 
überschreite und durch Ruhepausen von zusammen mindestens 
1 '/2 Stunden unterbrochen werde, 

3. dafs Ausnahmen für gewisse Industriezweige zulässig seien, 

4. dafs für besonders ungesunde und gefährliche Beschäftigungen 
Einschränkungen vorgesehen werden, 

5. dafs Wöchnerinnen nur nach Verlauf von 4 Wochen seit 
ihrer Niederkunft zur Arbeit zugelassen werden. 

VI. Ausführung der vereinbarten Bestimmungen. 

Frage: 1. Sollen Bestimmungen über die Ausführungen der zu vereinbarenden 

Vorschriften und deren Überwachungen getroffen werden? 
Antwort: Im Falle die Regierungen den Arbeiten der Kon- 
ferenz Folge geben, empfehlen sich die nachstehenden 
Bestimmungen : 

U Die Durchführung der in jedem Staate mit Bezug auf die 
Gegenstände der Eonferenzberatung getroffenen Mafsnahmen 
soll durch eine ausreichende Zahl besonders geeigneter und 
von der Regierung der betreffenden Länder ernannter Funk- 
tionäre überwacht werden, die von den Arbeitgebern und 
den Arbeitnehmern gleich unabhängig sein sollen. 

2. Die von den verschiedenen Staaten veröffentlichten jährlichen 
Berichte dieser Funktionäre sollen von jedem derselben den 
andern Regierungen mitgeteilt werden. 

3. Jeder dieser Staaten soll periodisch und soweit möglioh ii 
ähnlicher Form statistische Erhebungen über die in deu Be- 
ratungen der Konferenz behandelten Fragen vornehmen. 

4. Die teilnehmenden Staaten sollen untereinander sowohl diese 
statistischen Nachweisungen als auch den Text aller Be- 
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Stimmungen austauschen, die auf gesetzgeberischem oder 
Verwaltungswege getroffen, sich auf Fragen beziehen^ welche 
in der Konferenz behandelt sind, 
l^rage: 2. Sollen wiederholte Konferenzen Yon Vertretern der beteiligten Re- 

gierungen abgehalten werden, und welche Aufgaben sollen ihnen 
gestellt werden? 
Antwort: Es ist wünschenswert; 

dafs die Beratungen der teilnehmenden Staaten sich wieder- 
holen zum Zwecke der gegenseitigen Mitteilung der Beob- 
achtungen, welche bei der Ausführung der Beschlüsse der gegen- 
wärtigen Konferenz gemacht worden sind, und um zu prüfen^ 
ob Abänderungen oder Ergänzungen der letzteren wünschens- 
wert sind. 

Wie sich aus den Antworten ergiebt, die die Konferenz auf die ihr 
gestellten Fragen erteilte, handelte es sich bei den Ergebnissen der Be- 
ratungen nicht um bindende Beschlüsse, um internationale Verein- 
barungen, sondern nur um Gutachten und Wünsche. Trotzdem wird 
man der ersten internationalen Beratung über den Arbeitersohutz nicht 
allen Wert absprechen dürfen. Freilich darf nicht tibersehen werden, 
dafs manches von dem, was sie für gut hielt, von verschiedenen Staaten 
bei ihren neuerliehen Reformen der Arbeiterschutzgesetzgebung nicht 
berücksichtigt worden ist. 

Einen internationalen Arbeiterschutzkongrefs hatte auch der Schweizer 
Arbeiterbund, dem Staatsmittel zur Verfügung gestellt waren, für das 
Jahr 1894 in Aussicht genommen. Der Kongrefs ist indessen auf das 
Jahr 1896 verschoben worden. 

B. Die rechtliche Begelung und die Organisation 
des Arbeiterschutzes. 

Der Arbeiterschutz kann durch Gesetz oder durch Verordnung ge- 
regelt werden; im ersten Falle wieder kann seine Begelung entweder 
kodifikatorisch sein und innerhalb des ordentlichen, bürgerlichen 
Rechtes erfolgen, oder sie kann sondergesetzlich sein. Einen Blick 
auf den Inhalt des Arbeiterschutzes und die Arbeiterschutzbestrebungen 
zeigt jedenfalls, dafs dieser die Bestimmung hat, über den ordentlichen 
Schutz hinauszugehen und ihn zu ergänzen, dafs er besondere, aufser- 
ordentliche SchutzeingriflFe des Staates erfordert, die in der Entwickelung 
der modernen Volkswirtschaft ihre Begründung finden. Daher liegt es 
auch in der Natur der Sache, dafs der Weg der Sondergesetzgebung 
beschritten wird, um eben jenen Sonderheiten Rechnung zu tragen. 
Durch Gesetz allein läfst sich aber eine Regelung nicht bewirken. Die 
Verschiedenartigkeit der Betriebsweise, die wechselnden Anforderungen 
der Technik, die Rücksicht auf die Bedürfnisse der Konsumenten u. s. w. 
und die Unterschiede dieser Verhältnisse innerhalb der einzelnen Unter- 
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nehmen desselben Gewerbszweiges lassen es nicht vermeiden, teils indi- 
viduelle Anordnungen zu treiSfen, teils Ausnahmen zu gestatten. Im Wege 
der Gesetzgebung läfst sich das aber nicht erreichen. Der Verwaltung 
mufs es deshalb in vielen Fällen tiberlassen bleiben, auf Grund gesetz- 
licher Normen die Entscheidung zu fallen. 

8. Kapitel. Die Organe des Arbeltersehntzes. 

Die Ausführung des Arbeiterschutzes erfolgt teils durch die ordent- 
lich en Organe der Verwaltung und Rechtspflege (daneben auch durch 
die Schul-, Kirchen- und Militärverwaltung), teils durch aufserordent- 
liche (administrative und gerichtliche), die entweder Vollzugs- oder 
Vertretungsorgane sind. In Ländern, wo einerseits das System der Ver- 
waltungsbehörden ausgebreitet ist und zuverlässig funktioniert, ander- 
seits ausreichend für Stellen zur Ausübung der niederen Justiz gesorgt 
ist, würde man sich mehr der allgemeinen Verwaltungs- und Justizstellen 
bedienen können, in Ländern, wo dies nicht der Fall, dürfte es zweck- 
mäfsig scheinen, den besonderen Organen einen gröfseren Wirkungskreis 
einzuräumen. Doch geht die Entwickelung unserer ganzen Verwaltungs- 
organisation dahin, dafs das besondere Verwaltungsrecht und die Aus- 
übung der Verwaltungsjustiz auch an besondere Verwaltungs- und Ge- 
richtsstellen übergeht. Bei dem Arbeiterschutzrechte hat man es mit 
einem Eechtsschutze zu thun, der über den allen Staatsbürgern gleich- 
mäfsig zu Teil werdenden hinausgeht und nur den besonderen Schutz 
auf Abwehr von Gefahren aus dem Arbeitsverhältnisse umfällst. Die Be- 
friedigung dieses Sonder rechtes fordert ohne Frage besondere, a u f s e r - 
ordentliche Organe — ein Bedürfnis, dem bereits in allen civilisierten 
Staaten Rechnung getragen worden ist. Die auf serordentlichen Organe 
zerfallen in 

I. Vollzugsorgane: 

I Gewerbeinspektion 
Arbeitsämter und arbeitsstatist. Bureaus 
Sonderorgane 

^ . .XI. L j Gewerbegerichte 

2. gerichtliche i t,. . \ . 
^ I Einigungsämter 

„ _ I Arbeiterausschüsse (in den Betrieben) 

H. Vertretungsorgane % . i .. , 

[ Arbeiterkammern 

§ 1. Die OewerbeinspeMion. Mit dem Ausbau der Arbeiterschutz- 
gesetzgebung hat sich in allen Ländern die Notwendigkeit gezeigt, eine 
besondere Gewerbeinspektion zu schaiBfen und besondere Aufsichtsbeamte 
mit der Kontrolle der Arbeiterverhältnisse und mit der Mitwirkung bei 
der Ausführung wie bei dem weiteren Ausbau des Arbeiterschutzes zu 
betrauen. Gar bald hat sich die Wirksamkeit dieser Beamten aber weit 
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flber diese mehr polizeiliche Thätigkeit hinaus erstreckt; sie sind überall, 
hier mehr, dort weniger, Beratungs- und Vertrauensorgane för die ordent- 
lichen Verwaltangs- und Justizbehörden wie für Arbeitgeber und Arbeiter 
geworden. Die Aufgaben, die sie zu erflillen haben, und die ihnen in 
den meisten Ländern gestellt werden, sind im wesentlichen die folgenden: 

1. Feststellung, Klarlegung und Kontrolle aller sich auf die Lage 
der gewerblichen Arbeiter beziehenden Verhältnisse, 

2. Sicherung der Ausführung der Arbeiterschutzgesetzgebung, 

3. sachverständige Beratung der ordentlichen Verwaltungs- und 
Justizorgane, 

4. vermittelnde Thätigkcit zwischen Arbeitgebern und Arbeitern, 
wie deren Verbänden. 

Hiernach wird also von den Gewerbeaufsichtsbcaraten vorausgesetzt, 
dafs sie ein besonderes Interesse für das Erfassen und Behandeln von 
Fragen sozialer und wirtschaftlicher Natur besitzen, dafs sie neben 
humaner Gesinnung, unermüdlicher Energie und grofser Arbeitsfreudig- 
keit den nötigen Takt im Verkehre mit Hoch und Niedrig und in der 
Vermittelung zwischen Arbeitgebern und Arbeitern entwickeln, und dafs 
sie schliefslich — um die strenge Ausführung der Arbeiterschutzbestim- 
mungen sichern und überwachen zu können — nicht allein gute Tech- 
niker, Ingenieure und Chemiker sein, sondern auch über medizinische 
nnd hygienische Kenntnisse verfügen müssen. Dafs ein Beamter alle 
diese Eigenschaften jemals in sich vereinigt hat oder künftig in sich 
vereinigen wird, dürfte wohl zu verneinen sein. Es kann auch gar 
keinem Zweifel unterliegen, dafs der eine Beamte für diese, der andere 
für jene Fragen mehr Interesse, Verständnis und BefUIiigung besitzt und 
so naturgemäfs seine Thätigkeit beschränkt; ebenso wird die Ausbildung 
der Gewerbeaufsichtsbeamten niemals so universell sein können, um sie 
zur Erfüllung aller ihnen überhaupt zugewiesenen Funktionen zu be- 
fähigen. Mit diesen Thatsachen wird man bei der Organisation der 
Gewerbeinspektion zu rechnen und ihnen durch eine zweokmäfsige 
Arbeitsteilung zu entsprechen haben. 

Die Anforderungen, die an eine zweckmäfsige Organisation der 
Crewerbeinspektion zu stellen sind, werden je nach den besondern Ver- 
hältnissen der einzelnen Industriestaaten zwar verschieden zu bemessen 
sein ; im allgemeinen aber dürfte die Wirksamkeit einer jeden Organi- 
sation von der Erfüllung folgender Voraussetzungen abhängen. 

1. Unter einer Centrals teile, die die gemeinsamen Instruktionen 
erlälst, die Distriktsaufsichtsbehörden und -Beamten kontrolliert, das 
zur Aufkläruijg über die thatsächlichen Zustände zu beschaffende Ma- 
terial bearbeitet und veröffentlicht und für Verwertung der in den ein- 
zelnen Bezirken gemachten Erfahrung sorgt, sind für nicht zu grofse 
Aufeichtsbezirke besondere, mit den notwendigen Wahlbefugnissen aus- 
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znstattende Gewerbeaufsiclitsbehörden zu bilden. Diese können 
entweder derart organisiert sein, dafs ein Gewerberat an der Spitze 
steht und diesem einige Assistenten untergeordnet sind, oder dafs ein 
Kollegium koordinierter Beamten gebildet wird. Mehr Gewicht als auf 
diese Organisation ist jedoch darauf zu legen, dals innerhalb dieser Be- 
horden eine zweckmässige Arbeitsteilung durchgeführt wird. 

2. Hinsichtlich der Arbeitsteilung innerhalb der Gewerbe- 
aufsichtsbehörden und der Qualifikation der Aufsiohts- 
bearaten ist folgendes zu beachten. 

Für die Beurteilung aller Fragen der Unfallverhütung sind 
da, wo die staatliche Unfallversicherung eingeführt worden ist und zu 
ihren Trägern Berufsgenossenschaften gemacht worden sind, die letzteren 
die geeignetsten Organe. Da sie nämlich die Kosten der Unfälle tragea 
müssen, so liegt es in ihrem eigenen Interesse, für deren Verhütung 
Sorge zu tragen und die Durchführung besonderer Unfallverhütungsvor- 
schriften durch Beauftragte überwachen zu lassen, wie nötigenfalls durch 
Strafen oder höhere Einschätzungen zu erzwingen. Mit Rücksicht hierauf 
scheint es unbedenklich, die besonderen Aufsichtsbeamten von der sich 
auf die Unfallverhütung beziehenden Thätigkeit zu entlasten und diese 
Thätigkeit den Genossenschaften zu übertragen. Wo aber und in dem 
Mafse, als die Kontrolle dieser Organe fehlt oder nicht ausreicht, wird 
durch besondere, technisch vorgebildete Staatsbeamte — Ingenieure 
— für eine nachdrückliche Durchführung der Unfallverhütungsvorschriften 
Sorge zu tragen sein. Da auch die Überwachung der Dampfkessel 
einen Teil der Unfallverhütung bildet, wird sich nichts dagegen ein- 
wenden lassen, dafs die vom Staate anzustellenden, lediglich die Durch- 
führung der Unfallverhütungsvorschriften kontrollierenden Ingenieure mit 
der Dampfkesselrevision betraut werden. 

Anders als bei der Unfallverhütung liegen die Dinge hinsichtlich 
der Krankheitsverhütung und der Sorge für die Gesundheit der Arbeiter. 
Wohl ist z. B. in der deutschen Gesetzgebung — trotz dem Widerspruche 
der Regierung — den Berufsgenossenschaften das Recht gegeben, vor 
dem Erlasse von Anordnungen der Landescentral- und Polizeibehörden, 
die sich auf Durchführung der Bestimmungen der §§ 120a bis 120d der 
Gewerbeordnung (Schutz gegen Gefahren für Gesundheit, Leben und 
Sittlichkeit) bezichen, ein Gutachten in der Sache abzugeben. Es heifct 
in der That aber den Bock zum Gärtner machen, wenn man die Unter- 
nehmer zu Aufsehern über sich selbst macht und Unternehmerverbände 
die Durchführung von Vorschriften zum Scliutze der Gesundheit der 
Arbeiter überwachen lässt. Mit Recht führte Geh. Rat Lqhmann in der 
Sitzung der Arbeiterschutzkommission des deutschen Reichstages am 
S.November 1890 aus, dafs die Vorstände der Berufsgenossenschaften 
von vornherein „auch gar nicht einmal befähigt seien, geeignete 
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Vorschriften für Gesundheit und Sittlichkeit zu erlassen, zumal bei der 
au&erordentliohen Verschiedenheit der Gewerbszweige innerhalb man- 
cher Berufsgenossenscbaften*'. Die Durchführung des Teiles der gesetz- 
lichen Arbeiterschutzes, der Vorschriften zur Sicherung der Arbeiter 
gegen Gesundheitsgefährdung trifft , wird nur dann vollkommen sein, 
wenn man ihn besonderen, vom Staate anzustellenden und für den be- 
sonderen Beruf vorzubildenden Ärzten — Gewerbeärzten — oder 
ergänzend Technikern tiberträgt, die über tüchtige Kenntnisse der Ge- 
werbehygiene verfllgen. Diese werden am ehesten wissen, mit welchen 
Mitteln und Vorschriften specifischen Gesundheitsschädigungen und Be- 
rufskrankheiten vorzubeugen ist, und in welchen Industriezweigen die 
Rücksicht auf die Gesundheit die Beschäftigung bestimmter Arbeiter- 
kategorien (z. B. jugendlicher Personen) unthunlich erscheinen läfst. Auch 
insofern dürfte es zweckmäfsig sein, die Sicherung der Durchführung 
der gewerbehygienischen Schutzbestimmungen in die Hände besondere 
vorgebildeter Arzte und Techniker zu legen, als diese Beamten niclit 
nur die am meisten geeigneten Berater der Verwaltungsbehörden in 
gewerbehygienischen Angelegenheiten, sondern auch die geeigneten 
Personen wären, denen laufende medizinal- und sozialstatistische Er- 
hebungen (z, B. der Krankheits- und Sterblichkeitsursachen bei Arbeitern) 
als Aufgabe überwiesen, Untersuchungen über die körperliche Entwicke- 
lang der Arbeiter zur Pflicht gemacht werden könnten u. s. w. Einer 
derartigen Thätigkeit würde zweifellos ein reiches Material, gleich wichtig 
flir die medizinische wie für die sozialen Wissenschaften und bedeu- 
tungsvoll für Mafsnahmen der Gesetzgebung und Verwaltung, entspriefsen. 
Nun handelt es sich aber nicht nur darum, die Durchführung der 
zur Verhütung von Unfällen und zum Schutze der Gesundheit erlassenen 
gesetzlichen Bestimmungen zu sichern, sondern es kommt auch die 
Durchführung des Arbeitszeit- und des Arbeitruheschutzes, der Verwen- 
dungsverbote, des Schutzes der Sittlichkeit, des Verkehrs- und des Ver- 
tragsschutzes in Frage. Mit der Aufsicht hierüber hat man in allen 
Staaten teils die ordentlichen Polizeibehörden, teils die besonderen Ge- 
werbeaufsichtsbeamten betraut. Die Polizeibehörden freilich besitzen 
häufig keine grofse Neigung, als Aufsichtsorgane zu wirken, häufig, 
namentlich in kleineren Gemeinden, sind sie auch durchaus nicht be- 
fähigt, die Arbeiterschutzbestimmungen im Sinne des Gesetzes und zum 
Wohle der Arbeiter anzuwenden. Dazu kommt noch , dafs die über- 
wachende oder vermittelnde Polizei weder den Unternehmern genehm 
ist, noch das Vertrauen der Arbeiter besitzt, und dafs es durchaus un- 
zweckmäfsig erscheinen mufs, die polizeiliche Seite der Gewerbeinspek- 
tion in den Vordergrund zu stellen. Aus allen diesen Gründen scheint 
es wünschenswert, die Thätigkeit der Polizeibehörden als gleichberech- 
tigter Aufsichtsorgane thunlichst zu beschränken und zu vermeiden, die 
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Sicherung der DarchfÜlirung jener Gesetzesbestimmungen aber, die sich 
auf Arbeitszeit- und Arbeitsruhescbutz, Verwendungsverbote, Sittlioh- 
keits-, Verkehrs- und Vertretungsschutz beziehen, daneben aber auch 
die soziale Berichterstattung vorzugsweise oder ausschliefslich ia 
die Hände besonderer Beamten — Gewerbeinspektoren — zu legen. 

Mit Rücksicht auf die bedeutungsvollen Aufgaben der Gewerbe- 
inspektoren ist selbstveretändlich zu verlangen, dafs diese Beamten eine 
gute persönliche Qualifikation besitzen, eine gute Erziehung genossen 
und sich eine tüchtige allgemein« Bildung angeeignet haben, dafs sie 
Männer sind „von humaner Gesinnung, unbestechlicher Redlichkeit, von 
Energie und voll Lust zur Arbeit** (Schüler im Arch. f. soz. Gesetz- 
gebung, n. Bd., S. 548). Man wird fordern müssen, dafs die Kräfte, die 
sich dem Berufe eines Aufsichtsbeamten widmen wollen, über tüchtige 
volkswirtschaftliche Kenntnisse verfügen, längere Zeit dem Studium 
sozialer Verhältnisse obgelegen haben und mit der Sozialgesetzgebung 
der verschiedenen Staaten genau vertraut sind. Ein mehrjähriges Studium 
der Staatswissenschaften an Universitäten, praktische Übungen in sozial- 
statistischen Arbeiten, längerer Aufenthalt in Industriebezirken des In- 
und Auslandes zum Kennenlernen der sozialen Zustände, wenn möglich 
praktische Thätigkeit als Fabrikbeamter und schliefslich längere Zeit 
andauernde Beschäftigung als Assistent bei älteren Gewerbeinspektoren, 
— alles das wird die Schule der Gewerbeaufsichtsbeamten bilden müssen, 
wenn sie diejenige Befähigung besitzen sollen, die zur Ausübung ihres 
schwierigen Berufes notwendig ist. Wer aber aus einer solchen Schule 
kommt, der wird infolge seiner Kenntnisse und Erfahrungen nicht nur 
der sachverständigste Berater der höheren Verwaltungsbehörden in allen 
Fragen sozialer Natur sein, sondern auch den Arbeitgebern und Arbei- 
tern gegenüber eine Vertrauensstellung zu erringen vermögen, die ihn 
befähigt, zur Erhaltung und zur Herstellung guten Einvernehmens zwi- 
schen beiden mitzuwirken. 

Unter den Aufgaben, die den Gewerbe in spektorc n zufallen wür- 
den, sind nun freilich Obliegenheiten von sehr verschiedener Bedeutung, 
darunter die Kontrolle über ganz einfache, oft rein formelle Angelegen- 
heiten, die Ausführung eng begrenzter Vorschriften und die Überwachung 
von Geboten und Verboten. Alle diese kleinlichen Funktionen können 
entweder dem niederen Polizeipersonale oder zweckmäfsiger einem be- 
sonderen Personale von Unterbeamten übertragen werden. Ein Per- 
sonal von Unterbeamten hat der Staat da geschaffen, wo fiskalische 
Interessen in Frage kommen, wo es sich z.B. um Durchführung der 
Zollgesetzgebung oder um Verwaltung der indirekten Steuern handelt. 
Nicht minder aber würde die Durchführung des Arbeiterschutzes, den 
der Staat doch in weitem Umfange als seine Aufgabe anerkannt hat, 
die Anstellung von Beamten für den unteren Aufsichtsdienst rechtfertigen. 
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Tüchtige Arbeiter, die das Vertrauen ihrer Genossen, wie ihrer Ar- 
beitgeber gewonnen haben, dürften sich insbesondere zu solchen Be- 
amten eignen. 

Daft es sowohl für berechtigt als auch für wünschenswert erachtet 
werden mufs, im Gewerbeaufsichtsdienste zar Sicherung der 
Durchführung der zum Schutze der Arbeiterinnen getroflfenen Bestim- 
mungen befähigte Frauen zu verwenden, scheint mir trotz man- 
cher Einwendungen zweifellos zu sein. 

3. Die vollständige Unabhängigkeit der Gewerbeauf- 
sichtsbeamten von den Verwaltungsbehörden, Arbeit- 
gebern und Arbeitern ist unerläfslich , wenn ihre Wirksamkeit 
gedeihlich sein soll. 

Die grofse sozialpolitische Bedeutung der Gewerbeinspektion läfst 
es durchaus gerechtfertigt erscheinen, den Aufsichtsbeamten eine ähn- 
liche unabhängige Stellung wie den Richtern einzuräumen. Nur wenn 
das geschieht, ist die Gewähr gegeben, dafs die Thätigkeit und die 
Berichterstattung der Beamten von der jeweiligen Neigung oder Stim- 
mung eines Ministeriums und der etwa vorgesetzten Behörden unbeein- 
flufst bleibt. Um eine Abhängigkeit von den Arbeitgebern und den 
Arbeitern zu verhüten, ist es notwendig, dafs den Aufsichtsbeamten ein 
genügendes Einkommen gegeben und ihnen eine Stellung und Rang- 
stufe eingeräumt wird, die ihnen die erforderliche Autorität bei Unter- 
nehmern und Arbeitern sichert. Sie müssen berechtigt sein, jederzeit 
in alle Arbeits- und Geschäftsräume einzutreten und Personen zur Fest- 
stellung von Thatsachen eidlich zu vernehmen. Damit sie ihren An- 
ordnungen Nachdruck verleihen können, ist es auch nötig, sie mit eigener 
Zwangsgewalt auszustatten. Zwar hat man gemeint, dafs die Straf- 
gewalt der Vertrauensstellung der Beamten Abbruch thue. Allein es 
wird nicht zu bestreiten sein, dafs eine Anordnung um so eher befolgt 
werden wird, wenn derjenige, der sie triJBft, auch das Recht hat, nötigen- 
falls Zwang anzuwenden. 

4. Die Gewerbeaufsichtsbeamten müssen ihre ganze 
Kraft ausschliefslich ihrem Berufe widmen und dürfen nicht 
zu Nebenbeschäftigungen herangezogen werden, die sie ihrer eigent- 
lichen und höheren Aufgabe entziehen. So mufs es z. B. da, wo keine 
besonderen Gewerbeaufsichtsbehörden bestehen und unter den Aufsichts- 
beamten eine Arbeitsteilung nicht durchgeführt ist, als ein ganz unbe- 
friedigender Zustand bezeichnet werden, wenn den Beamten technische 
Aufgaben, wie die Kesselrevision und die ausschliefsliche Handhabung 
der Unfallverhütungspolizei, zugewiesen werden. Namentlich die Kessel- 
reviaion wird in vielen Fällen mit der Gewerbeinspektion kollidieren. 
Wenn z. B. der Aufsichtsbeamte zu der oft sehr zeitraubenden Kessel- 
revision nach kleineren Industriestädten kommt, so wird sich die Nach- 
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rieht von seiner Anwesenheit sehr schnell verbreiten, und in den Be- 
trieben, wo man den Bestimmungen des gesetzlichen Arbeiterschutzes 
zuwider handelt, z. B. Kinder eines niederen Alters beschäftigt, wird 
rechtzeitig alles in beste Ordnung gebracht werden können; ein anderes 
Mal wiederzukommen, wird dem Beamten, sofern er eine gro&e Zahl 
von Betrieben zu beaufsichtigen hat, häufig aber gar nicht möglich sein. 
Auch das Ansehen des Aufsichtsbeamten wird durch seine Thätigkeit 
als Kesselrevisor nicht gefordert. Ganz abgesehen davon steht es aber 
doch aufser Zweifel, dafs die mit sozialen Verhältnissen ihrer und an- 
derer Bezirke auf das engste vertrauten Aufsichtsbeamten nach ver- 
schiedenen Eichtungen hin wertvollere Dienste leisten können, als sie 
die Ausübung kleinlicher Polizeifunktionen und der Kesselrevision dar- 
stellen. 

5. Der Besuch aller der Gewerbeinspektion unter- 
stehenden Unternehmungen und die regelmäfsige Bericht- 
erstattung nicht nur über die Aufsichtsthätigkeit, sondern über die 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse der Arbeiter 
mufs den Beamten zur Pflicht geraaclit werden. Wo sie ihrer eigent- 
lichen Thätigkeit aber durch technische Aufgaben zum Teil entzogen 
werden, wird die soziale Berichterstattung überwiegend in die Hände 
besonderer Organe, arbeitsstatistischer Ämter, gelegt werden 
müssen. Diese Ämter sind jedoch auch da von gröCster Bedeutung, wo 
die Teilung der Funktionen der Aufsichtsbeamten weitgehend ist. 

Wo die vorerwähnten Voraussetzungen bezüglich der Organisation 
der Gewerbeinspektion gegeben sind, wird die Wahrnehmung des Ar- 
beiterschutzes sich so vollkommen als möglich gestalten können. Die 
Ausdehnung der Gewerbeinspektion selbst wird im wesentlichen von 
dem Mafse abhängen, in dem in den einzelnen Staaten den Arbeitern 
gesetzlicher Schutz gewährt wird. Jedenfalls sollte sich die Über- 
wachungsbefugnis der Aufsichtsbearaten nicht nur auf Fabriken und 
fabrikartige Betriebe, sondern darüber hinaus auch auf die Hans- 
industrie erstrecken. Natürlicherweise hängt das davon ab, ob und in- 
wieweit den Arbeitern in dieser Industrie ein gesetzlicher Schutz zu- 
gebilligt ist. 

a. Gesetzgebung und Organisation der Gewerbeinspek- 
tion in den einzelnen Staaten. 1. Deutsches Reich. Nach 
§ 139 b der G.-O. ist die Aufsicht über die Ausführung der Bestimmungen der 
§§ 1 05, 1 05 b Abs. 1 , 1 05 c bis 1 05 h (Feiertags- und Nachtruheschutz), 1 20 abis 
120e(Betriebsschntz),134bisl39aderG.-O.(Verwendungsverbote, Arbeits- 
pausen, Sonntags- und Nachtruheschutz von Kindern und jungen Leuten, 
VertragsschutzJ ausschliefslich oder neben den ordentlichen Polizeibehör- 
den besonderen, von den Landesregierungen zu ernennenden Beanoten 
zu übertragen. Diesen stehen bei Ausübung der Aufsicht alle amtlichen 
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Befugnisse der Ortspolizeibehörden , insbesondere das Recht zur jeder- 
zeitigen Revision der Anlagen zu. Sie sind, vorbehaltlich der Anzeige 
von Gesetzwidrigkeiten, zur Geheimhaltung der amtlich zu ihrer Kenntnis 
gelangenden Geschäfts- und Betriebsverhältnisse der ihrer Revision unter- 
liegenden Anlagen verpflichtet. 

Die Ordnung der Zuständigkeitsverhältnisse zwischen den beson- 
deren Aufsichtsbeamten und den ordentlichen Polizeibehörden ist der 
verfassungsmäfsigen Regelung in den einzelnen Bundesstaaten vorbehalten. 

Die Aufeichtsbeamten haben über ihre amtliche Thätigkeit Jahres- 
berichte zu erstatten. Diese Jahresberichte oder Auszüge daraus sind 
dem Bundesrate und dem Reichstage vorzulegen. 

Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die auf Grund der Bestimmungen 
der G.-O. vorzunehmenden amtlichen Revisionen zu jederzeit, auch nachts, 
während des Betriebes zu gestatten und den Aufsichtsbeamten oder der 
Polizeibehörde diejenigen statistischen Mitteilungen über die Verhältnisse 
ihrer Arbeiter zu machen, die vom Bundesrate oder von der Landes- 
centralbehörde unter Festsetzung der dabei zu beobachtenden Fristen 
und Formen vorgeschrieben werden. 

Nach den Dienstanweisungen, die in den einzelnen deutschen 
Staaten erlassen worden sind, sollen die auf Grund des § 139b er- 
nannten besonderen Aufsichtsbeamten nicht an Stelle der ordentlichen 
Polizeiorgane treten, sondern die Thätigkeit dieser nur ergänzen und 
durch sachverständige Beratung der höheren Verwaltungsbehörden eine 
sachgemäÜBe, gleichmäfsige Ausführung der Bestimmungen der Gewerbe- 
ordnung herbeizuführen suchen. Dabei sollen sie ihre Aufgabe vor- 
nehmlich in einer wohlwollend kontrollierenden, beratenden 
und vermittelnden Thätigkeit erblicken und eine Vertrauensstellung 
zu gewinnen suchen, die sie in den Stand setzt, zur Anbahnung und 
Erhaltung guter Beziehung zwischen Arbeitern und Arbeitgebern mit- 
zuwirken. Von den ihnen nach § 139 b der G.-O. zustehenden Befug- 
nissen dürfen sie keinen Gebrauch machen, sie werden vielmehr auf 
den Weg gütlicher Voretellungen und geeigneter Ratschläge verwiesen. 
Nur dann, wenn diese fruchtlos sind, sollen sie die Gesetzesübertretungen 
den ordentlichen Polizeibehörden mit dem Ersuchen um Herbei- 
führung des weiteren Verfahrens zur Kenntnis bringen. 

Auf Grund des § 139 b waren an besonderen Gewerbeaufsichts- 
beamten im Jahre 1894 thätig 
im Königreiche Preufsen 27 Gewerberäte, 88 Gewerbeinspektoren und 

53 Gewerbeinspektionsassistenten, 
„ ^ Bayern 8 Gewerbeinspektoren, 2 Assistenten, 

^ ^ Sachsen 1 3 Gewerbeinspektoren, 1 9 Assistenten, 5 che- 

mische und bergmännische Sachverständige, 
„ „ Württemberg 3 Gewerbeinspektoren, 3 Assistenten, 
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im Grofsherzogturae Baden 3 Gewerbeinspektoren, 
^ jf Hessen 2 Gewerbeinspektoren, 2 Assistenten, 

in EIsaTs-Loth ringen 3 Gewerbeinspektoren, 1 Assistent, 
in der Freien Stadt Hamburg 2 Gewerbeinspektoren, 2 Hilfabeamte, 
in den übrigen Staaten je 1 Aufsiohtsbeamter, teilweise mit Unter- 
stützung eines Assistenten« 
In Preufsen, Sachsen, Württemberg und einigen kleineren Staaten isi 
den Gewerbeinspektoren auch die Revision der Dampfkessel zugewiesen. 
Das Gewerbeinspektorat wurde im Deutschen Reiche zu einer obli- 
gatorischen Einrichtung durch die Gewerbenovelle vom 17. Juli 1878. Am 
1. April 1 879 trat es in fast allen deutschen Staaten ins Leben. In Preufsen 
waren allerdings schon 1S53 besondere Beamte zur Beaufsichtigung der 
Fabriken bestellt worden, ebenso in Baden im Jahre 1871 und im König- 
reiche Sachsen im Jahre 1872; allein die Zahl dieser Beamten war^ 
wenigstens in Preufsen und hier noch bis zum Jahre 1892, sehr klein. 
In Preufsen ist die Gewerbeinspektion seit dem Jahre 1891 in der 
Weise organisiert, dafs in der Regel bei jeder Regierung ein Regierungs- 
gewerberat angestellt wird und jeder Regierungsbezirk in Inspektions- 
bezirke zerfällt, an deren Spitze je ein Gewerbeinspektor steht 
Die Zahl der Revisionen betrug im Deutschen Reiche 

einmalige mehrmalige nächtliche zusammen 

1890 . . . 28138 1723 219 30080 

1891 . . . 33593 1880 368 35841 

1892 .. . 45000 2751 512 48263. 

Nach der Vermehrung der Zahl der Gewerbeinspektoren in Preufeen 
ist die Revisionsthätigkeit wesentlich gröfser geworden. Im Jahre 
1894 fanden im Deutschen Reiche 78 097 Revisionen statt. Revidiert 
wurden im ganzen 64471 Anlagen, hiervon 55266 einmal, 4205 mehrere 
Male, 910 nachts. In den revidierten Anlagen waren 2295280 Arbeiter 
beschäftigt. 

Erwägt man demgegenüber freilich, dafs nach der Gewerbezählung 
vom Jahre 1882 die Zahl der Betriebe, auf die sich die Gewerbeinspektion 
zu erstrecken hat, 451453 beträgt, so ergiebt sich, dafe der heutige 
Stand der Revisionstliätigkeit keineswegs als befriedigend bezeichnet 
werden kann. Zu diesem Ergebnisse mufs man selbst dann kommen, 
wenn man zugiebt, dafe die Angaben über die Zahl der revidierten An- 
lagen nur einen beschränkten Rtickschlufs auf Art und Erfolg der 
Thätigkeit der Aufsichtsbeamten zulassen. 

Am günstigsten liegen die Verhältnisse noch im Königreiche Sachsen. 
Hier wurden im Jahre 1894 von 15 268 überhaupt der Gewerbeaufsieht 
unterstehenden Anlagen 1 1 404, mithin 74,7 Proz. revidiert und von den 
Revisionen 85,4 Proz. der gesammten Arbeiter, nämlich 344861 von 
404010 betroffen (Amtl. Mitteilungen, 1894, S. 22). Dafe die Zustände 
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im Königreiche Sachsen, obgleich hier die Kesselrevision mit der Ge- 
werbeinspektion verbunden ist, günstiger liegen als in anderen deutschen 
Staaten, kommt daher, dafs dort schon seit Jahren und heute noch die 
Zahl der Aufsichtsbeamten verhältnismäfsig weit gröfser als anderswo 
ist, und dafs bei der Dichtigkeit der Bevölkerung und der räumlichen 
Konzentration der Industrie die Aufsichtsthätigkeit intensiver sein kann. 

Der Rahmen, innerhalb dessen die Jahresberichte der deut- 
schen Gewerbeaufsichtsbeamten zu erstatten sind, ist ziemlich weit- 
gehend. Der erste Abschnitt der Berichte „Allgemeines*' hat zunächst 
statistische Mitteilungen über die der Aufsicht unterstehenden Anlagen 
nach Zahl, Ort und Betriebsart wie über die Zahl der darin besohätigten 
Arbeiter nach Geschlecht und Alter zu enthalten, dann Auskunft über 
Zahl und Art der besuchten Anlagen, über Stellung der Aufsichts- 
beamten zu den Arbeitgebern und Arbeitern, über die Thätigkeit der 
anderen Aufsichtsorgane u. dgl, zu geben. Der zweite Abschnitt soll 
Angaben verschiedenster Art über die jugendlichen Arbeiter, die Ar- 
beiterinnen und die Arbeiter im allgemeinen enthalten, der dritte Ab- 
schnitt sich mit dem Schutze der Arbeiter gegen Unfälle und gesund- 
heitsschädliche Einflüsse, der vierte mit dem Schutze der Nachbarn 
genehmigungspflichtiger Anlagen beschäftigen. Der fünfte und letzte 
Abschnitt handelt von den wirtschaftlichen und sittlichen Zuständen der 
Arbeiterbevölkerung. 

Behufs Vorlage an den Bundesrat und den Eeichstag wird aus dea 
Berichten sämtlicher Aufsichtsbeamten ein Auszug im Reichsamte 
angefertigt. 

2. Oesterreich. Die österreichische Gewerbeinspektion ist der 
preufsisch-deutschen nachgebildet und beruht auf dem Inspektorengesetze 
vom 17. Juni 1883. Danach werden im Verordnungswege in der Regel 
bestimmte Aufsichtsbezirke gebildet. An deren Spitze steht je ein In- 
spektor. Der Wirkungskreis der Gewerbeinspektion erstreckt sich (nach 
§ 5) sachlich auf: 

1. die gewerbe- hygienischen Einrichtungen, die der Unternehmer 
in den Arbeits- und beigestellten Wohnräumen treffen mufs, 

2. dieVerwendung von Arbeitern, die tägliche Arbeitszeit und diePausen, 

3. die Führung von Arbeiterverzeichnissen, das Vorhandensein von 
Dienstordnungen, die Lohnzahlungen und Arbeiterausweise, 

4. die gewerbliche Ausbildung der jugendlichen Hilfsarbeiter. 
Auch ist ihr nach § 28 des Unfallversiöherungs-Gesetzes 



1) Nach der Verordnung vom 25. Oktober 1S93 ist die Zahl der Bezirke auf 
16 festgesetzt worden. Neben den Inspektoraten für die territorialen Bezirke sind 
jedoch auch zwei für bestimmte Gewerbszweige vorbanden, und zwar ein Inspektorat 
für die gewerbsmäfsigen Schiffahrts- und Schiffbauuntemehmungen auf Binnengewässern 
der Reichsratsl&nder und ein solches für die öffentlichen Verkehrsanlagen in Wien. 
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5. eine Mitwirkung bei den ünfallerhebungen 
übertragen worden. Ihre Thätigkeit selbst ist eine beaufeichtigende, 
berichtende, begutachtende und beratende bei den Crewerbebehördea 
aller Instanzen. Eine behördliche, die Erzwingung einer Leistung er- 
möglichende Befugnis steht ihr nicht zu. 

Die ThÄtigkeit der Inspektoren soll „wohlwollend" sein; in 
Konflikten, insbesondere Streiks, sollen sie eine Vermittlung erstreben. 
Sie haben dem Handelsminister Jahresberichte zu erstatten, die, ent- 
sprechend bearbeitet, von diesem dem Reichgrate vorzulegen sind. 

Den Inspektoren sind Inspektors-Assistenten untergeordnet; 
sie üben ihre Thätigkeit im Namen des Inspektors aus. 

Über den Inspektoren steht der Central-Gewerbe-Inspektor. 
Er ist das gewerbetechnische Organ des Handelsministeriums in Ange- 
legenheiten der Gewerbeinspektion und hat die Thätigkeit der Gewerbe- 
inspektoren zu beaufsichtigen, deren Berichte an das Handelsministerium 
zu begutachten, die einzelnen Jahresberichte zu dem zur Vorlage an 
den Reichsrat bestimmten Gesammtberichte zu bearbeiten, Vorschläge 
zu legislativen und administrativen Mafsnahmen im Interesse der In- 
dustrie wie der Arbeiterschaft zu machen und für Ausbildung des In- 
stitutes der Gewerbeinspektion Sorge zu tragen. 

Unter dem Vorsitze des Central-Gewerbe-Inspektors oder höherer 
Beamten des Handelsministeriums finden von Zeit zu Zeit Konferenzen 
der Inspektoren zu Wien statt. Ihr Zweck ist, ein einheitliches Vor- 
gehen zu befordern. Mitteilungen über ihren Verlauf und ihre Ergeb- 
nisse werden nicht veröffentlicht. 

Im Jahre 1894 waren in Oesterreich 18 Inspektoren und 20 Assi- 
stenten in der Gewerbeinspektion thätig. Über den Umfang ihrer Thätig- 
keit giebt folgende Tabelle (Mischler, Staatswörterbuch, Bd. I, S. 923) 
Aufschlufs. 



1884 1886 1888 1890 1893 1894 



1. Personalbestand 

bei der Kontrollinspektion , 1 

Inspektoren bezw. Amtsleiter . . . i 9 
Assistenten — 

2. Inspektionsthfitigkeit ' 

Besuchte Betriebe , 2564 

Davon ohne Motoren I 791 

Arbeiter in den besuchten Betrieben in 1000 22S 
Arbeiter per Betrieb 89 

3. Sonstige Amtsgesohäfte 

Einladungen zu Kommissionen. ... 104 
Fälle persönlicher Anteilnahme hieran . > 104 
Abgegebene schriftliohe Gutachten . . , 1100 
Entgegenj^enoromene Beschwerden . . 100 
Erfolgreich interveniert in Proz. ... ? 

Fälle der Inanspruchnahme seitens der 
Unternehmer ? 



1 


1 


1 


2 


2 


15 


15 


16 


18 


18 


— 


— 


8 


20 


20 


3513 


4068 


5892 


7995 


9666 


1223 


1475 


2494 


3835 


4636 


274 


265 


343 


337 


446 


78 


65 


58 


42 


46 


671 


1590 


2786 


8084 


10760 


442 


618 


887 


2047 


2617 


? 


? 


? 


5593 


6070 


1359 


2780 


5023 


5915 


5817 


75 


64 


41 


35 


35 



400 
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3. Ungarn. Die Gewerbeordnung von 1884 bestimmt in § 12t, 
daCs in Budapest wie in Gegenden, in denen eine gröfsere Anzahl von 
Fabriken vorhanden sind, durch den Minister für Gewerbe u. s. w. be- 
sondere Anfeichtsorgane eingesetzt werden können. Sofern solche nicht 
bestehen, sind die Gewerbebehörden verpflichtet, die Fabriken viertel- 
jährlich wenigstens einmal inspizieren zu lassen und sich von den Be- 
folgungen der gesetzlichen Bestimmungen zu überzeugen. 

4. Schweiz. Art. 18 des Fabrikgesetzes von 1877 tiberträgt die 
Aufsicht Über die Ausführung dieses Gesetzes besonderen, vom Bundes- 
rate anzustellenden Fabrikinspektoren. Deren Wirkungskreis ist durch 
die Instruktion vom 18. Juni 1883 geregelt. 

Im Jahre 1894 gab es 3 Inspektoren, 3 Inspektionsadjunkten und 
1 Assistenten. Diese Beamten besuchten 5223 Betriebe bei 4753 dem 
Gesetze unterstehenden gewerblichen Unternehmungen. 

Die Überwachung der Ausführung der kantonalen Arbeiterschutz- 
geseizgebung liegt meist in den Händen der Gemeinderäte. Nach dem 
Züricher Gesetze von 1892, betr. den Schutz der Arbeiterinnen, ist die 
Vollziehung des Gesetzes Sache der Direktion des Innern, die Über- 
wachung, soweit sie nicht nach §§ 7 und 28 den örtlichen Gesundheits- 
behörden zusteht, Sache der Gemeinderäte; überdies kann sie beson- 
deren Amtsstellen tibertragen werden. 

5. In Belgien ist die Überwachung der Ausführung des Gesetzes 
vom 19. Dezember 1889, betr. die Arbeit von Frauen, jugendlichen Per- 
sonen und Kindern, nach Art. 12 besonderen Beamten übertragen, die 
von der Regierung ernannt werden. Durch Verordnung vom 21. Sep- 
tember 1894 hat die Arbeitsinspektion ihre besondere Organisation er- 
halten. Danach setzt sich — abgesehen von den Bergwerksinspektoren 
(46) und den Inspektoren der Nahrungsmittelindustrie (13) — der Per- 
sonenstand der Gewerbeinspektion gegenwärtig aus 4 G^neralinspek- 
toren, 8 Distriktsinspektoren und 7 Assistenten zusammen. Neben der 
Centrale zu Brüssel, die den Dienst der Distriktsinspektoren und Assi- 
stenten in den Provinzen zu kontrollieren hat, besteht eine besondere 
Kommission, eine Art Oberster Arbeitsrat, dessen hauptsächlichste Auf- 
gabe darin besteht, eine gleichförmige und sorgfältige Anwendung der 
sich auf den Arbeiterschutz beziehenden Gesetze und Verordnungen zu 
überwachen. Diese Kommission setzt sich zusammen aus dem Direktor 
der Gewerbeabteilung im Ministerium und je einem Vertreter der Ge- 
werbe-, Nahrungsmittelindustrie- und Bergwerksinspektion. 

Aufgabe der G^werbeinspektoren ist es in erster Linie, die Aus- 
führung der gesetzlichen Bestimmungen über Frauen- und Kinderarbeit 
und der für die Fabriken und Werkstätten getroffenen hygienischen 
wie unfallpolizeilichen Vorschriften zu überwachen, sodann über ihre 
Wahrnehmungen, insbesondere über Befolgung der gewerbehygienischen 

Frakkenstbiv, Arl>eiterschutz. 11 
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und UnfallverhütuDg8vor8ohriften der Verordnung vom 21. Sept. 1894 zn 
berichten, an den Sitzungen des Arbeiterates teilnehmen und die ihnen 
gemeldeten Unfälle zur Kenntnis der ^Caisse de prövoyance de seocurs 
en faveur des viotimes des aocidents du travail^ zu bringen. 

6. In den Niederlanden sind auf Grund des Gesetzes vom 5. Mai 
1889, betr. Verhinderung übermäfsiger und gefilhrlicher Arbeit von jungen 
Leuten und Frauen, durch königl. Verordnung vom 21. Februar 1893 
drei Aufsichtsbezirke eingerichtet worden. An der Spitze eines jeden 
steht ein Arbeitsinspektor. Der im Herbst 1895 der Kammer vorgelegte 
Entwurf einer Reform der Arbeitsinspektion verlangt die Anstellung voa 
6 Inspektoren und 6 Assistenten. 

7. Frankreich. Die Überwachung der Ausftihrung der Gesetie 
vom 9. September 1848 und vom 2. November 1892 (betr. die Arbeit 
von Kindern, minderjährigen Mädchen und Frauen) ist (nach Art. 17—19 
des Gesetzes vom 2. November 1892) besonderen Arbeitsinspektoren 
übertragen. Diese haben aufserdem im Vereine mit den Polizeikomia- 
sären die Durchführung des Gesetzes vom 7. Dezember 1874, betr. den 
Schutz der Kinder im Hausierhandel, zu Überwachen. Aufserdem ist 
ihnen nach dem Gesetze vom 2. November 1892 zur Pflicht gemacht, die 
Statistik der gewerblichen Arbeiterverhältnisse für die Gegend aufeu- 
stellen, die ihren Aufsichtsbezirk bildet. Ein diese Mitteilungen zn- 
sammenfassender Bericht wird alljährlich vom Minister für Handel und 
Gewerbe veröflfentlicht. 

Die Arbeitsinspektoren, die vom Minister für Handel und Ge- 
werbe ernannt werden, zerfallen in 

1. Divisionsinspektoren, denen 

2. Departementsinspektoren oder -Inspektorinnen 
unterstehen. 

Durch Verordnung vom 13. Dezember 1893 ist geregelt, in welchen 
Departements und wie viel hier Inspektoren angestellt werden sollen; 
auch Gehalt, Reisekosten u. dgl. sind in gleicher Weise festgesetzt Die 
Zahl der Divisionsinspektoren ist auf 11, deren Gehalt auf 6—8000 Frs., 
die Zahl der Departementsinspektoren auf 77, der Inspektorinnen auf 15, 
beider Gehalt auf 3—5000 Frs. normiert worden. 

Zur Kontrolle der Arbeitsinspektion bestehen in jedena^ 
Arrondissement eine oder mehrere besondere Kommissionen, 
deren Mitglieder von den Generalräten gewählt werden, und denen von 
Amtswegen aufserdem die Divisions- und Departementsinspektoren, die 
Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Gewerbegerichte 



1) Die Überwachung der Bergwerke, Gruben und Steinbrüche ist Sache der 
Bergingenieuro und Kontrolleure, die hinsichtlich dieses Dienstes dem Minister für 
Handel und Gewerbe unterstehen. 
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des Hanptortes oder des gröfsten Indnstrieplatzes wie die Bergingenieure 
angehören. Aufgabe dieser Kommissionen ist es, über die Ausf&hrung 
und über notwendige Verbesserungen des Gesetzes an den Handels- 
minister wie an die ihnen vorgesetzte „Oberste Kommission^ Be- 
rieht zu erstatten. 

Die im Ministerium für Handel und Gewerbe bestehende Oberste 
Kommission setzt sich aus 9 Mitgliedern zusammen, von denen 5 vom 
Präsidenten ernannt und je 2 aus der Zahl der Senatoren und Abge- 
ordneten von den parlamentarischen Körperschaften gewählt werden. 
Ihre Thätigkeit ist ehrenamtlich, ihre Aufgabe: 

1. eine gleichförmige und sorgfältige Anwendung des Gesetzes zu 
überwachen, 

2. Gutachten über die zu erlassenden Verfügungen wie über Fragen 
des Arbeiterschutzes überhaupt abzugeben, 

3. die Bedingungen der Anstellung der Kandidaten für die Divisions- 
und Departementsinspektion und die Ordnung der Prüfung festzusetzen. 

Der Vorsitzende der Obersten Kommission erstattet dem Präsidenten 
der Republik alljährlich einen im Journal ofßciel zu veröffentlichenden 
Bericht über die Ergebnisse der Inspektion und die sich auf die Durch- 
führung des Gesetzes beziehenden Thatsachen. 

Um eine besonders intensive Ausführung des Schutzes jugendlicher 
Arbeiter zu sichern, bestehen in jedem Departement übrigens noch 
Schutzkomitees, deren Aufgabe in der Obhut über Lehrlinge und 
in der Industrie beschäftigte Kinder wie in der Förderung der gewerb- 
lichen Ausbildung besteht. 

Eine obligatorische staatliche Gewerbeinspektion besteht in Frank- 
reich seit dem Jahre 1874. 

8. England. Zuerst wurden durch das Gesetz vom 29. August 1 833 
4 Beamte eingesetzt, denen die Befugnis zustehen sollte, „jede Fabrik 
oder jede mit einer Fabrik verbundene Schule zu allen Tages- und 
Jahreszeiten bei Tag und bei Nacht, wenn diese Fabriken in Thätig- 
keit sind, zu betreten und die darin beschäftigten Kinder oder jungen 
Personen zu untersuchen und sich über ihre Verhältnisse, Beschäftigung 
und Erziehung zu erkundigen^. Eine neue Organisation erfuhr das 
Fabrikinspektorat durch das Gesetz vom 27. Mai 1878. Hiernach steht 
an der Spitze der Organisation ein chief inspector (1200 Pfd. Sterl. Ge- 
halt). Unter ihm stehen 

1. 5 superintending inspectors (500 — 700 Pfd. Sterl. Gehalt), die 
den Verkehr der Inspektoren mit dem chief inspector zu vermitteln, die 
Inspektoren zu kontrollieren und auf eine einheitliche Gestaltung der 
Inspektion hinzuwirken haben, 

2. 50 Inspektors (300— 500 Pfd. Sterl. Gehalt), die in bestimmten 
Bezirken mit der eigentlichen Inspektion betraut sind, 

11* 
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3. 10 junior inspectors (Assistenten im Vorbereitungsdienste) in den 
10 gröfsten Distrikten (200—300 Pfd. Sterl. Gehalt), 

4. die certifying surgeons (Fabrik&rzte), die vom Fabrikinspektor 
angestellt werden, und deren Aufgabe es ist, das Alter der arbeitenden 
Kinder und jugendlichen Personen festzustellen, die Untersuchung der 
jungen Leute unter 16 Jahren vorzunehmen, wie bei ünftllen die Ver- 
unglttckten zu untersuchen und hierüber an die Inspektion zu berichten. 

Die Zahl der Fabrikinspektoren und Assistenten ist neuerdings be- 
trächtlich vermehrt und durch Einstellung weiblicher Inspektoren er- 
gänzt worden. Auch der Versuch, den man mit der Anstellung von 
15 Arbeitern als junior inspectors gemacht hat, ist von Erfolg begleitet 
gewesen. 

Durch die Factory and Workshop Act vom Jahre 1891 ist die Be- 
aufsichtigung der sanitären Verhältnisse von der Fabrikinspektion auf 
die Lokalbehörden übergegangen. Sekt. 26 dieses Gesetzes bestimmt, 
dafs dem Inspektor von der Eröffnung einer Werkstatt oder Fabrik 
Kenntnis zu geben ist. 

9. Dänem ark, wo die Arbeitsinspektion durch Gesetz vom 23. Mai 
1873 eingeführt wurde, hat gegenwärtig (Gesetz vom 12. April 1889) 
zwei Inspektoren, denen 1 2 Assistenten untergeordnet sind, und in den 
kleinen Städten wie auf dem Lande besondere, von den Gemeinden er- 
nannte Aufseher. 

10. In Schweden sind seit dem I.Juli 1890 5 Inspektoren mit 
der Durchführung des Arbeiterschutzes betraut. Geregelt ist die In- 
spektion durch das Gesetz vom 10. Mai 1889. 

11. Rufsland. Die Fabrikinspektion ist durch Gesetz vom 
14./26. März 1894 geregelt. Danach gelten die besonderen Gesetze über 
Arbeiterschutz nur in 18 Gouvernements, in den übrigen Gouvernements 
bestehen lediglich die allgemeinen Gesetze zu Recht. Innerhalb jener ist 
in jedem Gouvernement eine Behörde für Fabrikangelegen- 
heiten geschaffen und mit dem Verordnungs- und Strafrechte ausge- 
stattet worden, in den anderen Gouvernements ist ihre Errichtung 
fakultativ. Die Fabrikinspektion überhaupt, die aus „älteren (Bezirks-) 
Fabrikinspektoren ** und aus „Fabrikinspektoren** (Assistenten) besteht, 
ist dem Departement för Handel und Manufaktur unterstellt; dieses hat 
eine besondere Abteilung erhalten, deren Aufgabe es ist, die Inspektoren 
zu kontrollieren und die Streitfälle zwischen Fabrikanten und Arbeitern 
zu untersuchen. 

Die Zahl der Inspektoren ist durch das Gesetz vom 14./26. März 
1894 von 34 auf 143 (aussohlielslich 10 Kandidaten) erhöht worden. Vor 
Erlafe des Gesetzes entfielen auf einen Inspektor 1112 zu beaufsich- 
tigende Fabriken, doch war keiner im stände, jährlich mehr als 200 
bis 240 zu besuchen. 
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Den Beamten der Fabiikinspektion sind nach Art 1 der Instruk- 
tion (Beiebagesetxblatt vom 27. Juni 1894, Nr. 104) folgende Ver- 
pflichtungen auferlegt: 

1. die Kontrolle über Beobachtung der für die Arbeit Minderjähriger, 
Halbwfiehslinge und Personen weiblichen Geschlechtes f&r Fabriken, 
Gewerken und Manufakturen geltenden Verordnungen, 

2. die Fürsorge für Gründung von Elementarschulen fllr minder- 
jährige Arbeiter und event. unter Mitwirkung der örtlichen Sohulobrig- 
keit Sorge daf&r, dafo die bestehenden Volksschulen diesem Zwecke 
angepalst werden, 

3. unter Mitwirkung der örtlichen Polizeibeamten Protokolle bei 
L'bertretungen der im Punkt 1 erwähnten Bestimmungen aufzunehmen 
und diese Protokolle den zuständigen Gerichten einzusenden, 

4. die Erhebung von Anklagen gegen Personen, die sich einer 
Übertretung der erwähnten Vergehen schuldig gemacht haben, 

5. die nächste und unmittelbare Aufsicht über die Beobachtung der 
Vorschriften über Konstruktion, Aufetellung und Behandlung von Dampf- 
kesseln und Prüfung dieser, 

6. die Sammlung, Prüfung und vorläufige Zusammenstellung von 
statistischen Daten über die in ihrem Amtsbezirke bestehenden gewerb- 
lichen Etablissements, 

7. die Ausftlhrung von Aufträgen der Gouvernements- oder Gebiets- 
obrigkeit, die sich auf Besichtigung und Beschreibung der Fabriken 
und Gewerke, Prüfung von Dampfmaschinen und -Kesseln, Aufnahme 
und Einschätzung von Fabriketablissements u. s. w. beziehen, 

8. die Kontrolle über den prompten Eingang der Dampfkessel- 
Btener und die Beantragung des Verfahrens bei Steuerhinterziehung, 

9. in den gesetzlichen Fristen (Jahres- und Tertial-)Berichte über 
die Thätigkeit der Fabrikinspektion nach einem vom Departement ftlr 
Handel und Manufaktur vorgelegten Programm einzureichen. 

Abgesehen von diesen Obliegenheiten sind nach Art. 2 der In- 
struktion die Beamten der Fabrikinspektion in den Gouvernements 
8t Petersburg, Moskau, Wladimir, Warschau, Petrikau, Wolhynien, 
Grodno, Kiew, Kostroma, Livland, Nischnij-Nowgorod, Podolien, Rjäsan, 
Twer, Charkow, Cherson, Estland und Jaroslaw weiterhin verpflichtet: 

1. die nähere Aufsicht über die auf den Fabriken und Gewerken 
zu beobachtende Wohlfahrt und Ordnung zu handhaben, 

2. die Aufeicht darüber zu ftlhren, dafs seitens der Fabrikanten 
und Arbeiter die Vorschriften über deren gegenseitige Beziehungen 
beobachtet werden, 

3. vorbereitende Mafsregeln bei Anwendung der von den Gouverne- 
mentsbehörden für Fabrikangelegenheiten ergangenen Verordnungen zu 
treffen und über deren ErftlUung zu wachen, 
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4. Taxen, Tabellen, Kataloge und Vorschriften, die von den Fa^ 
brikverwaltnngen zur Richtschnur f&r die Arbeiter zu erlassen sind, f&r 
die innere Gesch&ftsftthrung zu prüfen und zu bestätigen, 

5. durch Erhebungen am Orte der entstandenen Unzufriedenheiten 
wie durch Anbahnung eines Ausgleiches dem Ausbruche von Streitigkeiten 
und Mifsverständnissen zwischen Fabrikanten und Arbeitern vorzubeugen, 

6. Untersuchungen einzuleiten und event. auch die Anklagen gegen 
die zu erheben, die sich einer Übertretung der Vorschriften der Ge- 
werbeordnung über die Anstellung der Arbeiter in Fabriken, Gewerken 
und Manufakturen schuldig gemacht haben. 

Die Zuständigkeit der Fabrikinspektionsbeamten hinsichtlich der 
unter 1 — 6 wiedergegebenen Vorschriften des Art. 2 der Instruktion 
wie hinsichtlich der Bestimmungen über Arbeit und Unterricht von 
Minderjährigen und Arbeit von Halbwüchslingen und Personen weib- 
lichen Geschlechtes erstreckt sich nicht: 

1. auf Fabriken, Gewerke und Manufakturen, die der Krone oder 
einer Regierungsbehörde gehören, 

2. auf die privaten Bergwerke und Gruben, die der Beaufsichtigung 
einer besonderen aus Beamten der Bergbauverwaltung bestehenden In- 
spektion unterstellt sind, 

3. auf private fabrikgewerbliche Etablissements, die der Finanz- 
minister auf Grund des Art. 156 der G.-O. von der Unterwerfung unter 
die Arbeiterschutzbestimmungen der Gewerbeordnung dispensiert hat, 

4. auf handgewerbliche Etablissements mit Ausnahme derer, die 
der Finanzminister nach Art. 156 der G.-O. den Arbeiterschutzbestim- 
mungen der Gewerbeordnung unterstellt hat. 

Die den Fabrikinspektoren früher ttbertragene Funktion, die Er- 
laubnis zur Beschäftigung Minderjähriger (von 12 bis 15 Jahren) an 
solchen Sonn- und hohen Festtagen zu erteilen, an denen die Erwachsenen 
arbeiten, ist durch das Gesetz vom 26. März auf die Gouvernements- 
behörden für Fabrikangelegenheiten übergegangen. 

Hinsichtlich der Qualifikation bestimmt Art. VIII des Gesetzes 
vom 24. — 26. März, dafs das Amt eines Fabrikinspektors mit Personen 
besetzt werden soll, die den Kursus einer höheren, vorzugsweise tech- 
nischen Lehranstalt absolviert haben. 

In Finnland unterstehen die Fabri Inspektoren einem Industrieamte. 

12. Vereinigte Staaten. Da die Bundesverfassung ein Fabrik- 
gesetz für die gesammte Union verbietet und die Arbeiterschutzgesetz- 
gebung den Einzelstaaten überläfst, so liegt es auf der Hand, dafs die 
Bestimmungen über die Fabrikinspektion sehr von einander abweichen. 
Nur hinsichtlich der Befugnisse der Inspektoren sind sie ziemlich ein- 
heitlich. Als Aufgabe dieser Beamten wird hauptsächlich nur die Re- 
vision der Fabriken und Werkstätten und ein Einschreiten, wo die Be- 
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Stimmungen der Gesetze nicht befolgt werden, bezeichnet. Eine Ein- 
mischang in das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitern steht 
ihnen nicht zu, eine Vermittlerrolle oder eine Stellung als Berater liegt 
ihnen fem, auch die Beschäftigung mit der Lage der Industrie oder der 
Arbeiterklasse gehört, soweit nicht der Bereich jener speciellen Aufgabe 
in Frage kommt, nicht zu ihrer Thätigkeit. In einigen Staaten ist 
ihnen die Dampfkesselrevision zugewiesen. 

Unter den 44 Staaten der nordamerikanischen Union haben nur 14 
Fabrikinspektoren, und zwar Maine, Massachussetts, Connecticut, Rhode 
Island, New- York, New- Jersey, Pennsylvanien , Ohio, Tennessee (der 
einzige unter den Südstaaten), Illinois, Michigan, Wisconsin, Minnesota 
und Missouri. In Massachussetts zählen die Fabrikinspektoren zur 
Distriktspolizei, in anderen Staaten unterstehen sie dem Bureau of Labor 
Statistics — , eine Einrichtung, die der Wirksamkeit beider Institute 
insofern schadet, als ein Bttreau ftlr Arbeiterstatistik naturgemäTs in er- 
heblichem Umfange auf das Entgegenkommen der Arbeitgeber ange- 
wiesen ist und ein solches schwerlich erzielen dürfte, wenn ein ihm 
unterstellter Fabrikinspektor gegen einen Fabrikbesitzer ein gerichtliches 
Verfahren wegen Übertretung der Fabrikgesetze einleitet. 

Die Zahl der Inspektoren ist in den einzelnen Staaten ver- 
schieden. Sie betrug im Jahre 1 894 in Massachussetts 28, New-Tork 26, 
Ohio 13, Illinois 12, Pennsylvanien 12, in New-Jereey 7, Michigan 7, 
Minnesota 4, Wisconsin und Rhode-Island je 2 und in Maine, Connecticut, 
Tennessee und Missouri je einen. Dieser Zahl entsprechend ist auch 
die Häufigkeit und Gründlichkeit der Visitationen verschieden. 

Die Besoldungen schwanken zwischen 1000 und 1500 Doli, ftlr 
Inspektoren und 2500 und 3000 Doli, ftlr Oberinspektoren. 

Die International Association of Factory Inspectors of America, eine 
fi-eiwillige Vereinigung, will eine einheitliche Durchftlhrung der Fabrik- 
gesetzgebung und eine möglichst einheitliche Gestaltung der Aufgaben 
und der Wirksamkeit der Inspektoren herbeizuflihren suchen, 

b. Bemerkungen. Der Zustand der Gewerbeinspektion ent- 
spricht gegenwärtig noch in keinem Staate den Anforderungen, die 
gestellt werden müssen. Wenn auch z. B. in der englischen Inspektion 
die Arbeitsteilung unter den Aufsichtsbeamten zweckmäfsig und in 
Oesterreich die vermittelnde Thätigkeit der Inspektoren erfolgreich ge- 
wesen ist, so ergeben sich doch nach anderen Richtungen hin Mängel 
der Organisation. In Deutschland bestehen sie im wesentlichen im 
folgenden. In erster Linie mufs hier die Zahl der Aufsichtsbeamten, 
selbst nach ihrer bedeutenden Vermehrung in Preufsen, als ungenügend 
bezeichnet werden, weil ihre Thätigkeit als Kesselrevisoren überaus 
zeitraubend ist und die ErftlUung ihrer weiteren Aufgaben stark be- 
einträchtigt. Aus den Berichten der preuüsischen Gewerbeaufsichts- 
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beamten für 1894 geht hervor, dafis die Thätigkeit der Beamten in den 
meisten Bezirken durch die Kesselprttfungen überwiegend, vielfach zu 
dreiviertel, in Anspruch genommen wird. In zweiter Linie ist das Fehlen 
einer zweckmäfsigen Arbeitsteilung unter diesen Beamten zu r&gen, auch 
sind die Anforderungen an deren Qualifikation als ungenügend zu be- 
trachten. Weiterhin ist den Polizeibehörden eine viel zu weitgehende Mit- 
wirkung an der Durchführung des Arbeiterschutzes eingeräumt.») Dabei ist 
die Initiative der Gemeindebehörden, wie sich aus den Berichten der Auf- 
sichtsbeamten ergiebt, sehr gering. Auch hat der Umstand, dab die Auf- 
sicht von mehreren, zu selbständigen Anordnungen in ein und derselben 
Sache befugten Seiten ausgeübt wird, bereits zu einer Reihe von Unzuträg- 
lichkeiten geführt. Dann fehlt es bei der partikularistischen Organisation 
der Gewerbeinspektion an der notwendigen Einheitlichkeit, es ist die Mög- 
lichkeit einer verschiedenen Durchfllhrung der Reichsgesetzgebung in den 
Einzelstaaten vorhanden, zumal da die Ordnung der Zuständigkeitsverhält- 
nisse zwischen den besonderen Aufsichtsbeamten und den Polizeibehörden 
der verfassungsmäfsigen Regelung der einzelnen Bundesstaaten überlassen 
ist. Die Stellung der Beamten selbst ist nach oben zu abhängig. 
Schlielslich besteht auch ein schwerer Fehler darin, dafs die Organisation 
der deutschen Gewerbeinspektion jeder Centralisieruug entbehrt. 

Welche Forderungen an eine Reform zu stellen sind, ergiebt sich 
aus dem, was über den wünschenswerten Zustand der Gewerbeinspek- 
tion ausgeführt wurde. 

Schliefslich ist noch zu betonen, dals die Berichterstattung 
der Gewerbeaufsichtsbeamten in Deutschland noch keineswegs den An- 
forderungen entspricht, die gestellt werden müssen. Wenn die deutschen 
Berichte an Reichhaltigkeit der Mitteilungen auch weit über den — 
durch die Parlamentsberichte Ergänzung findenden — englischen Be- 
richten stehen, so ist ihre Bedeutung für die Aufklärung sozialpoliti- 
scher Verhältnisse doch weit geringer, als die der durch gröfste Un- 
parteilichkeit und Vollständigkeit hervorragenden österreichischen und 
schweizerischen Berichte. Auch die Behandlung des Stoffes selbst ist 
in ihnen zu verschiedenartig, als dafs dem Sozialpolitiker eine frucht- 
bare Benutzung des weitschichtigen Materiales möglich wäre. 

§ 2. Arbeitsämter. Aufgabe der Staatsgewalt ist es, alles das fest- 
zustellen und klarzulegen, was zu einer richtigen Beurteilung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Lage der Arbeiter notwendig ist. Nur wenn 
das geschieht, ist die Voraussetzung gegeben, dafs sich Gesetzgebung 
und Verwaltung auf dem Gebiete des Arbeiterschutzes in den richtigen 
Bahnen bewegen und zwischen Staatsschutz, Selbst- und Hilfsschutz die 
zutreffenden Grenzen gezogen werden. Zu fordern ist, dals die in Rede 

1) Der gleiche Mifsstand wird auch in den Berichten der schweizerischen und 
österreichischen Inspektoren beklagt. 



Digitized by 



Google 



8. Kapitel. Die Organe des Arbeiterschutzes. 169 

Btehenden FeststeUnngen zum mindesten über folgende Punkte Auf- 
sehlufiB geben: 

1. Zahl der in den einzelnen Unternehmungen beschäftigten Arbeiter: 

a. nach Arbeiterkategorien und Geschlecht (Kinder, junge Leute, 
Arbeiterinnen, erwachsene männliche Arbeiter), 

b. nach dem Familienstande (Unverheiratete, Verheiratete u.s.w.), 

c. nach der Staatsangehörigkeit, 

d. nach der Stellung im Betriebe; 

2. Arbeitszeit (der einzelnen Arbeiterkategorien): 

a. Anfang und Ende der Arbeitszeit, 

b. Dauer der Pausen, 

c. Ü'berstunden ; Saisonarbeit, 

d. Sonntagsarbeit, 

e. Nachtarbeit; 

3. Atbeitsart (ob gesundheitsschädlich, mit besonderen Unfallgefahren 
verbunden, Beschaffenheit der Betriebsräume; UnftUe; Gewerbe- 
krankheiten u. s. w.) ; 

4. Einkommen der Arbeiter: 

a. Lohnart (Stunden-, Tage-, Wochenlohn; Sttlcklohn; gemischtes 
System ; Gruppenaccord ; Prämienlohn ; Gewinnbeteiligung 
u. s. w.), 

b. Lohnhöhe, 

c. Lohnzahlungsfristen; 

5. Vertragsverhältnisse zwischen Unternehmern und Arbeitern: 

a. Kündigungsfristen, 

b. Strafen und Lohnabzüge, 

c. Arbeitsordnungen, 

d. Arbeiterausschüsse, Einigungsämter; 

6. Ausgaben Wirtschaft der Arbeiter; 

7. Wohlfahrtseinrichtungen; Mafsnahmen der Selbsthilfe und des 
auiserstaatlichen Hilfsschutzes ; 

8. Wohnungsverhältnisse; 

9. Familienleben (Beschäftigung von Frauen und Kindern; Kinder- 
zahl; Erziehung und Ausbildung der Kinder); 

10. Schulunterricht der Kinder und jungen Leute; Grad der Bildung 
und Mafs technischer Geschicklichkeiten der Erwachsenen; 

11. Arbeiterversicherungswesen. 

Abgesehen von diesen Punkten müssen weiterhin die Wirkungen des 
bestehenden staatlichen Arbeiterschutzes und die Bedingungen wie die 
Voraussetzungen, unter denen ein weiterer Schutz gewährt werden kann, 
festgestellt werden. Es ergiebt sich somit, dafs die Ermittelungen, die 
gefordert werden, nur allein durch den Staat geschehen können. Alle Be- 
mühungen von Privaten, Verbänden oder einzelnen Behörden, die zur Lösung 
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der Arbeiterfrage im Wege der Statistik Material gewinnen wollen, sind, 
wenn im höchsten Grade auch dankenswert und im Einzelfalle von Be- 
deutung, so im grofsen und ganzen doch keineswegs genügend, um die 
Grundlagen für den Ausbau sozialer Reformen zu schaffen. Wo Massen- 
beobachtungen, die Thatsachen und Erscheinungen im wirtschaftlichen 
Leben eines grofsen Volkes feststellen sollen, in Frage kommen, wo 
Bedürfnisse der Staatsverwaltung in erster Linie mafsgebend sind, da 
sind die Anforderungen zu grofs, als dafs sie ein anderer, als ein gut 
organisierter staatlicher Apparat bewältigen könnte. 

Die Ermittelungen, die über die Arbeiterverhältnisse stattfinden, 
geschehen teils in der Form fortlaufender statistischer Fest- 
stellungen, teils in der Form einmaliger, sich auf ein bestimmtes 
Gebiet beschränkender Enqueten. Bei diesen tritt die Sammlung von 
Zahlenmaterial gegenüber der Aufgabe, ein Bild von gewissen Zuständen 
und Verhältnissen ganzer Industriezweige oder der Arbeiterverhältnisse 
eines Landes zu entwerfen, zurück. Wo für solche Schilderungen Zahlen 
notwendig sind, wird die Enquete auf die Statistik zurückgreifen müssen, 
keinesfalls aber wird die Beschaffung von Zahlen ihr Selbstzweck sein. 
Sie hat vor der statistischen Erhebung den Vorteil, dafs sie die Be- 
teiligten direkt, und zwar tiberwiegend im mtlndlichen Verhöre befragt 
und infolge dessen das Interesse aller lebhafter weckt. Allerdings liegt 
die Gefahr vor, dafs auf die Weise die Ermittelungen zum Teil eine 
subjektive Färbung annehmen, doch läfst sich dieser Übelstand durch 
Befragung der verschiedensten Berufskreise und der Parteien (Unter- 
nehmer und Arbeiter), durch die Öffentlichkeit der Verhandlungen und 
durch die eidliche Vernehmung von Personen im kontradiktatorischen 
Verfahren vermeiden. 

Die fortlaufenden statistischen Feststellungen, wie die Ausführung 
und Bearbeitung der Enqueten wird am zweckmäfsigsten besonderen 
Behörden, Arbeitsämtern, übertragen. Diese Behörden können ent- 
weder als rein arbeitsstatistische Bureaus gedacht und, je nach 
dem, den statistischen Landesbureaus unterstellt oder als selbständige 
Organe errichtet werden; oder sie bilden Centralorgane, deren eine 
(arbeitsstatistische) Abteilung ihre Aufgabe in der systematischen Fest- 
stellung der materiellen und sozialen Lage der arbeitenden Klassen zu 
erblicken hätte, während die zweite mit der obersten Aufsicht über die 
Durchführung des staatlichen Arbeiterschutzes und mit der Sorge wie 
der Vorbereitung für dessen weitere Entwiokclung zu betrauen wäre. Als 
Organe dieser Amter würden wieder die Gewerbeinspektionen und die 
Arbeiterkammern oder besondere Provinzial- und Distriktsämter thätig 
sein können. Da aber namentlich die Durchführung von Enqueten 
lediglich durch Staatsbeamte leicht einen bureaukratischen Anstrich 
gewinnt, so empfiehlt es sich, jenen Ämtern besondere, vielleicht von 
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den Parlamenten zu wählende Ansschüsse zur Seite zu stellen und auch 
Arbeitgeber wie Arbeiter zu zuziehen. In England, dem Musterlande der 
Enqueten, ernennt, sobald sich irgend ein Mifsstand öffentlich fllhlbar 
gemacht hat, entweder die Regierung eine Untersuchungsbehörde, oder 
es wird aus den Mitgliedern beider Häuser des Parlaments ein Ausschufs 
gewählt, dem die Durchführung der Enquete übertragen wird. Die 
Beauftragung einer Behörde pflegt in der Regel stattzufinden, wenn es 
sich um voraussichtlich lange Zeit andauernde Enqueten handelt, während 
bei Bildung eines Parlamentsausschusses angenommen wird, dafs seine 
Thätigkeit mit dem Sessionsschlusse beendet ist. 

Im Deutschen Reiche ist zur Mitwirkung bei den statistischen 
Erhebungen, die bei der Vorbereitung und Ausführung der die Verhält- 
nisse der gewerblichen Arbeiter betreffenden Gesetzgebung erforderlich 
werden, eine Kommission für Arbeitsstatistik errichtet worden. 
Sie setzt sich zusammen aus einem vom Reichskanzler ernannten Vor- 
sitzenden, fünf vom Bundesrate und sechs vom Reichstage gewählten 
Mitgliedern und aus einem aus den Beamten des kaiserl. statistischen 
Amtes vom Reichskanzler ernannten Mitgliede. Ihre Aufgabe ist: 

1. auf Anordnung des Bundesrates oder des Reichskanzlers die Vor- 
nahme statistischer Erhebungen, ihre Durchführung und Verarbeitung, 
sowie ihre Ergebnisse zu begutachten; 

2. dem Reichskanzler Vorschläge für die Vornahme oder Durch- 
führung solcher Erhebungen zu unterbreiten. 

Die Kommission ist befugt, Arbeitgeber und Arbeiter zn gleicher 
Zeit wie Auskunftspersonen zu ihren Sitzungen mit beratender Stimme 
zu zuziehen. Sie ist hierzu verpflichtet, wenn der Bundesrat oder Reichs- 
kanzler es anordnen. 

An Enqueten sind durch die Kommission für Arbeiterstatistik solche 
über die Arbeitszeit in Bäckereien, im Handelsgewerbe, in der Müllerei 
u. s. w. ausgeführt worden. Vor Errichtung der Kommission sind die ersten 
Enqueten von Reichswegen in den Jahren 1874—76 in Angriff genommen 
worden. Sie betrafen die Frauen- und Kinderarbeit in Fabriken und die 
Verhältnisse der Lehrlinge, Gesellen und Fabrikarbeiter. In den Einzel- 
staaten hat die Enquete ebenfalls erst in den 70er Jahren Eingang gefunden. 

In der Schweiz besteht seit dem Jahre 1887 unter dem Namen 
„Schweizerisches Arbeitersekretariat" ein Arbeitsbureau, das 
zu einem Arbeitsamte ausgestaltet werden soll. Es ist Organ des 
Schweizerischen Arbeiterbundes, dessen Vorstand den Arbeitersekretär 
ernennt und sein Arbeitprogramm bestimmt. Die Eidgenossenschaft zahlt 
jedoch eine jährliche Subvention. Der Arbeitersekretär steht deshalb auch 
dem Bundesrate zu allen Untersuchungen, die die Arbeiterfrage betreffen, 
zu statistischen Erhebungen und Bearbeitungen wie Begutachtungen 
zur Verftlgung; seine Hauptaufgabe ist es aber, sich mit Erhebungen 
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über schweizerische Arbeiterverhältnisse zu beschäftigen und darauf be- 
zügliche Arbeiten und Gutachten zu fertigen. Er hat das Recht, sich 
unmittelbar an Behörden, Verbände, Vereine und Private zu wenden. 

In Oesterreich und Spanien ist die Errichtung arbeitsstatisti- 
scher Amter geplant. 

In Belgien suchen neben dem durch Dekret vom 12. April 1895 
ins Leben gerufenen Office du travail die bereits seit 1887 bestehenden 
Conseils de Tindustrie et du travail den Arbeitsämtern zufallende Auf- 
gaben zu erfttllen. Bei der gro&en im Jahre 1886 veranstalteten Enquete 
über die Arbeiterverhältnisse hat man die Aufnahme von Arbeitgebern 
und Arbeitern in den Enqueteausschufs indessen vermieden. Als amt- 
liches Organ erscheint seit Januar 1895 das Bulletin special de Fin- 
spection du travail. 

In Frankreich ist durch Dekret vom 22. Januar 1891 ein Ober- 
ster Arbeitsrat ins Leben gerufen worden. Er steht dem Minister 
för Handel, Industrie und Kolonien zur Seite und besteht aus 50 auf 
Antrag des Ministers för Handel und Gewerbe ernannten, insbesondere 
aus den Mitgliedern der Deputiertenkammer, aus der Reihe von Indu- 
striellen, Arbeitern, Mitgliedern der Syndikatskammern der Unternehmer, 
Arbeiterassociationen und gewerblichen Schiedsgerichten entnommenen 
Männern; aufserdem gehören ihm 11 höhere Beamte von Rechts wegen 
an. Der Rat versammelt sich nach Einberufung des Ministers fbr Handel 
und Industrie und kann mit dessen Zustimmung Enqueten einleiten und 
alle Personen vernehmen, die er ftlr geeignet hält, ihn über die ihm 
unterbreiteten Fragen aufzuklären. 

Eine genügende Vertretung besitzt die Arbeiterklasse im obersten 
Arbeitsrate nicht. 

Auf seine Veranlassung ist durch Gesetz vom 21. Juli 1891 ein 
Arbeitsamt errichtet worden. Seine Aufgabe ist, sämtliche auf die 
Arbeitsstatistik bezüglichen Daten zu sammeln, zu ordnen und zu ver- 
öffentlichen. ') Das Arbeitsamt giebt seit dem Jahre 1894 eine besondere 
Zeitung (Bulletin de FOffice du travail) heraus und teilt darin die wich- 
tigsten Daten über Arbeiterverhältnisse mit. 

In England wurde im Jahre 1886 ein besonderes arbeitsstatisti- 
sches Bureau im Handelsministerium (Board of trade) errichtet. Anfangs 
war es nur mit kleinem Personale und geringen Mitteln ausgestattet, doch 

1) Art. 1 der Verordnung vom 19. Aogust 1891, betr. die Bildung des Arbeits- 
amtes, präcisiert diese Aufgabe dahin: Sämtliche Ausweise aber die Arbeit, insbe- 
sondere aber den Stand und die Entwickelung der Produktion, die Organisation und 
Lösung der Arbeit, ihr Verhältnis zum Kapital, die Lage der Arbeiter, den Zustand 
der Arbeit in Frankreich yerglichen mit dem Ausland, innerhalb der durcb die gegen- 
wärtige Verordnung bestimmten Grenzen und Bedingungen zu sammeln, zu ordnen 
und zu veröffentlichen; wie alle in dieses Gebiet einschlagenden Arbeiten, die der 
Minister fttr Handel, Gewerbe und Kolonien von ihm verlangen sollte, zu bewirken. 
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ist es seit 1892 unter Mundella erheblich erweitert worden. Es hat eine 
Reihe trefflicher Arbeiten veröffentlicht und giebt seit Mai 1893 eine 
Zeitung, «The Labour Gazette", heraus, die die hauptsächlichsten das 
Arbeiterinteresse betreffenden Thatsachen vorführt. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika bestehen in 
21 Staaten besondere Bureaux of statistics of labor, deren Aufgabe es 
ist, alle fttr die Beurteilung der Arbeiterverhältnisse wichtigen Nach- 
richten zu sammeln und die erforderlichen Erhebungen zu veranstalten, 
darflber regelmäfsige Berichte zu erstatten und die Staatsgewalt in der 
Vorbereitung gesetzgeberischer Mafsnahmen zu unterstützen. Ihnen ist 
das Recht zeugeneidlicher Vernehmung eingeräumt. Gegenstand ihrer 
Erhebungen sind insbesondere: Beschäftigung und Schulunterricht von 
Kindern, Lohne und Arbeitszeiten, Arbeitslosigkeit, Arbeitseinstellungen, 
Kosten der Lebenshaltung, Nahrung, Trucksystem, Genossenschaften und 
Gewerkvereine, Unfälle u. s. w. 

Solche arbeitsstatistische Bureaus (die sich aus einem oder mehreren 
Beamten zusammensetzen) bestehen in Massachussetts (seit 1 869), Penn- 
sylvanien (1872), Connecticut (1873), Ohio und New-Jersey (1877), 
Illinois, Missouri und Indiana (1879), Michigan, Kalifornien und New- 
York (1883), Jowa, Maryland und Baltimore (1884), Kansas (1885), 
Maine, Minnesota, Nordcarolina, Colorada, Rhode-Island und Nebraska 
(1887). Im Jahre 1884 wurde auch ein Arbeitsbureau als Bundesamt 
in Washington errichtet, das unter Zuweisung sehr umfassender Auf- 
gaben zu einem selbständigen Arbeitsdepartement — Labor De- 
partement — umgewandelt wurde. 

Die Mittel einer Anzahl dieser einzelstaatlichen Bureaus sind ver- 
hältnismäfeig klein; infolgedessen sind auch die Leistungen verschieden. 

§ 3. Sonderorgane. Neben den ordentlichen Verwaltungs- und 
Gerichtsbehörden und den Gewerbeinspektoren giebt es noch besondere 
Organe, die zur Durchführung des Arbeiterschutzes berufen sind. In 
Frage kommen in erster Linie die Organe der Dampfkesselpolizei, die 
sieh fast in allen Industriestaaten finden, dann besondere Schutzkomittees, 
die den Gewerbeinspektoren in einigen Staaten zur Seite stehen, und 
schlielslich in Deutschland die Unfall-Berufsgenossenschaften. 

1. Die Dampfkesselpolizei. Die mit dem Betriebe von Dampf- 
kesseln verbundenen Explosionsgefahren sind überaus grofs und haben 
deshalb fast in allen Industriestaaten zur Regelung einer polizeilichen 
Aufeicht über die Dampfkesselanlagen geführt. Die zu dem Zwecke 
im Wege der Gesetzgebung und Verwaltung erlassenen Bestimmungen 
erstrecken sich entweder auf die Anlegung und den Betrieb der Kessel 
(Konzessionsverfahren), oder sie sind lediglich regressiver Natur und 
enthalten Vorschriften für die Errichtung, die Ausführung und den Be- 
trieb der Kessel, wie Strafvorschriften gegen Zuwiderhandlungen (De- 
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klarationsverfahren). In beiden Fällen ist zugleich eine periodische 
Untersuchung der Kessel vorgeschrieben. Da, wo weder die Gesetz- 
gebung noch die Verwaltung ein direktes Eingreifen vorgesehen haben, 
ist man doch darauf bedacht gewesen, ein besonderes Verfahren (die 
„freie Kontrolle*') gesetzlich einzuführen, das den Kesselbesitzer civil- 
rechtlich haftbar macht und Fehler oder Fahrlässigkeiten mit hohen 
Strafen ahndet. Hierdurch wird die Vornahme von Kesselrevisionen 
indirekt gefordert. Das hat auch Anlafs gegeben, dafs sich die Kessel- 
besitzer bestimmter Bezirke oder Gewerbszweige zu Kesselttberwachungs- 
vereinen zusammengethan und Ingenieure zum Zwecke der Revision 
angestellt haben. 

Im Deutschen Reiche ist zur Anlegung von Dampfkesseln die 
Genehmigung der nach den Landesgesetzen zuständigen Behörde erfor- 
derlich. Sie kann entweder unbedingt erteilt oder von Bedingungen 
abhängig gemacht werden. Bevor der Kessel in Betrieb genommen 
wird, ist zu untei-suchen , ob die Ausführung den Bestimmungen der 
erteilten Genehmigung entspricht. Während des Betriebes sind regel- 
mäfsig wiederkehrende Revisionen äufserer und innerer Art auszuführen, 
jene alle 2, diese alle 6 Jahre. Zur Voroahme der Untersuchungen sind die 
bestellten technisch en Staatsrevisoren (in Preufsen und Sachsen die Gewerbe- 
inspektoren) und die Ingenieure der Kesselüberwachungsvereine befugt. 

Die Regelung der Dampf kesselpolizei inOesterreich entspricht 
im wesentlichen der in Deutschland. Auch hier konkurrieren bei der 
Überwachung der Kessel die staatlichen Revisoren mit den Ingenieuren 
der Kesselvereine. 

Die Schweiz hat die Anlegung und den Betrieb der Dampfkessel 
der Aufsicht des Regierungsrates der Kantone übertragen. Das Revi- 
sionsgeschäft liegt hauptsächlich in den Händen des schweizerischen 
Dampfkesselüberwachungsvereins zu Zürich. 

In Frankreich besteht das Deklarationsverfahren. Mit der Kessel- 
polizei sind die staatlichen Bergingenieure, ausnahmsweise auch die 
Baubeamten, betraut. Bei den Revisionen konkurrieren mit ihnen die 
Kesselüberwachungsvereine. 

In den Niederlanden unterstehen die Dampfkessel, die sämt- 
lich konzessionspflichtig sind, der Aufsicht von Staatsingenieuren. Ge- 
bühren für die Revisionen sind nicht zu zahlen. Kessclüberwachungs- 
vereine giebt es nicht. 

In England unterliegt die Anlegung und der Betrieb von Dampf- 
kesseln keinen allgemeinen gesetzlichen Vorschriften. Die Kessel werden 
durch Privatgesellschaften überwacht und versichert. 

In Dänemark, Rufsland wie in Finnland bedürfen die Kessel- 
anlagen einer Konzessionierung, in Dänemark sind sie alle drei Jahre 
zu revidieren. 



Digitized by 



Google 



8. Kapitel. Die Organe des Arbeiterschatzes. 175 

2. Die BerufsgenossenBchaften, auf denen die Organisation 
der ünfallversicherang im Deutschen Reiche aufgebaut ist, sind auf 
Grund des Gesetzes vom 6. Juli 1 894 — unbeschadet der Bestimmungen 
der Novelle zur Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 — berechtigt, Un- 
fallverhtttungsvorschriften zu erlassen und deren Durchführung durch 
Beauftragte überwachen zu lassen, wie nötigenfalls durch Strafen 
und Einschätzung in höhere Gefahrenklassen zu erzwingen. Da die 
Berufsgenossenschaften die Kosten der Unfälle tragen mttssen, liegt es 
in ihrem eigenen Interesse, ftlr die Verhütung dieser Sorge zu tragen. 
Deshalb kann die Anstellung besonderer Beauftragter, die zugleich die 
staatlichen Aufsichtsbeamten wesentlich zu entlasten vermögen, nur als 
zweckmäfsig bezeichnet werden. Dagegen kann man die Berufsge- 
nossenschaften keineswegs als die auch zur Überwachung der hygiei- 
nischen Vorschriften geeigneten Korporationen bezeichnen. Das deutsche 
Arbeiterschutzgesetz vom 1. Juni 1891 giebt (nach § 120e) allerdings 
den Berufsgenossenschaften das Recht, vor dem Erlasse der Landes-Central- 
und Polizeibehörden, der sich auf Durchftlhrung der Bestimmungen über 
Schutz gegen Gefahren ftlr Gesundheit, Leben und Sittlichkeit bezieht, 
ein Gutachten abzugeben. Es mufs indessen bemerkt werden, dafs die 
Berufsgenossenschaften, schon wegen der aufserordentlichen Verschieden- 
heit der Gewerbszweige innerhalb mancher Genossenschaften, gar nicht 
flir befähigt erachtet werden können, geeignete Vorschriften fttr Ge- 
sundheit und Sittlichkeit zu überwachen. Auch das Verhältnis der Ge- 
werbeaufsichtsbeamten zu den Berufsgenossenschaften und deren Beauf- 
tragten hat sich nicht so gestaltet, als es die sich in vielen Punkten 
berührende Thätigkeit beider Kategorien von Beamten erwarten lassen 
sollte. In der grofsen Mehrzahl der Aufsichtsbezirke hat leider ein dem 
Arbeiterschutze forderlicher Verkehr zwischen den Gewerbeinspektoren 
und den Beauftragten und Vertrauensmännern der Berufsgenossenschaften 
überhaupt nicht stattgefunden. Da, wo Revisionen gemeinsam vorge- 
nommen wurden, hat sich gezeigt, dafs entweder nur der Gewerbeauf- 
sichtsbeamte oder nur der Beauftragte die Verhandlungen mit dem 
Unternehmer führen kann, einer von beiden sich also damit begnügen 
mufe, seine Wahrnehmungen ftlr sich zu behalten, um sie vielleicht 
später ohne Wissen des Anderen zu verwerten. Bei den nicht gemein- 
schaftlichen Revisionen dagegen, die ja die Regel bilden, hat wieder die 
Kritik, die der eine Beamte, wenn auch unbeabsichtigt, über Anordnungen 
des anderen übte, zu ünzuträglichkeiten geführt. Unter diesen Umständen 
mufs es als wünschenswert bezeichnet werden, dafs die auf die Unfallver- 
hütung gerichtete Aufsichtsthätigkeit eine einheitlichere Gestaltung erfahre. 

3. Die Schutzkomitees. In Frankreich wie in einigen Schweizer 
Kantonen bestehen, gewissermafsen zur Ergänzung der Gewerbeinspek- 
tion, besondere Schutzkomitees, als deren Aufgabe bezeichnet wird: 
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1. der Schatz der Lehrlinge nnd der in der Industrie verwendeten 
Kinder, 

2. die Förderung ihres berufsmäfsigen Unterrichtes. 

Die Zahl und der Wirkungskreis der Schutzkomitees wird in Frankreich 
von dem Gewerberate eines jeden Departements bestimmt. 

Die Thatigkeit der Schutzkomitees ist mehr begutachtender und 
wohlfahrtspolizeilicher Natur. Besondere Erfolge hat sie bisher übrigens 
nicht zu erzielen vermocht. 

Auch die sich in einigen Staaten findenden lokalen Gesundheits- 
kommissionen können, sofern ihnen nicht besondere Funktionen als Or- 
gane der Gewerbeinspektion direkt übertragen sind, in gewissem Sinne 
als Organe des Arbeiterschutzes bezeichnet werden. 

§ 4. Getverbegerichte und Einigungsämter. Eine wichtige, auch 
im öffentlichen Interesse liegende Aufgabe der Staatsgewalt, umso wich- 
tiger, je sch&rfer sich die sozialen Gegensätze gestaltet haben, bildet 
eine schnelle, billige, gerechte und das Vertrauen der Parteien ge- 
niefsende Erledigung und Beilegung von Streitigkeiten, die an den Ar- 
beitsvertrag anknüpfen. Diese Streitigkeiten sind teils Rechtsstreitig- 
keiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitern aus dem bereits geschlossenen 
Arbeitsvertrage, teils erstrecken sie sich auf Änderungen des bisherigen 
oder auf die Bedingungen eines neu abzuschliefsenden Vertrages. Im 
ersten Falle gehören sie zur Kompetenz der Gewerbegerichte, im letzten 
zu der der Einigungsämter. 

a. Gewerbegerichte. Obgleich die Staatsgewalt die Aufgabe 
hat, wie in allen Rechtsstreitigkeiten, so auch insbesondere in denen 
über Eingehung, Fortdauer und Auflösung des Arbeitsvertrages, über 
Entschädigungsansprüche daraus, über Ausstellung von Zeugnissen 
u. dergl. eine richterliche Entscheidung herbeizuführen, so werden doch 
gerade an die Regelung dieser Gerichtsbarkeit sowohl im öffentlichen 
Interesse als in dem der streitenden Parteien Anforderungen gestellt, 
die eine besondere Rechtspflege zweckmäfsig und notwendig erscheinen 
lassen. Hierzu gehört in erster Linie die Forderung, dafs in dem Ver- 
fahren vor allem auf eine gütliche Erledigung hingewirkt wird. Zu 
dem Zwecke müssen Richter vorhanden sein, die in den Verhältnissen 
des gewerblichen Lebens erfahren sind und das Vertrauen der Strei- 
tenden genieüsen. In zweiter Linie mufs mit Rücksicht darauf, dafs 
es sich meist um einfache, der Beschleunigung bedürfende Streitigkeiten, 
um Objekte von nicht erheblichem Werte und zum Teil um streitende 
Personen mit geringer Geschäftsgewandtheit handelt, ein einfaches, mit 
wenig Kosten verknüpftes schleuniges Prozefsverfahren und möglichst 
schnelle Vollstreckbarkeit des Vergleiches oder ürteiles verlangt wer- 
den. Endlich ist zu fordern, dars an Stelle des Prozefsbetriebes der 
Parteien durch rechtskundige Vertreter der Offizialbetrieb durch das 
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Gericht tritt. Soll allen diesen Anfordemngen genügt werden, so darf 
die gewerbliche Gerichtsbarkeit nicht ausschliefälich in die Hände der 
ordentlichen Gerichte mit den gelehrten Richtern gelegt werden, son- 
dern es müssen besondere Gewerbegeriohte vorhanden sein, die 
sich aus der gleichen Zahl von Arbeitern und Arbeitgebern unter dem 
Vorsitze einer dritten, weder dem Arbeiter- noch dem ünternehmer- 
stande angehörenden Person zusammensetzen und nach einem einfachen, 
billigen und schleunigen Verfahren entscheiden. Die Bestellung der 
Beisitzer erfolgt am zweckm&fsigsten durch Wahl der Arbeitgeber und 
der Arbeiter, und zwar mufs die Wahl, wenn dem Gerichte das Ver- 
trauen der Arbeiter gesichert sein soll, geheim und direkt sein. 
Das ist umso notwendiger, als bei öffentlicher Stimmabgabe eine 
Unterdrückung der freien Wahl nicht nur durch die Arbeitgeber, son- 
dern auch durch die Arbeiter zu befürchten ist In Zeiten, in denen 
die Gemüter erregt sind, müTste das die ungünstigste Wirkung ausüben. 
Die Ernennung oder mindestens die Bestätigung des Vorsitzenden wird 
mit Rücksicht darauf, dafs die Gewerbegerichte den Charakter ordent- 
licher Gerichte tragen und eine Aufgabe erfüllen sollen, die unzweifel- 
haft der Sphäre staatlicher Thätigkeit anheimfällt, dem Staate vorbe- 
halten bleiben müssen. 

Die Zuständigkeit der Gewerbegerichte, die objektiv auf die civil- 
rechtliche Rechtsprechung zu beschränken ist, ist subjektiv nicht nur 
auf die Arbeiter im Fabrik- und fabrikartigen Betriebe, sondern auch 
auf die Arbeiter in der Hausindustrie und im Handwerke auszudehnen. 

Bestritten ist die Frage, ob die Errichtung von Gewerbegerichten 
allgemein obligatorisch gemacht werden soll oder nicht. Überläfst man 
auch mit Rücksicht darauf, dals sich wegen des Fehlens industrieller 
Unternehmungen und einer gewerblichen Bevölkerung nicht überall ein 
Bedürfnis nach derartigen Gerichten geltend machen wird, die Ent- 
scheidung der Bedürfnisfrage und das Recht zur Errichtung den Ge- 
meinden oder anderen kommunalen Verbänden, so mufs doch der Staats- 
gewalt vorbehalten sein, auf Wunsch der Arbeitgeber oder Arbeiter 
selbst gegen den Willen der Gemeinde oder der weiteren Kommunal- 
verbände Gewerbegerichte einzusetzen.») Bestritten ist schliefslioh noch 
die Frage, ob oder in welchem Mafse gegen die Entscheidungen der 
Gewerbegerichte die Rechtsmittel der Berufung und Beschwerde zu- 
lässig sein sollen. Alle Rechtsmittel auszuschliefsen, dürfte kaum im 
Interesse der Parteien liegen; doch wird man es als zweokmäfeig er- 

1) In dem Falle, dafs die gewerbliche Gerichtsbarkeit zar Sache der Oemeinde 
oder weiterer Eommonalyerbände gemacht wird, haben diese Körperschaften aller- 
dings die Kosten der Einrichtnng und ünterhaltnng zu tragen; trotzdem wird natür- 
lich Yon einer selbständigen Arbeiterschutzpolitik der Gemeinde nicht die Rede 
fein können. 

F&AVKBXBTXiir, Aibeiterschatz. 12 
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achten können, die Bernflnng in Streitsaehen von geringem Werte nioht 
zu zulassen. 

Wo bei dem Systeme der faknltatiTen Errichtung von Crewerbege- 
richten derartige Gerichte fehlen, sollte man anderen geeigneten Organen 
(z. B. den Gremeindevorstehern) die Befugnis erteilen, der schleunigen 
Entscheidung bedtlrfende Streitigkeiten in einem billigen und einfachen 
Verfahren vorläufig zu entscheiden. Im Interesse der Sicherheit der 
Streitenden mfifsten in diesem Falle allerdings durch besondere Begehng 
des Verfahrens und der Vorschriften über Vollstreckbarkeit gewisee 
Garantien durch die Gesetzgebung geschaffen, insbesondere mttiste auch 
bestimmt werden, dafs die Entscheidung erst dann rechtskräftig wird, 
wenn nicht binnen einer bestimmten kurzen Frist Klage beim ordent- 
lichen Gerichte erhoben wird. 

or. Gesetzgebung und Statistik. 1. Deutsches Reich. Das 
Reichsgesetz vom 29. Juli 1890, betr. die Gewerbegerichte, überläfet 
die Errichtung von Gewerbegerichten in erster Linie den Gemeinden nnd 
Eommunalverbänden, doch kann sie auch auf Antrag beteiligter Arbeit- 
geber oder Arbeiter durch Anordnung der Landescentralbehörde erfolgen, 
wenn ungeachtet einer von ihr an die beteiligten Gemeinden oder den wei- 
teren Kommunalverband ergangenen Aufforderung innerhalb der gesetzten 
Frist die Errichtung nicht erfolgt ist (§ 1). Die Zuständigkeit der Ge- 
werbegerichte erstreckt sich persönlich auf Gesellen, Gehilfen, Fabrik- 
arbeiter und Lehrlinge, auf die Titel VII der Gewerbeordnung Anwendung 
findet, ebenso auf Betriebsbeamte, Werkmeister und mit höheren techni- 
schenDienstleistungenbetrauteAngestellte, deren Jahresverdienst 2000 Mk. 

nicht übersteigt, und auf hausindustrielle Arbeiter, sofern ihnen die Roh- 
stoffe oder Halbfabrikate von den Arbeitgebern geliefert werden; anf 
diejenigen Hausgewerbetreibenden, die die Rohstoffe oder Halbfabrikate 
selbst beschaffen, kann die Zuständigkeit der Gerichte durch das Statut 
ausgedehnt werden. Sachlich erstreckt sich die Zuständigkeit auf 
Streitigkeiten aus dem Arbeitsvertrage, auf solche über die Berechnung 
und Anrechnung der von den Arbeitern zu leistenden Krankenversiche- 
rungsbeiträge und über Ansprüche, die auf Grund der Übernahme einer 
^gemeinsamen Arbeit von den Arbeitern desselben Arbeitgebers gegen 
einander erhoben werden (§ 4). 

Der Vorsitzende des Gewerbegerichtes wird vom Magistrate 
bezw. der Gemeindevertretung oder von den Vertretern der Kommunai- 
verbände ernannt, die Zahl der Beisitzer, die je zur Hälfte aus dem 
Kreise der Arbeitgeber und Arbeiter gewählt werden, mufs mindestenfl 
4 betragen (§ 9) Für das aktive Wahlrecht ist ein Alter von 25, Ar 
das passive ein solches von 30 Jahren erforderlich (§ 13). Das Gericht 
verhandelt und entscheidet in der Besetzung von drei Mitgliedern eiß' 
schliefslich des Vorsitzenden, doch kann das Statut allgemein oder flr 
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gewifiBe Streitigkeiten eine gröfsere Zahl vorsehreiben. Das Verfahren 
ist ein einfaches, sehlenniges Offizialverfahren (§24—64); Rechtsanwälte 
und Personen, die das Verhandeln vor Gericht gewerbsmäfsig betreiben, 
werden als ProzefsbevoUmäcbtigte oder Beistände nicht zugelassen (§ 29). 
Das Stlhnever fahren ist bei Erscheinen der Parteien obligatorisch 
und mnis am Schiasse der Verhandlung wiederholt werden. Ans den 
Urteilen der Gewerbegerichte, die rechtskräftig oder fttr vorläufig voll- 
streckbar erklärt sind, wie aus den Vergleichen, die nach Erhebung der 
Klage vor dem Gewerbegerichte abgeschlossen worden sind, findet 
Zwangsvollstreckung statt. Die der Berufung oder dem Ein- 
sprüche unterliegenden Urteile (wenn der Wert des Streitgegenstandes 
den Betrag von 100 Mk. überschreitet) sind von Amts wegen f&r vorläufig 
vollstreckbar zu erklären, wenn sie Streitigkeiten über den Antritt, die 
Fortsetzung und die Auflösung des Arbeitsverhältnisses oder über Aus- 
händigung und Inhalt des Arbeitsbuches oder Zeugnisses betreffen, oder 
wenn das ürteilsobjekt an Geld oder Geldeswert die Summe von 300 Mk. 
nicht übersteigt; eine Ausnahme findet statt, wenn glaubhaft gemacht 
wird, dafs die Vollstreckung dem Schuldner einen nicht zu ersetzenden 
Nachteil bringen würde; auch kann die Vollstreckung von einer Sicher- 
heitsleistung abhängig gemacht werden. Die Gerichtsgebühren sind 
niedrig; bei Beilegung des Rechtsstreites durch Vergleich wird keine, 
bei Erledigung ohne kontradiktorisches Verfahren nur die halbe Ge- 
bühr erhoben. 

Wo ein zuständiges Gewerbegericht nicht vorhanden ist, kann nach 
§§ 71 — 75 der Gemeindevorsteher angerufen werden, aber nur bei 
Streitigkeiten 1. über den Antritt, die Fortsetzung oder Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses, wie über die Aushändigung und den Inhalt des 
Arbeitsbuches oder Zeugnisses, 2. über die Berechnung der von den 
Arbeitern zu leistenden Krankenversicherungsbeiträge. Die Entschei- 
dung ist eine vorläufige und wird rechtskräftig, wenn nicht binnen 
10 Tagen Klage beim ordentlichen Gerichte erhoben wird. 

In den §§ 61—69 hat das Gesetz weiterhin eine Thätigkeit der 
Gewerbegerichte ahsi Einigungsämter vorgesehen (vgl. hierüber S. 1 86) 
und nach § 70 die Gewerbegeriohte verpflichtet, auf Ansuchen der Staats- 
behörde oder des Vorstandes der Gemeinde oder des Kommunalver- 
bandes, ftlr das es errichtet ist, Gutachten über gewerbliche Fragen ab- 
zugeben; daneben sind sie berechtigt, in solchen Fragen, die die seiner 
Gerichtsbarkeit unterstehenden Betriebe berühren, Anträge an Behörden 
und an Vertretungen von Kommunalverbänden zu richten. 

§77 des Gesetzes behält die Errichtung besonderer Gewerbe- 
gerichte ftlr Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanstalten und unter- 
irdisch betriebene Brüche und Gruben der direkten Anordnung der 
Landescentralbehörde vor und trifft ftlr diese Gerichte einige abweichende 
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Bestimmungen ; § 79 bestimmt, dafs die Zuständigkeit der Innungen sar 
Entscheidung von Streitigkeiten zwischen Arbeigebern und ihren Lehr- 
lingen sowie die Zuständigkeit der Innnngssohiedsgerichte durch 
das Gesetz keine Einschränkung erfahren. 

Nach § 80 ist schlielslich das Fortbestehen der durch Landesgesetze 
zur Entscheidung gewerblicher Streitigkeiten gebildeten Gewerbegerichte 
gestattet, sofern diese (bis zum 1. April 1892) ihre Zusammensetzung 
den Vorschriften des Gesetzes entsprechend gestaltet haben. 

Im Königreiche Preufsen bestanden am 1. Oktober 1895 
166 kommunale Gewerbegerichte, 
10 staatliche Gewerbegerichte der Rheinprovinz, 
5 Berggewerbegerichte. 

Eine neuere zuverlässige amtliche Zusammenstellung der im g a n z e n 
Deutschen Reiche errichteten Gewerbegerichte ist noch nicht vorhanden. 
Anfang 1894 gab es in den aufserpreufsischen deutschen Staaten 
66 kommunale Gewerbegerichte, 
8 staatliche Gewerbegerichte, 
5 Berggewerbegerichte. 

2. Oestereich. Auf Grund des (Jesetzes vom 14. Mai 1869 können 
fttr fabrikmäfsig betriebene Gewerbe gleicher oder verwandter Art auf 
Antrag, der von Jedermann ausgehen kann und den Nachweis des Be- 
dürfnisses liefert, durch Verordnung des Justizministers Gewerbegerichte 
errichtet werden. Sie sind staatliche, unter der Aufsicht der Ober- 
landesgerichte stehende Gerichte und werden von den ihnen unter- 
worfenen Personen, je zur Hälfte von den Arbeitgebern und Arbeitern, 
aus ihrer Mitte durch Wahl besetzt. Sie zerfallen in Vergleichskom- 
missionen und Spruchkollegien. Die Mitgliederzahl eines Spruchkolle- 
giums beträgt nebst dem Vorsitzenden wenigstens 4 und kann bis 8 
steigen. Die Geschäftsordnung giebt sich jedes Gewerbegericht, vor- 
behaltlich der Genehmigung des Justizministers selbst. 

Streitgegenstand vor den Gewerbegerichten bilden alle zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitern in fabrikmäfsi gen Betrieben aus dem 
Arbeits- oder Lehrverhältnisse entstehenden Rechtsstreitigkeiten, sofern 
sie während der Dauer des Arbeitsverhältnisses oder innerhalb 30 Tagen 
seit seiner Auflösung anhängig gemacht werden. Nach Ablauf dieses 
Zeitraumes gehören sie vor die ordentlichen Gerichte. 

Das Verfahren zerf&Ut in das Vergleichs- und in das Erkenntnis- 
verfahren. Gelingt in dem ersten, das immer vorauszugehen hat, eine 
Einigung nicht, so wird die Rechtssache von der Vergleichskommission 
an das Spruchkollegium gewiesen und von diesem der Termin zur Ver- 
handlung bestimmt. Das Verfahren ist hier summarisch. Das Urteil 
soll, wenn möglich, sofort nach der Verhandlung und in jedem Falle 
mündlich verkündet werden. 
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Vollstreckung wird vom GrewerbegerioHte weder bewilligt, noch 
vorgenommen, sondern steht den ordentlichen Gerichten zu. 

Gegen die vor dem Gewerbegerichte geschlossenen Vergleiche ist 
ein Rechtsmittel nicht vorgesehen, gegen Urteile kann binnen vier- 
zehn Tagen beim ordentlichen Gerichte eine Klage auf Aufhebung des 
gewerbegerichtlichen und Erlafs eines gerichtlichen Urteiles eingereicht 
werden. 

Ein im März 1895 dem Abgeordnetenhause vorgelegter Entwurf be- 
absichtigt eine Erweiterung des Gesetzes unter Anlehnung an das deutsche 
Gesetz vom 29. Juli 1890 und will an die Spitze der Gewerbegerichte 
Juristen stellen. 

Den Gewerbegerichten verwandte Institutionen bilden in 
Oesterreich noch die schiedsgerichtlichen Ausschüsse der Ge- 
werbegenossenschaften „zur Austragung der zwischen den Genossen- 
schaftsmitgliedern und ihren Hilfsarbeitern aus dem Arbeits-, Lehr- und 
Lohnverhältnisse entstehenden Streitigkeiten*' (G.-O. § 114c und 122) 
und die schiedsgerichtlichen Kollegien fttr das nicht genossen- 
schaftliche Kleingewerbe „zur Entscheidung von Streitigkeiten aus dem 
Arbeits-, Lehr- und Lohnverhältnisse zwischen Gewerbeinhabern und 
ihren Hilfsarbeitern oder zwischen diesen Hilfsarbeitern untereinander** 
(G.-O. § 87). 

3. In Ungarn ist die Bildung besonderer Schiedsgerichte nur ftlr 
das Kleingewerbe vorgesehen. Sie erfolgt, ähnlich wie die der deutschen 
Innungsschiedsgerichte, durch die Gewerbegenossenschaften. 

4. Schweiz. In den Kantonen Genf, Neuenburg, Bern, Luzern 
hat das Institut der französischen Conseils de prud'hommes durch Gesetze 
aus den Jahren 1882, 1885, 1890 und 1893 ebenfalls Eingang gefunden. 
Die Genfer Gerichte, deren Kosten der Staat trägt, haben keine straf- 
polizeiliche Gewalt, dagegen administrative Funktionen. Berufung ist 
nur zulässig, wenn der Wert des Streitgegenstandes 500 Frs. übersteigt. 
In Neuenburg ist die Berufung überhaupt ausgeschlossen. 

5. Frankreich. In Frankreich wurden die ersten Gewerbe- 
gerichte — Conseils de prud'hommes — bereits im Jahre 1806 
fttr Lyon (Gesetz vom 18. März 1806) eingerichtet. Im Laufe der Zeit 
wurde ihre Organisation mannigfach geändert, so insbesondere durch 
die Dekrete vom 11. Juni 1809, 3. August 1810, 27. Mai 1848, 6. Juni 
1848, 26. Januar 1882 und durch die Gesetze vom 8. März und 7. bis 
14. August 1850, 2. Februar 1852, 1. Juni 1853, 23. Juni 1857, 4. Juni 
1864, 7. Februar 1880, 23. Februar 1881, 24. November 1883 und 10. De- 
zember 1884. Nach dem heute geltenden Rechte werden die Conseils 
de prud'hommes auf Antrag oder doch mit Zustimmung der Gemeinde- 
behörden unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse durch den 
Handelsminister gebildet. Sie bestehen aus der gleichen Zahl von Ar- 



Digitized by 



Google 



182 Erster Teil. 

beitgebem und Arbeitern' (mindestens je 3), die von ihren Bernfsgenossen 
in geheimer Wahl auf die Dauer von 3 Jahren gewfthlt werden und 
ihrerseits wieder den Präsidenten und Vizepräsidenten aus ihrer Mitte 
auf ein Jahr wählen. Der eine von diesen mulB Arbeitgeber, der andere 
Arbeiter sein. Die Kompetenz der Gewerbegeriehte erstreckt sieh nach 
der längst eingebürgerten Praxis auf alle Grewerbe. Ihrer Rechtsprechung 
unterliegen alle unmittelbar aus dem Arbeitsvertrage entstehenden Streitig- 
keiten, auch solche zwischen Arbeitern, wenn sie ihren Grund in einem 
gemeinsamen Arbeitsverhältnisse haben. Für die Rechtsprechung wird 
aus dem Conseil ein Bureau particulier (Yergleichskammer) und ein 
Bureau g6n6ral (Spruchkammer) gebildet. Jeder Streitfall ist zunächst 
vor das Bureau particulier zu bringen. Kommt hier kein Vergleich zu 
Stande, so fällt das Bureau gänöral das Urteil, und zwar entscheidet es 
definitiv in Sachen bis zu 200 Frs. Bei höheren Objekten ist Berufung 
an das Tribunal de commerce zulässig, doch kann auch in diesen Fällen 
die sofortige Zwangsvollstreckung bis zur Höhe von 200 Frs* ausge- 
sprochen werden. Den Conseils steht neben der civilreohtlichen in be- 
stimmten Fällen auch eine strafpolizeiliche Gewalt zu, auch besitzen 
sie gewisse verwaltungsrechtliche Befugnisse , wie z. B. das Recht zur 
Besichtigung der Arbeitsstätten. 

6. Belgien. Das belgische Gesetz (loi organique des conseils de 
prud'hommes) vom 7. Februar 1859 schliefst sich im allgemeinen dem 
französischen Gesetze an; doch zeigt es insofern Abweichungen, als nach 
ihm die Zuständigkeit der Gewerbegerichte sowohl hinsichtlich des 
Personen- als auch des Sachenkreises (Arbeksstreitigkeiten jeder Art) 
gröiser ist und die Ernennung der Vorsitzenden aus einer vom Conseil 
aufgestellten Kanditatenliste vom Könige erfolgt 

Die ersten Conseihs de prud'hommes entstanden in Belgien in den 
Jahren 1810 und 1813 unter französischer Herrschaft. 

7. Italien. Nach dem Gesetze fiber die Probi viri vom 15. Juni 
1893 können in den Plätzen, wo Fabriken oder industrielle Unter- 
nehmungen bestehen, fttr einen bestimmten Industriezweig oder ftlr 
Gruppen verwandter Industrien Kollegien der Probi viri zur Schlichtung 
der Streitigkeiten zwischen den Unternehmern und den Arbeitern oder 
Lehrlingen, oder auch zwischen den Arbeitern auf Vorschlag der Mi- 
nister nach Anhörung der Handelskammern, der gesetzlich anerkannten 
Arbeitervereinigungen und der betr. Gemeinderäte durch königliches 
Dekret errichtet werden (Ai-t. 1 u. 2). 

Da« Kollegium setzt sich aus einem Präsidenten, der aus der Zahl 
der richterlichen Beamten oder der zu Friedensrichtern befähigten Per- 
sonen durch königl. Dekret ernannt wird, und aus nicht weniger als 10 
und nicht mehr als 20 Beisitzern zusammen. Die Beisitzer werden in 
getrennten Sitzungen zur Hälfte von den Industriellen und zur Hälfte 
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von den Arbeitern gewählt. Die Altersgrenze fbr das aktive Wahlrecht 
bildet das 21., ftlr das passive das 25. Lebensjahr. Auch Frauen sind 
wählbar. 

Jedes Eolleginm besteht aus zwei Kammern, dem Einigungsamte 
(üfficio di conciliazione) und dem Grewerbegeriohte (giuria). Das Eini- 
gungsamt hat einerseits die Funktion einer Vergleiehskammer in ge- 
werblichen Streitigkeiten und in dieser Eigenschaft die Aufgabe, einen 
Sflhne versuch zu machen. Ist dieser erfolglos, so hat das Gewerbe- 
gericht, bei dem dann der Fall anhängig ist, einen zweiten vorzu- 
nehmen. Anderseits kommen dem Einigungsamte auch selbständige 
Kompetenzen zu: es kann nicht nur in Streitfragen aus dem bestehen- 
den Arbeitsvertrage um eine Entscheidung über Bestimmungen des gel- 
tenden Rechtes, sondern auch um die friedliche Beilegung von Streitig- 
keiten aus Machtfragen angegangen werden. Nach Art. 8 ist es zuständig 
in Streitigkeiten, die betreffen 

1. die vereinbarten oder zu vereinbarenden Löhne, 

2. den Gewinn der ausgeführten oder in Ausführung begriffenen 
Arbeit und den Lohn für die geleisteten Arbeitstage, 

3. die festgesetzten oder festzusetzenden Arbeitsstunden, 

4. die Befolgung der besonderen Arbeitsabmachungen, 

5. die UnvoUkommenheit der Arbeit, 

6. die Vergütung für die Wechsel in der Qualität des Rohmateriales 
und in den Arbeitsbedingungen, 

7. die vom Arbeiter verursachten Schäden an der Fabrik gehörigen 
Gegenständen, oder die von diesem im Dienste des Industriellen er- 
littenen Leibesschäden, 

8. die Schadloshaltung wegen Verlassen der Fabrik oder Entlassung 
vor Beendigung der Arbeit oder nach Ablauf des vereinbarten Kündi- 
dungstermines, 

9. die Auflösung des Arbeits- oder Lehrvertrages, und im allge- 
meinen alle Zwistigkeiten, die Abmachungen über den Arbeitsvertrag 
oder die Lehrzeit berühren, zwischen Industriellen und Werkführern oder 
Arbeitern wie zwischen Werkführern und Arbeitern oder Lehrlingen, 
oder die disciplinaren Übertretungen betreffen. 

Die Zuständigkeit des Kollegiums hinsichtlich des Personen- 
kreises ist auf Arbeiter in Fabriken und fabrikartigen Betrieben wie 
in hausindustriellen Unternehmungen ausgedehnt; Arbeiter in Staats- 
betrieben sind jedoch ausgeschlossen. Als Maximalwert des Streit- 
objektes sind 200 Lire festgesetzt. 

Berufung findet gegen die Entscheidungen des Gewerbegerichtes, 
soweit es sich um die vereinbarten Löhne und Arbeitsstunden und alle 
unter 2., 4.-9. erwähnten Punkte handelt, nicht statt. Die Kosten 
der Einrichtung tragen die Handelskammern; ihnen flielsen auch die 
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Gebühren fbr die urteile zu. Diäten werden an die Mitglieder des 
EoUeginms nicht gezahlt. 

8, England besitzt zur Entscheidung über die zur Kompetenz der 
Ctewerbegeriohte gehörenden Streitigkeiten nur die bürgerlichen Gerichte. 
Ein Versuch, durch die St. Leonards Act von 1867 besondere Gerichte 
zu schaffen, mifsglöckte, weil dieses Gesetz die Errichtung der Initiative 
der Unternehmer anheimgab. Die englischen Arbeitgeber benutzen 
daher die Einigungsämter auch zur Entscheidung von Streitigkeiten 
aus dem Arbeitsvertrage. 

b. Einigungsämter. Während es sich bei den Entscheidungen 
der Gewerbegerichte um Rechtsfragen handelt, spielen in den Ent- 
scheidungen der Einigungsämter Macht fragen eine grofee Rolle. 

Wie bereits erwähnt wurde, drehen sich die Streitigkeiten zwischen 
Arbeitern und Unternehmern nicht nur um Forderungen und Verbind- 
lichkeiten aus dem bereits abgeschlossenen Vertrage, sondern auch um 
Änderungen des bestehenden oder um die Bedingungen und den Inhalt 
eines neu abzuschliefsenden Arbeitsverti*ages. Sie führen, wenn eine Ver- 
ständigung nicht erzielt wird, zur Auflösung des Arbeitsverhältnisses, 
zu Arbeitseinstellungen und zu Aussperrungen. Um derartige Folgen 
die mit schweren Opfern flir beide Teile und oft mit einer Gefährdung", 
des öffentlichen Wohles und des inneren Friedens verknüpft sind, zu 
vermeiden, empfiehlt sich die Errichtung von Organen, die die Ver- 
mittelung zwischen den streitenden Parteien in die Hand nehmen, eine 
friedliche Erledigung der Meinungsverschiedenheiten über die billigen 
Bedingungen des Arbeitsvertrages zu erleichtern und Arbeitseinstellungen 
wie Aussperrungen thunlichst zu vermeiden oder, wo sie entstanden sind, 
rasch zu beseitigen suchen. Nun hat sich allerdings gezeigt, daJB da, 
wo fllr bestimmte Industriezweige oder Distrikte gut organisierte und 
verständig geleitete Arbeiter- und Unternehmerverbände vorhanden sind 
(England), die in Frage kommenden Streitigkeiten durch direkte Ver- 
handlungen fiiedlich geschlichtet [und ernstere Folgen vermieden wer- 
den können — , vorausgesetzt natürlich, dafs die Verbände sich als 
gleichberechtigte Kontrahenten betrachten und behandeln. Nicht überall 
aber giebt es derartige Organisationen, und nicht überall, auch nicht 
zu allen Zeiten werden sie befähigt oder in der Lage sein, Streitig- 
keiten friedlich beizulegen. Leichter wird sich eine Verständigung er- 
zielen lassen, wenn Vermittelungs Organe vorhanden sind, die mit 
den Verhältnissen der Arbeiter und Arbeitgeber bekannt sind und das 
Vertrauen beider Teile geniefsen. Als solche Organe sind die entweder 
nur flir einen Industriezweig oder flir verschiedene Gewerbe eines be- 
stimmten Bezirkes zu errichtenden ständigen Einigungsämter (boards 
of conciliation and arbitration) zu bezeichnen. 

Voraussetzung fllr die Wirksamkeit eines Einigungsamtes ist seine 
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Zusammensetzung ans einer gleichen, nicht zu grofsen Zahl von Ar- 
beitern und Arbeitgebern unter dem Vorsitze eines am zweokmäfsigsten 
von den Mitgliedern des Einigungsamtes gewählten sachkundigen Un- 
parteiischen. Ftlr die Bestellung der Mitglieder, die am besten ftlr eine 
bestimmte Amtsdauer gewählt werden, wird bei der Verschiedenartig- 
keit der Verhältnisse ein bestimmtes Verfahren schwer vorzuschreiben 
sein. Wo ftr die Arbeitgeber und Arbeiter organisierte Vereinigungen 
bestehen, ist die Legitimation der Vertreter jedenfalls am leichtesten zu 
bewirken. 

Die Einigungsämter sind als freiwillige Institute zu denken. Der 
Staat kann sie um so weniger zu obligatorischen Einrichtungen machen 
und organisieren, als eine Verpflichtung, die Streitigkeiten vor einem 
Einigungsamte zum Austrag zu bringen, weder den Arbeitgebern noch 
den Arbeitern auferlegt werden und eine Tbätigkeit des Einigungs- 
amtes nur dann eintreten kann, wenn sie von beiden Teilen angerufen 
wird. Im Gegensatze zu den Entscheidungen der Gewerbegerichte kön- 
nen die Entscheidungen der Einigungsämter auch nur insoweit rechtlich 
bindend und, soweit das überhaupt möglich ist, vollstreckbar sein, als 
sich die Parteien freiwillig an den Schiedsspruch binden, sei es vorher 
durch Vertrag, sei es nachher, indem sie ilim beitreten. Je fester sie 
organisiert sind, desto sicherer und allgemeiner wird allerdings eine 
derartige Wirkung sein. Auch wenn eine Einigung zwischen den Ver- 
tretern der streitenden Teile durch das Einigungsamt nicht erzielt wird, 
so dürfte doch das moralische Gewicht seines unter allen Umständen 
abzugebenden Schiedsspruches grofs sein und dessen Veröffentlichung 
mindestens den Wert haben, dafs sie auf die öffentliche Meinung, deren 
Bedeutung für den Ausgang von Streitigkeiten der in Kede stehenden 
Art erfahrungsgemäfs sehr grofs ist, aufklärend und berichtigend einwirkt. 

Als Aufgabe des Staates kann die Organisation von Einigungs- 
ämtern, wie schon erwähnt, nicht betrachtet werden. Dagegen mufs es 
im Interesse des sozialen Friedens als notwendig bezeichnet werden, 
dafs er die Gründung solcher Amter durch seine Verwaltungsorgane 
fördert und ihre Wirksamkeit durch gesetzliche Festlegung der Be- 
dingungen für die Rechtsverbindlichkeit und Vollstreckbarkeit der Ent- 
scheidungen erhöht. Fehlt die Vollstreckbarkeit, so liegt die Gefahr 
nahe, dafs der Einigungsversuch vergeblich war. Auch pflegt es mit 
dem Ansehen eines Einigungsamtes bald vorbei zu sein, sobald seine 
Entscheidungen einige Male nicht befolgt worden sind. 

In England, wo Einigungsämter zuerst entstanden, unterscheidet 
man (vgl. Schönberg, Handbuch, II, S. 731) hinsichtlich ihrer Organi- 
sation zwei Systeme: das System Rupert Mündellas (zuerst 1860 in 
Nottingham in Anwendung gebracht) und das System Anthony John 
Kettles (zuerst 1865 in Wolverhampton). Der hauptsächlichste Unter- 
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schied zwischen beiden liegt darin, dab bei diesem ein Unparteiisoher 
an der Spitze steht, der eTentnell eine Entscheidung fUlt, während bei 
jenem ein Unparteiischer mit dieser Befugnis nicht vorhanden ist, der 
Vorsitzende Tielmehr von den Mitgliedern des Einigungsamtes aus ihrer 
Mitte gewählt wird. Das System Kettles ermöglicht die Durchfllhruii^ 
des Sohiedspruches im Wege des Zwanges, schafft zu dem Zwecke 
einen für beide Teile bindenden, die Grundlage zur Zwangsvollstreckung 
des Schiedsspruches bildenden Vertrag, befafst sich aber nur mit Streitig- 
keiten solcher Arbeitgeber und Arbeiter, die in ihrem Arbeitsvertrage 
die rechtsverbindliche Verpflichtung tlbernommen haben, sich dem Spruche 
des Einigungsamtes zu unterwerfen. Dadurch kann die Ausf&hrung jeder 
Entscheidung, wenn sie nicht gesetzwidrig ist, durch die Grafschafts- 
gerichte durchgeführt werden. Das System Mundellas kennt die 
zwangsweise Durchführung des Schiedsspruches nicht und tlberläfst die 
Unterwerfung unter ihn lediglich dem Willen der streitenden Parteien. 
Aufser den Einigungsämtern nach den Systemen BIettles und Mündellas 
sind seit den 70 er Jahren in England auch besondere, aus Mitgliedern 
der festorganisierten Verbände der Arbeitgeber und Arbeiter bestehende 
Ausschüsse thätig, um Streitigkeiten über allgemeine Fragen zu er* 
ledigen und die Grundsätze für die Ordnung des Arbeitsverhältnisses 
(insbesondere Arbeitszeit und Arbeitslohn) in einem ganzen Industrie- 
zweige oder einem Bezirke desselben für bestimmte Zeit festzustellen. 
Wenn in den Ausschüssen eine Verständigung nicht erzielt wird, wird 
die Entscheidung entweder in die Hände eines unparteiischen Schieds- 
richters, vor dem Vertreter der Verbände deren Sache führen, oder eines 
aus dem Unparteiischen und den Vertretern der Verbände gebildeten 
Schiedsgerichtes gelegt. 

In Deutschland haben sich die Gewerkvereine die Verbreitung 
von Einigungsämtern angelegen sein lassen, doch haben diese An- 
regungen bislang gröfsere Erfolge noch nicht erzielt 

a. Gesetzgebung und Statistik. 1. In Deutschland kann 
auf Grund des Gesetzes vom 29. Juli 1890, betr. die Gewerbe- 
gerichte, das Gewerbegericht in drohenden oder bereits ausgebrochenen 
Streitigkeiten über die Bedingungen der Fortsetzung oder Wieder- 
aufnahme des Arbeitsverhältnisses als Einigungsamt thätig sein. Vor- 
aussetzung ist, dafs beide streitenden Teile seine Vermittelung angehen 
und Vertreter (in der Regel je 2) zu den Verhandlungen entsenden. 
Die am Einigungsamte teilnehmenden Mitglieder des Gewerbegerichtea 
ernennt dessen Vorsitzender in gleicher Zahl aus den Kategorien 
der Arbeitgeber und Arbeiter. Das Verfahren vor dem Einigungsamte 
ist folgendes. Zunächst ist der Thatbestand festzustellen und hierauf 
ein Einigungsversuch zwischen den streitenden Parteien anzustreben. 
Hat dieser Erfolg, so ist der Inhalt der Vereinbarung durch eine von 
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sämtlichen Mitgliedern des Einigungsamtes und von den Vertretern 
beider Teile zu unterzeichnende Bekanntmachung zu veröflfentlichen. 
Kommt keine Einigung zu stände, so hat das Einigungsamt einen Schieds- 
spruch über die streitigen Fragen abzugeben. Doch kann sich der Vor- 
sitzende in dem Falle, dafe sich die Stimmen sämtlicher von den Ar- 
beitgebern abgeordneten Beisitzer und Vertrauensmänner den Stimmen 
sämtlicher von den Arbeitern gewählten bei der Beschlufsfassung flber 
den Schiedsspruch gegenüberstehen, seiner Stimme enthalten und fest- 
stellen, dafs ein Schiedsspruch nicht zu stände gekommen ist. Der 
Schiedsspruch ist sowohl mit den Erklärungen der Parteien durch eine 
von sämtlichen Mitgliedern des Einigungsamtes unterzeichnete Bekannt- 
machung zu veröffentlichen, als auch den Vertretern heider Teile mit 
der Aufforderung zu eröffnen, sich binnen einer bestimmten Frist zu 
erklären, ob sie sich ihm unterwerfen wollen. Ist weder eine Verein- 
barung noch ein Schiedsspruch zu stände gekommen, so hat der Vor- 
sitzende das öffentlich bekannt zu machen. 

Zu diesen Bestimmungen bemerken die Motive zum Gesetz: 
„Dais eine auf diese Weise herbeigeführte und öffentlich kund- 
gegebene Vereinbarung von allen Beteiligten für die Bedingungen des 
weiteren Arbeitsverhältnisses als mafsgebend anerkannt wird, kann 
zwar durch äufsere Mittel nicht erzwungen werden, wird aber als Regel 
angenommen werden dürfen. Auch wenn eine Einigung zwischen den 
Vertretern beider Teile nicht erzielt wird, soll das Einigungsamt seine 
Bemühungen, eine Beilegung der Streitigkeiten herbeizuführen, nicht 
ohne weiteres einstellen, vielmehr den Versuch machen, über die Be- 
dingungen, auf welche hin eine Einigung billigerweise erwartet werden 
kann, seinerseits zu einem Beschlüsse zu gelangen und den auf Grund 
dieses Beschlusses abzugebenden Schiedsspruch den Vertretern beider 
Teile zur Erklärung vorzulegen. Das moralische Gewicht, welches einem 
solchen Schiedssprüche beiwohnt, wird um so gröfser sein, je sorgfäl- 
tiger und objektiver das Einigungsamt bei der Feststellung der That- 
sachen und bei den Einigungsverhandlungen vorgegangen ist, und 
die Hoffnung ist nicht ausgeschlossen, dafs — namentlich wenn die 
neue Einrichtung erst länger in Wirksamkeit gewesen ist — in nicht 
seltenen Fällen beide Teile sich schliefslich dem Schiedssprüche unter- 
werfen werden. Dies wird allerdings in der Regel dann nicht zu er- 
warten sein, wenn auch innerhalb des Einigungsamtes die Ansicht 
sämtlicher für die Arbeitgeber zugezogenen Beisitzer und Vertrauens- 
männer derjenigen sämtlicher für die Arbeiter zugezogenen gegenüber 
gestanden hat und der Schiedsspruch nur durch die ausschlaggebende 
Stimme des Vorsitzenden zu stände gekommen ist. Deshalb soll in 
solchen Fällen der Vorsitzende berechtigt sein, sich seiner Stimme zu 
enthalten und zu konstatieren, dals ein Schiedsspruch nicht zu stände 
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gekommen ist. Auch in dem Falle, in welchem nur eine der beiden 
Parteien oder keine von beiden sich dem Schiedssprüche unterworfen 
hat, soll eine Veröffentlichung des letztern stattfinden, da die Möglich- 
keit nicht ausgeschlossen ist, dafs trotzdem gröfsere oder kleinere Kreise 
der Beteiligten auf beiden Seiten sich entschliefeen, unter den im Schieds- 
sprüche angegebenen Bedingungen das Arbeitsverhältnis fortzusetzen 
oder wieder aufzunehmen. Unter allen Umständen wird die Veröffent- 
lichung des Schiedsspruches den Wert haben, dafs sie auf die öffent- 
liche Meinung, deren Bedeutung fttr den Ausgang der in Frage stehen- 
den Streitigkeit erfahrungsgemäfs sehr erheblich ist, aufklärend und 
berichtigend einzuwirken geeignet ist.** 

Das deutsche Gesetz nimmt der gerichtlichen Durchführbarkeit der 
Erkenntnisse gegenüber eine durchaus ablehnende Haltung ein und 
bietet mithin von vornherein wenig Aussichten für den Erfolg der Schieds- 
sprüche. Auch der Umstand, dafs der nach dem Gesetze zum Vorsitzen- 
den des Einigungsamtes berufene, von der zuständigen Behörde er- 
nannte Vorsitzende des Gewerbegerichtes keineswegs von vornherein 
das Verti-auen der Mitglieder des Einigungsamtes wie der streitenden 
Parteien geniefsen, ja den Verhältnissen des Gewerbes, über dessen 
Streitigkeiten er entscheiden soll, häufig genug fremd gegenüber stehen 
wird, wird der Wirksamkeit der Einigungsämter Abbruch thun. Das 
Gleiche gilt bezüglich der Thatsache, dafs die Beisitzer nicht aus den 
Kreisen des Gewerbes, dem die streitenden Parteien angehören, ge- 
wählt sind; so kann es kommen, dafs z. B. ein Hüttenarbeiter oder ein 
Schneidergeselle über die Tarifstreitigkeiten eines Buchdruckers urteilen 
soll. Gewisse Fachkenntnisse werden indessen immer nötig sein, um 
jeden einzelnen Fall zutreffend beurteilen zu können. Danach kann 
die Verbindung des Gewerbegerichtes mit dem Einigungsamte, wie 
sie die deutsche Gesetzgebung kennt, nicht als zweckmäfsig erachtet 
werden. 

Wenn man geglaubt hatte, dafs sich die Gewerbeinspektoren die 
Errichtung von Einigungsämtern besonders angelegen sein lassen würden, 
80 hat sich diese Hoffnung nicht erfüllt. Daraus läfst sich jedoch ein 
Vorwurf gegen diese Beamten um so weniger herleiten, als ihr Arbeits- 
kreis vielseitig und durch Nebenaufgaben erweitert ist, dafs gerade die 
Erftillung der in einer vermittelnden Thätigkeit zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitern bestehenden Pflichten zurücktreten mufs. 

2. In Oesterreich brachte die Regierung im Jahre 1892 einen 
Gesetzentwurf, „betr. die Einführung von Einrichtungen zur Förderung 
des Einvernehmens zwischen den Gewerbeunternehmem und ihren Ar- 
beitern*', ein. Er bezweckte neben der Bildung von Arbeiterausschüssen 
auch die Errichtung von Einigungsämtern und wollte die Organisation 
auf Zwangsgenossenschaften der Unternehmer der Grofsindustrie einer- 
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seits and der Arbeiter anderseits aafbaaen. Diese Grundlage fand je- 
doch nicht die Zustimmung des Abgeordnetenhauses. Die Regierung 
brachte deshalb im Herbste 1894 abermals eine Vorlage ein, wonach die 
Einigdngsftmter, obgleich sie als dauernde Einrichtung gedacht waren, 
doch von Fall zu Fall im Verordnungswege errichtet werden sollten. 
Ihre Zusammensetzung war in der Weise in Vorschlag gebracht wor- 
den, dafs Unternehmer und Arbeiter eine gleiche Zahl von Vertretern 
durch geheime Wahl mittelst Stimmzettel entsenden sollten. Der Wir- 
kungskreis sollte sich möglichst nur auf gleiche oder verwandte Be- 
triebe oder Gewerbe erstrecken, das Verfahren selbst auf Ansuchen einer 
Partei eröffnet und die mündliche Verhandlung so lange fortgesetzt 
werden, bis eine Einigung zwischen den Parteien oder den sie ver- 
tretenden Vertrauenspersonen erzielt oder die Unthunlichkeit einer 
Einigung konstatiert worden wäre. Rechtsverbindliche Kraft sollte den 
Entscheidungen nicht innewohnen, der Schiedsspruch vielmehr den Par- 
teien mit der Aufforderung eröffnet werden, sich binnen einer bestimmten 
Frist zu erklären, ob sie sich ihm unterwerfen wollten. 

Auch die Vorlage der österreichischen Regierung vom Herbste 1894 
ist bis heute nicht Gesetz geworden. 

3. Frankreich. Nach dem Gesetze, betr. das fakultative 
Stthne- und Schiedsverfahren in Gesamtstreitigkeiten 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitern oder Angestellten, vom 27. Dez. 
1892 können Arbeitgeber, Arbeiter oder Angestellte, zwischen denen 
eine Streitigkeit entstanden ist, die eine Gesamtheit von Personen an- 
geht und Arbeitsverhältnisse betrifft, die sie trennenden Fragen einer 
Stlhnekommission oder, falls eine Verständigung in dieser Kommission 
nicht zu Stande kommt, einem Schiedsgerichte unterbreiten. Die Bildung 
der Stlhnekommission erfolgt auf Antrag der einen Partei beim Friedens- 
richter; dieser wendet sich an die Gegenpartei und beruft, wenn diese 
der Bildung einer Sühnekommission zustimmt, die Sahnekommission aus • 
den ihm namhaft gemachten Delegierten. Die Zusammenkünfte finden 
in seiner Gegenwart statt, er selbst hat sich der Kommission zur Lei- 
tung der Verhandlungen zur Verfügung zu stellen. Wird in der Kom- 
mission eine Verständigung über die Bedingungen der Sühne erzielt, 
so werden die Bedingungen in einem vom Friedensrichter aufgesetzten und 
von den Parteien oder ihren Abgeordneten unterschriebenen Protokolle 
verzeichnet. Läfst sich eine Verständigung nicht erreichen, so fordert 
der Friedensrichter die Parteien auf, entweder je einen oder mehrere 
oder einen gemeinsamen Schiedsrichter zu bestimmen. Einigen sich 
die Schiedsrichter nicht über die Lösung des Streites, so können sie 
einen weiteren Schiedsrichter wählen, damit dessen Stimme den Aus- 
schlag gebe. Gelangen die Schiedsrichter weder zur Einigung über die 
Lösung des Streites noch über die Wahl des ausschlaggebenden Schieds- 
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richters, so erklären sie das zu Protokoll, und der Sehiedsrichter wird 
dann vom Vorsitzenden des Civilgeriohtes ernannt. 

Im Falle eines Ausstandes erläfst der Friedensrichter, wenn die 
Parteien keinen Antrag stellen, von Amts wegen an die Arbeilgeber, 
Arbeiter oder Angestellten oder ihre Vertreter die Aufforderung, ihm 
binnen drei Tagen anzugeben: 

1. den Streitfall mit einer kurzen Darlegung der Gründe; 

2. ihre Bereitwilligkeit oder Weigerung, das Sühne- und Schieds- 
verfahren in Anspruch zu nehmen; 

3. Namen, Stand und Wohnort der Delegierten, die etwa von den 
Parteien gewählt wurden, deren Zahl indessen auf beiden Seiten je fünf 
nicht überschreiten darf. 

Der Sühne- und Schiedsantrag, die Weigei-ung oder das Ausbleiben 
der Erwiderung der Gegenpartei, die Entscheidung der Sühnekommission 
oder der Schiedsrichter werden nach ihrer Mitteilung durch den Friedens- 
richter an den Bürgermeister jeder der Gemeinden, in denen die Streitig- 
keit statt hatte, von jedem dieser Bürgermeister durch Anschlag an der 
für amtliche Bekanntmachungen bestimmten Stelle veröffentlicht. 

Die zum Abhalten der Sitzungen notwendigen Räume werden von 
der Gemeinde beschafft, geheizt und erleuchtet, die Spesen der Sühne- 
und Schiedskommission dagegen von den Departements geti'agen. 

4. In Belgien hat das Gesetz vom 29. Juni 1890, betr. die conseils 
de rindustrie et du travail, den Arbeitskammern die Möglichkeit ge- 
geben, als Einigungsämter zu wirken, doch besteht die Hauptaufgabe 
dieser Kammern in ihrer Thätigkeit als wirtschaftliche und soziale Be- 
ratungsorgane. 

5. In England ermöglicht die Arbitration Act vom 6. August 1872, 
dafs Unternehmer und Arbeiter verpflichtet werden können, alle ent- 
stehenden Lohnstreitigkeiten in Zukunft; dem Einigungsamte zu unter- 
breiten. Da die Verpflichtung aber nur dort besteht, wo sie im Arbeits- 
vertrage enthalten ist, dieser aber jederzeit gekündigt werden kann, 
so ergiebt sich, dafs dem Gesetze eine erhebliche Bedeutung nicht bei- 
gemessen werden kann. Immerhin hat die Beilegung von Arbeits- 
streitigkeiten durch Einigungsämter in England einen grofsen Umfang 
angenommen. Nach einem — vom Handelsamte als „unvollständig und 
provisorisch" bezeichneten — Berichte des englischen Arbeitsamtes, der 
nur die von unabhängigen Körperschaften oder Schiedsrichtern ge- 
schlichteten Streitigkeiten aufzählt, wurden in den Jahren 1892 — 1894 
24, 25 und 39 Streiks und Lockouts ermittelt, bei denen die Schieds- 
gerichte intervenierten. Die Zahl der davon betroffenen Arbeiter 
betrug in den gleichen Jahren 123781, 312009 und 16938. Die hohen 
Zahlen der Jahre 1892 und 1893 werden durch die gewaltigen Aus- 
stände der Kohlenarbeiter erklärt. Von den 39 Streitfällen des Jahres 1894 
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wurden 12, die eine Arbeiterschaft von 4021 Köpfen betrafen, durch 
Vermittelung nnd 27, die 12917 Arbeiter angingen, durch Schieds- 
Bprnch beigelegt. 

Dnrch die Distrikts-Einigungsämter, die ihre Thätigkeit auf 
alle Gewerbszweige ihres Bezirkes erstrecken, wurden im Jahre 1894 
Streitigkeiten nicht geschlichtet, dagegen im Jahre 1893: 3 Streitig- 
keiten, die 1977 Arbeiter angingen. 

Den permanenten Einigungsämtern wurden im Jahre 1894 
nicht weniger als 1707 Streitfragen vorgelegt. Davon wurden 365 aus- 
geschieden, 1121 durch gütliche Vermittelung und 221 durch Schieds- 
spruch beigelegt. Diese letzte Kategorie betraf jedoch nicht Arbeits- 
einstellungen und Aussperrungen. 

Es bestanden im Jahre 1894: 41 Einigungsämter für einzelne 
Gewerbszweige, hiervon 15 in der Schuh waarenfabrikation und 8 in 
der Kohlengräberei, aufserdem waren 22 Distrikts-Einigungsämter vor- 
handen. 

Obgleich gerade in neuerer Zeit die Verbreitung der Einigungs- 
ämter in England günstige Fortschritte gemacht hat, wurde die Re- 
gierung doch durch die Erfahrungen, die man gelegentlich der grofsen 
Streiks des Jahres 1893 machte, veranlaist, im Jahre 1894 im Parla- 
mente einen Gesetzentwurf zur Beilegung von Arbeitsstreitigkeiten ein- 
zubringen. Er hatte folgenden Wortlaut: 

«1. Wo ein Streit zwischen einem Unternehmer oder einer Klasse Yon Unter- 
nehmern und Arbeitern oder zwischen yerschiedenen Klassen von Arbeitern besteht 
oder befürchtet wird, kann das Handelsamt, wenn es solches für gut findet, allo 
oder einige der nachstehend angegebenen Vollmachten anwenden — nämlich a. die 
Ursachen und Umstände des Streites erforschen und darüber berichten, wenn und 
wie es dem Amte zweckmäfsig erscheint; b. die streitenden Parteien einladen, per- 
sönlich oder durch Vertreter eine gemeinsame Beratung abzuhalten, unter der Lei- 
tung eines Vorsitzenden, den sie entweder selbst erwählt oder das Handelsamt er- 
nannt hat, oder einer anderen Person oder Körperschaft, zu dem Zwecke, um eine 
freundschaftliche Beilegung des Streites herbeizuführen. 

2. a. Im Falle eines Streites, auf welchen das vorstehende Bezug hat, kann das 
Handelsamt auf Ersuchen irgend eines der beteiligten Unternehmer oder Arbeiter, 
nnd wenn das Amt nach Erwägung der Umstände des Falles und der zur Herbei- 
inhrang einer Aussöhnung in dem Distrikte oder Gewerbe verfügbaren Mittel zu der 
Überzeugung kommt, dafs die Umstände ein Vorgehen desselben unter diesen Be- 
stimmungen rechtfertigen, eine Person oder Personen ernennen, um als Vermittler 
oder als Einigungsamt zu handeln und die auf diese Weise ernannte Person oder 
Personen sollen durch Verkehr mit den Parteien und sonstwie die Ursachen und 
Umstände des Streites erforschen und sich bemühen, eine Beilegung derselben herbei- 
zuführen, b. Wenn man sich einigt oder abmacht, dafs irgend eine aus dem Streite 
entstehende oder mit ihm zusammenhängende Frage einer vom Handelsamte ernannten 
Person oder zwei oder drei Personen, von denen die eine vom Handelsamte ernannt 
werden soU, zu unterbreiten, so kann das Handelsamt, wenn es dies für gut findet, 
eine entsprechende Ernennung vornehmen. 
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3. Wenn das Handelsamt zu der Ansicht kommt, daCs in einem Distrikt oder 
einem Gewerbe, in welchem Streitigkeiten h&ufig vorkommen, entsprechende Mittel 
nicht vorhanden sind, um diese Streitigkeiten einem Einigungsamte fOr den Distrikt 
oder das Gewerbe zu unterbreiten, so kann es eine Person oder Personen ernennen, 
welche die Verhältnisse des Distrikts oder Gewerbes erforschen und mit Unter- 
nehmern und Arbeitern verhandeln sollen, um ein lokales Einigungsamt oder ein 
aus Vertretern der Unternehmer und Arbeiter bestehendes Schiedsamt herzustellen. 

4. Das Handelsamt soll ein Register der Einigungs- und Schieds&mter auf- 
stellen und in dasselbe darauf bezügliche Einzelheiten eintragen, wie es dies für 
zweckmäfsig h&lt. 

5. Das Handelsamt soll dem Parlament j&hrlich einen Bericht Ober seine Thätig- 
keit auf Grund dieses Gesetzes einreichen.** 

Der Entwurf ist nicht Gesetz geworden. 

§ 5. Ärbeiterausschüsse. Unter Arbeiterausschüssen (Altestenräten) 
versteht man Organe der Arbeiterschaft einer bestimmten Unternehmung, 
die berufen sind, eine Ftlhlung der Arbeitgeber mit den Arbeitern zu 
erhalten, Forderungen und Wtlnsche der Arbeiter auszusprechen, deren 
berechtigte Bestrebungen und Klagen zu vertreten, die Betriebsleitung 
hinsichtlich der Regelung der Arbeiterverhältnisse zu beraten, bei der 
Verwaltung von Wohlfahrtseinrichtungen mitzuwirken, für Ordnung und 
gute Sitte innerhalb und aufserhalb des Betriebes zu sorgen, auf Beob- 
achtung der Arbeitsordnungen und auf Aufrechterhaltung von Anord- 
nungen und Ma&regeln, die die Gesundheit und Sicherheit der Arbeiter 
betreffen, zu achten, wie Streitigkeiten zu verhüten und zu schlichten. 
Der Wirkungskreis der Arbeiterausschüsse wird im einzelnen ebenso 
verschieden sein als ihre Organisation, gemeinsam dagegen ist allen 
das Eine: sie sollen Organe gegenseitiger Verständigung zwischen Unter- 
nehmen! und Arbeitern und Organe friedlichen Austausches gegenseitiger 
Wünsche und Klagen sein. Je nach dem Vertrauen, was ihnen Arbeit- 
geber und Arbeiter entgegenbringen, wird sich auch der Grad, in dem 
sich die Arbeiterausschüsse als Vermittelungsorgane erweisen, bestimmen. 

Da der Unternehmer namentlich in gröfseren Fabriken unmöglich 
direkt mit den einzelnen Arbeitern und Arbeiterfamilien verkehren und 
deren wahre Anschauungen kennen lernen kann, seine Beamten und 
Angestellten aber den Arbeitern vielfach fernstehen, so kann es ihm 
nur von grölstem Werte sein, wenn er durch einen Arbeiterausschufs 
Fühlung gewinnt. Ein solcher Ausschufs wird aber nur dann nützlich 
zu wirken vermögen, wenn er aus geheimer direkter Wahl der Arbeiter 
hervorgegangen ist, die Verhältnisse in Fabrik und Familie kennt und 
allgemeines Vertrauen geniefst. Seine vornehmste Wirksamkeit wird 
einerseits darin bestehen, Gegensätze der Interessen auszugleichen, wie 
sie namentlich bei Festsetzung der Arbeitsbedingungen und Aufstellung 



1) Allerdings bei Beschränkung des passiven Wahlrechtes derart, dafs nur grofs- 
j&hrige, eine bestimmte l&ngere Zeit in der Fabrik beschäftigte Arbeiter in den Aus- 
schufs wählbar sind. 
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der Arbeitsordnungen anftreten, anderseits bei der Einffthrang und Ver- 
waltung der zum Besten der Aibeiter bestimmten Wohlfahrtseinrioh- 
tungen gemeinsam mit dem Arbeitgeber zu wirken. Wie Oechblhäuser 
(Darchfbhrung der sozialen Aufgaben, S. 23) zutreffend bemerkt, erntet 
der Arbeitgeber für die Bevormundung niemals Dank, aucb wenn seine 
Absichten und deren DurchfÜbrang die vortrefflichsten sind. „Wenn 
dagegen der Arbeiter weils, dals dergleichen Mafenahmen oder Neue- 
rungen schon seinen Vertrauensmännern vorgelegen haben, so wird er 
die leitenden Intentionen, die ja doch immer darauf hinzielen, sein Wohl 
zu fordern, auch gern darin erkennen, während er sonst vermöge seines 
steten Mifstrauens mit Vorurteile, mit gänzlichem MiTsverständnisse, wenn 
nicht mit Widerwillen an die Befolgung der Verordnungen gegangen 
sein würde." Die Wohlfahrtseinrichtungen werden nur dann ihren Zweck 
erfüllen, wenn die Arbeiter Verständnis dafür besitzen und zur verant- 
wortlichen Mitwirkung herangezogen werden. In dem Fehlen dieser 
Voraussetzungen ist der Grund zu suchen, wenn viele Unternehmer so 
schlechte Erfahrungen mit ihren Wohlfahrtseinrichtungen machen — : 
„wenn — wie Hitze (Arbeiterschutz, S. 149) bemerkt — Menagen, Kon- 
sumanstalten nicht benutzt werden und unter den Arbeitern gar der 
Verdacht herrschend ist, dafs Arbeitgeber und Beamte sich daran be- 
reicherten, während der Arbeitgeber thatsächlich vielleicht grolse Opfer 
bringt; wenn die Fabriksparkassen absichtlich gemieden werden, weil 
sonst der Arbeitgeber die Löhne herabzusetzen geneigt sein könnte; 
wenn die Beiträge zur Krankenkasse, Arbeiterkasse, Zwangssparkasse 
u. s. w. einfach als willkürliche Abzüge betrachtet werden ; wenn Bade- 
und Wascheinrichtungen, Ventilations-, Schutzeinrichtungen u. s. w. un- 
benutzt bleiben, ja vielleicht als Belästigung empfunden werden ; wenn 
überhaupt in vielen Fabriken die prunkenden Wohlfahrtseinrichtungen 
blofe auf dem Papiere stehen, aber nicht leben und wirken.*' 

Eine wichtige Aufgabe der Arbeiterausschüsse wird schliefslich 
auch darin bestehen, den Geist der Sittlichkeit und das Gefühl der 
Standesehre unter den Arbeitern zu pflegen, nicht nur innerhalb der 
Fabrik, sondern selbst über diese hinaus. Namentlich aber wird den 
jugendlichen Arbeitern eine besondere erzieherische Fürsorge zugewendet 
werden müssen. 

Aus den Aufgaben der Arbeiterausschusse ergiebt sich, dafs deren 
Wirksamkeit in erster Linie von der freien Initiative der Arbeitgeber 
abhängt. Die Gesetzgebung kann wohl die Bildung von Ausschüssen 
und deren Anhörung, z. B. in Fragen der Arbeitsordnung, zur Pflicht 
machen, oder sie kann einen indirekten moralischen Druck auf die 
Errichtung solcher Organe durch die Bestimtoung ausüben, dafs sich 
die Arbeiter über bestimmte Punkte, z. B. über ErlaXs und Änderung 
der Arbeitsordnung, gutachtlich äufsern müssen. Der Schwerpunkt wird 

Fbaskknsteik, Arbeitersohatz. 13 
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aber immer darin liegen, daJB der Arbeitgeber dem Ansschusse das nö- 
tige Interesse nnd Selbstvertrauen einzuflöfsen vermag, und dafs beide 
Teile den guten Willen mitbringen. Wo diese Voraussetzungen fehlen, 
baben auch gesetzliche Befugnisse keinen Wert. 

Die Arbeiterausschfisse sind Einrichtungen jüngeren Datums und 
zuerst anfangs der 70er Jahre in der Rheioprovinz entstanden. Eine 
gröfsere Verbreitung haben sie in Deutschland jedoch erst in den letzten 
Jahren gefunden, insbesondere unter dem Einflüsse des § 134d der Ge- 
werbeordnungs-Novelle vom 1. Juni 1891.*) Seitdem jedoch die Arbeits- 
ordnungen in den meisten Fabriken endgültig festgestellt sind, hat mehr- 
fach die Beobachtung gemacht werden können, dafs die Thätigkeit der 
Ausschüsse zurückgetreten und stellenweise aufgehört habe. Dies liegt 
an dem Verhalten der Arbeitgeber, die es nicht über sich gewinnen 
können, sich bei wichtigen und in die wirtschaftlichen Verhältnisse ihrer 
Arbeiter eingreifenden Maisnahmen vorher mit dem Ausschusse zu be- 
raten, und von dessen vermittelnder Thätigkeit eine Schädigung ihrer 
Autorität und der Disziplin befürchten. Dafs diese Furcht gänzlich un- 
begründet ist und die Arbeiterausschüsse da, wo sie gut organisiert sind 
und namentlich die Unternehmer den guten Willen mitgebracht haben, 
treflFlich funktionieren, einen wichtigen Faktor zur Versöhnung der Ge- 
gensätze bilden und als Vermittelungsorgane sich des Vertrauens von 
Arbeitgebern und Arbeitern erfreuen, wird durch die Erfahrungen reich- 
lich bestätigt, ümsomehr sollten die Arbeitgeber den Arbeitern bei 
Zeiten freiwillig eine geordnete Vertretung bieten, um nicht etwa später 
durch Gesetz oder Strike hierzu gezwungen zu sein. 

Gesetzgebung. 1. Deutsches Reich. § 134 d der Gewerbe- 
ordnung schreibt vor, dafs vor dem Erlasse der Arbeitsordnung oder eines 
Nachtrages dazu den in der Fabrik oder in den betreffenden Abteilungen 
des Betriebes beschäftigten grofsjährigen Arbeitern Gelegenheit zur 
Aufserung über den Inhalt zu geben ist. Für Fabriken oder fabrikartige 
Betriebe, in denen ein ständiger Arbeiterausschuls besteht, wird dieser 
Vorschrift durch Anhörung des Ausschusses über den Inhalt der Arbeits- 
ordnung genügt. 

Als ständige Arbeiterausschüsse im Sinne des § 134d gelten nach 
§ 134h nur: 

1. diejenigen Vorstände der Betriebs-(Fabrik-)Krankenkassen oder 
anderer für die Arbeiter der Fabrik bestehenden Kasseneinrichtungen^ 



1) § 134d bestimmt: „Vor dem Erlafs der Arbeitsordnung oder eines Nach- 
trags zu derselben ist den in der Fabrik oder in den betreffenden Abteilungen des 
Betriebes beschäftigten grofsj&hrigen Arbeitern Gelegenheit zu geben, sich über den 
Inhalt derselben zu äufsern. 

Für Fabriken, für welche ein st&ndiger Arbeiterausschufs besteht, wird dieser Vor- 
schrift durch Anhörung des Ausschusses über den Inhalt der Arbeitsordnung genügt. 
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deren Mitglieder in ihrer Mehrheit von den Arbeitern aus ihrer Miltc 
zu wählen sind, sofern sie als ständige Arbeiterausschüsse bestellt werden; 

2. die Knappschaftsältesten von Knappschaftsvereinen, die die nicht 
den Bestimmungen der Berggesetze unterstehenden Betriebe eines Un- 
ternehmens umfassen, sofern sie als ständige Arbeiterausschüsse be- 
stellt werden; 

3. die bereits vor dem 1. Juni 1891 errichteten ständigen Arbeiter- 
ausschüsse, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den Arbeitern aua 
ihrer Mitte gewählt werden; 

4. solche Vertretungen, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den 
volljährigen Arbeitern der Fabrik oder der betreffenden Betriebsabtei- 
lung aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl (auch nach 
Arbeiterklassen oder nach besonderen Abteilungen des Betriebes) ge- 
wählt werden. 

2. In Oesterreich beabsichtigte ein von der Regierung im Jahre 
1891 eingebrachter Gesetzentwurf, „betr. die Einführung von Einrich- 
tungen zur Förderung des Einvernehmens zwischen den Gewebeunter- 
nehmem . und ihren Arbeitern**, die Arbeiterausschüsse für sämtliche 
fabrikmäßig betriebene Unternehmungen obligatorisch zu machen. 
Er setzte den Ausschüssen die Aufgabe, zunächst dem Unternehmer die 
Wünsche und Beschwerden der Arbeiterschaft wegen des Lohnvertrages 
und der sonstigen Arbeitsbedingungen vorzutragen, dann die Beilegung 
von Meinungsverschiedenheiten anzubahnen, wie überhaupt das gute Ein- 
vernehmen zu pflegen, und ermächtigte den Unternehmer, dem Aus- 
schusse noch weitere Befugnisse einzuräumen. Da dieser Entwurf 
die Zustimmung des Parlaments nicht fand, legte die Eegierung im 
Herbste 1894 einen neuen Entwurf vor. Dieser sah von der obligato- 
rischen Errichtung von Arbeiterausschüssen ab und wollte die Zweck- 
mäfsigkeit der Errichtung ausschlie&lich nach den individuellen Ver- 
hältnissen der einzelnen Unternehmungen beurteilt wissen. Als Aufgabe 
der Ausschüsse bezeichnete der Entwurf im Gegensatze zu der Vorlage 
von 1891, „das gute Einvernehmen zwischen dem Unternehmer und den 
Arbeitern zu fordern, den Unternehmer oder dessen Organe bei den die 
Arbeiterschaft betreffenden Veranstaltungen zu unterstützen, sowie für 
die aus der Beschäftigung in einem Unternehmen hervorgehenden ge- 
meinsamen Interessen der Arbeiter und für eine gütliche Verständigung 
über die Bedingungen des Arbeitsverhältnisses zu wirken.*' Als Wir- 
kungskreis der Arbeiterausschüsse sah der Entwurf vor: 

a. die Mitwirkung an der Gründung, Verwaltung und Beaufsich- 
tigung der Einrichtungen zur Förderung der geistigen, sittlichen und 
materiellen Wohlfahrt der Arbeiter der Unternehmung; b. die Abgabe 
von Gutachten vor Erlassung oder Abänderung der Arbeitsordnung; 
c die Überwachung der Befolgung der Arbeitsordnung und die Mit- 
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Tfirknng bei ihrer Handhabung; d. die Mitwirkung bei Anordnungen 
und £inriehtungen zum Sehutze des Lebens, der Gesundheit und der 
Sittlichkeit der Arbeiter; e. die Vermittelung des Verkehres zwischen 
dem Unternehmer oder dessen Vertretern und den Arbeitern und die 
Geltendmachung der Wünsche und Bedürfnisse der letzteren in Be- 
ziehung auf das Arbeitsverhälthis und die Einrichtung im Unternehmen ; 
f. die Untersuchung von Beschwerden, die in Beziehung auf das Ar- 
beitsverhältnis und die Einrichtungen im Unternehmen von Arbeitern 
desselben vorgebracht werden ; g. die gütliche Austragung von Streitige 
keiten über die Bedingungen des Arbeitsverhältnisses zwischen dem 
Unternehmer und dessen Arbeitern vor Anruf des Einigungsamtes; h. die 
Beaufsichtigung der Lehrlinge (§ 97 der G.-O.) und jugendlichen Hilfs- 
arbeiter (§ 93 der G.-O.) in Beziehung auf deren gewerbliche Ausbil- 
dung, ferner der letzteren und der minderjährigen Lehrlinge hinsicht- 
lich ihres Verhaltens innerhalb und au&erhälb der Werkstätte, sowie 
des Schulbesuches; i. die Schlichtung und schiedsgerichtliche Entschei- 
dung von Streitigkeiten unter den Arbeitern der Unternehmung. 

Das Statut der Arbeiterausschüsse sollte von dem Unternehmer ent- 
worfen und zur Genehmigung der Gewerbebehörde vorgelegt werden. 
Die Bestellung der Ausschußmitglieder war durch geheime Wahl seitens 
der Arbeiter vorgesehen. Wahlberechtigt sollten alle in dem betreffen- 
den Unternehmen seit mindestens einem Jahre, eventuell die letzte Be- 
triebsperiode hindurch beschäftigten Arbeiter ohne Unterschied des Ge- 
schlechtes und im Alter von 25 Jahren, wählbar alle Wahlberechtigten 
sein, die innerhalb des betreflFenden Jahres wenigstens das 25. Lebens- 
jahr zurücklegen würden. Es genossen somit die Arbeiterinnen grund- 
sätzlich völlig gleiche Rechte wie ihre männlichen Genossen. Ausge- 
schlossen von der Wählbarkeit sollten diejenigen sein, die sich in Unter- 
suchungs- oder Straf haft befänden oder wegen eines Verbrechens oder eines 
aus Gewinnsucht begangenen Vergehens oder wegen einer solchen 
Übertretung in strafgerichtlioher Untersuchung wären oder verurteilt 
würden, solange die gesetzlichen Straffolgen dauerten. Das Statut sollte 
diese Erfordernisse für die Wahlberechtigung und die Wählbarkeit im 
Hinblicke auf die besonderen Verhältnisse eines Gewerbeunternehmens 
zwar herabsetzen, aber nicht verschärfen, ferner die Zulassung beson- 
derer Wahlkörper nach Fachgruppen bilden und die Teilnahme der 
Unternehmer an den Verhandlungen der Arbeiterausschüsse gestatten 
können. In jedem Falle sollte jedoch dem Arbeiterausschusse das Recht 
gewahrt bleiben, besondere Beratungen abzuhalten. Zur Tragung 
der mit der Errichtung und Geschäftsflihrung des Ausschusses verbun- 
denen Kosten wurde der Unternehmer verpflichtet. Der Gewerbebehörde 
sollte die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen des Gesetzes 
und der Statuten der Arbeiterausschüsse übertragen und in bestimmten 
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FÜlen das Seeht des Einschreitens wie der Auflosung der Ausschüsse 
gewährt werden. 

Der Entwurf vom Herbste 1894 ist bis heute noch nicht Gesetz 
geworden. 

§ 6. Ärbeiterhammem. In den Erlassen Kaiser Wilhehns IL vom 
4. Februar 1890 wird als eine berechtigte Forderung anerkannt, dafs 
den Arbeitern „durch Vertreter, welche ihr Vertrauen besitzen, der freie 
und friedliche Ausdruck ihrer Wünsche und Beschwerden zu ermög- 
lichen und auch den Staatsbehörden Gelegenheit zu geben ist, sich über 
die Verhältnisse der Arbeiter fortlaufend zu unterrichten und mit den 
letzten Fühlung zu behalten.^ Von diesem als zutreffend zu bezeich- 
nenden Gesichtspunkte aus ist ebenso wie die Errichtung von Arbeiter- 
ausschüssen in den einzelnen Fabriken auch die Errichtung von Ar- 
beiterkammem ftr territoriale Bezirke, vielleicht unter Berücksichtigung 
der Interessen der verschiedenen Berufsgruppen, begründet. Während 
die Arbeiterausschüsse jedoch nur in Fragen des Arbeitsvertrages, der 
Arbeitsbedingungen, der Wohlfahrtseinrichtungea u. s. w. der einzelnen 
Fabrik als begutachtende Organe eintreten sollen und am besten eines 
obligatorischen Charakters entbehren, sollte eine Verpflichtung zur Er- 
richtung von Arbeiterkammern wenigstens in den Indnstriecentren und 
Industriestädten bestehen. Aufgabe der Arbeiterkammern wäre es, die 
Staatsbehörden und Gemeindeverwaltungen über die Wünsche und Be- 
dürfnisse der einzelnen Berufszweige fortdauernd in Kenntnis zu er- 
balten, sie mit sachvei-ständigem Rate zu unterstützen, bei der Klar- 
stellung der Arbeiterverhältnisse mitzuwirken und durch gemeinsame 
Aussprache und Verständigung die Eintracht zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitern zu fordern. Ihnen dagegen eine entscheidende Stellung ein- 
zuräumen, wie das der sozialdemokratische deutsche (Jesetzentwurf vom 
Jahre 1885 forderte, und z. B. die Bestimmung der Ausnahmen vom 
Verbote der Nacht- und Sonntagsarbeit, die Zulassung von Überstunden, 
die Genehmigung der Arbeitsordnung u. dergl. in ihre Hände zu legen, 
würde unmöglich sein, ohne den ganzen Behördenorganismns zu durch- 
brechen. Es würde aber auch unthunlich sein, weil sich die Interessen 
der verschiedenen in den Arbeiterkammern vertretenen Berufsgruppen 
keineswegs decken und eine zufällig überwiegende Gruppe leicht eine 
sachlich nicht zutreflFende Entscheidung zu fällen vermag. Über die 
Zusammensetzung der Arbeiterkammern, in die die Vertreter natür- 
licherweise frei gewählt werden müssen, kann man im Zweifel sein. 
Dafbr, dafe in den Kammern Arbeiter und Arbeitgeber zusammenwir- 
ken, spricht jedenfalls der Umstand, dalis die gegenseitige Aussprache 
am ehesten zu einer Verständigung fähren wird; den Arbeitern kann 
eine derartige gemeinsame Beratung so lange auch nur erwünscht sein, 
als sie einer festen Organisation entbehren. 
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In Belgien sind durch das Gesetz vom 16. August 1887 (revidiert 
am 29. Juni 1890), betr. die Conseils de l'industrie et du travail, Ar- 
beitskammern geschaffen wurden, deren hauptsächlichste Thätigkeit 
darin bestehen soll, einerseits der Regierung in Fragen, die die allge- 
meine Wohlfahrt berühren, zur Seite zu stehen und ihr namentlich auch 
die Forderungen des Arbeiterstandes zur Kenntnis zu bringen, ander- 
seits über die gemeinsamen Interessen der Arbeitgeber und Arbeiter zu 
beraten, entstehenden Differenzen vorzubeugen und, wo nötig, solche 
zu schlichten. Die Bildung der Kammern erfolgt an jedem Orte, wo 
es sich notwendig erweist. Jede Kammer ist in soviele Sektionen ein- 
getheilt, als an dem betreffenden Orte Industriezweige bestehen, die 
die zu einer wirksamen Vertretung nötigen Elemente in sich vereinigen 
(§ 2). Die Einsetzung der Kammern erfolgt durch königliche Verord- 
nung entweder von Amtswegen oder auf Antrag des G^meinderates, 
der Arbeitgeber oder Arbeiter (§ 3). Die Zusammensetzung geschieht 
derart, dafs Arbeitgeber und Arbeiter eine gleiche Zahl von Vertretern, 
im ganzen zusammen 6—12, in die Sektionen wählen (§§ 4, 5). Jede 
Sektion versammelt sich mindestens einmal im Jahre an dem durch den 
ständigen Provinzialausschufs bestimmten Tage und Orte (§ 8). Der 
König hat das Recht, die Kammer eines Bezirkes oder mehrere Sek- 
tionen einzuberufen, damit diese über Angelegenheiten von allgemeinem 
Interesse für Gewerbe und Arbeit oder tlber darauf bezügliche Entwürfe 
dem Könige ein Gutachten abgeben (§ 11). Die Sitzungen sind nicht 
öffentlich (§ 12), doch ist bei Einigungssachen das Protokoll zu ver- 
öffentlichen. Die Mitglieder der Kammer bezw. der Sektionen erhalten 
Tagegelder, die von der Provinz zu bestreiten sind (§ 15). 

Im Jahre 1S92 bestanden in 6 (von 9) Provinzen 51 Kanmiern mit 
184 Sektionen. Ihre Wirksamkeit ist indessen nur geringfügig gewesen. 

In esterreich beschäftigte sich das Abgeordnetenhaus in den 
Jahren 18S5— 1889 auf einen Antrag des Abg. v. Plener mit dem Pro- 
jekte einer staatlich anerkannten Vertretung des Arbeiteretandes dareh 
besondere Arbeiterkammern. Zu einem Ergebnisse kam es jedoch nicht, 
da die eigentümlichen Verfassungsverhältnisse einer Einigung der Par- 
teien Schwierigkeiten boten. 

9. Kapitel. Das Verwaltangsverfahren and die Verwaltungs- 

urkanden. 

Das gegenwärtige Verfahren des Arbeiterschutzrechtes kann wohl 
in allen Staaten als ein befriedigender und definitiver Zustand nicht 
betrachtet werden. Ohne Frage erfordern die sich allmählich mehr und 
mehr ausbildenden besonderen Organe des Arbeiterschutzes die Aus- 
bildung eines eigenen Verwaltungsorganismus. Der gegenwärtige Zu- 
stand leidet daran, dafs die oft von geringfügigen, leicht entscheidbaren 
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und sehr vom Thatbestande abhängenden Beurteilungen und Regelungen 
des Einzelfalles einem die Kraft des Rechtsmittelverfahrens lähmenden 
und die materielle Lage der Arbeiter schädigenden Instanzenzuge unter- 
worfen werden. Ein Arbeiter, der auf Tagelohn angewiesen ist und 
ein unsicheres und schwankendes Einkommen bezieht, mufs auf eine 
Verfolgung verziehten, wenn sie zeitraubend wird. Deshalb ist ein ver- 
kürztes Verfahren in allen arbeitersohutzrechtlichen Fragen für not- 
wendig zu erachten. 

über die Ordnungs- und Konventionalstrafen wie über das Recht 
des Unternehmers, Arbeitsvorschriften zu erlassen und die Nichtbefolgung 
dieser mit Strafe zu bedrohen und die Strafe zu verhängen, ist an an- 
derer Stelle (S. 119 u. flF.) näheres ausgeführt. 

Auch die Strafen, die die Arbeitgeber bei Übertretungen der schutz- 
rechtlichen Bestimmungen treffen, stehen häufig zu der ökonomischen 
Situation dieser in keinem Verhältnisse. Sie können in vielen Staaten 
als nebensächlich und unwirksam angesehen werden und werden häufig 
den Produktionskosten zugerechnet. Auch hinsichtlich der Strafen müfste 
eine Gleichstellung der Unternehmer und der Arbeiter erfolgen. 

Nach dieser Richtung hin würden in den Arbeiterschutzgesetzen 
der meisten Staaten Änderungen anzubahnen sein. 

Die Durchfthrung des Arbeiterschutzes erfordert in vielen Fällen eine 
Sohutzbeurkundung. AlsVerwaltungsurkunden kommen dabei 
hauptsächlich in Frage: die Arbeitsordnungen, die Gesundheitszeugnisse, 
die Arbeiterverzeichnisse, die Überzeitlisten, die Arbeitsbücher und die 
Inspektorenberichte. 

1. Arbeitsordnungen sind die für eine gewerbliche Unter- 
nehmung getroffenen Ordnungen, durch die das Arbeitsverhältnis ge- 
regelt und Rechte und Pflichten der Arbeiter bestimmt werden. Sie 
bilden den sichtbaren Ausdruck des Arbeitsvertrages. Sie sind vorge- 
schrieben in Deutschland durch das Arbeiterschutzgesetz vom I.Juni 
1891, in der Schweiz durch das Fabrikgesetz vom 23. März 1877, in 
Oesterreich durch die Gewerbeordnung vom 8. März 1885 und in 
Ungarn durch die Gewerbeordnung von 1884. Über Inhalt, Erlafs 
und obrigkeitliche Prüfung und Genehmigung der Arbeitsordnungen 
vergl. S. 120 u. ff.') 

2. Von der Ausstellung von Gesundheitszeugnissen wird in 
der Gesetzgebung verschiedener Staaten die Beschäftigung bestimmter 
Arbeiterkategorien überhaupt (von Kindern, jungen Leuten, Wöchne- 
rinnen nach ihrer Niederkunft) oder die Beschäftigung bestimmter Ar- 
beiterkategorien (jugendlicher Personen und Frauen) in gewissen Ge- 
werben oder Betrieben abhängig gemacht. Die Ausstellung dieser 

•1) Ober die yerwaltungsrechtliche Bedeutung der Arbeitsordnung vergl. Rbhm 
in den Annalen des Deutschen Reiches, 1894, S. 132-157. 
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Zeugnisse wird am geeignetsten hierzu besonders autorisierten Ärzten 
— Fabrikärzten — übertragen; allerdings hat man bisher, mit Aus- 
nahme Englands, Freiheit in der Ärztewahl walten lassen. 

3. Die Arbeiterverzeichnisse sind von den Unternehmern aus- 
gestellte Verzeichnisse der Arbeiter, die dazu dienen sollen, die Kon- 
trolle der Einhaltung der Schutzvoi-sohriften zu erleichtern. In keinem 
Staate handelt es sich indessen um allgemeine Verzeichnisse, son- 
dern in der Regel nur um Verzeichnisse der jugendlichen Arbeiter. 
Solche sind in den dem Arbeitcrsohutzrechte unterstehenden Betrieben 
Deutsehlands, Oesterreichs, Englands, der Schweiz, Bulslands u. s. w. 
obligatorisch und müssen den Aufsichtsbeamten zur Einsicht bereit ge- 
halten werden. Zu wünschen wäre, dafs für die weiblichen Arbeiter 
und für die Wöchnerinnen besondere Listen geführt würden. 

4. Die Über zeitlisten sind von den Unternehmern geftlhrte 
Listen, in die bei Bewilligung von Ausnahmen von den gesetzlichen 
Bestimmungen über Dauer der Arbeitszeit, Sonntags- und Nachtarbeit 
u. s. w. die gestatteten Arbeiten, die Namen der im Betriebe thätig ge- 
wesenen Arbeiter, die Dauer ihrer Beschäftigung und die Dauer und 
Gründe der Erlaubnis einzutragen sind. Auch sie sollen als Mittel einer 
besseren Kontrolle dienen. 

5. Arbeitsbücher sind von den Behörden* auf die Person eines 
Arbeiters ausgestellte Bücher, worin durch Eintragungen der Arbeit- 
geber Ausweis über die Arbeitsverhältnisse geführt wird, die ein Ar- 
beiter nacheinander eingegangen ist. Sie sollen als Legitimation der 
Persönlichkeit des Arbeiters dienen und können als ein gutes Mittel 
gegen den Vertragsbruch gelten, wenn sich die Arbeitgeber dahin einigen, 
keinen Arbeiter ohne Arbeitsbuch zu beschäftigen. Gegen sie wird gel- 
tend gemacht, dafs in der Kontrolle der Beschäftigung der Arbeiter eine 
Kränkung deren persönlicher Ehre liege, und dafs die Arbeiter durch 
die Arbeitsbücher insofern unverdient materiellen Schaden erleiden 
könnten, als den Arbeitgebern ein Mifsbrauch durch Eintragung von 
Zeichenvermerken möglich sei. Inwieweit der erste Einwand zutrifft, 
wird sich aus der Stimmung der Arbeiterschaft zu ergeben vermögen; 
eine Beseitigung des zweiten Einwandes dagegen wird sich ermöglichen 
lassen, wenn auch die Eintragung von Zeichen unter Strafe gestellt 
wird. Auch wenn man sich gegen obligatorische Arbeitsbücher erklärt, 
wird man dem Arbeiter jedenfalls das Recht geben müssen, von seinem 
Arbeitgeber Einträge über Anfang und Ende der Beschäftigung in ein 
Arbeitsbuch zu verlangen. 

In Deutschland verlangt die Gewerbeordnungsnovelle vom 1 . Juni 
1891 das obligatorische Arbeitsbuch für minderjährige Arbeiter. In 
Oesterreich (Gesetz vom S.März 1885), Ungarn (Gesetz vom 1. No- 
vember 1885) und Rufsland (Gesetz vom 3. Juni 1886) bestehen obliga- 
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toriflche Arbeitsbüoher flttr alle gewerblichen Arbeiter; Italien (Gesets 
vom 20. Mftrz 1865) hat fakultative Bücher. Auch Frankreich hat 
durch Gesetz vom 2. Juli 1 890 das obligatorische Arbeitsbuch abgeschafft 
und dem Arbeiter das Kecht gegeben, ein Zeugnis zu fordern, worin Tag 
des Ein- und Austrittes und Angaben über die Art der Beschäftigung 
enthalten sind. 

6. Inspektorenberichte sind in bestimmten Zeiträumen (jähr- 
lich) von den Gewerbeinspektoren über ihre Thätigkeit zu erstatten und 
müssen veröffentlicht werden. Es ist zu fordern, dafis sie völlig objektiv 
gehalten und als brauchbares Material für die Weiterbildung des Ar- 
beiterschutzes verwendbar sind. Ihre Verwertbarkeit wie die Gleich- 
mässigkeit der Berichterstattung selbst wird wesentlich von der Gleich- 
artigkeit der Aufsichtsführung abhängen. Es ist deshalb notwendig, auf 
eine solche möglichst einzuwirken. 

Über die Gegenstände, auf die sich diese Berichte zu erstrecken 
haben, ist an anderer Stelle Mitteilung gemacht worden. 

C. Zur GeBchichte der ArbeiterschntzgesetzgebuDg. 

Auf die wichtigsten Bestimmungen der Arbeiterschutzgesetzgebung 
in den verschiedenen Staaten ist in den vorhergegangenen Kapiteln be- 
reits eingegangen worden. Es bleibt noch übrig, auf die Entwicklung 
dieser Gesetzgebung einen kurzen Blick zu werfen. 

1. Deutsches Reich, Von einer deutschen Arbeiterschutzgesetz- 
gebung läist sich erst seit dem Jahre 1866 sprechen. Bis dahin war 
der Arbeiterschutz Sache der Gesetzgebung der Einzelstaaten; 1866 
wurde er für den Norddeutschen Bund, 1871 für das Reich Gegenstand 
der Bundes- und Reichsgesetzgebung. 

In Preufsen hatte bereits im Jahre 1828 der (Jenerallieutenant 
VON HoRN den König darauf aufmerksam gemacht, dafs die Khein- 
provinz nicht mehr im stände sei, das entsprechende Truppenkontingent 
zu stellen, weil die Ausbeutung der jugendlichen Arbeitskräfte durch 
die Fabrikarbeit zu einer körperlichen Entartung der Bevölkerung ge- 
ftlhrt habe. Erst im Jahre 1839 (Kab.-Ordre vom 6. April, Regulativ 
vom 9. März) wurde eine königliche Verordnung herausgegeben, wonach 
Kinder unter 9 Jahren überhaupt nicht und 9 — 16jährige nicht länger 
als 10 Stunden und nicht an Sonn- und Festtagen wie nachts beschäftigt 
werden sollten. Zur Durchflihrung dieser Verordnung fehlte es aller- 
dings an ausreichenden Vorkehrungen. Einen vermehrten Schutz brachte 
das Gesetz vom 16. Mai 1853. Es verbot die Fabrikarbeit von Kindern 
vor zurückgelegtem 12. Lebensjahre und gestattete für 13- und 14jährige 
eine Beschäftigung von höchstens 6 Stunden am Tage, ftlr 15- und 
16jährige eine solche von 10 Stunden; weiterhin ordnete es die Be- 
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Stellung von Fabrikinspektoren an. Der Aufschwung, den die Fabrik- 
inspektion unter dem Minister v. d. Heydt nahm, dauerte indessen 
nicht lange; Graf Itzenplitz liefs sie nach und nach ganz in Verfall 
geraten. Inzwischen hatten auch andere deutsche Staaten flir 
Kinder und jugendliche Personen, einzelne auch zur Verhinderung ge- 
sundheitsschädlicher Arbeit Schutzbestimmungen erlassen; diese erwiesen 
sich aber bald als ungenügend. Der Norddeutsche Bund übernahm 
im wesentlichen die preufsische Gesetzgebung vom Jahre 1853; die 
Gewerbeordnung von 1869 erstreckte sich auf das Verbot des Truck- 
systems, auf die Verpflichtung der Unternehmer zur Herstellung und 
Unterhaltung von Einrichtungen zur tbunlichsten Sicherung gegen die 
Gefahren des Betriebes für Leben und Gesundheit und auf die in Fa- 
briken, Bergwerken, Aufbereitungsanstalten, unterirdischen Brüchen nnd 
Gruben beschäftigten Personen unter 16 Jahren. Für diese Personen 
wurden die Bestimmungen des preuTischen Gesetzes von 1853 beibehalten. 
Da man aber unterliefs, besondere Organe mit der Aufsicht über die 
Bestimmungen der Gewerbeordnung zu betrauen, so hatten diese prak- 
tisch nur geringe Bedeutung. Auch die Gründung des Deutschen 
Reiches brachte zunächst keinen Fortschritt. Eine im Jahre 1878 dem 
Reichstage vorgelegte Novelle enthielt zwar einige Verbesserungen (u. a. 
Ausdehnung der Schutzbestimmungen auf Arbeiter in Werkstätten mit 
regelmäfsigem Dampf kraftbetriebe, in Hüttenwerken, Bauhöfen, Werften ; 
Verbot der Arbeit von Wöchnerinnen 3 Wochen nach ihrer Niederkunft, 
Verbot der Arbeit unter Tage für weibliche Arbeiter u. s. w.), nicht 
aber die obligatorische Einführung der Fabrikaufsicht; der Reichstag 
verlangte diese jedoch, und die Reichsregierung gab schliefalioh nach. 
Seit Mitte der 80er Jahre wurde der weitere Ausbau der Arbeitersohutz- 
gesetzgebung fast von allen Parteien gefordert, hiergegen erhob die 
Reichsregierung indessen einen lebhaften Widerstand, während sie auf 
der andern Seite einer umfassenden Arbeiter Versicherungsgesetz- 
gebung die lebhafteste Förderung zu teil werden liefe. Erst der Re- 
gierungsantritt Kaiser Wilhelms IL und das Ausscheiden des Fürsten 
Bismarck aus dem Amte des Reichskanzlers brachten eine Änderung-. 
In einem Erlasse, den der Kaiser am 4. Februar 1890 an den preu- 
feischen Handelsminister richtete, heifst es: 

„So wertvoll und erfolgreich die durch die Gesetzgebung und Ver- 
waltung zur Verbesserung der Lage des Arbeiterstandes bisher getrof- 
fenen Mafsnahmen sind, so erfüllen dieselben doch nicht die ganze Mir 
gestellte Aufgabe. Neben dem weiteren Ausbau der Arbeiterversiohe- 
rungsgesetzgebung sind die bestehenden Vorschriften der Gewerbeordnung 
über die Verhältnisse der Fabrikarbeiter einer Prüfung zu unterziehen, 
um den auf diesem Gebiete laut gewordenen Klagen und Wünschen, 
soweit sie begründet sind, gerecht zu werden. Diese Prüfung hat davon 
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anszagehen, dafs es eine der Änfgabeii der Staatsgewalt ist, die Zeit, 
die Dauer und die Art der Arbeit so zu regeln, dafs die Erhaltung der 
Gesundheit, die Gebote der Sittlichkeit, die wirtschaftlichen Bedürfnisse 
der Arbeiter und ihr Anspruch auf gesetzliehe Gleichberechtigung ge- 
wahrt bleiben. FUr die Pflege des Friedens zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern sind gesetzliche Bestimmungen über die Formen in Aus- 
sicht zu nehmen, in denen die Arbeiter durch Vertreter, welche ihr 
Vertrauen besitzen, an der Regelung gemeinsamer Angelegenheiten be- 
teiligt und zur Wahrnehmung ihrer Interessen bei Verhandlungen mit 
den Arbeitgebern und mit den Organen Meiner Regierung befähigt 
werden. Durch eine solche Einrichtung ist den Arbeitern der friedliche 
Ausdruck ihrer Wünsche und Beschwerden zu ermöglichen und den 
Staatsbehörden Gelegenheit zu geben, sich über die Verhältnisse der 
Arbeiter fortlaufend zu unterrichten und mit den letzteren Fühlung zu 
behalten.*' 

Nachdem den Erlassen des Kaisers im März 1890 eine internationale 
Arbeiterschutzkonferenz in Berlin gefolgt war, legte die Regierung noch 
im gleichen Jahre einen Entwurf zur Erweiterung des Arbeiterschutzes 
vor. Dieser Entwurf, der im Reichstage manche Änderung erfuhr und 
als Novelle zur Gewerbeordnung am 1. Juni 1891 Gesetzeskraft erlangte, 
brachte einen erheblichen Fortschritt gegen den seitherigen Zustand. 
Er setzte das Minimalalter für die Beschäftigung von Kindern herauf und 
brachte flir Arbeiterinnen im Alter von mehr als 16 Jahren den elfstündigen 
Maximalarbeitstag und das Verbot der Nachtarbeit; weiter schuf er die 
Möglichkeit, dafs in Gewerben, die durch übermäfsige Arbeitszeit die Ge- 
sundheit der Arbeiter gefährden, Dauer, Beginn und Ende der Arbeitszeit 
und der Pausen auch für männliche erwachsene Arbeiter im Verord- 
nungswege geregelt werden können, und er verschärfte die Vorschriften 
über die Werkstatthygiene. Daneben sicherte er innerhalb gewisser 
Grenzen eine Sonn- und Feiertagsruhe, machte den Erlafs von Arbeits- 
ordnungen ftr gröfsere Unternehmungen obligatorisch und suchte in- 
direkt auf die Bildung von Arbeiterausschtissen hinzuwirken. 

Auch das Gesetz, betr. die Gewerbegerichte, vom 29. Juni 1890 
und das Regulativ, betr. Errichtung einer Kommission für Arbeiter- 
statistik, vom 28. März 1892 lieferten den Beweis, dafs man in 
Deutschland auf dem Gebiete des Arbeiterschutzes das nachholen wollte, 
was man lange versäumt hatte. Immerhin steht Deutschland hier hinter 
England, Oesterreich und der Schweiz zum Teil noch zurück. 

2. Oesterreich. In Oesterreich sind in der Entwickelung des Ar- 
beitersehutzes zwei Perioden zu unterscheiden. In der älteren Periode 
(den letzten beiden Decennien des 18. bis Mitte des 19. Jahrhunderts) 
waren es hauptsächlich zünftlerische oder humanitäre Erwägungen, die 
zu Vorschriften über die Kinderarbeit im Kleingewerbe wie in Fabriken 
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ftlhrten, wie religiöse Gründe, die zu Vorschriften Über die Sonntags- 
heiligung Anlafs gaben. Einen kleinen Umschwung brachte die Ge- 
werbeordnung von 1859; sie schränkte die Arbeit von Kindern und 
jugendlichen Personen etwas weiter ein, dehnte die bereits vorhandenen 
Truckverbote aus und traf Bestimmungen über die Führung von Ar- 
beiterverzeichnissen und Arbeitsordnungen. All das stand aber mehr 
auf dem Papiere, denn den Behörden fehlte die Macht, selbst bei weit- 
gehenden Mifsständen einzugreifen. Erst das Gesetz vom S.März 1885 
brachte eine sozialpolitisch bedeutsame Reform, darunter das Verbot 
der Arbeit von Kindern unter 14 Jahren und den elfsttindigen Maximal- 
arbeitstag für alle Arbeiter in Fabriken. 

3. Schweiz. In der Schweiz ist man zu einer Regelung des 
Arbeiterschutzes durch Bundesgesetz erst gelangt, nachdem die Befugnis 
hierzu im Jahre 1874 in die Bundesverfassung aufgenommen worden 
war. Das Gesetz vom 23. März 1877 wird als eine vorbildliche Lei- 
stung angesehen werden dürfen. Es erstreckt sich freilich nur auf 
„Fabriken*' *) und „Anstalten für polygraphische Gewerbe mit mehr als fünf 
Arbeitern*', aber selbst innerhalb dieses Rahmens ist namentlich der weit- 
gehende Schutz der weiblichen Arbeit, das Verbot aller Kinderarbeit 
und der Maximalarbeitstag für alle erwachsenen männlichen Arbeiter 
charakteristisch. 

Vor der neuen Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 war die Ar- 
beitersohutzgesetzgebung Sache der Schweizer Kantone; eine Anzahl von 
ihnen hatte bereits in den dreifsiger Jahren Schutzbestimmungen ge- 
troffen und später durch Gesetze, die einen weitergehenden Schutz als 
die englischen gewährten, den Boden für eine eidgenössische Regelung 
vorbereitet. In Thurgau war sogar „aus dringlich erachteter Fürsorge, 
damit nicht die überhandnehmende Verwendung minderjähriger Kinder 
zur Aushilfe in den Fabriken diese Jugend dem vor allem notwendigen 
Schulunterrichte und der Sittlichkeit entziehe^)", bereits am 22. Dezember 
1815 eine Verordnung erlassen worden, die ihre Fürsorge auf den Schul- 
unteiTicht der Fabrikkinder, die Aufsicht über deren sittliches Verhalten 
während der Arbeit, auf das Verhältnis solcher Kinder zu ihren Eltern 
oder Kostgebern, die Fixierung eines Maximalarbeitstages und das Verbot 
der Nachtarbeit erstreckte. Ahnlich war im gleichen Jahre Zürich vor- 
gegangen. Obgleich nun durch das eidgenössische Gesetz vom 20. März 
1877 eine einheitliche Regelung erfolgt ist, sind doch einige Kantone 
durch Sondergesetze noch wesentlich über den Rahmen des eidgenös- 
sischen Gesetzes hinausgegangen. 



1) Über die Praxis des eidgenössischen Arbeiterschatzes vgl. S. 18. 

2) Protokoll des Kleinen Rates von 1815, No. 1976, mitgeteilt bei £. Hofmahn^ 
Fabrikgesetzgebung im Kanton Thurgau (Fraaenfeld, 1892). 
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4. Frankreich. In Frankreich kam, nachdem sich unter Napoleon I. 
das arbeitende Volk eingehende Einschränkungen seiner Freiheit und 
seiner Rechte hatte gefallen lassen müssen, nach lebhaften Kämpfen 
zwischen Bourgeoisie und Proletariat in den dreifsiger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts und unter dem Einflüsse sozialistischer Ideen am 22. Februar 
1841 ein Gesetz zu stände, das die Beschäftigung von Kindern vor 
zurückgelegtem achten Lebensjahre verbot und die tägliche Arbeitszeit 
für 8- 12jährige auf 8, ftlr 12- 16jährige auf 12 Stunden beschränkte. 
Dieser Schutz wurde indessen nicht ausgeftihrt. Erst die Februarrevo- 
lution brachte den Arbeitern einige Errungenschaften. Ein Dekret der 
provisorischen Regierung vom 2. März 1848 hatte die tägliche Arbeits- 
zeit für Paris auf 10, für die Provinz auf 11 Stunden beschränkt, doch 
bedurfte es langer Kämpfe, ehe die Kammer in dem Gesetze vom 9. Sep- 
tember 1848 dem zwölfstündigen Maximalarbeitstage zustimmte. Frei- 
lich ist diese Bestimmung so gut wie unausgeftihrt geblieben. Eine 
Milderung brachte dann das Jahr 1849, indem die Verschiedenheit des 
Strafausmafses beseitigt, das für Koalitionen von Arbeitern einerseits 
und für solche von Arbeitgebern anderseits festgesetzt wurde. Eine 
Aufhebung des Gesetzes vom 17. Juni 1791, das alle Fachvereinigungen 
verboten hatte, wurde zunächst nicht erzielt. Erst unter Napoleon III. 
traten bessere Zustände ein. Durch Gesetz vom 28. Mai 1864 fiel das 
Koalitionsverbot, 1868 wurde ein freieres Versammlungsgesetz erlassen 
und amtlich erklärt, dafs trotz dem Gesetze vom 17. Juni 1791 den 
Arbeiterfachvereinen die administrative Duldung ebenso gewährt werden 
würde, wie man sie schon seit längerer Zeit den ünternehmerverbänden 
zugestanden hatte. Eine Ausbildung des Arbeiterschutzes i. e. S. 
erfolgte durch die Regierung des dritten Kaiserreiches nicht; ein Ent- 
wurf, der im Jahre 1870 unmittelbar vor Ausbruch des Krieges zur 
Beratung gestellt wurde, fiel mit Napoleon zusammen. Nach seinem 
Sturze traf die Kammerregierung einige bemerkenswerte sozialpolitische 
MaTsnahmen, doch war ihnen nur kurze Dauer beschieden. Die junge 
Republik sah nun wohl ein, dafs Reformen notwendig wären, und brachte 
ein Gesetz (vom 19. Mai 1874) zu stände, das die Beschäftigung von 
Kindern unter 12 Jahren wie die Nachtarbeit männlicher Pei-sonen unter 
16 und weiblicher unter 18 Jahren verbot, für 12 — 16jährige Personen 
eine zwolfsttindige Maximalarbeitszeit vorschrieb, Kindern unter zwölf 
Jahren wie Mädchen und Frauen jedes Alters die unterirdische Arbeit 
in Bergwerken untersagte und zur Durchfllhrung der Bestimmungen eine 
besondere Fabrikinspektion ins Leben rief. Die Duldung der Faeh- 
vereine blieb bestehen; noch 1884 gelangte das Gesetz (vom 21. März), 
das die Fachvereine anerkennt und ihnen eine Stellung einräumt, die 
sie zu einer genügenden Vertretung ihrer Interessen befähigt, nicht ohne 
erheblichen Widerstand zur Annahme. 
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Seit den 80cr Jahren ist die Teilnahme der Arbeiter am politischen 
Leben in Frankreich sehr rege geworden. Das hat dazu geführt, dafs 
der Frage des Arbeiterschutzes gröfsere Aufmerksamkeit zugewendet 
wurde. Die Folge davon war das Gesetz vom 2. November 1892, das die 
Beschäftigung von Kindern vor zurückgelegtem 13. Jahre und die Nacht- 
arbeit von Frauen und jugendlichen Personen verbietet, wie die Maxi- 
malarbeitsszeit für Personen unter 16 Jahren auf 10 Stunden täglich, 
für Personen von 16—18 Jahren auf 60 Stunden wöchentlich und für 
Frauen auf 1 1 Stunden täglich festsetzt Der Wert dieser Bestimmungen 
wird jedoch dadurch erheblich herabgemindert, dafs die Strafsätze, die 
die Ausflihi-ung erawingen sollen, sehr niedrig bemessen sind. 

Als weitere Merkmale des Umschwunges sind noch zu erwähnen 
die Errichtung eines obersten Arbeitsrates (Dekret vom 22. Januar 
1891) und die Schaffung eines Arbeitsamtes (Gesetz vom 22. Juli 1891). 

5. England, Die englische Arbeiterschutzgesetzgebung beginnt im 
Jahre 1802 mit einem Gesetze zur Bewahrung der Gesundheit und 
Moral der Lehrlinge in den BaumwoUfabrikcn. Dieses Gesetz, das die 
Maximalarbeitszeit für Lehrliuge auf 12 Stunden täglich festsetzte und 
dieser Arbeiterkategorie die Nachtarbeit verbot, ist mangels geeigneter 
Organe zwar nicht in wirksamer Weise durchgeführt, es ist aber vor- 
bildlich geworden flir die Grundsätze der englischen Gesetzgebung über- 
haupt. Diese erstreckte sich in den Jahren 1802—1831 nur auf den 
Schutz Unmündiger in der Baumwollindustrie. Von 1833 bis Ende der 
50er Jahre erfolgte die Ausdehnung auf die Textilindustrie überhaupt, 
auf die weiblichen Personen und auf die Verhinderung gesundheits- 
schädlicher Arbeiten für alle Arbeiter, wie die Einsetzung einer beson- 
deren Fabrikinspektion; auch wurden seit 1842 besondere Schutzbe- 
stimraungen für Bergwerke getroffen. Das Alter der Zulassung von 
Kindern zur Fabrikarbeit erhöhte man im Laufe der Zeit von 9 auf 
11 Jahre, die Arbeitszeit der Kinder von 8 bezw. 11 — 13 Jahren setzte 
man von 9 Stunden auf etwa die Hälfte der Arbeitszeit der übrigen ge- 
schützten Personen und die Arbeitszeit jugendlicher und weiblicher Per- 
sonen allmählich von 72 auf 56 V« Stunden pro Woche herab. Daneben 
hielt man an dem Grundsatze fest, dafs sich der erwachsene Mann selbst 
schützen könne. Nachdem sich der Staatsschutz auf dem Gebiete der 
BaumwoU- und Textilindustrie bewährt hatte, wurden seit Beginn der 
sechziger Jahre die verschiedenen bis dahin erlassenen Specialgesetze 
auch auf andere Industrien*) und durch Gesetz vom 21. August 1867 auch 

1) Die AuBdehnung erfolgte 

1. auf Bleichereien und Färbereien durch Gesetze Tom 6. August 1860, 11. April 
1862, 29. Juni 1863, 29. Juli 1S64, 

2. auf die mit Wasser oder Dampf betriebene Spitzenmanufaktur durch Gesetz 
vom 6. August 1861, 
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auf Werkstätten ausgedehnt. Im Jahre 1878 vereinigte man die grofse 
Menge der einzelnen Fabrikgesetze, die im Laufe der Jahre entstanden 
waren, in einem einheitlichen Fabrik- und Werkstättengesetze, der 
„Factory and Workshop act*' vom 27. Mai 1878, indem man zugleich 
nicht unwichtige Änderungen zu Gunsten der Arbeiter traf Das Gesetz 
von 1878 hat durch ein Zusatzgesetz vom 25. August 1883 eine Er- 
gänzung erfahren und erstreckt seine Wirksamkeit ausschliefslich auf 
jugendliche Personen bis zu 18 Jahren und Frauen. Neben ihm bestehen 
noch Vorschriften über das Trucksystem, die Beschlagnahme des Lohnes, 
Verbot der Lohnzahlung in Schankwirtschaften, über die hygienischen 
Anforderungen an die Fabriken und Werkstätten u. dgl. Neuerdings hat 
man den Staatsschutz auch in beschränktem Umfange auf die Hausindustrie 
ausgedehnt und Vorschriften zur Bekämpfung des Schwitzsystems erlassen. 

6. Die Arheiterschutzgesetzgebung der Übrigen Staaten Europas 
steht hinter der Gesetzgebung Deutschlands, Oesterreichs, Frankreichs, 
Englands und der Schweiz noch weit zurück. In einer Reihe von 
Staaten, so in Ungarn, Italien, Spanien, Belgien, Holland, Dänemark, 
Schweden, Rufsland und Finnland, sind zwar Anfänge einer Gesetz- 
gebung vorhanden, und man hat sich hier auch namentlich in den letzten 
Jahren mit dem weiteren Ausbau beschäftigt, allein das, was der staat- 
liche Arbeiterschutz hier bietet, genügt, wenn es im einzelnen auch zweck- 
mäfsig ist, so im ganzen doch kaum den bescheidensten Forderungen. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika hat die 
Unionsgesetzgebung auf dem Gebiete des Arbeiterschutzes nicht ein- 
gegriflfen, doch sind von einer Reihe von Einzelstaaten gesetzliche Be- 
stimmungen erlassen worden. Den gröfsten Fortschritt zeigen die nörd- 
lichen Staaten, während die Südstaaten noch weit zurück sind. 

Auch Ostindien besitzt seit dem 1. Januar 1892 eine Arheiter- 
schutzgesetzgebung; das Gleiche ist in Australien der Fall, wo 
allerdings die einen Kolonien mehr entwickelte, die anderen nur un- 
bedeutende Bestimmungen zum Schutze der Arbeiter aufweisen. 

3. auf das Bäckergewerbe durch Gesetz Tom 13. Juli 1863, 

4. auf Kohlen- und Eisenbergwerke durch Gesetze Ton 1860, 7. August 1862, 
15. August 1867, 10. August 1S72, 

5. auf Thonwaren-, Zündhütchen-, Zündholz- und Patronenfabriken, Papier- 
tapetendruckereien und Baumwollsammetscheerereien durch Gesetz Tom 25. Juli 1864, 

6. auf das Schornsteinfegergewerbe durch Gesetz Yom 30. Juni 1864, 

7. auf alle Hochöfen, Kupferwerke, maschinenmäfsig betriebenen Maschinen- 
fabriken, Metall- und Guttaperchafabriken, Papier-, Glas- und Tabak fabriken, Drucke- 
reien, Buchbindereien und auf alle sonstigen Etablissements, in denen w&hrend 
eines Jahres 50 und mehr Personen wenigstens 100 Tage gemeinschaftlich beschäftigt 
werden, durch Gesetz vom 15. August 1867, 

8. auf Kattundruckereien, Bleichereien und Färbereien durch Geseti Tom 
9. Augast 1870. 
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Zweiter Teil. 
Der Selbstschutz der Arbeiter. 



§ 1. Die Koalitionsfreiheit der Arbeiter. So umfassend der staat- 
liche Arbeiterschutz auch sein mag, so wird er doch in erster Linie 
einen Selbstschutz der Arbeiter voraussetzen müssen. Dieser Selbst- 
schutz wird auch in Zukunft bedeutsam zu bleiben haben und durch 
Staatsschutz nur dann zu stärken und zu ergänzen sein, sofern ein Be- 
dürfnis hierzu vorliegt. Wo er im Vereine mit dem Hilfsschutze durch 
dritte Personen ausreicht, da wird der Staatsschutz entbehrlich sein; 
niemals aber vermag ein umgekehrtes Verhältnis Platz zu greifen, da 
Selbst- und Hilfsschutz vieles leisten, was der Staat überhaupt nicht 
leisten könnte. 

Der Arbeiterselbstschutz ist teils ein individueller Schutz, d. h. er 
besteht in der individuellen Abwehr der Gefährdungen aus dem Arbeits- 
vertrage, teils ist er ein Vereins- Selbstschutz durch die Organisationen 
der Arbeiter verbände. Von wesentlicher Bedeutung ist nur der Ver- 
einsschutz. 

Der einzelne Arbeiter, der beim Abschlüsse des Arbeitsvertrages 
einem grofsen Arbeitgeber isoliert gegenübersteht, befindet sich in der 
Hegel in einer weit weniger günstigen Position als dieser und hat meist 
nur die Wahl, ob er die ihm gebotenen Arbeitsbedingungen annehmen 
will oder nicht; zur Annahme wiederum zwingt ihn häufig die 
Armut. Dazu kommt noch, dafe das gewerbliche Arbeitsverhältnis mit 
der rechtlich festgelegten Strafgewalt des Arbeitgebers und mit der 
Pflicht des Arbeiters, seine Arbeit in Ausführung des Willens eines 
Dritten zu leisten, trotz Freiheit des Arbeitsvertrages thatsächlich 
doch den Charakter eines Herrschaftsverhältnisses trägt. Aus dieser 
ungünstigen Lage vermag der Arbeiter erst durch seine Vereinigung 
mit andern befreit zu werden. Im Rechtsstaate steht nun jeder ein- 
zelnen Person das Recht zu, zur Verbesserung ihrer Lage die ganze 
Kraft einzusetzen, sofern dadurch nicht Rechte dritter verletzt oder 
das Gesamtinteresse geschädigt werden. Dafs in dem Bestreben des 
einzelnen Lohnarbeiters, eine Erhöhung des Lohnes oder eine Ver- 
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minderung der Arbeitszeit oder lustigere Arbeitsbediagungen überhaupt 
zu erzielen, eine Verletzung der Rechte dritter oder eine Schädigung 
des öffentlichen Interesses liege, wird schwerlich jemand behaupten 
wollen; ebensowenig dann, wenn sich der Einzelne in diesem Bestreben 
und zur Agitation für dessen ErfftUung mit anderen verbindet. Wenn 
sonach das Recht der freien Vereinigung der Arbeiter zur Besserung 
ihrer Lage und zur gemeinsamen Regelung der Arbeitsbedingungen — 
das Eoalitionsrecht — als ein den Grundsätzen des Rechtsstaates 
entsprechendes natürliches Recht erscheinen mufs, so hat thatsächlich 
doch die öffentliche Gewalt den Koalitionen gegenüber eine besondere 
Stellung gewählt. Lange Zeit hindurch bestand ein Verbot der Koali- 
tionen überhaupt, und erst neuerdings ist das Koalitionsrecht ein Recht 
des Arbeiterstandes geworden. 

In England gelangte der Grundsatz der Koalitionsfreiheit am 
frühesten zur Anerkennung, wenn allerdings auch nur vorübergehend. 
Das Gesetz vom 21. Juni 1824 hob die bisherigen Koalitionsverbote auf, 
indessen trugen zahlreiche Streiks dazu bei, dafs ein Gesetz vom 6. Juli 
1825 die Koalition wieder verbot und nur Versammlungen von Arbeitern 
gestattete, in denen diese über ihre persönlichen Forderungen hinsicht- 
lich der Löhne und Arbeitszeit beraten und beschliefsen wollten; der 
Versuch, andere durch Gewalt, Einschüchterung oder Belästigung zur 
Arbeitseinstellung zu verleiten, wurde für strafbar erklärt. Durch Gesetz 
vom 19. April 1859 wurde die Verabredung mit andern über die Fest- 
setzung der Lohnsätze und das einfache Zureden zur Teilnahme an 
solchen Verabredungen von Strafe befreit. Erst durch zwei Gesetze 
vom 29. Juni 1871 (Ges. betr. die Trade ünions und Novelle zum Straf- 
gesetzbuch) und durch die Conspirary and protection of proposy act 
vom 13. Aug. 1875 wurde den Arbeitern das Koalitionsrecht gewährt. 

In Frankreich ist die Koalitionsfreiheit durch Gesetz vom 25. Mai 
1864 gewährt, aber ein Verbot der Anwendung von Drohung, Ge- 
walt u. s. w. zur Herbeiführung von Arbeitseinstellungen, Lohnände- 
rungen u. dergl. aufrecht erhalten worden. 

Für Belgien brachte das Gesetz vom 31. März 1866, in Oester- 
reich das Gesetz vom 7. April 1870, in den Niederlanden das Ge- 
setz vom 12. April 1872 den Arbeitern das Koalitionsrecht. 

In Deutschland waren einige Staaten schon zu Anfang der 
60er Jahre dazu geschritten, den Arbeitern die Koalitionsfreiheit zu ge- 
währen ; in den meisten wurde sie jedoch erst durch die — noch heute 
geltenden — Bestimmungen der Gewerbeordnung von 1869 eingeführt. 
Die Grewerbeordnung bestimmt: 

S 152. Alle Verbote und Strafbestimmungen gegen Gewerbetreibende, gewerb- 
liche Qehilfen, Qesellen oder Fabrikarbeiter wegen Verabredungen und Vereinigungen 
zum Behnfe der Erlangung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen, insbesondere 
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mittelst Einstellang der Arbeit oder Entlassang der Arbeiter, werden aufgehoben. 
Jedem Teilnehmer steht der Rftcktritt Yon solchen Vereinigungen und Verabredungen 
frei, und es findet aus letzterem weder Klage noch Einrede statt. 

§ 1 53. Wer andere durch Anwendung körperlichen Zwanges, durch Drohungen, 
durch Ehrverletzung oder durch Verrufserklärung bestimmt oder zu bestimmen Ter- 
sucht, an solchen Verabredungen (§ 15*2) teilzunehmen oder ihnen Folge zu leisten, 
oder andere durch gleiche Mittel hindert oder zu hindern versucht, von solchen 
Verabredungen zurückzutreten, wird mit Gefängnis bestraft, sofern nach dem allge- 
meinen Strafgesetz nicht eine h&rtere Strafe eintritt. 

In Italien, ausschlierslioh Toskanas, ist die Koalition zum Zwecke 
der Lohnerhöhung nach den Art. 385—89 des Code pönal noch heute 
strafbar. 

Auch Rufsland kennt die Koalitionsfreiheit der Arbeiter nicht. 
Mafsgebend sind hier die Bestimmungen des Art. 1358, 1358^~^ des 
Kriminalstrafgesetzbuches. Der Wortlaut dieser Artikel ist folgender: 

Art. 135S. FQr Streike der Arbeiter auf Gewerken, Fabriken oder Manufak- 
turen behufs Niederlegung der Arbeit vor Ablauf der von den Unternehmern solcher 
Betriebsanstalten bedungenen Zeit, um dadurch die Fabrikanten zur Erhöhung des 
Arbeitslohnes zu zwingen, unterliegen die Schuldigen dem Arrest, und zwar die 
Rädelsführer für die Zeit von 3 Wochen bis zu 3 Monaten, die Übrigen von 7 Tagen 
bis 3 Wochen. 

Art. 1358*. Wenn die Niederlegung der Arbeit auf Fabriken oder Gewerken 
infolge Streike der Arbeiter und in der Absicht erfolgt, hierdurch die Besitzer der 
Fabriken oder Oewerke zur Lohnerhöhung oder Modifikation der Dienstbedingungen 
vor Ablauf des Dienstvertrages zu zwingen, unterliegen die Schuldigen der Ge- 
fängnisstrafe, und zwar die zur Inscenierung und Fortsetzung des Streiks aufreizen- 
den Personen auf die Dauer von 4—8 Monaten, die übrigen Teilnehmer von 2 bis 
4 Monaten. 

Diejenigen Teilnehmer am Streike, welche denselben beenden und zur Arbeit 
auf die erste Aufforderung der Polizei zurückkehren, werden einer Strafe nicht 
unterworfen. 

Art. 1388*. Diejenigen Teilnehmer am Streike, welche das zur Fabrik oder 
zum Gewerke resp. den auf denselben beschäftigten Personen gehörige Vermögen 
beschädigen oder zerstören, werden, falls hierin nicht der Thatbestand eines schweren 
Vergehens gegeben ist, einer Gefängnisstrafe unterworfen, und zwar die Rädelsführer 
auf die Daner von 8 — 16 Monaten, die übrigen Teilnehmer von 4-8 Monaten. 

Art. 1358^. Diejenigen Teilnehmer am Streike, welche die übrigen Arbeiter 
durch Gewalt oder Drohung zur Niederlegung der Arbeit resp. zum Ruhenlassen der 
niedergelegten Arbeit zwingen, werden, falls darin nicht der Thatbestand eines 
schweren Vergebens gegeben ist, der Gefängnisstrafe unterworfen, und zwar die 
Rädelsführer auf die Dauer von 8 — 16 Monaten, die übrigen Teilnehmer von 4 bis 
8 Monaten. 

Auch da, wo die Koalitionsfreiheit der Arbeiter besteht, ist sie nicht 
tiberall schrankenlos. So wird sie durch das Vereinsrecht in den 
meisten Staaten, so auch in Deutschland, wo eine reichsgesetzliche 
Regelung noch nicht erfolgt ist, insofern etwas beeinträchtigt, als 
das im wesentlichen für politische Vereine gegebene Recht nicht unter 
allen Umständen die Entfaltung einer freien, wirksamen Agitation 
durch die Arbeitervereine zur Erzielung günstigerer Arbeitsbedingungea 
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zuläfsi Es kann daher die Forderung einer Änderung als berechtigt an- 
erkannt werden. 

Trotz der Agitation ftr eine weitere Beschränkung wird die Gesetz- 
gebung auch in Zukunft an der Koalitionsfreiheit der Arbeiter festzu- 
halten haben. Immerhin mufs dieser Freiheit insofern eine Grenze 
gezogen werden, als sie einerseits von den Koalitionen oder Arbeiter- 
vereinen nicht zur gemeingefährlichen Störung des öffentlichen Friedens 
oder zum Zwecke des gewaltsamen Umsturzes der heutigen Staats- und 
Gesellschaftsordnung, anderseits von den streikenden oder streik- 
lustigen Arbeitern nicht mifsbraucht werden darf, um andere durch 
Drohung, Ehrverletzung, Mifshandlung u. s. w. zu einer gleichen Hal- 
tung zu bewegen oder sie vom Eintritte in ein Unternehmen abzuhalten. 
Im ersten Falle ist es Aufgabe des gemeinen Rechtes, einzugreifen. Im 
zweiten Falle wird eine Regelung durch das Arbeiterschutzrecht not- 
wendig; diese Regelung mufs aber überaus vorsichtig sein, wenn nicht 
daraus eine Begünstigung der Arbeitgeber entstehen soll. Wenn nämlich 
— wie nach § 153 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich — 
den Arbeitern und Arbeitgebern in gleicher Weise verboten ist, andere 
durch Anwendung körperlichen Zwanges, durch Drohungen, durch Ehr- 
verletzung oder durch Verrufserklärungen zur Teilnahme an Koalitionen 
zu bestimmen oder durch gleiche Mittel am Rücktritte zu hindern, so 
liegt in diesen Vorschriften, obgleich sie formell Arbeitgeber und Arbei- 
ter gleich behandeln, dennoch eine einseitige Begünstigung der Arbeit- 
geber. Diese haben es, so bemerkt Herk^^eb (Arbeiterfrage, S. 249) 
zutreffend, „in den seltensten Fällen nötig, das Zustandekommen von 
Koalitionen gegen die Arbeiter durch Anwendung körperlichen Zwan- 
ges u. s, w. zu sichern oder den Rücktritt auf die bezeichnete Weise 
zu verhindern. Da bietet unter anderem die Hinterlegung von trockenen 
Wechseln oder Inhaberpapieren ein sehr viel einfacheres, sichereres, ge- 
fahrloseres und unaufßllligeres Mittel dar. Aufserdem ist der Abschlufs 
einer Koalition auf seiten der Arbeitgeber schon infolge ihrer geringen 
Anzahl weit leichter, namentlich dann, wenn durch die Gesetzgebung 
oder die Haltung der Regierung überhaupt die Entwickelung von Unter- 
nehmerverbänden so unterstützt worden ist wie in Deutschland*'. G^en 
diese Ungleichheit der Lage könnte den Arbeitern dadurch ein Aus- 
gleich geboten werden, dafs man entweder den Verabredungen der Koa- 
litionen die bindende Kraft aller Verträge gäbe, oder dafe man, ebenso 
wie man den Arbeitern verboten hat, ihre Genossen zur Beteiligung zu 
zwingen, den Arbeitgebern den auf die Arbeiter ausgeübten Zwang zum 
Rücktritte verböte. Hehkneb (Arbeiterfrage, S. 249) schlägt vor, das 
Gesetz solle verbieten, Arbeiter oder Arbeitgeber zu bestimmen, an 
Koalitionen nicht teilzunehmen. Da den Arbeitgebern aber doch kein 
gesetzlicher Zwang auferlegt werden kann, Arbeiter überhaupt zu be- 
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sohäftigen, so dürfte die Wirkung einer derartigen Malsregel immerhin 
zweifelhaft sein. 

Im Hinblicke auf die Gefahren, die die Arbeitsstreitigkeiten in ein- 
zelnen Gewerben mit sich bringen, hat man neuerdings einerseits eine 
Aufhebung des Koalitionsrechtes und der freien Arbeiterorganisation, 
anderseits eine Fortbildung des Arbeitervertrages durch staatliche Zwangs- 
verbände gefordert. Hierbei hat man jedoch übersehen, dais bei der- 
artigen Zwangsverbänden, die trotz aller Selbstverwaltung dem Eingreifen 
der Behörden einen weiten Spielraum lassen mü&ten, gerade das Mo- 
ment am wenigsten berücksichtigt wurde, was heute in der Arbeiter- 
frage die gröfste Rolle spielt: das Verlangen des Arbeiters, selbst seines 
Glückes Schmied zu sein. Bezüglich eines weitem Momentes bemerkt 
Brentano (Arbeitseinstellungen, a. a. 0.): „Der bureaukratische Sozia- 
lismus überträgt den Schwerpunkt der Regelung des Arbeitsverhältnisses 
aus den Händen der wirtschaftlichen Interessenten selbst in die der aufser- 
halb des Interessenkreises desselben stehenden Beamten; diese sollen 
entscheiden, wie es ihnen als das Rechte erscheint. Die Gefahr dabei 
ist, dafs, während man früher dadurch sündigte, dais man in dem Ar- 
beitsvertrage blofs einen Kaufvertrag sah, jetzt dadurch gefehlt werde, 
dafs man seine Eigenschaft als Kaufvertrag ganz übersehe. Der Beamte 
wird nicht leicht auf eine Lohnerhöhung erkennen, blofe weil dieselbe 
durch die Machtlage gerechtfertigt ist, solange der von den Arbeitern 
bezogene Lohn nach seinem Ermessen ausreichend ist; und ebenso- 
wenig wird er so leicht flir eine Lohnherabsetzung sich aussprechen, 
blols weil dies der Machtlage entspricht, wenn der Lohn ihm nach seinem 
Dafürhalten als kaum zureichend erscheint. Er wird also weder Ar- 
beiter noch Arbeitgeber befriedigen." 

§ 2. GewerJcr ereine. Das wirksamste Mittel der Arbeiter, um eine 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu erzielen, bildet ihre Organi- 
sation in Berufsverbänden, in Gewerkvereinen. Diese Vereine sind 
zwar einseitige Kampforganisationen, als solche aber, zumal wenn sie 
in ruhigen Zeiten gebildet sind und sich einer geregelten Verwaltung 
erfreuen, und wenn die tüchtigsten und besonnensten Arbeiter an ihrer 
Spitze stehen, jedenfalls den unorganisierten Massen vorzuziehen, die 
„wohl den Krieg proklamieren, aber nicht — Frieden schlielsen 
können** (HrrzE, a.a.O. S. 143). Aufgabe der Gesetzgebung ist es, 
ihnen gesetzliche Formen zu schaflFen, innerhalb deren sie sich aus- 
gestalten und friedlich entwickeln können. 

Dadurch, dafs die Arbeiter geschlossen und organisiert in Vereinen 
auftreten und gemeinsam die Bedingungen verabreden, unter denen sie 
ihre Arbeit anbieten wollen, und dadurch, dafs denjenigen, die unter 
diesen Bedingungen keine Arbeit erhalten, eventuell durch eine Unter- 
stützung des Vereins ein Rückhalt gewährt wird, f&Ut das mafslose 
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Unterbieten der Arbeit Suchenden fort. Der Arbeitgeber, der sieh einem 
ebenbürtigen Kontrahenten gegenüber sieht, wird eher zu einer Be- 
ratung und Verständigung bereit sein, er wird leichter Zugeständnisse 
hinsichtlieh der Dauer der Arbeitszeit und der Höhe des Arbeitslohnes 
machen. Verwirft er die von den Vereinen festgesetzten Bedingungen, 
dann vermögen die organisierten Arbeiter, wenigstens in Zeiten wirt- 
schaftlichen Aufschwunges, durch Arbeitseinstellungen einen starken 
Druck auf ihn auszuüben. Ein Gewinn des Streikes aber ist es wiederam, 
dafs Arbeitgeber und Arbeiter den Frieden schätzen lernen und mit 
Verständnis und Mäfsigung auf dessen Erhaltung hinarbeiten werden, 
ein Gewinn freilich, aus dem nur dann Nutzen kommen kann, wenn 
die Streikenden organisiert sind. 

Eine weitere Wirksamkeit vermögen die Ge werk vereine, sofern 
ihre Organisation gleichmäfsig über ein grofses Gebiet ausgedehnt ist, 
durch eine gute Organisation des Arbeitsnachweises und durch Herbei- 
ffthrung eines Ausgleiches von Angebot und Nachfrage auf dem Ar- 
beitsmarkte auszuüben; es ist das dann möglich, wenn sie von da, wo 
eine Überftlllung an Arbeitern herrscht, namentlich die jüngeren und 
beweglicheren Kräfte dahin entsenden, wo Mangel besteht, oder wenn 
sie — wie das in England geschehen ist — die Arbeitslosen auf Kosten 
des Vereins zur Auswanderung zu bewegen suchen. Auch im Falle der 
Arbeitslosigkeit der Mitglieder überhaupt, wie auf bestimmten Gebieten 
der Arbeiterversicherung, werden sie durch Gewährung statutarisch ge- 
regelter Unterstützungen zu einer Besserung der Lage der Arbeiter bei- 
zutragen vermögen. Nicht minder vermögen sie eine segensreiche Wirk- 
samkeit zu entfalten, wenn sie sich die Ausbildung ihrer Mitglieder, die 
Hebung des Familienlebens und die Förderung von Moral und Sittlich- 
keit unter der Arbeiterklasse angelegen sein lassen. Sofern es sich um 
Verbände gelernter d. h. solcher Arbeiter handelt, deren Beruf die Ab- 
solvierung einer bestimmten längeren Lehrzeit erfordert, wird von ihnen 
eine Einwirkung auf den Arbeitsmarkt möglich sein, wenn sie daftlr 
agitieren, dafs nicht mehr Lehrlinge eingestellt werden, als voraussicht- 
lich dem Bedarfs entspricht. 

So sehr sich die Wirksamkeit der Gewerkvereine nach den ver- 
schiedenen Richtungen hin auch auszudehnen vermag, so liegt ihre 
Hauptaufgabe doch in der Fortbildung des Arbeitsverhält- 
nisses. Die Erfüllung dieser Aufgabe aber ist nicht allein von be- 
stimmten Voraussetzungen abhängig, es sind ihr auch gewisse Grenzen 
gesteckt. 

Eine Organisation von Arbeitern wird sich einerseits da am besten 
zu vollziehen vermögen, wo innerhalb des Betriebes Massen von Ar- 
beitern vereinigt sind und täglich unter ihnen eine nahe persönliche 
Berührung stattfindet, also im Grofebetriebe ; anderseits wird sie da 
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ohne Schwierigkeiten durchzuführen sein, wo gelernte Arbeit, bezüglich 
deren ein besseres Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage als bei 
der ungelernten Arbeit zu bestehen pflegt, notwendig ist. Wo beide 
Voraussetzungen zusammentrefi^en, wird für die Wirksamkeit der Ge- 
werkvereine die beste Grundlage gegeben sein. Nun ist in dem Zu- 
nehmen des Groüsbetriebes zweifellos eine der künftigen Entwickelung 
der Gewerkvereine günstige Tendenz zu erblicken, das Gleiche gilt von 
dem Umschwünge der öflfentlichen Meinung, die es jetzt für besser hält, 
die Arbeiter, anstatt sie in ihrer Stellung zu schwächen, zu organisieren, 
damit die verständigeren Elemente die Führung über die unruhigen und 
unklaren Köpfe gewinnen. Dagegen geht unsere ganze wirtschaftliche und 
technische Entwickelung dahin, nicht nur die Nachfrage nach Arbeitern 
überhaupt, sondern insbesondere die nach gelernten Arbeitern einzuschrän- 
ken. In höherem Mafse nun, als bereits den gelernten Arbeitern in den 
Gewerben Schwierigkeiten erwachsen, in denen das Angebot von Arbeits- 
kräften auüerordentlich stark ist, würden die Schwierigkeiten für Ver- 
bände ungelernter Arbeiter vorhanden sein, weil die Löhne dieser nied- 
riger sind und das Verhältnis der unterstützungsbedürftigen Arbeitslosen 
unter ihnen erheblich ungünstiger ist, als bei den gelernten Arbeitern. 
Dafe die Arbeitslosigkeit in absehbarer Zukunft eine Verminderung er- 
fahren werde, läTst sich um so weniger annehmen, als die das Heer der 
Arbeitslosen vermehrenden Ursachen, der Zug der ländlichen Bevölkerung 
in die Städte und die Wanderungen aus Gegenden niederer in solche 
höherer Kultur, im Wachsen begrifi^en sind, während die technisch- 
ökonomischen Fortschritte — die namentlich auch künftig zu erwarten 
sind — die Nachfrage nach Arbeitskräften einschränken. Die ungelernten 
Arbeiter werden mithin aus eigener Kraft den Arbeitslosen gegenüber 
nicht eine Politik befolgen können, die den gelernten Arbeitern nicht 
einmal durchweg zu befolgen möglich war. Der freien Berufsorganisation 
ist hierdurch eine Grenze gesteckt. Eine weitere Grenze ihrer Wirk- 
samkeit besteht der weiblichen Arbeit gegenüber. Schon die Natur der 
Frauen, noch mehr aber die ökonomischen Verhältnisse, in denen die 
Mehrzahl der Arbeiterinnen lebt, wird es als ausgeschlossen erachten 
lassen, dafs von dem Wege der freien Vereinigung eine Besserung der 
Arbeitsbedingungen zu erwarten ist. Eine fernere Grenze ergiebt sich 
schliefslich noch aus folgenden Gründen: 

Die Wirksamkeit der Gewerkvereine und ihrer Kampfesmittel ist 
vor allen Dingen davon abhängig, dafe der Staat ihnen keine Hinder- 
nisse in den Weg legt. Er wird dazu auch keinen Grund haben, wenn 
die Vereine von ihrer Macht einen vernünftigen Gebrauch machen. Nun 
können aber wohl Fälle eintreten, in denen Arbeitsstreitigkeiten geradezu 
zu einer schweren Gefährdung der öffentlichen Interessen führen. Das 
kann geschehen z. B. bei Arbeitseinstellungen in Gewerben, deren Pro- 
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dnkte den notwendigsten und unanfschiebbaren Bedürfnissen der ganzen 
Bevölkerung dienen und anderweit nicht beschafft werden können. Dafs 
in solchen Fällen dem Staate ein Recht zum Eingreifen gegeben werden 
muls, kann als wohl berechtigt angesehen werden. 

1. Die englischen Gewerkvereine. Die englischen Grewerk- 
vereine — Trades ünions — die, obschon die ersten in den Jahren 
1717 und 1720 gegründet wurden, doch erst nach den Chartisten- 
kämpfen eine nennenswertere Verbreitung fanden, verfolgten ursprüng- 
lich in erster Linie den Zweck, Arbeitsausstände zu organisieren, um 
durch Zurückhaltung des Angebotes von Arbeit auf Erhöhung des 
Lohnes einzuwirken. Das ftihrte zunächst zu einem Jahrzehnte hin- 
durch dauernden Machtstreite zwischen Arbeitgebern und Arbeitern, 
zu erbitterten Kämpfen mit den schwersten Folgen. In diesem Streite 
wuchs aber mit der Ausbreitung und Macht der Gewerkvereine zu- 
gleich ihre Einsicht, und ebenso gewannen die einsichtsvolleren Ar- 
beitgeber die Überzeugung, dafs man es nicht mit Bewegungen zu 
thun habe, die zurückzudrängen möglich sei. Auf beiden Seiten ent- 
wickelten sich daher allmählich friedlichere, die beiderseitigen Rechte 
anerkennende Anschauungen. Man überzeugte sich, dafs der Gegensatz 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitern nicht auf persönlichem Übelwollen 
beruhe, sondern rein wirtschaftlicher Natur sei. „Im Laufe der Ent- 
wiokelung*', so bemerkt v. Schülze-Gävernitz (Zum sozialen Frieden), 
„kam der Arbeitgeber zu der Einsicht, dafs er als Arbeitgeber nur eins 
für seine Arbeiter thun könne, unbeschadet seiner weiteren und höheren 
Pflichten als Mensch, als Bürger und als Christ gegenüber der Gesell- 
schaft. Dieses Eine, scheinbar so leicht und doch für den, der anders 
zu denken gewohnt ist, so schwer, zugleich ftlr den Arbeiter das aller- 
wiehtigste, besteht darin, ihn rückhaltlos als gleichberechtigte Macht 
anzuerkennen und das Verhältnis zwischen sich und ihm als ein rein 
wirtschaftliches aufzufassen, indem beide Teile in gleicher Weise loyal 
handeln, wenn sie mit allen gesetzlichen Mitteln ihren eigenen Vorteil 
verfolgen*. 

Eine gesetzliche Anerkennung der Gewerkvereine, die bis in die 
50 er Jahre hinein unter der Mifsgunst der öffentlichen Meinung schwer 
zu leiden hatten, brachte erst der Trade Unions Act vom 29. Juni 1871. 
Durch diesen wurde ihnen auch die Möglichkeit gegeben. Korporations- 
rechte zu erlangen. Eine Ergänzung des Gesetzes fand später statt 
durch den Trade Unions Act 1871 Amendement Act 1876, der insbeson- 
dere die rechtliche Situation der registrierten Trades Unions regelt, und 
den Trade Unions (Provident funds) Act 1893, der die Trades Unions 
von der Einkommensteuer befreit. 

Man hat heute zwischen älteren und neuen Gewerkvereinen zu 
unterscheiden. Die älteren englischen Gewerkvereine stellen Verbin- 
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düngen gelernter Arbeiter darO» während die nenen, deren Bildung 
Ende der 60er Jahre erfolgte, die ungelernten zu ihren Mitgliedern 
zählen. Diese neuen Gewerkvereine sind gegenwärtig vorwiegend reine 
Kampfvereine, die sich mit Krankenunterstfltzung und Altersversorgung 
nicht befassen. Ihre Mitglieder, meist niedrig gelohnte Arbeiter, zahlen 
nur geringe Beiträge. Infolgedessen ist die wirtschaftliche Grundlage 
der Vereine schwach. Ihre Führer treten angesichts dieser Sachlage — 
im Gegensatze zu denen der alten Vereine — auch flir eine weitgehende 
Staatsftlrsorge und für entschieden sozialistische Forderungen ein. 

Die Organisation der älteren englischen Gewerkvereine ist 
teils lokal, teils central. Bei den reinen Lokalvereinen wird, 
das Statut mit Rücksicht auf das Gewerbe, dem die Mitglieder an- 
gehören, und unter Anpassung an die Verhältnisse des Ortes, der 
Sitz des Vereins ist, festgestellt. Bei den centralisiertenOrgani- 
sationen werden zunächst die einzelnen Mitgliednr in lokale Zweig- 
vereine zusammengefafst ; aus diesen werden Distriktsverbände 
gebildet; alle Vereine unterstehen einer Centralbehörde (Executiv- 
komitee), ohne deren Genehmigung kein Streik begonnen werden darf. 
Jeder Zweigverein hat zu den Kosten des Verbandes und der Central- 
verwaltung beizutragen, er empfängt die Beiträge der Mitglieder, die 
durchschnittlich 1 Schill, pro Woche betragen und nach Bedürfnis erhöht 
werden, und leistet auch die statutarischen Vergütungen. Innerhalb 
gewisser Grenzen steht ihm das Recht der Selbstverwaltung zu. Sind 
seine Gelder infolge von Streitigkeiten, schlechtem Geschäftsgange oder 
aus anderen Ursachen vor dem Jahresabschlüsse verbraucht, so tritt 
Unterstützung durch Vereine ein, die über mehr Mittel verfügen. 

Jeder Zweigverein hat einen Sekretär und eine Kommission, 
die in allen Angelegenheiten entscheidet, die ausschliefslich den Verein 
und seine Mitglieder betreflFen. Der Sekretär hat am ersten eines jeden 
Monates dem Exekutivkomitee eine genaue Aufstellung der arbeitslosen, 
kranken oder invaliden Mitglieder und behufs Veröffentlichung am 
Ende eines jeden Jahres eine Zusammenstellung der Einnahmen und 
Ausgaben zu übersenden. 

Den Hauptpunkt bei den Ausgaben bilden die Unterstützungen 
an Arbeitslose (donation benefit). Um einen Mifsbrauch mit diesen 
zu verhindern, besteht die Bestimmung, dafs die Mitglieder, die eine 
derartige Unterstützung erhalten, bereit sein müssen, irgend eine Arbeits- 
stelle, die ihnen nachgewiesen wird, sofort anzunehmen* Mit Rücksicht 
auf die hohen Kosten des donation benefit haben die Vereine Arbeits- 
nachweisebureaus eingerichtet. Bei Arbeitslosigkeit infolge von Streik 

1) streng wird an dem System der Ezklusiyit&t auch nicht mehr festgehalten. 
So waren im Jahre 1S92 in den Gewer kvereinen Yon Lancashire unter 331535 Mit- 
gliedern nahezu SO 000 Frauen, in Oldham unter 4öO0O Unionisten 20000 Frauen. 
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oder sonstigen Streitigkeiten wird noch eine weitere Vergütung aus 
dem dispute fond gewährt. 

Diejenigen Gewerkvereine, die Krankenuntersttttzung zahlen, be- 
messen diese auf 5 bis 10 Schill, pro Woche. Bei hohem Alter (Invali- 
dität) wird eine Vergütung von 7 bis 10 Schill, pro Woche, bei schweren 
Unfällen ein einmaliger Betrag von durchschnittlich 100 Pfd. Sterl., bei 
Beerdigung eine Unterstützung von 10 bis 20 Pfd. Sterl. gewährt. Mit 
Zahlung der Unfallentschädigungssumme erlischt der Anspruch auf die 
meisten übrigen Entschädigungen. Unterstützungen an Witwen und Waisen 
werden nur selten gezahlt. 

An die Qualität ihrer Mitglieder stellen die Gewerkvereine besondere 
Anforderungen. Sie nehmen nur Arbeiter auf, die den Nachweis ordent- 
licher Lehrzeit erbringen und den Durchschnittslohn, der in dem betreffen- 
den Gewerbe gezahlt wird, verdienen. 

Die Grundlage der Gewerk Vereinsorganisation bilden die Gewerbs- 
zweige und Territorien. Die gröfsten Vereine sind in der Spinnerei und 
Weberei, der Kohlenindustrie und der Eisenindustrie vorhanden. Ihr 
Hauptgewicht legen sie darauf, die Lohnhöhen mit dem jeweiligen Ge- 
schäftsgange der Industrien in Einklang zu setzen. 

Wie aus den Berichten von Beümer, Büeck und Möller (Berichte, 
a. a. 0. S. 30) hervorgeht, ist das Trades Unions- Wesen am meisten aus- 
gebildet und am straffsten organisiert in der Baumwollspinnerei 
und Weberei, namentlich im Lancashirebezirk. Hier steht der amal- 
gamated association of operative cottonspinners und der amalgamated 
association of eottonweavers eine Association der Arbeitgeber gegen- 
über. Aus Vertretern beider Organisationen ist ein „vereinigtes Komitee*' 
(Joint committee) gebildet, dem die Erledigung der allgemeinen 
Fragen zufällt. 

Individuelle Streitigkeiten werden durch die lokalen Organi- 
sationen entschieden. Den ersten Schritt bildet stets der Versuch fried- 
lichen Ausgleiches. Schlägt dieser fehl, so wenden sich die Arbeiter 
an ihren Sekretär, der die Angelegenheit dem Werksbesitzer vorträgt. 
Ist dieser nicht geneigt, dem Sekretär gegenüber seine Meinung kund- 
zugeben oder die Sache beizulegen, so giebt er den Schriftsatz des 
Arbeitersekretärs an den Sekretär des Arbeitgeberverbandes weiter, und 
nunmehr verhandelt Verein gegen Verein. Die Sekretäre der beiden 
Parteien untersuchen den Fall und fällen dann die Entscheidung, die 
beiden Parteien schriftlich mitgeteilt und in der grofsen Mehrzahl der 
Fälle angenommen wird. Können sich die Sekretäre nicht einigen, so 
geht die Angelegenheit an die Ausschüsse der Vereinigungen. Hier 
findet lediglich eine gegenseitige Beratung, also nicht die Entscheidung 
durch einen unparteiischen Schiedsrichter, statt. Führt auch diese zu 
keiner Verständigung, so bleibt nur der Streik übrig. 
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Die Fragen über die allgemeinen Arbeitsbedingungen und Lohn- 
veränderungen zu entscheiden, ist Sache des Joint eommitee. ^Prinoip 
bleibt bei den Cotton Spinners and cottonweavers Trades Unions^, so 
heifst es in den Berichten von Beumer, Büeck und Möller, ^daä die 
Höhe des Lohnes sich nach dem ünternehmergewinne richtet (sliding 
Scale). Zum Zwecke der Ermittelung des letzteren wird in den mit 
handelsstatistischem Materiale reich ausgerüsteten Bureaus der Unions die 
Differenz der Preise des fertigen Erzeugnisses und des 
Rohmateriales, also des Preises der Baumwolle, des Garnes und des 
Calicos, berechnet. Die Zahl heifst margin. Für die Baumwolle kommen 
5, für das Garn 1 1 und für den Calico 23 leitende Klassen in Betracht, 
woraus sich 2 Reihen von margins, die der Spinners und weavers, er- 
geben. Die Listen endlich setzen den Normalpunkt der Löhne fest. 
Sache des Joint eommitee ist es, zu bestimmen, wie viel Prozent unter 
oder über dem Normalpunkte die Löhne je nach dem jeweiligen Stande 
des Geschäftes zu normieren sind. Es handelt sich also lediglich um die 
Bestimmung von so und so viel Prozent Erhöhung oder Ernied- 
rigung, und je nach der Lage des Geschäftes werden 5, 10, 15 bis 
20 Prozent oder über 5 Prozent unter Normallohn bezahlt. Grund- 
princip der Listen för die Spinner ist jetzt allgemein die Bezahlung des 
Arbeiters nach der Länge des Fadens, wobei die Zahl der vom Einzelnen 
zu beaufsichtigenden Spindeln sowie die stärkere oder schwächere 
Drehung des Fadens modifizierend wirkt; Grundprincip der Listen für 
die Weber ist die Feinheit des Fadens, die Dichtigkeit der Fäden 
sowie Breite und Länge des Gewebes. 

Dabei wird jede einzelneMaschine von der Trade Union ein- 
geschätzt und sorgfältig überwacht, so dafs der Arbeiter an derselben 
mindestens seinen Durchschnittslohn verdienen kann und anderseits auch 
den Werken eine gewisse Minimalleistung des Arbeiters durch die 
Trade Union garantiert wird. 

Entstehen über den Prozentsatz, um welchen die Löhne über oder 
unter dem Normallohne je nach der Lage des Marktes festgesetzt wer- 
den, Streitigkeiten, so tritt das Joint committee, in welchem der Sekretair 
der Arbeitgeber den Vorsitz führt, zu einer Sitzung zusammen. Die 
Geschäftsrolle mufs jeder der beiden Parteien 10 Tage vor der Sitzung 
zugestellt sein. Eine Abstimmung findet nicht statt, sondern lediglich 
eine Beratung, die den Zweck einer friedlichen Schlichtung der diffe- 
rierenden Meinungen hat. Wird dieser Zweck nicht erreicht, so bleibt 
nur noch der allgemeine Streik bezw. der Lock-out übrig. Ein Streik 
kann aber nicht ohne weiteres nach dem Scheitern der Verhandlungen 
des Joint committee begonnen werden. Es mufs vielmehr erst die Ge- 
nehmigung des Exekutivausschusses des Gesamtvei-eins eingeholt 
werden. Liegt diese vor, so wird in Distriktsversammlungen, die am 
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gleichen Tage und zu gleicher Stunde im ganzen Distrikte abgehalten 
werden, über den Arbeitsausstand abgestimmt. Fällt die Abstimmung 
fUr den Streik aus, so wird die Arbeit noch nicht eingestellt, sondern 
am nächsten Samstag Nachmittag zwischen 3—6 Uhr eine nochmalige 
schriftliche geheime Abstimmung in allen Bezirken des Distriktes vor- 
genommen; die Stimmzettel werden in verschlossenen Kästen an die 
Centralstelle gesandt, dort gezählt, und nach Befund wird noch an dem- 
selben Abend proklamiert, ob die Arbeit eingestellt werden soll oder 
nicht. Bis zu diesem Zeitpunkte ist die Arbeit nicht eine Minute unter- 
brochen worden.*' 

Nach dem Berichte des Chief Registrar der Friendly societies ge- 
stalteten sich das Vermögen, das Einkommen und die Mitgliederaahl 
der bedeutensten englischen registrierten Gewerkvereine im Jahre 1893 
folgendermafsen: 



Trades üniona 


Zahl der 
Mitglieder 


Reserve Einnahmen 
in Pfd. Sterl. 


AmalKamated Society of Enj^ineers 

United Society of Boiler Makers 

Yorkshire Miners Association 

Amalgamated Operation Cotton Spinners .... 

Amalgamated Railway Servants 

Amalß'aniated Caroentfirs and Joiners 


70 909 
, 39 000 
55 000 
18 303 
30 61t 
37 588 


214344 

194 071 

163 826 

79189 

120 827 

79 010 

36 361 

44 313 

41306 

40 2S5 

27 221 

9 901 

4 432 
29 879 
21704 
27 908 

25 509 

26 488 
8 188 
4 777 

Deficit 463 

8 775 

4 644 

785 


245 669 
113 336 
73 245 
90 330 
35 833 
98 919 


Durham Miners Association 

Friendly Society of Ironfounders 

Operative Bricklayers Society 

l*)ational Boot and Shoe Operatives 

Derbyshire Miners Association 

Friendly Society of Operatives Stonemasons . . . 
Oldham Provident Card and Blowing Boom Opera- 
tives Association 


50 000 
15190 

22 270 
42 524 

j 17 847 

16 238 

12 465 
6 100 
9 434 

11937 

17 059 
6710 

16 732 

23 804 
20 000 
22 913 
36 108 

4 961 


108 625 
47 010 
32 520 

29 340 
17 728 
22 135 

30 616 


Steam Engine Makers Society 

London Society of Compositors 

Associated Shipwrights Society 

Northumberland Miners Mntuul Association . . . 

Associated Locomotive Engineers 

Amalgamated Society of Tailors 

National Amalgamated Union of Labour .... 
National Amalgamated Tailors and Firemen- Labourers 
Dock, Wharf, Eiverside and General Labourers . . 
National Union of Gas Workers and General Labourers 
Weit Cumberland Miners AssooiHtion 


17 090 

19 557 

18 159 
16 112 

12 093 
27 438 

13 289 
23 803 
15 054 
12 560 

20 926 


zusammen 
die Übrigen 402 Trades Unions 


603 703 
444 515 


1213 2S0 
333 026 


1 141 387 

421 784 


insgesamt 


1048 218 


l 546 306 


1503 171 



Aus diesen ZiflFern ergiebt sich, über welche bedeutende Finanz- 
kraß die grofsen englischen Gewerkvereine rerfligen. 

Über die Entwickelung der Gewerkvereine giebt die nachfolgende, 
dem Report des Chief Kegistrar der Friendly societies entnommene Ta- 
belle Au&ehlufs: 
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Es betrug 

die Zahl die Zahl der registrierten 

im Jahre der registrierten Grewerkrereine , die einen 

Gewerkvereine Jahresbericht erstatteten 

1872 68 60 

1875 177 130 

1880 179 133 

1885 207 153 

1886 207 145 

1887 232 159 

1888 254 149 

1889 255 148 

1890 405 164 

1891 493 356 

1892 441 428 

DieZabI der Gewerk Vereinsmitglieder ttberbaupt betrug im Jahre 1892 
im ganzen vereinigten Königreiche 1507026. 

In neuerer Zeit haben sich auch Gewerkvereine gebildet, die lediglich 
aus Arbeiterinnen bestehen. Der Bericht des Chief Registrar der 
Friendly societies für 1893 giebt hierüber folgende, sich auf das Jahr 1892 
beziehende Daten: 



Namen der Gewerkvereine 






Beitrag 
pro Mitglied 






KasseneinricbtuDgcn 



London Tailoresses Trade Union 
(nicht registriert) . . . 
Westminster and Pimlico Brandr of | 
the London Tailoresses Trad Union | 
(registriert) ) 

Society of Women employed in Shirt \ 
and CoUar Making (registriert) ( 

Protection and Frorident Society of 1 
Women working in Trades in Oxford > 
(registriert) J 

Bristol Association of Working 
Women (registriert) . . . 
Society of Women employed in 1 
Bookhinding (nicht registriert) j 
Manchester andSalford federation of 1 
Women Workers (nicht registriert) j 
Society of Upholsteresses .... 



145 
63 

24 

87 

38 
286 

200 
32 



5 Schill. lV4Penc€ 


49 


15 „ IOV2 . 


51 


14 SchUl. 


19 


14 SchiU. 


52 


7SchU1.10S/4Pence 


15 


T „ 6«/4 « 


127 


3 . 7V4 „ 


54 


5 Schill. 


8 



{Kranken- und Be- 
gräbniskasse 

{Kranken- u Sterbe- 
kasse, Arbeitslosen- 
versichernng 

{Kranken- nnd Ar- 
heitslossenkasse 

Krankenkasse 

(Kranken- und Ar- 
beitslosenkasse 
{Kranken- und Be- 
gräbnisskasse 
Arbeitslosenver- 
sicherung 



Die Bildung besonderer Grewerkvereine för Arbeiterinnen stöfst auch 
in England auf gro&e Schwierigkeiten. Es zeigt sich hier deuttich, 
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dafo der Wirksamkeit der freien Berufsorganisationen der weiblichen 
Arbeit gegenüber eine Grenze gesteckt ist 

2. Die Gewerkvereine in Dentsohland. In Deutschland hat 
man zwischen den Gewerkschaften, die heute noch im wesentlichen als 
ein Anhängsel der sozialdemokratischen Partei zu betrachten sind, und 
den — sog. HiRSCH-DüNCKERSchen — Gewerkvereinen zu unterscheiden. 
Von diesen wurden die ersten im Jahre 1868 von Dr. Max Hirsch und 
Franz Düncker gegründet. Ihre Entwickelung hat sich folgender- 
mafsen vollzogen. 

Die deutschen Gewerkvereine z&hlten Ende 1870: 6000 Mitglieder, 
Ende 1878 war die Zahl auf 16500 Mitglieder in 385 Ortsvereinen, 
Ende 1885 auf 51000 Mitglieder in 953 Ortsvereinen und Anfang 1891 
auf 63500 Mitglieder in 1350 Ortsvereinen gestiegen. Ende 1891 ver- 
ursachte der Austritt des Gewerkvereins der Porzellanarbeiter mit 
4000 Mitgliedern eine Verminderung auf 1315 Ortsvereine mit 58000 
Mitgliedern, im Frühjahr 1893 war wieder eine Erhöhung auf 1341 Orts- 
vereine mit 61034 Mitgliedern, Ende 1894 auf 1436 Ortsvereine mit 
67000 Mitgliedern und Ende 1895 auf 1468 Ortsvereine mit 69000 Mit- 
gliedern eingetreten. 

Die Verteilung der Vereine und Mitglieder auf die einzelnen Teile 
des Reiches ist sehr ungleich. Es bestanden nach Mitteilung von 
Dr. Max Hirsch (Arbeiterfrage, S. 1 1) Gewerkvereine 

in Anfang 1879 Anfang 1886 Anfang 1893 

Ost- und Westpreufsen und Posen 45 80 94 

Pommern 48 66 63 

Brandenburg mit Berlin ... 78 141 167 

Schlesien 66 146 172 

Sachsen 70 180 183 

Schleswig -Holstein, Hannover, ^ ^ 

^4 



} 



Hessen-Nassau, Westfalen und l 11 154 

Rheinland | 255 

Thüringen mit Anhalt .... 33 78 73 

Königreich Sachsen 10 63 89 

den andern norddeutschen Staaten 11 16 17 

den süddeutschen Staaten ... 13 105 164 

385 IÖ29 1301 

Die Zahl der Städte und Orte, in denen Ortsvereine bestanden, 
betrug 1880: 242, 1886: 608, 1893: 709. 

über das Wachstum der einzelnen Berufs vereine, aus denen der 
Verband der deutschen Gewerkvereine besteht, giebt die nachfolgende 
Tabelle Aufschlufs: 
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Anfang 1879 Mitte 1893 

Ortsrerefne MitgL Ortsvereine Hit^. 

Maschinenbau- und Metallarbeiter . . 66 3 749 403 23129 

Fabrik- und Handarbeiter .... 68 2423 229 10100 

Tischler und verwandte Berufsgenossen 49 2 879 113 4 593 

Schuhmacher und Lederarbeiter . . 20 666 108 3823 

Stuhl-(Textil-)Arbeiter u. s. w. . . . 20 1 129 67 3328 

Schneider und verw. Berufsgenossen . 14 457 72 2585 

Maurer und Steinhauer 1 seit 1890 44 1210 1 

Zimmerer f Bauhandwerker 15 432 f ^^ ^"^^ 
Graphische Berufe, Maler und verwandte 

Berufsgenossen 25 1 058 45 1 546 

Cigarren- und Tabakarbeiter ... 8 125 30 1176 

Töpfer und andere Arbeiter .... 4 43 28 843 

Berg- und Grubenarbeiter .... 4 239 43 608 

SchiflFszimmerer und verw. Berufsgen. 8 240 9 174 

Klempner und Metallarbeiter ... 2 180 54 2360 

Bildhauer und verwandte Berufsgen. 2 28 8 209 

Kaufleute 1 13 33 4322 

Konditoren und verwandte Berufsgen. — — 12 412 

Reepschläger; Vergolder 2 41 2 54 

352 14912 1341 61034 
Die Ergebnisse der Jahre 1869—1892 waren in runden Zahlen: Ge- 
samteinnahmen 16250000 Mk., Gesamtausgaben 14250000 Mk., hiervon 
für Rechtschutz, bei Reisen, Arbeitslosigkeit und anderen Notfällen, ftlr 
Bildung U.S.W. 2200000 Mk., Krankenunterstützung und Begräbnis- 
geld 8400000 Mk., Invalidenunterstützung 1200000 Mk.; Gesamtver- 
mögen 2000000 Mk. 

Wie sich aus diesen ZiflFern ergiebt, stehen die deutschen (sogen. 
HiRSCH-DuNCKERSchen) Gewerkvereine in ihrer Verbreitung und Bedeu- 
tung allerdings noch weit hinter den englischen zurück. Nichtsdesto- 
weniger wird man ihren verdienstlichen Bestrebungen, namentlich ihren 
Bemühungen zur Errichtung von Einigungsämtern, zur Herbeiführung 
einer Arbeitsstatistik, zur Errichtung von Krankenkassen, zur Gewährung 
von Reiseuntersttitzungen und von Unterstützungen bei Arbeitslosigkeit, 
zur Hebung der Arbeiterbildung wie zur Förderung des Arbeiterschutzes 
durch Vertretung der Arbeiterforderungen gegenüber Gesetzgebung und 
Verwaltung u. dergl. die Anerkennung nicht versagen dürfen. Hervor- 
gehoben zu werden verdient insbesondere auch noch der friedliche 
Charakter der Gewerkvereine, der ohne Frage zur Vermeidung von 
Arbeitskämpfen beigetragen hat. Die Gewerkvereine verpflichten ihre 
Mitglieder, bei Streitigkeiten zunächst alle fnedlichen Mittel aufzubieten 
und jederzeit die dauernde Verständigung zwischen Arbeitgebern und 
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Arbeitern zu erstreben. In diesem Ziele nntersebeiden sie sieh in be- 
merkenswerter Weise von den Gewerkschaften, die den Kampf gegen 
das Kapital als ihre erste Aufgabe betrachten. 

Wenn auch die englischen Gewerkvereine das Vorbild fllr die deut- 
schen HiBSCH-DüNCKERSchen Vereine gegeben haben und diese jenen 
nachstreben, so bestehen doch wesentliche Verschiedenheiten zwischen 
beiden. Vor allem sind die Aufnahmebedingungen der deutschen Ver- 
eine nicht so streng wie die der englischen ; sie lassen sogar die Mög- 
lichkeit der Aufnahme selbständiger Gewerbetreibender zu. Dann ist 
auch ihre Organisation eine andere. Sie baut sich auf den Berufsver- 
einen der Orte (Orts vereine) auf, die ihre Angelegenheiten und Kassen 
selbstfindig verwalten und mit anderen Ortsvereinen des gleichen Be- 
rufes einen Ge werk verein, wie mit den Berufsvereinen eines Ortes 
zusammen einen Ortsverband bilden können. Alle Gewerkvereine 
und selbständigen Ortsvereine bilden zusammen den „Verband der 
deutschen Gewerkvereine*', dessen Organe der (aus Abgeordneten 
der Gewerk- und selbständigen Ortsvereinen bestehende) Verbands- 
tag, der Centralrat als centrales Verwaltungsorgan, der Anwalt 
und die Orts verbände sind. Als Hauptorgan sind neben dem Cen- 
tralrate und dem Anwalte die Ortsvereine zu betrachten. Im Gegensatze 
zu den englischen Gewerkvereinen bestehen bei den deutschen für die 
verschiedenen üntersttltzungszwecke besondere Kassen. Die Unter- 
stützungen erstrecken sich regelmäfsig auf die Kranken- und Begräbnis- 
unterstützung, neuerdings ist auch die Gewähr von Unterstützungen an 
unverschuldet Arbeitslose allgemein üblich geworden. Der Gewerkverein 
der Maschinenbau- und Metallarbeiter besitzt überdies noch eine eigene 
Invalidenkasse. Sie hat bis Ende 1892 an Invalidenunterstützungen 
gegen 400 000 Mk. verausgabt und ein Vermögen von über 436 000 Mk. 
angesammelt. 

Im Gegensatze zu den antisozialistischen Gewerk vereinen Deutsch- 
lands stehen, wie erwähnt, die sozialdemokratischen Gewerkschaften, 
die sich nach Auflösung der marxistischen, im wesentlichen zur Stärkung 
der sozialdemokratischen Parteiorganisation begründeten Gewerks- 
genossenschaften infolge des Sozialistengesetzes Anfangs der 80er Jahre 
bildeten. 

Nach den Übersichten, die alljährlich von der Generalkommission 
der Gewerkschaften Deutschlands veröffentlicht werden, waren zu An- 
fang Januar 1894: 53 gewerkschaftliche Centralverbände vorhanden. Von 
diesen flihrt die Statistik 50 mit zusammen 221 530 Mitgliedern, darunter 
5384 weibliche, an. Die stärksten Organisationen sind : Metallarbeiter 
(28 429), Holzarbeiter (23760), Buchdrucker (16 520), Tabakarbeiter 
(13750), Maurer (12167), Bergarbeiter in Westfalen (U 174) und Schuh- 
macher (10356 Mitglieder). In den übrigen Organisationen war die Mit- 
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gliederzahl geringer. Es betrug die der Bäcker 799, Barbiere 870, 
Bauarbeiter 1675, Bergarbeiter iu Sachsen 8013, Bildhauer 2749, Bött- 
cher 3800, Brauer 4049, Buchbinder 3421, Dachdecker 500, Fabrik- 
und gewerblichen Hilfsarbeiter 4619, Former 2757, Formensteeher und 
Tapetendrücker 450, Gärtner 732, Glacöhandschuhmaoher 1413, Holz- 
arbeiter 506, Hutmacher 2641, Eonditoren 303, Korbmacher 961, Ettrseh- 
ner 340, Kupferschmiede 2675, Lederarbeiter 2600, Lithographen und 
Steindrucker 2675, Maler 5600, Müller 522, Plätterinnen 100, Porzellan- 
arbeiter 5991, Sattler 1366, Schiffbauer und Schiffahrer 1600, Sehiffs- 
zimmerer 1400, Schmiede 1500, Schneider 7318, Seiler 237, Steinsetzer 
2249, Stuccateure 380, Textilarbeiter 8012, Töpfer 3235, Vergolder 755, 
Cigarrensortierer 600 und Zimmerer 7673. Ein Vergleich dieser Mit- 
gliederzahlen mit denen des Jahres 1892 ergiebt, dafs in 25 (Jewerk- 
schaften eine Zunahme von zusammen 19 739 und in 21 Gewerkschaften 
eine Abnahme von zusammen 10749 Mitgliedern erfolgt ist. 

1892 wurden in 33 Gewerkschaften 382607 Mk., 1893 in 33 Ge- 
werkschaften 328 748 Mk. an Reiseunterstützung verausgabt. An Arbeits- 
losenunterstützung gaben im Jahre 1892: 14 Gewerkschaften 357087 Mk., 
1893: 11 Gewerkschaften 304 648 Mk. aus. An sonstigen Unterstützungen 
(bei Umzügen, Sterbeflllen u. s. w.) wurden 1892 bei 22 VerbÄnden 
25284 Mk., 1893 bei 22 Verbänden 41762 Mk. verausgabt. Die Lei- 
stungen der einzelnen Gewerkschaften sind sehr verschieden. Es ver- 
ausgabten 
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Bildbauer .... 


15 479 


5,52 


13 985 


5,09 


274 


0,10 


12 144 


4,42 


Buobdruoker . . . 


121164 


7,57 


100711 


6,10 


235 528 


14,72 


92 906 


5,62 


Glaodbandsobubmaober 


4182 


1,89 


3 694 


1,59 


21751 


9,81 


30 18:< 


12,95 


Hutmacber .... 


27 201 


10,20 


21853 


8,27 


25 000 


9,75 


21 977 


8,32 


Kupfersobmiede . . 


25 473 


9,64 


12 369 


4,62 


8 752 


3,33 


7 907 


2,96 


Metallarbeiter . . . 
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Neben den Ausgaben flir Reise- und Arbeitslosenunterstützung waren 
fllr 1893 noch zu verzeichnen: 

292 157 Mk. in 39 Gewerkschaften fllr das Verbandsorgan (Unterstützung 

oder Lieferung an die Mitglieder), 
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43934 Mk. in 44 Gewerksohaftea für Agitation, 

„ jj Streikunterstützung, 

r, „ Rechtsschutz, 

„ „ Unterstützungen Gemafsregelter, 

^ „ Gehälter, 

„ „ Verwaltungsmaterialien, 

„ „ Konferenzen und Generalversamm- 

lungen. 
Den Leistungen der Gewerkschaften entsprechend waren auch die 
Beiträge der Mitglieder verschieden. Die Gesamteinnahme betrug im 
Jahre 1893 in 44 der in der Statistik aufgeführten Verbände 2 246 366 Mk. 
Die Beitragsleistung stellte sich in den einzelnen Gewerkschaften im 
Jahre 1893 pro Kopf folgendermafsen: Buchdrucker 46,44 Mk., Hut- 
macher 43,69, Bildhauer 31,72, Glac6handschuhmacher 20>06, Porzellan- 
arbeiter 16,40, Kupferschmiede 12,58, Lederarbeiter 10,92, Lithographen 
9,15, Glasarbeiter 8,70, Buchbinder 8,30, Zimmerer 8,28, Vergolder 8,25, 
Töpfer 8,21, Tabakarbeiter 7,61, Former 7,50, Maurer 7,25, Metall- 
arbeiter 6,93, Gold- und Silberarbeiter 6,93, Brauer 6,86, Seiler 6,83, 
Schmiede 6,73, Glaser 6,59, Schneider 5,69, Tapezierer 5,44, Sattler 5,23, 
Bäcker 4,98, Korbmacher 4,98, Steinsetzer 4,86, Fabrik- und gewerb- 
liche Hilfsarbeiter 4,64, Bauarbeiter 4,58, Stucoateure 4,05, Maler 3,89, 
Schuhmacher 3,56, Bergarbeiter in Sachsen 3,47, Konditoren 3,42, Schiffs- 
zimmerer 3,25, Plätterinnen 3,12, Holzarbeiter 3,08, Bergarbeiter in 
Westfalen 2,48, Barbiere 2,11, Neben den Verbandsbeiträgen werden 
vielfach auch noch Beiträge für lokale Zwecke erhoben, insbesondere 
für Streikzwecke. 

In der Entwickelung der Gewerkschaften ist seit einigen Jahren 
ein Stillstand eingetreten. Dieser Umstand hängt offenbar damit zu- 
sammen, dafs bei der Verquickung von politischen und Berufsbestre- 
bungen ein Zwiespalt eintreten musste, unter dem die Parteileidenschaft 
die Berufsorganisation hemmte. Die sozialdemokratische Parteileitung, 
die die Gewerkschaften wohl als ihren Zwecken dienende Werkzeuge 
begünstigte, hat ihre Unterstützung zurückgezogen, als sie in den von 
ihr beschützten Berufsvereinen eine unabhängige und einfluisreiche 
Macht heranwachsen sah. 

Neben den Gewerkvereinen einerseits und den Gewerkschaften 
anderseits stehen noch einige Vereine, die eine Sonderstellung ein- 
nehmen und nach Art der englischen Gewerkvereine organisiert und 
oentralisiert sind. Zu ihnen gehörte auch der Buchdruckergehilfenver- 
band, der eine vortreffliche Berufsorganisation mit einem Einigungsamte 
an der Spitze besafs, jedoch infolge des hauptsächlich von sozialdemo- 
kratischer Seite angezettelten unglücklichen Ausstandes im Winter 
1891/92 zusammenbrach. 

Fbaskenstkik, Arbeitersohutz. 15 
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Die Versuche, ein Gesetz zu schaffen, das den Arbeiterbernfsver- 
einen vermöge gerichtlicher Eintragung die Rechtsf&higkeit verleiht, 
sind bisher fehlgeschlagen. Die Anträge, die im Reichstage mehrfach, 
so von den Abg. Dr. Max Hirsch, Schneider, Hitze nnd Lieber, ge- 
stellt wurden, haben bis heute den Widerstand der Reichsregierung 
gefunden. Diese vertrat noch vor kurzem den Standpunkt, dafe das 
gewünschte Gesetz lediglich der Sozialdemokratie zu Gute kommen werde. 

3. Die Gewerkvereine in anderen Ländern. In Frank- 
reich, wo durch das Gesetz vom 21. März 1884 den Fachvereinen 
eine rechtliche Anerkennung, Prozefs- und Vermögensf&higkeit zu teil 
geworden und nur die Anmeldung des Vereins bei der OrtsbehSrde, 
Überreichung eines Statutenexemplares und französische Staatsangehörig- 
keit der geschäftsleitenden Mitglieder vorgeschrieben worden ist, stieg 
die Zahl der Gewerkvereine von 248 im Jahre 1884 auf 1127 im Jahre 
1891 mit 205000 Mitgliedern. Ein gro&er Teil der Vereine hat sich 
zu Verbänden zusammengeschlossen. 

In Belgien hält sich die Zahl der Gewerkvereine unter 200, wäh- 
rend die Gesamtzahl der Mitglieder 70—80000 nicht überschreiten dürfte. 
Im grofsen und ganzen befinden sich die belgischen Gewerkvereine noch 
in der Bildungsperiode, doch wachsen sie von Tag zu Tag. 

In der Schweiz hatten sich neben einzelnen nationalen Gewerk- 
vereinen seit Beginn der 70er Jahre an vielen Orten lokale Fachvereine 
entwickelt. Zur gemeinsamen Stütze dieser Vereine ist im Jahre 1891 
der allgemeine Gewerkschaftsbund ins Leben getreten. 

In den Vereinigten Staaten hat die gewerkschaftliche Be- 
wegung ihren Hauptsttitzpunkt einerseits in dem grofsen Centralverbande 
der amerikanischen Gewerkvereine, anderseits in den Knights of Labor, 
einem Verbände von gelernten und ungelernten Lohnarbeitern verschie- 
dener Berufe. Der Gesamtverband baut sich auf zahlreichen Ortsver- 
einen (Local Assemblies) auf, die den gegebenen Arbeiterverhältnissen 
angepafst worden sind, immer aber die Arbeiter nach ihrem örtlichen 
Zusammenleben umfassen. Über den örtlichen Vereinen stehen die 
Distriktsvereine (Districts Assemblies), deren jeder mindestens 5 lokale 
Vereine umfassen mufs, und die Abgeordnete ftir die General Assembly 
wählen. 

§ 3. Freie HüfsTcasseru Krankheit, Unfall, früher Tod, Invalidität, 
Altersschwäche und Arbeitslosigkeit sind Gefahren, die dem Arbeiter 
aus dem Arbeitsverhältnisse erwachsen und ihm und seinen Familien 
oder Hinterbliebenen die Einkommensquelle entziehen oder vermindern. 
Hiergegen im Wege des Sparens anzukämpfen, ist kaum möglich ; denn 
einerseits sind die Lohnverhältnisse vieler Arbeiter nicht derart, dafs 
sie die Ansammlung eines Kapitales gestatten, das dem Arbeiter etwa 
vom 60. Jahre an eine angemessene Lebensführung sichern würde; 
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anderseits können Krankheit und Unfall frttber eintreten, als der Ar- 
beiter eine zur Befriedigung der Lebensbedürfnisse für längere Zeit aus- 
reichende Summe erspart hat. Der einzelne Arbeiter wird mithin nicht 
verhindern können, dafs die erwähnten Gefahren über ihn und seine 
Familie Not bringen. Ein Erfolg aus eigener Kraft ist nur dann zu 
erwarten, wenn sich die Arbeiter zur gemeinsamen Übernahme der Ge- 
fahr und zur gemeinsamen Tragung des Risikos in Hilfskassen zusam- 
menschliefsen. Derartige Hilfskassen sind : Krankenkassen, Unfallkassen, 
Alterskassen, Invalidenkassen, Sterbekassen, Kassen zur Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit , Lebensversioherungskassen, Pensionskassen, 
Witwen- und Waisenkassen. Das Bedürfnis nach derartigen auf Gegen- 
seitigkeit beruhenden Unterstützungskassen ist schon frühzeitig hervor- 
getreten, und die Arbeiter haben es nach Kräften zu befriedigen ge- 
sucht. Eine gröfsere Ausdehnung haben unter den freien Hilfskassen 
jedoch nur diejenigen gegen Krankheit gewonnen; selbst in England, 
wo sich das Hilfskassenwesen in den Friendly Societies am besten ent- 
faltet hat, ist auf den Gebieten der Versicherung gegen Betriebsunfillle 
und der Altersversorgung von den freien Kassen wenig geleistet worden. 
Der Umstand, dafs von diesen Kassen nicht alle Zweige der Arbeiter- 
vei-sicherung erfolgreich ausgebildet worden sind, wie die Erfahrungen, 
dafs sich viele, insbesondere die schlechter gelohnten, aber der Arbeiter- 
versicherung besonders bedürftigen Arbeiter den freien Kassen nicht 
angeschlossen haben, lassen einen staatlichen Kassenzwang gerecht- 
fertigt erscheinen. Auf die Frage der staatlichen Arbeiterversicherung, 
wie auch auf das freie Hilfskassenwesen kann an dieser Stelle jedoch 
nicht näher eingegangen werden; es sei auf die Darstellung verwiesen, 
die das „Arbeiterversicherungswesen" in einem besonderen Bande des 
Hand- und Lehrbuches der Staatswissenschaften erfährt. 

§ 4. ProduJctivgenossenschaften. Lange Zeit hindurch hat man 
von sozialistischer Seite aus als das Mittel, das geeignet sei, die Ar- 
beiterfrage überhaupt aus der Welt zu schaffen, die Produktivgenossen- 
schaften bezeichnet, und noch vor wenigen Jahren begünstigte die 
sozialdemokratische Partei Deutschlands deren Gründung. Als Ziel der 
Produktivgenossenschaften, wie sie namentlich von LoüisBlanc in Frank- 
reich, von den christlichen Sozialisten in England und von Lassalle 
in Deutschland gefordeii; worden sind, ist die Ersetzung der grofs- 
industriellen Einzelanternehmung durch die Vereinigung gewerblicher 
Arbeiter zu gemeinsamer Produktion zu bezeichnen. Der Arbeiter 
soll an Stelle des Unternehmers treten und dessen Gewinn fllr sich 



1) Im Gegensatze za L. Blanc und Lassallb sah Schültzb-Dblitzsgh den haapt- 
B&chlicbsten Zweck der Prodaktivgenossenschaften in der Erhaltung und Wieder- 
hersteUung des handwerksm&fsigen Betriebes und trat deshalb mit grofsem Eifer, 
indes ohne nennenswerthen Erfolg fOr Handwerkerproduktivgenossenschaften ein. 

15* 
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einstecken. Deshalb associiert er sich mit anderen. Eine derartige 
Zwecke verfolgende industrielle Produktivgenossenschaft liegt nun vor, 
wenn die in der Unternehmung arbeitenden Personen an allen Funk- 
tionen des Unternehmers beteiligt sind. Sie haben demgemäfe für die 
Beschaffung des zur Produktion notwendigen Kapitales zu sorgen, an der 
technischen wie kaufmännischen Leitung des Betriebes teilzunehmen 
und das Bisiko zu tragen. 

Dafs die Unternehmungsform der Produktivgenossenschaft, wenn 
sie gedeiht, den Grenossen infolge der unter sie erfolgenden Verteilung 
des Unternehmergewinnes ein höheres Einkommen zu verschaffen ver- 
mag, als jenes, das sie als Arbeiter in einem anderen Unternehmen er- 
zielt haben würden, ist an sich nicht zu bezweifeln. Allein die Er- 
fahrung lehrt, dafs nirgends die J^rfolge zu den Erwartungen in einem 
grelleren Mifsverhältnisse gestanden haben, als bei den Produktivgenossen- 
schaften. Das liegt ohne Frage in der Natur dieser Unternehmungsform. 

Wo die Arbeitsteilung und die Differenzierung unter den Arbeits- 
leistungen gering und bei den Genossen ein hoher Grad von Arbeits- 
föhigkeit und Arbeitslust vorhanden ist, wo an die Geschäftsleitung 
keine grofsen Anforderungen hinsichtlich technischer Bildung und kauf- 
männischer Erfahrungen gestellt werden, wo wenig Kapital gebraucht 
wird und das Bisiko unbedeutend ist, da werden sich die Produktiv- 
genossenschaften zu entwickeln vermöjj^en. Ist jedoch ein bedeutenderes 
Anlage- und Betriebskapital notwendig, wird flir den Weltmarkt pro- 
duziert und mit Bücksicht hierauf von der Leitung des Unternehmens 
eine hohe technische und kaufmännische Beföhignng vorausgesetzt, neh- 
men die Genossen infolge der notwendigen Arbeitsteilung eine sehr 
verschiedene Stellung ein und vermögen sie sich in ihrem Solidaritäts- 
gefiihle nicht unter einen als technischen Leiter thätigen hervorragenden 
Genossen unterzuordnen, da fehlen die notwendigsten Voraussetzungen 
für das Gedeihen. 

Zunächst liegt wohl auf der Hand, dafs die in der Begcl für ihre 
Person nicht kreditßlhigen Arbeiter für ihre Unternehmung mit Bück- 
sicht auf den unsoliden Charakter eines lediglich mit erborgtem Kapitale 
arbeitenden Geschäftes erst recht keinen Kredit erhalten und so das not- 
wendige Anlage- und Betriebskapital schwer werden beschaffen können. 
Dann wird die Schwierigkeit, einen befähigten, tüchtigen Leiter an die 
Spitze des Unternehmens zu stellen, sehr grofs sein; denn die befähigten 
Personen werden die leichtere, bequemere und besser bezahlte Stellung 
in einer Einzelunternehmung oder Aktiengesellschaft der unsicheren, 
an die Vielköpfigkeit der Unternehmer gebundenen Stellung in einer 
auf schwachen Füfsen stehenden Produktivgenossenschaft vorziehen. 
Auch Zwistigkeiten werden bei der Gleichberechtigung der Genossen, 
zumal dann, wenn ihr Bildungsgrad ein niederer ist, leicht auszubrechen 
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vermögen. Daneben werden den Produktivgenossenschaften häufig noch 
andere Umstände verhängnisvoll. 

Dadurch, dafs die Arbeitskräfte in den Genossen gegeben sind, 
fehlt die freie Auswahl und die freie Befugnis über die Verwendung 
der Arbeiter. Nimmt die Genossenschaft nun so viel Genossen auf, als 
unter normalen Verhältnissen zur Bewältigung der Aufträge nötig sind, 
so besitzt sie bei einem Niedergange des Geschäftes mehr Arbeiter, als sie 
zweckmä&igerweise beschäftigen kann; bei steigender Konjunktur da- 
gegen wird sie, um nicht viele Aufträge abzuweisen, Hilfsarbeiter auf- 
nehmen müssen, denen sie als Arbeitgeber gegentibertritt. Damit schafft 
sie aber innerhalb ihrer selbst einen Gegensatz zwischen Kapital und 
Arbeit. 

Treten Krisen und Geschäftsstockungen ein, so kann die Produktiv- 
genossenschaft wiederum nicht, wie andere Unternehmungen, zu Arbeiter- 
entlassungen schreiten ; die Genossen sind gezwungen, ihr eigenes Ka- 
pital zur Fristung ihrer Existenz aufzuzehren, oder verlieren, wenn ein 
Zusammenbruch erfolgt, meist die Ersparnisse vieler Jahre. Gelangt 
dagegen eine Produktivgenossensohaft zur Blüte, so kommt das materielle 
Interesse der Genossen, die zur Entfaltung des Unternehmens beigetragen 
haben, zur Geltung und äufsert sich in der Abneigung, neue Genossen 
mit gleichen Rechten aufzunehmen. Nachdem zunächst eine Erschwerung 
des Eintrittes und eine Deckung des wachsenden Bedarfes an Arbeits- 
kräften durch Einstellung von Lohnarbeitern stattgefunden hat, pflegt — 
wie die Erfahrung lehrt — allmählich eine Umbildung der erfolgreich 
betriebenen Produktivgenossenschaften in Aktiengesellschaften vor sich 
zu gehen. Eine derartige Entwickelung wird nun, sofern die Aktien 
überwiegend im Besitze der Arbeiter bleiben, an sich durchaus als er- 
freulich bezeichnet werden müssen, zumal sie nicht nur ftir die zunächst 
beteiligten Arbeiter, als auch für weitere Arbeiterkreise Vorteile im Ge- 
folge haben wird. Allein diese günstigen Wirkungen sind doch ganz andere, 
als diejenigen, die man von den Produktivgenossenschaften erwartete. 

Um die Schwierigkeiten zu beseitigen, die sich der Ausbreitung und 
dem Gedeihen von Produktivgenossenschaften entgegenstellen, hat man 
einerseits, und zwar von sozialistischer Seite, gefordert, dafs der Staat 
den Genossenschaften das benötigte Kapital leihen sollte, anderseits hat 
man gewisse Modifikationen der Unternehmungsform vorgeschlagen. Durch 
die Erfüllung der ersten Forderung, die immerhin die Gewährleistung 
der Sicherheit des Kapitales voraussetzen raüfste, würden die sonstigen 
und gröfsern, die allgemeine Entwickelung von Produktivgenossenschaften 
hemmenden Schwierigkeiten nicht aus der Welt geschafft werden; da- 
neben müfete die Staatssubvention eine Kontrolle der Betriebe und unter 
Umständen auch eine Einmischung bedingen und dadurch das an sich 
schwerfällige Unternehmen in seiner Konkurrenzfähigkeit noch weiter 
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beeinträchtigen. Auch würde sie dazn führen, daHs die Genossen bei 
der Einrichtung und dem Betriebe des Unternehmens die rechnerischen 
Erwägungen zurückstellten und verleitet würden, leichtsinnig zu wirt- 
schaften. So lehrt denn auch die Erfahrung, dafs sich die Produktiv- 
genossenschaflten selbst da, wo zu ihrer Unterstützung Staatskredite be- 
willigt wurden, nicht zu entfalten vermochten. 

Was eine Modifikation der Produktivgenossenschaften anbelangt, 
so ist eine solche bereits in den Fällen vorhanden, dafs die Genossen- 
schaft Personen beschäftigt, die nur Arbeiter sind. Durch sie wird 
natürlich die grofse Mehrzahl der Schwierigkeiten nicht beseitigt. Auch 
eine Beteiligung von stillen Theilnehmern wird eine Siche- 
rung des Kapitales zur Voraussetzung haben müssen, wenn sie als ratio- 
nell bezeichnet werden soll. Etwas günstiger liegen die Verhältnisse 
bei dem Industrialpartnership-System (Arbeitsgesellschaft, in- 
dustrielle Teilhaberschaft), einer Form, in die bereits bestehende Unter- 
nehmungen nach Berechnung und Zerlegung des Kapitalwertes in An- 
teile und nach Verkauf dieser Anteile durch den Unternehmer an seine 
Arbeiter umgewandelt werden. Bei dieser Unternehmungsform, bei der 
der die Umwandlung vollziehende Unternehmer auch später Gescbäfts- 
leiter bleibt, während den Arbeitern eine Mitwirkung in der Verwal- 
tung und ein Anteil am Reingewinne eingeräumt wird, kommt eine Reihe 
von Nachteilen, die der Entwicklung der Produktivgenossenschaften ent- 
gegenwirken, nicht zu Geltung. Trotzdem ist ein Erfolg nur da zu er- 
warten, wo die Berechnung des Kapitalwertes nicht von vornherein zu 
einer Benachteiligung der Arbeiter fllhrt, wo das Risiko ftlr das Kapital 
gering und das Solidaritätsgefllhl zwischen dem bisherigen Unternehmer 
und den Arbeiterteilhabern stark entwickelt ist. Fehlen diese Voraus- 
setzungen, so pflegt der Bestand der Unternehmungen, wie die Erfah- 
rungen in Deutschland und England beweisen, bald in Frage gestellt 
zu werden. Jedenfalls zeigt sich, dafs auch die Modifikationen, die man 
vorgeschlagen hat, und die den Charakter der eigentlichen Produktiv- 
genossenschaft völlig verändern, wenig zur Ausbreitung der Unterneh- 
mungsform beitragen werden, auf die der Sozialismus so grofse Hoff- 
nungen gesetzt hatte. 

In Deutschland bestanden nach der Statistik der Anwaltschaft 
des Verbandes der deutschen Genossenschaften industrielle Produkti?- 
genossenschaften (einschl. der Handwerkergenossenschaften) im Jahre 
1862: 18, 1870: 74, 1875: 199, 1880: 131, 1884: 144, 1892: 151, 1893: 128, 
1894: 130.0 Der Ruf nach Produktivgenossenschaften wurde hier durch 
Lassalle populär gemacht, der einen Staatskredit von 100 Mill. Thalem 

1) Die Statistik der Anwaltschaft ist insofern nicht ganz zayerl&ssig, als anter 
den Produktivgenossenschaften auch Konsum-, Rohstoff- und Magazinvereine auf- 
geführt werden. Vergl. hierüber Kkittbl, Beiträge, a. a. 0. 8. 69. 
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znr Gründung derartiger Genossensohaften forderte ; diese Summe hielt 
er für ausreichend, um den Anfang mit der Umgestaltung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse zu machen. Der Minister von Bismabgk war 
einer Unterstützung der Genossensohaften nicht abhold, seheiterte aber 
an dem Widerstände des Handelsministers Grafen Itzenplitz ; nur eine 
Association schlesischer Weber zu Piersdorf und eine Association von 
Webern zu Nowawes bei Potsdam wurde unterstützt, ohne dafe jedoch 
Erfolge erzielt worden wären. Diejenigen Produktivgenossenschaften, 
die heute in Deutschland noch bestehen und um ihrer geschäftlichen 
Resultate willen gepriesen werden, sind meist nichts anderes als Karri- 
katuren von Genossenschaften oder Arbeiteraktiengesellschaften. 

Auch in England hat sich nur ein kleiner Teil der als Produk- 
tivgenossenschaften ins Leben gerufenen Unternehmungen zu behaupten 
vermocht, die Mehrzahl davon wandelte sich in Aktiengesellschaften 
um. In den Jahren 1850—1880 lösten sich nach Schneider (a. a. 0. 
S. 303) in England (aufser Schottland und Irland) 214 Produktivgenossen- 
sehaften auf. Nach dem Berichte des Registrars der Friendly Societies 
bestanden Ende 1890: 81 derartige Unternehmungen. 

In Frankreich, wo durch Dekret vom 5. Juli 1848 zur Unter- 
stützung der Produktivgenossenschaften ein Staatskredit von 3 Mill. Frks. 
bewilligt und in den Jahren von 1848 — 1850 hunderte von Genossen- 
schaften gegründet wurden, waren nach dem Almanach de la Coope- 
ration fran^aise 1893 nur noch 81 gewerbliche Produktivgenossenschaften 
vorhanden. In Italien bestanden nach Erhebungen des Ministeriums 
für Landwirtschaft am 30. März 1893: 143 Produktivgenossenschaften 
überhaupt, in den Niederlanden nach dem Jaarboeck van den Neder- 
landschen Cooperation Bond Ende 1892: 6 gewerbliche, in Ungarn, 
Kroatien und Slavonien waren Ende 1890 deren 21 registriert. 

§ 5. Konsumvereine. Im Gegensatze zu den Begüterten, die viel- 
fach durch den direkten Bezug der Waren vom Produzenten Vorteile 
geniefsen, ist die grofse Menge der Arbeiter ausschlieMich auf den Klein- 
händler angewiesen, bei dem sie die Ware teurer bezahlen mufs und 
in geringerer Qualität empfängt, zu dem sie überdies aber bei Kredit- 
gewährung leicht in ein unwürdiges Abhängigkeitsverhältnis gerät. Ganz 
natürlich hat sich hieraus das Bestreben nach einem die Vorteile des 
Grolsbezuges sichernden Warenbezüge entwickelt, und darauf ist die Be- 
gründung von Konsumvereinen, d. h. Handelsgesellschaften zur bil- 
ligsten Beschaffung von Konsumtions -, insbesondere Lebensmitteln zu- 
rückzuftihren. Diese Konsumvereine umfassen nun entweder Angehörige 
der verschiedensten Berufsstellungen, oder auch nur eines Standes. Zu 
den Vereinen der letzten Art zählen die Arbeit er konsum vereine. Neben 
den reinen Arbeiterkonsumvereinen kommen jedoch auch noch Konsum- 
vereine als Anstalten der Arbeitgeber vor; sie werden auf ßeohnung 
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und unter Verwaltung oder Mitverwaltung des das Anlage- und Be- 
triebskapital zinsfrei oder verzinslich vorschiefsenden Arbeitgebers ge- 
führt und sind derart organisiert, dafs ein Gewinn für den Arbeitgeber 
nicht erzielt wird, vielmehr nur eine Deckung der Betriebskosten er- 
folgt und ein Verkauf der Waren an die Arbeiter zum Einkaufspreise 
unter Zuschlag der Geschäftsunkosten stattfindet. Auf diese Arbeit- 
geberkonsuravereine wird an anderer Stelle eingegangen werden. 

Die als Genossenschaften der Arbeiter gegründeten Konsumvereine 
besitzen dieselbe Bedeutung wie die allgemeinen Konsumvereine. Diese 
Bedeutung besteht aber nicht allein in der Lieferung billiger und un- 
verfälschter Ware, sondern vor allem darin, dafs sie durch Zwang zur 
Barzahlung ihre Mitglieder vom Borg und seinen Folgen loslösen und 
das Ansammeln von Ersparnissen erleichtern. Ihr wirtschaftlicher und 
sittlicher Wert ist danach sehr grofs, und ihre Erfolge werden um so 
bedeutender sein, je geringer die Konkurrenz ist. Auch insofern kann 
ihre Wirksamkeit von weiterem Einflüsse sein, als bei der Wahl der 
Geschäfte, denen Aufträge erteilt werden, auf eine bessere Gestaltung der 
Arbeits- und Lohnverhältnisse in jenen Geschäften hingewirkt zu werden 
vermag. Dagegen haben manche Konsumvereine mit dem L^belstande 
zu kämpfen, dafs sie nicht immer das jeden Vorteil ausnutzende Inter- 
esse des Geschäftsmannes bethätlgen können, insbesondere wenn sie sich 
nicht einer sehr tüchtigen und opferwilligen Leitung erfreuen. Aufser- 
dem hält die Solidarhaft ebenso leicht kaufkräftigere Mitglieder als die 
Arbeiter der untersten Lohnklassen fern. 

Den Vorwurf Lassalles, dafs die Konsumvereine ein Herabgehen 
der Löhne im Verhältnisse zu der durch sie bewirkten Verbilligung der 
Lebenshaltung herbeiftihren und deshalb für die Arbeiter nicht von Nutzen 
sein würden, hat die Erfahrung widerlegt. Die Konsumvereine haben 
wohl die Lebensmittel verbilligt, aber auch die Genufsfähigkeit der Ar- 
beiter, das Bestreben, noch Anderes und Besseres zu haben und zu ge- 
niefsen, gesteigert. Infolgedessen sind die Ausgaben für die Lebens- 
haltung keineswegs billiger geworden. 

Die Konsumvereine entstanden zuerst in England (cooperative 
Stores im Jahre 1822) und haben hier für die Arbeiterbevölkerung die 

1) Die Konsumvereine besitzen überwiegend eigene Läden, verkaufen die Waren 
gegen bar oder gegen barbczahlte Marken und verteilen den Gewinn auf die Mit- 
glieder nach Mafsgabe ihrer Einkäufe. Daneben bestehen noch Markenkonsum- 
vereine, die mit Geschäftsleuten Verträge dahin abschliefsen, dafs ihre Mitglieder, 
die sich durch Vereinsmarken zu legitimieren haben, bei Entnahme von Waren 
Rabatt erhalten. Infolge der ungünstigen Erfahrungen, die man mit diesen Vereinen 
machte (schlechtere Behandlung der Mitglieder, geringere Warengüte) kommen sie 
heute nur noch selten vor ; dagegen bestehen solche Markenverträge bei vielen Kon- 
sumvereinen, die eigene Lager halten, für solche Gegenstände, die in diesen Lagern 
nicht vorrätig sind. 
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gröfste Bedeutung erlangt. Ihre glänzendesten Triumphe feierten sie 
in den Erfolgen der Roohdale Society of Equitable Pioneers, die in 
Deutschland durch die Mitteilungen von Hüber u. a. allgemeiner be- 
kannt geworden sind.*) 1894 gab es in England 1655 Konsumvereine 
mit 1240000 Mitgliedern, Eine grofse Förderung haben sie hier erlangt 
durch den Zusammentritt zu Grofshandelsgenossenschaften, die sie durch 
Anknüpfung unmittelbarer Beziehungen zu den Produzenten wie teil- 
weise durch Eröffnung eigener Produktionsbetriebe in hohem Mafse von 
der Vermittelung des Grofshandels unabhängig gemacht haben. Die 
Statistik der Gro&einkaufsgenossensohaften von 1862 weist einen Ver- 
kaufserlös von 2 333523 Pfd. Sterl. bei sämtlichen berichtenden eng- 
lischen Genossenschaften nach. 1890 dagegen wurden 43 731 669 Pfd. 
Sterl. Verkaufserlös erzielt. Die Ertlbrigungen beliefen sich in den 
Jahren 1862—1890 auf 47 685118 Pfd. Sterl. Der Erlös der Grofsein- 
kaufsgenossenschaft in Manchester betiug 1864: 51857 Pfd. Sterl., 1891 : 
8 766430 Pfd. Sterl., der Gesamtverkaufserlös in den Jahren 1864 bis 
1891 betrug 86 241 839 Pfd. Sterl., die Erübrigungen in diesen Jahren 
1163647 Pfd. Sterl, Die schottische Grofseinkaufsgenossenschaft in 
Glasgow erzielte in 13 Wochen des Jahres 1868 einen Verkaufs- 
erlös von 9697 Pfd. Sterl., 1869: 81094 Pfd. Sterl., 1891: 2828036 
Pfd. Sterl.; der Gesamtverkaufserlös in den Jahren von 1868 ab be- 
lief sich auf 26509650 Pfd. Sterl., die Überschüsse betrugen 694937 
Pfd, Sterl. 

In Frankreich gab es 1894: 1089 Konsumvereine mit über 350000 
Mitgliedern, 1 885 wurde ein Konsumvereinsverband gegründet, der sich 
1889 in eine „F6d6ration nationale des soci6t6s coop^ratives de con- 
sommation*' umwandelte mit dem Zwecke, den Grofseinkauf zu ermög- 
lichen und die Bildung von Produktivgenossenschaften zu begünstigen. 
Auch in Holland und Belgien haben die Konsumvereine Grofs- 
handelsgenossenschaften gebildet. 

Die Konsumvereine sind in den meisten Staaten zu einem grofsen 
Teile gar nicht flir die Arbeiter, sondern für andere Bevölkerungsklassen 



1) 1843 vereinigten sich in Rochdale 2S arbeitslose Flanellweber, um auf ge- 
nossenschaftlichem Wege ihre Lage zu verbessern. Nachdem sie 28 Pfd. Sterl. zu- 
sammengebracht, konnte 1844 die Registrierung des Vereins erfolgen. Man begann 
mit einem kleinen Eonsumvereinsladen, der sich allmählich erweiterte, und zu dem 
noch andere L&den in eigenen H&usern hinzukamen. Bald wurden auch andere ge- 
noBsenscbaftlicbe Anstalten ins Leben gerufen, so 1851 eine später mit Dampfkraft 
betriebene Getreidemühle, 1855 eine Baumwollspinnerei, 1 863 eine Baugenossenschaft 
mit 1 Mill. Kapital. Dazu kam ein eigenes Gesellschaftshaus mit Bibliothek und 
Lesezimmer, Theater, Badehaus u. s. w. Die meisten Unternehmungen der „Pioniere 
von Rochdale"* haben im Laufe der Zeit allerdings den rein kapitalistischen Charakter 
einer Aktiengesellschaft angenommen. 
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bestimmt, so auch in Deutsehland. Immerhin giebt es hier zahlreiche 
Arbeiterkonsumvereine, doch haben sie insbesondere in den groben In- 
dustriestädten nicht Fufs fassen können und auch nicht die Bedeutung; 
erlangt, die die unter Mitwirkung der Arbeitgeber ins Leben gerufenen 
Vereine besitzenJ) Mit dem Grofseinkauf sind in Deutschland bisher 
nur geringe Resultate erzielt worden. Nach der Statistik der Anwalt- 
schaft des Verbandes der deutseben Genossenschaften waren am I.Mai 
1S95 im Deutschen Reiche 1412 (1894: 1339) Konsumvereine vorhanden. 
Von diesen berichteten zur Statistik des Jahresberichtes 417. Die Mit- 
gliederzahl dieser 417 Konsumvereine betrug am Schlüsse des Jahres 1894 
268:^80, durchschnittlich auf die Genossenschaft 643 Mitglieder. Aus 
einer besonderen Mitgliederstatistik, an der sich 355 Konsumvereine 
beteiligten, geht hervor, dafa diese Genossenschaften zu Anfang 1894 
208548 Genossen hatten; der Zugang betrug 34060, der Abgang 18327, 
so dafs der Bestand sich zu Beginn von 1895 auf 224281 stellte. Da- 
von waren 58,5 Proz. (57,2 Proz. zu Anfang 1894) unselbständige 
Arbeiter, danach kommen die selbständigen Handwerker mit 13,1 Proz. 
(13,5 Proz. im Vorjahre), die Arzte, Apotheker, Lehrer, Künstler u.ß.w. 
mit 8,5 Proz. (8,6 Proz. im Vorjahre). 

Der Verkaufserlös der berichtenden 417 Konsumvereine betrug im 
Jahre 1894: 77 669145 Mk., das Betriebskapital 16959314 Mk. Die 
Überschüsse, die bei dem Verkaufe der Waren zu Tagespreisen an den 
Mit^^liedern erzielt wurden, betrugen im Jahre 1894: 7 506921 Mk. 
Davon erhielten die Genossen als Kapital- und Einkaufsdividenden 
7203888 Mk., was eine Dividende von 108,9 Proz. auf die ange- 
sammelten Geschäftsguthaben der Genossen ergiebt. 

§ 6. Die Arheitscbistellungen. Unter Arbeitseinstellungen 
(englisch strikes) versteht man die zum Zwecke der Erlangung günsti- 
gerer Arbeitsbedingungen erfolgende gemeinsame freiwillige Nieder- 
legung der Arbeit durch die in einem bestimmten Gewerbe eines engeren 
oder weiteren Bezirkes oder in einem bestimmten Betriebe beschäftigten 
Arbeiter. Diese Arbeitsniederlegung ist als widerrechtlich zu bezeich- 
nen, wenn sie erfolgt, ohne dafs die gesetzliche oder vertragsmäfsige 
Kündigungsfrist innegehalten worden ist. Von den Arbeitseinstellungen 
verschieden sind die „Aussperrungen" (lockouts), die die Arbeit- 
geber veranlassen, indem sie, meist um Angriffen der Arbeiter zuvor- 
zukommen, ihre Fabriken schliefsen. 

Ein einzelner Arbeiter, der zu der Anschauung gekommen ist, dab 
er durch den Arbeitsvertrag benachteiligt sei und von Eechts wegen 
höheren Lohn oder sonst bessere Arbeitsbedingungen verlangen könne, 
wird durch Niedcrlegung der Arbeit nichts erreichen können; denn der 



1) Vgl. hierüber Teil IV, § 5. 
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Arbeitgeber wird in der Regel in der Lage sein, seine Stelle sofort mit 
anderen zu besetzen. Es liegt daher nahe, dafs die Arbeiter schon 
frühzeitig auf den Gedanken kommen mu&ten, sich mit anderen zu ver- 
bünden, ein gemeinsames Vorgehen zu verabreden und gemeinsam die 
Arbeit zu verweigern. Nur auf die Weise mufste ihnen die Besei- 
tigung der Übelstände möglich erscheinen, die der rechtlich zwar 
frei erscheinende, thatsächlich aber häufig unfreie Arbeitsvertrag mit 
sich bringt. 

Als Zeitpunkt der Arbeitseinstellungen wird in der Regel ein sol- 
cher gewählt, in der die Gtiterproduktion anormal und Schwankungen 
ausgesetzt ist. Ein Aufschwung der Industrie vermag am ehesten 
ausgenutzt zu werden, weil bei einem solchen die Nachfrage nach Ar- 
beitskräften gröfser ist und der Gewinn der Unternehmer steigt; un- 
günstiger sind die Aussichten in einer Periode geschäftlichen Nieder- 
ganges, in der häufig nur die Not und die Furcht vor Lohnherab- 
setzungen oder gar die Versuche solcher zur Arbeitsniederlegung 
Anlafs bieten. 

Die Ursachen der Arbeitseinstellungen sind mannigfacher Art. Haupt- 
sächlich pflegt die Erzielung höheren Lohnes in Frage zu stehen, doch 
bilden auch andere Punkte des Arbeitsvertrages den Grund der Arbeits- 
verweigerung. 

In Frankreich war im Jahre 1892 nach dem Bulletin de TOffice 
du Travail 

bei die Zahl der 

die Streikursache Streiks Streikenden betrag 

Lohnerhöhung 103 26303 

Lohnreduktion 58 5354 

Andere Lohnforderungen 38 12624 

Kürzere Arbeitszeit 17 2359 

Änderung in Krankenkassen, Verwaltung u. s. w. 1 2 800 

Anstellungen und Entlassungen 56 11706 

Streit über Fabrikordnungen oder Anerkennung 

von Vereinen 19 1568 

In England verdankten (nach der Labour Gazette) im Jahre 1891 : 
54 Proz., im Jahre 1892: 57 Proz. der Streiks, die 66 Proz. aller Strei- 
kenden umfafsten, im Jahre 1893: 59 Proz. mit 88 Proz. der Streiken- 
den ihre Entstehung Lohnstreitigkeiten. 

In Oesterreich waren im Jahre 1894 nach der vom Statistischen 
Departement im Handelsministerium bearbeiteten Statistik von 159 Ar- 
beitseinstellungen 88 solche, in denen Lohnerhöhung (von 23411 Arbei- 
tern), 43 solche, in denen Verkürzung der Arbeitszeit (von 28929 Ar- 
beitern) gefordert wurden. 
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In der Schweiz fanden nach einer VerSflFentlichung des Arbeiter- 
sekretariates statt 

Abwebrstreiks 
in den . Lohn- Angriffs- (einschlierslich 

Jahren bewegongen Streiks Aussperrungen) 

1860/64 10 2 2 

1865/69 19 24 6 

1870/74 30 43 12 

1875/79 2 11 11 

1880/84 — 2 8 

1885/89 44 44 3.4 

1890/94 99 63 54 

Der Schweizer Arbeitersekretär bemerkt zu dieser Tabelle: »Im 
ersten Jahrf&nft stehen die Bachdrucker fast allein im Felde, daher das 
Überwiegen der Lohnbewegungen; in den nächsten zwei Jahrfftnften 
treten andere Berufe in die Reihe, daher das Überwiegen der Angriff- 
streiks; dann kommen zwei JahrfÜnfte, in denen die Krise daher schleicht 
und die Bewegungen auf ein Minimum reduziert, in zwei Jahren sogar 
ganz aufhebt. Im sechsten Jahrfünft unserer Darstellung zeigt sich schon 
der Einflufs der schweizerischen Organisation der Reservekasse, die 
Zahl der friedlich geschlichteten Lohnbewegungen ist, trotz des starken 
Anwachsens der Bewegungen überhaupt, der Zahl der Angriffstreiks 
gleich und die Zahl der Abwehrstreiks nehmen eine hervorragende 
Stellung ein. Und im 7. letzten Jahrfllnft überwiegen die friedlichen Lohn- 
bewegungen stark, und die Abwehrstreiks nehmen noch gröfeere Dimen- 
sionen an. Das ist der guten Organisation des Gewerkschaftsbundes nnd 
der Thätigkeit seines Bundeskomitees, das oft ungerechterweise als eine 
Gesellschaft von Hetzern und Wühlern bezeichnet wurde, zu verdanken. 
^Die Bewegung hat freilich seit Ablauf der 7 Krisenjahre 1877/84 
sehr stark zugenommen, aber sie ist im Verhältnis friedlicher geworden, 
als in den 70er Jahren, denn die stark gewachsene Zahl der Abwehr- 
streiks ist nur ein Zeichen, dafs die Arbeiterschaft in den letzten 10 Jah- 
ren mehr Ursache hatte, sich gegen Verschlechterung ihrer Lage zu 
wehren, als vorher.^ 

Dieser Äufserung ist noch hinzuzufligen , dafs nicht nur die Zahl 
der Abwehrstreiks, sondern in stärkcrem Ma&e sogar die der Angriff- 
streiks zugenommen hat. 

Über die Zahl der Streiks und deren Bedeutung nach ihrer 
Dauer wie nach der Beteiligung der Streikenden liegen zu- 
verlässige statistische Nachrichten nur in geringem Mafse vor. 

Im Deutschen Reiche fanden nach den Aufzeichnungen der 
Hamburger Generalkommission der deutschen Gewerkschaften im Jahre 
1893: 116 Arbeitseinstellungen statt. Daran waren 9356 Personen be- 
teiligt. Jeder Streik dauerte durchschnittlich 5 Wochen. 
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In Oesterreich ereigneten sich im Jahre 1894: 159 Arbeitsein- 
stellungen gegen 172 im Jahre 1893, 101 im Jahre 1892 und 104 im 
Jahre 1891. Die Streiks erstreckten sich im Jahre 1894 auf 2468 Unter- 
nehmungen, 1893 auf 1207, 1892 auf 1519 und 1891 auf 1917. Die 
Anzahl der streikenden Arbeiter betrug 1894: 44075, 1893: 28120, 1892: 
14123, 1891: 14025. 

In England fanden 1893: 638 Streiks statt, 1892: 700 (darunter 
8 Aussperrungen) und 1891: 906 (darunter 13 Aussperrungen). Beteiligt 
waren daran im Jahre 1 893 : 602 668 Personen, 1 892 : 352 947. Die Durch- 
schnittsdauer eines Streikes betrug 1893: 18 Tage, 1892: 31 und 1891 : 24. 

In Frankreich betrug die Zahl der Streiks im Jahre 1892: 261 
gegen 267 im Jahre 1891 und 313 im Jahre 1890. An Streiks waren 
beteiligt 50000, 110 000 und 120 000 Arbeiter, Im Jahre 1892 wurden 
im ganzen 920000 Arbeitstage durch die Streiks versäumt. 

Die Folgen der Arbei tse ins t el lu ngen in volkswirt- 
schaftlicher Beziehung sind überwiegend als schädlich zu er- 
achten. In erster Linie pflegen sie zum Teil in einer Verminderung der 
Produktion zu bestehen, die um so fühlbarer sein wird, wenn es sich 
um Arbeitseinstellungen in Saisonindustrien zur Zeit der Saison handelt. 
Dann äufsern sie sich in den verschiedenen Gewerben in verschiedenem 
Mause. Bei Streiks im Verkehrsgewerbe wird das reisende Publikum 
geschädigt, die Güterbeförderung hört auf, und das wieder fllhrt zu einer 
Stockung des Handels und zu einer Benachteiligung der Gütererzeugung. 
Ähnliche Wirkungen zeigen sich, wenn Streiks in den Telegrapheuunter- 
nehmungen die Depeschenbeförderung hindern und damit dem Geschäfts- 
verkehre Verluste zufügen. In der Kohlenindustrie wieder ziehen Ar- 
beiterausstände ein starkes Steigen der Kohlenpreise nach sich ; dadurch 
wird namentlich die ärmere Bevölkerung getroffen, der der Gebrauch 
von Kohlen unmöglich gemacht wird. Nicht minder haben die ärmsten 
Schichten zu leiden, wenn ein Streik im Bäcker- oder Fleischergewerbe 
die Versorgung einer Stadt mit Lebensmitteln gefährdet und zu einer 
Steigerung der Brot- und Fleischpreise Anlafs giebt. In dem Falle 
schliefslich, wo die Herstellung bestimmter Produkte in der einen Fa- 
brik davon abhängig ist, dafs die Herstellung anderer in einer zweiten 
Fabrik vorausgegangen ist, und wo sie unterbleiben mufs, sobald infolge 
eines Streiks jene Voraussetzung nicht erfüllt ist, macht sich der Ein- 
fluß der Arbeitsstockung weiterhin geltend. So hat häufig teils vor- 
übergehend das Publikum den Schaden und die Kosten der Arbeitsein- 
stellungen zu tragen, teils wird durch diese dem Handel und der Indu- 
strie des Landes ein länger dauernder, vielleicht beständiger Schaden 
zugefügt, und die öffentliche Wohlfahrt leidet in bedenklicher Weise. 
Neben den überwiegenden schädlichen Folgen der Streiks kommen nun 
unter Umständen auch gewisse günstige Wirkungen vor. So tragen die 
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Arbeiterausstände hier und da dazu bei, dafs die planlose Überprodnk- 
tion etwas eingedämmt wird; in anderen F&llen sind sie die Veran- 
lassung zu technischen Fortschritten geworden. Es sei daran erinnert, 
dafs die aufserordentliche Preissteigerung der Kohlen infolge des Streiks 
der englischen Kohlenarbeiter im Jahre 1893 in einer gröfeeren Anzahl 
von englischen industriellen Etablissements zur Verwendung von rohem 
Petroleum oder Kreosot flir die Heizung der Dampfkessel zum Betriebe 
der Motoren geführt hat. Diese Verwendung hat die besten Erfolge 
aufzuweisen gehabt. 

Um die grofse Bedeutung und die V?^irkungen klarer vor Augen 
zu führen, die die Arbeitseinstellungen in einigen Gewerben mit sich 
bringen, ist es zweckmäfsig, auf den Verlauf einiger der wichtigsten 
Streiks, die in den letzten Jahren stattgefunden haben, näher einzu- 
gehen. Nach dieser Richtung hin sind namentlich die Ausstände der 
Kohlengräber und der Eisenbahnarbeiter in den Vereinigten Staaten 
im Jahre 1894 und der Ausstand der englischen Kohlenarbeiter im 
Jahre 1893 lehrreich. 

Der in den Weichkohlenregionen der Vereinigten Staaten (d. h. in 
den Staaten Virginia, Westvirginia, Ohio, Illinois, Indiana, Jowa, dem 
westlichen Teile von Pennsylvania und Teilen der Staaten Missouri nnd 
Kentucky) von der „Miners Association*' begonnene Riesenstreik 
der Kohlengräber dauerte ohne Unterbrechung vom 23. April bis 
14 Juni 1894, Die Zahl der streikenden Grubenarbeiter wurde auf 
200 000 Mann geschätzt. Dort verdiente Jeder durchschnittlich pro Tag 
1,50 Doli. Der Verlust der Streikenden an Löhnen belief sich mithin 
für die achtwöchentliche Dauer des Ausstandes auf IS'/« Mill. Doli. 
Auch die Grubenbesitzer litten in dem gleichen Zeiträume schwer. Nimmt 
man an, dafs die Kohlenproduktion ohne den Streik die durchschnitt- 
liche Höhe erreicht haben würde, so ergiebt sich, dafe 7 V2 Mill. Tonnen 
Kohlen weniger gefördert wurden. Bei einem Reingewinne von mindestens 
10 Cents pro Tonne bedeutet das einen Verlust am Reingewinn von 
•74 Mill. Doli. ; dazu kommt noch der Verlust durch Zerstörung an Ma- 
schinen und Gebäuden. Noch höher beziflferte sich der Schaden für die 
Eigentümer von Fabriken und anderen Etablissements, die aus Mangel an 
Kohlen den Betrieb einstellen mufsten, und für die Eisenbahnen, die 
einerseits die Kohlenfracht (in Höhe von V* Mill. Doli, pro Tag) ein- 
büfsten, anderseits teuere Kohlen konsumieren mulsten. Schliefshoh 
wurden auch alle Geschäftsleute, die von den streikenden 200000 Ar- 
beitern lebten, geschädigt, weil diese ihre Bedürfhisse erheblich ver- 
ringern mufeten. Der durch den Ausstand verursachte Schaden erreichte 
deshalb eine überaus bedeutende Höhe. Der Gesamtverlust wurde auf 
20 Mill. Doli, geschätzt. 

Ebenfalls in das Jahr 1894 fiel der Streik der Eisenbahn- 
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arbeiter, dessen Gebiet hauptsächlich im Süden von Chicago lag, der 
sich im flbrigen aber auf 12 Staaten der nordamerikanischen Union aus- 
dehnte. Er wurde direkt veranlalst durch die 4000 Arbeiter der Püll- 
MANNschen Schlafwagenfabriken, die seit Jahren unter Lohnreduktionen 
und Truekunwesen zu leiden gehabt hatten; ihnen liefs die American 
Railway Union ihre Unterstützung dadurch angedeihen, dafs ihre Mit- 
glieder überall den Dienst verweigerten, wo PuLLMANNsche Wagen zur 
Verwendung kamen. Die Eisenbahngesellschaften aber entliefsen die reni- 
tenten Eisenbahnarbeiter und Angestellten. In kurzer Zeit hatte sich 
der Streik Anfangs Juli auf 32 grofse Eisenbahnen ausgedehnt und fand 
die Unterstützung aller Gewerkvereine Chicagos. Bald war der Verkehr 
vollkommen unterbunden, Handel und Industrie völlig lahm gelegt und 
die Verproviantierung einiger Grofsstädte fast unmöglich geworden. In 
Chicago hatte sich die Situation überdies dadurch sehr ernst gestaltet, dafs 
sich von der Ausstellung her noch Tausende von Arbeitslosen daselbst 
befanden, die die Partei der Ausständigen ergriflFen, die Eisenbahnwagen 
demolierten, die Depots plünderten, Bahnhöfe und Güterschuppen in 
Brand steckten und andere Gewaltthätigkeiten verübten. Erst das Ein- 
greifen der Bundesarmee bewirkte, dafs die Bewegung nicht in einen 
Bürgerkrieg ausartete. Trotz dem militärischen Einschreiten dachten die 
Arbeiter zunächst noch keineswegs daran, den Kampf aufzugeben. Die 
Führer der Gewerkvereine beschlossen sogar, den allgemeinen Ausstand 
zu proklamieren, falls nicht bis zum 11. Juli von Pullmann ein schieds- 
richterlicher Spruch angenommen werde. Da die Annahme eines solchen 
aber verweigert wurde, forderten die gemäfsigten Arbeiterverbände in 
richtiger Erkenntnis, dals ein Generalstreik aussichtslos sei, und daüs sich 
die Streikenden selbst grofsen Schaden zuftlgen würden, wenn sie mit 
dem gro&städtischen Proletariate weiter gemeinsame Sache machen 
würden, den Ausstand ftlr beendigt zu erklären. Es hatte sich da ge- 
zeigt, dafe das moderne wirtschaftliche Leben den Eisenbahnverkehr 
nicht auf 8 Tage entbehren kann. Der Streik hatte zu tief in das ge- 
schäftliche Leben eingegriflFen, so dafs die Arbeiter wohl in ihrem eigenen 
Interesse zu handeln glaubten, als sie ohne Erfolg bald wieder zur Arbeit 
zurückkehrten. 

Sachverständige berechnen, dafs die von dem Eisenbahnarbeiterstreik 
betroflfenen Eisenbahnen einen Gesamtverlust von 2165000 Doli, erlitten, 
ungerechnet die durch mutwillige Zerstörungen verursachten Verluste 
wie die aus der Beschützung des Bahneigentums erwachsenen grofsen 
Unkosten. Die Arbeiter der PuLLMANNschen Fabriken hatten, nach den 
reduzierten Löhnen berechnet, einen Verlust von über 2 Mill. Doli, zu 
beklagen. Gröfser war der Verlust der Eisenbahnarbeiter und der durch 
den Sympathiestreik in Mitleidenschaft gezogenen sonstigen Arbeiter in 
Chicago und in den übrigen Teilen des Landes. Den Gesamtverlust 
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der Arbeiter und der Arbeitgeber nehmen Experten auf 10 Mill. Doli, 
an, eine überaus bedeutende Summe bei der kui*zen, dreiwöchent- 
lichen Dauer des Streiks und bei seiner Erfolglosigkeit! Auch die west- 
lichen Staaten, besonders Kalifornien, waren ebenfalls stark in Mitleiden- 
schaft gezogen. So berechnen die Obstzüchter Kaliforniens, denen durch 
den Streik die Gelegenheit genommen wurde, die Erzeugnisse einer 
reichen Obsternte nach den Märkten des Ostens zu verschififen, den ihnen 
hierdurch verursachten Schaden auf rund 5 Mill. Doli. 

Besonders lehrreich sind auch die Zustände, die sich bei den ver- 
schiedenen grofsen Streiks der englischen Kohlenarbeiter, namentlich bei 
dem Riesenausstande im Jahre 1893 entwickelten. Der grofse Streik 
von 1893 ist nach mehr als einer Richtung hin von Interesse und war 
sowohl in seiner Dauer, seiner Ausdehnung, seinem Ursprünge und seinen 
Begleiterscheinungen von seinen Vorgängern wesentlich verschieden. 

Von Ende Juli bis Ende November dauerte der Kampf und war, 
vor allem in Süd- Wales, reich an Ausschreitungen und Gewaltthaten. 
Ein Einschreiten der bewaffneten Macht, das nach englischem Gesetze 
nur im äufsersten Notfalle stattfinden kann, machte sich im Interesse von 
Ruhe und Ordnung mehrfach erforderlich, — ein Beweis jedenfalls flir 
den Ernst der Lage. 

Der Streik erstreckte sich im wesentlielien auf die Midiandgraf- 
schaften, deren Gruben etwa drei Fünftel der in Grofebritannien selbst 
zum Verbrauche gelangenden Kohlen liefern; die Zahl der Teilnehmer 
war aber so grofs, wie nie bei einem Streik zuvor. 

In den Kohlenwerken der Midiandgrafschaften werden durchschnitt- 
lich 300000 bis 350000 Arbeiter beschäftigt. Rechnet man dazu die Zahl 
der Familien glieder, so ergiebt sich, dafs dort etwa eine und eine halbe 
Million Menschen vom Kohlenbau leben. Danach läfst sich leicht er- 
messen, welche Fülle von Not und Elend ein vier Monate dauernder 
Ausstand aller Arbeiter fttr die zunächst Beteiligten bedeutet. Aber auch 
nach anderer Richtung hin wirkt er ein. So führte das Schlielisen der 
Kohlengruben der Midiandgrafschaften zum Ausblasen der Hochöfen, zur 
Reduktion des Eisenbahnbetriebes und zur Einschränkung und Einstellung 
zahlreicher Industriebetriebe. Die Midiandbahn, die bedeutendste Kohlen- 
bahn der Welt, mulste mehrere Tausende ihrer Angestellten entlassen, 
sämtliche Personenzüge von Sheffield nach Leeds wurden eingestellt, in 
den grofsen Glasfabriken von Yorkshire, in einer beträchtlichen Zahl 
von Eisenwerken in Derbyshire und in den bedeutendsten Papierfabriken 
mufste der Betrieb aufhören. In einer Reihe von Städten sah man sich 
genötigt, das Holzpflaster durch Asphalt zu ersetzen, um Brennmaterial 
zu gewinnen. In Rothwell eröffneten die Bewohner gegen die Gasanstalt 
einen regelrechten Boykott, weil sie sich geweigert hatte, von ihrem 
grofsen Kohlenvorrate abzugeben. Auch in einer Reihe anderer Fälle 
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ftthrte die Schwierigkeit der Kohlenbeschaflfung zu bedenklichen Situa- 
tionen und zu verheerenden Rückschlägen auf Gewerbe und Industrie. 

Durch seinen Ursprung unterschied sich der 1893er Streik der 
Kohlenarbeiter von vielen seiner Vorgänger dadurch, dafs er nicht dem 
Verlangen nach Lohnerhöhung, sondern dem Widerstände gegen eine 
Lohnherabsetzung entsprungen war. 

Seit 1888 waren die Löhne in den Midiandgruben etwa um 40 Proz. 
gestiegen. Sie betrugen zu Beginn des Streikes mehr als 16 Schilling 
netto. Der Steigerung der Löhne stand eine Steigerung der Eohlen- 
preise (loko Grube) während der gleichen Zeit um 44 Proz. gegenüber. 
Die Kohlenpreise des Jahres 1892 waren jedoch die höchsten; im Früh- 
jahre 1893 trat, zum Teil wohl infolge der Vermehrung der Produktion, 
ein Rückschlag ein. Darauf hin kündigten die vereinigten Bergwerks- 
besitzer eine Lohnherabsetzung um 25 Proz. an, obgleich der Rückgang 
in den Kohlenpreisen im Gesamtdurohsohnitt nur 14 Proz. betrug. Hier- 
gegen ti-aten die Arbeiter auf und erklärten, der Arbeiter müsse wenig- 
stens einen zur Fristung seiner Existenz ausreichenden Mindestlohn er- 
halten, und die „living wage**, der „Lebenslohn**, müsse von den Ge- 
werken ein- für allemal als ein dauernder, keiner Herabsetzung unter- 
liegender Bestandteil der Produktionskosten angesehen werden. Die 
Antwort auf diese Forderung war fler Schlufs der Gruben. Die Arbeits- 
einstellung begann. 

Während sich die Lage fttr die Midland-Bergleute um so ungün- 
stiger gestaltete, als die erwartete Unterstützung durch die Bergleute' 
von Wales und Schottland ausblieb, und während IVa bis 2 Mill. Men- 
schen der ärgsten Not preisgegeben waren, machten diejenigen Berg- 
werksbesitzer, die noch Kohle auf Lager hatten, bei der Steigerung der 
Kohlenpreise die besten Geschäfte. Sie waren deshalb auch zunächst 
einem Ausgleiche feindlich gesinnt. 

Eine Hoffnung inmitten des trostlosen Kampfes erweckte eine Kon- 
ferenz von Bürgermeistern und Friedensrichtern, die am 9. Mai in Sheffield 
zusammentrat und ihre Vermittelung anbot. Es wurde auf dieser Kon- 
ferenz der Beschlufs gefafst, den Grubenbesitzern den Vorschlag zu unter- 
breiten, dafs die Arbeit zu den alten Löhnen sofort aufzunehmen sei und 
im Monat Dezember eine Lohnreduktion von 10 Prozent einzutreten habe. 
Dieser Vorschlag fand indessen nur die Zustimmung der Bergwerks- 
besitzer von Warwickshire und der Eigentümer einiger vereinzelter Gru- 
ben anderer Ortschaften. In Warwickshire und vereinzelt in einigen 
anderen Ortschaften nahmen die Bergleute ihre Arbeit demnach wieder 
auf, wenn auch durch Gewaltthätigkeiten der streikenden Kameraden 
bedroht. Die Milsstimmung legte sich jedoch, als die Arbeitenden die 
Feiernden zu unterstützen begannen. Die grolse Masse der Arbeiter 
und die überwiegende Mehrzahl der Bergwerksbesitzer lehnte jeden Ver- 
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gleich ab; die ersten erkannten in einer Sitzung des Grubenarbeiter- 
Verbandes zu Birmingham zwar die lobenswerte Tendenz der Shef&elder 
Konferenz an, beschlossen aber, in eine Liohnherabsetzung auch filr später 
unter keinen Umständen zu willigen; die Grubenbesitzer erkl&rten, die 
Frage der Wiederherstellung der alten Lohnhöhe müsse ganz auDser 
Betracht bleiben, die Arbeiter könnten die Arbeit indessen gegen eine 
löprozentige (statt einer 25prozentigen) Herabsetzung der Löhne wieder 
aufnehmen. Der Streik ging weiter. Alhmählich aber wirkte der stei- 
gende Eohlenmangel und die nationale Verlegenheit so auf die öffent- 
liche Meinung ein, dafs die Regierung nicht länger neutral bleiben konnte 
und sich zur Vermittelung anbot. 

Der Premierminister Gladstone willigte ein, dafis der Staatssekretär 
des Auswärtigen, Lord Rosebebby, die Vermittelung zwischen Berg- 
werksbesitzern und Bergarbeitern übernehme. Eine Konferenz von Ver- 
tretern beider Teile trat im Auswärtigen Amte zu London zusammen. 
Das Ergebnis der Verhandlungen war, dafs am 20. November in allen 
Zechen und Bergwerken die Arbeit wieder aufgenommen wurde. AIb 
Bedingungen der Wiederaufnahme wurden vereinbart: 

1. Es ist sofort und wenigstens ftir die Dauer eines Jahres ein 
Schiedsgericht zu bilden , das aus je 14 Vertretern der Gewerke und 
der Arbeiter besteht. Diese Vertreter wählen beim ersten Zusammen- 
treten einen unabhängigen Vorsitzenden; können sie sich über einen 
solchen nicht einigen, so haben sie den Sprecher des Hauses der Ge- 
meinen zu ersuchen, eine geeignete Persönlichkeit zu ernennen. Der 
Vorsitzende hat die entscheidende Stimme. 

Das Schiedsgericht soll die Vollmacht haben, von Zeit zu Zeit und 
vom 1. Februar 1894 ab den Lohnsatz zu bestimmen. Die erste Sitzung 
soll am 13. Dezember 1893 im Westminster Palace Hotel abgehalten 
werden. 

2. Die Leute nehmen sofort bis zum 1. Februar 1894 die Arbeit 
zum alten Lohnsatze wieder auf. 

3. Es finden keinerlei Entlassungen statt, sondern jedes Gewerk 
nimmt seine alten Arbeiter wieder auf. 

Wie aus diesen Bestimmungen ersichtlich , handelte es sich nach 
den Londoner Verabredungen weniger um einen FriedensschluJGEi, als um 
einen Waffenstillstand. Allerdings ist in den späteren Verhandlangen 
auf beiden Seiten das Bedürfnis dauernden Friedens deutlich zum 
Ausdrucke gekonmien, und dementsprechend hat man sich^bis heute 
verhalten. 

Ähnliche Folgen, wie die Streiks der englischen und amerikanischen 
Eohlenarbeiter, haben im Laufe der letzten Jahre in Deutschland die 
verschiedenen Arbeitseinstellungea der Bergleute in Eheinland-Westfalen, 
iü Frankreich der Streik der Bergarbeiter zu Carmaux, in Oesterreich- 
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Ungarn die Streiks in den böhmischen Kohlengebieten, daneben in Wien 
nnd Paris die Arbeitseinstellungen der Tramway- und Omnibusbedien- 
steten und eine grofise Reihe anderer Streiks gezeitigt. 

Wenn nach alledem die volkswirtschaftlichen Foljgen einer Arbeits- 
einstellung durchaus nicht als unbedenklich bezeichnet werden müssen, 
so sind überdies auch die Ergebnisse für die Arbeiter selbst sehr 
oft ungünstig. 

In England waren (nach der Labour Gazette) Ton sämtlichen Streiks 

in den Jahren 

1S91 1892 1893 

Prozent 

völlig erfolgreich . . . 41,3 41,7 44,0 

teilweise erfolgreich . . 20,0 18,0 21,0 

gänzlich erfolglos . . . 30,0 35,0 35,0 

An den völlig erfolgreichen Streiks waren im Jahre 1892 indessen 
nur 21 Proz. aller Streikenden beteiligt (1891: 26 Proz.), an den teil- 
weise erfolgreichen 48 Proz. (1891: 37 Proz.), an den gänzlich erfolg- 
losen 30 Proz. (1891: 35 Proz.). 

Bezüglich des Steigens oder Fallens der Löhne geben die Berichte 
von Gewerkvereinen mit über 247 Streiks, bei denen 151 397 Personen 
beteiligt waren, die Auskunft, dafs der Betrag der .Wochenlöhne im 
Jahre 1892 vor den Streiks 164143 Pfd. Sterl. ausmachte und nach 
den Streiks nur 153513 Pfd. Sterl. Das bedeutet eine Gesamtvermin- 
derung um 10630 Pfd. Sterl. oder 6V2 Proz. pro Woche, der ein Steigen 
um 5 Proz. als Folge der Lohnstreiks des Jahres 1891 gegenübersteht. 

In Frankreich waren im Jahre 1893 nur 18 Proz. der Streiks 
zu Gunsten der Streikenden ausgefallen, 42 Proz. endeten mit einer 
vollständigen Niederlage. Im Jahre 1892 ergab sich ftlr die in den 
Streiks engagierten Streiker folgender Ausgang. Von den an den Streiks 
Beteiligten erzielten 

Erfolg teilweisen £rfolg Mirserfolg 
Strelkur8achen p^^^^^^ 

Lohnerhöhung 22,2 52,6 25,2 

Lohnherabsetzung 12,3 48,7 39 

Andere Lohnfragen 20,1 30,4 49,5 

Kürzere Arbeitszeit 12,1 68,1 19,8 

Änderung in Krankenkassen, Ver- 
waltung u. 8. w — 100 — 

Anstellungen und Entlassungen . . 7,5 39,4 53,1 
Streit über Fabrikordnungen oder 

Anerkennung von Vereinen . . 50,5 38,8 10,7 

In der Schweiz verliefen nach einem Berichte des Arbeiter - 
Sekretariats in den Jahren 1860—1894 von den 
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, , , f partielle 

Lohnbewegungen \ ^^^^^ ^ 



Angriffsstreiks 



Abwehrstreikß 



Aussperrungen 



f partielle 
l totale . 

{partielle 
totale . 
f partielle 
1 totale . 



günstig 

19 

119 

34 

94 

58 

10 

4 

1 



ungOnstig 
10 
27 
15 
29 
28 

5 

1 

2 



onbekannt 

7 
22 

4 
13 
15 

1 

2 



339 117 64 

Unter den als ^günstig** verlaufenen Streiks sind 61 Arbeitseinstel- 
lungen eingerechnet, die nur teilweise Erfolg hatten. 

In Oesterreich endeten im Jähre 1894: 39 Fälle (24,53 Proz.) 
mit einem vollen Erfolge der Arbeiter, 77 (48,43 Proz.) ohne Erfolg; 
bei 43 Fällen (27,04 Proz.) war ein teilweiser Erfolg zu verzeichnen, 
der sich in 35 Fällen (d. i. 22,01 Proz. aller Streiks) auf Lohnhöhe oder 
Arbeitszeit bezog. Nach der Anzahl der streikenden Arbeiter ergiebt 
sich fUr 5167 (11,72 Proz.) voller Erfolg und ftr 29724 (67,44 Proz.) 
voller Müserfolg; 9184 (20,84 Proz.) trugen einen teil weisen Erfolg 
davon, der sich fttr 7843 (d. i. 17,70 Proz.) auf Lohnhöhe, Arbeitszeit 
oder beides bezog. Der Erfolg stellte sich günstiger bei den Streiks, 
an denen sich die gesamte Arbeiterschaft der betreffenden Betriebe be- 
teiligte, als bei jenen, wo dies nicht der Fall war. 

Im Deutschen Reiche waren nach den Aufzeichnungen der 
Hamburger Generalkommission der deutschen Gewerkschaften 51 von 
den 116 Streiks des Jahres 1893 erfolgreich, 25 teilweise von Erfolg, 
38 erfolglos. 

Nach dem 10. Jahresberichte des Arbeitssekretärs der Vereinigten 
Staaten Caeroll D. Wright über Streiks und Lockouts soll in den 
Vereinigten Staaten infolge von Streiks und Lockouts, die sich 
in den mit dem Verwaltungsjahre 1894 abgelaufenen 13 '/a Jahren er- 
eignet haben, den Angestellten der betreffenden Etablissements ein 
Schaden von 110493382 Dollars und den Arbeitgebern ein solcher von 
94825837 Dollars erwachsen sein. Die Zahl der Etablissements, in 
denen während dieser Periode Streiks vorkamen, beträgt 69167 und 
die Zahl der Personen, die infolge der Streiks ihre Stellung verloren, 
3 714406, so dafs auf die Angestellten je eines Etablissements ein Schaden 
von 2368 Dollars und auf jeden Einzelnen von 44 Dollars kommt. Von 
den 10482 Streiks, die in den letzten 8 Jahren vorkamen, wurden 7259 
von Arbeiterorganisationen angeordnet, während von den 442 Lockouts 
dieser Periode 51 von Verbänden der Arbeitgeber veranlafst wurden. 

Wie sich aus diesen Ziffern und auch aus sonstigen Beobachtungen 
ergiebt, ist die Zahl der für die Arbeiter ungünstig verlaufenen Arbeits- 
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einstellungen jedenfalls grölser als die, bei denen sie ihre gesamten 
Forderungen durchsetzen. Aber selbst in den Fällen, in denen sie ihre 
Wünsche verwirklicht gesehen haben, hat die Lage der durch den Aus- 
stand ruinierten Industrien mitunter dazu geführt, dais sie nur vorüber- 
gehend mit hohen Löhnen rechnen konnten, und für die Not während 
der Arbeitseinstellung haben die schlielslichen Erfolge häufig keinen 
Ersatz geboten. Trotzdem wird man die Arbeitseinstellung schon wegen 
ihres moralischen Druckes auf den Arbeitgeber, der sie gern vermeidet 
und in Besorgnis vor ihr von Zumutungen gegen die Arbeiter absehen, 
wie zu Zugeständnissen bereit sein wird, als ein wirksames Mittel zur 
Wahrnehmung der Interessen des Arbeiterstandes bezeichnen müssen. 
Die Möglichkeit, in der Arbeitseinstellung eine scharfe Waffe zu be- 
sitzen, stärkt ohne Frage auch das Selbstgefühl und die Kraft des Ar- 
beiters, der sich dem Unternehmer gegenüber nicht mehr schutzlos weüs. 
Eine wirksame Veranstaltung von Arbeitseinstellungen ist, wie schon 
an anderer Stelle betont wurde, von der Voraussetzung abhängig, dafs 
der Staat der Anwendung dieses Kampfmittels keine Hindernisse in den 
Weg legt und den Arbeitern das Koalitionsrecht gewährt. Es sind nun 
aber wohl Fälle denkbar, in denen die öffentliche Wohlfahrt dadurch, 
dafs infolge von Streiks in bestimmten Gewerben die Befriedigung not- 
wendiger und unaufschiebbarer Befugnisse für die grofse Masse der Be- 
völkerung unmöglich gemacht oder sehr erschwert wird, in einer Weise 
gefährdet sein kann, dafs ein Eingreifen des Staates erwünscht und 
geboten erscheint. In England hat die Conspirary and Protection of 
Property Act von 1875 diesem Umstände durch die Bestimmung Rech- 
nung zu tragen gesucht, dafs derjenige, der den Arbeitsvertrag vorsätz- 
lich und böswillig bricht, in bestimmten Fällen einer Strafe bis zu 
20 Pfd. SterL oder bis zu drei oder sechs Monaten Gefängnis unterliegt. 
Die Strafe tritt ein, wenn Jemand böswillig den Dienstvertrag mit einer 
Person bricht, die eine Ortschaft mit Gas oder Wasser zu versorgen 
verpflichtet ist, obwohl er annehmen konnte, dafs dadurch die Gas- oder 
Wasserbenutzung ganz oder teilweise unterbrochen werden würde, oder 
wenn durch den Vertragsbruch Menschenleben und die Sicherheit der 
Person wie des Eigentums gefährdet werden. Diese Bestimmungen 
haben aber, wie bereits angeführt wurde, Störungen der öffentlichen 
Wohlfahrt in England nicht zu verhüten vermocht. Deshalb tauchte 
hier auch, als der grofse Streik der Kohlenarbeiter seine verhängnis- 
vollen Wirkungen geäufsert hatte, der Vorschlag auf, man möge den 
gesammten Kohlenbergbau in einem Truste unter staatlicher Kontrolle 
organisieren und dem Staate oder dem Truste das Recht der Festsetzung 
der Produktion eines jeden einzelnen Werkes und der Bestimmung der 
Lohnhöhe einzuräumen. In Frankreich gab der Streik der Bergarbeiter, 
die analog der Forderung der living wage ihrer englischen Genossen 
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die eines ^Minimum -Salaire^ in ihr Programm aufgenommen hatten, 
Anlafs zu dem Bergwerksreformantrage Goblets. Goblet wollte sich 
auf das halbwegs Erreichbare beschränken und schlug vor, dab der 
Staat das Recht zur Expropriation einer Bergwerkskompagnie haben 
solle, wenn ein Streik länger als zwei Monate gedauert habe, ohne dab 
es zu einem schiedsrichterlichen Ausgleiche gekommen sei. Auch in 
Deutschland ist die Verstaatlichung der Bergwerke nachdrücklich ge- 
fordert worden, als der grofte Ausstand der Bergarbeiter im Jahre 1889 
schwere Übelstände im Gefolge gehabt hatte. 

Man hat sich allen diesen Forderungen gegenüber ablehnend ver- 
halten. In der That würde ihre Erfüllung auch kaum das gebracht 
haben, was man erwartete. In Yoraussehung dessen haben einige Sozial- 
politiker nun, um Garantien gegen die gemeinschädliohen Störungen 
der Arbeitsstreitigkeiten zu schaffen, noch radikalere Forderungen ge- 
stellt und eine weit über die Grenzen des heutigen Arbeitersohutzes 
hinausgehende Fortbildung des Arbeitsverhältnisses befürwortet. Die 
Einen wollen Zwangsverbände der Arbeiter und Unternehmer für alle 
Industriezweige schaffen, um so Organe zu gewinnen^ innerhalb deren 
die Interessenten bei Streitfällen ihren Standpunkt darlegen können; 
der Schwerpunkt der Regelung des Arbeitsverhältnisses aber soll aus 
den Händen der Interessenten selbst in die Hände aufserhalb des In- 
teressenkreises stehender, nach ihrem Ermessen entscheidender Beamten 
gelegt werden. Von den Andern werden Zwangsverbände nur für die- 
jenigen Gewerbe gefordert, in denen Arbeitseinstellungen zu schweren 
Störungen des öffentlichen Wohles führen; an Stelle der Beamten 
soll ein Schiedsgericht entscheiden, dessen Zusammensetzung derartig 
sein soll, dafs „sein BilligkeitsgefUhl mit dem der Beteiligten in 
Übereinstimmung sich befindet, dafe seine Entscheidungen allgemein als 
gerecht empfunden werden*' (Herkner, Arbeiterfrage, S. 252). In dem 
einen wie in dem andern Falle wird natürlich die Beschränkung der 
Organisations- und Koalitionsfreiheit für Arbeiter und Unternehmer ge- 
fordert. Beide setzen eine autoritative Festsetzung des Lohnes voraus. 
Aus welchen Gründen eine solche zu verwerfen ist, ist bereits in Kap. 6 
des 1. Teiles hervorgehoben worden, Wohl könnte man zugeben, dafs 
sich in einigen Gewerben von lokalem, monopolartigem Charakter die 
Preisbildung ohne Schwierigkeiten nach Mafsgabe der dekretierten Löhne 
vollziehen würde. Ob hierdurch aber die Interessen der groJsen Masse 
der Bevölkerung unter Umständen nicht stärker geschädigt werden 
würden, als durch Arbeitseinstellungen, dürfte wohl zu erwägen sein. 
Daneben ist auch nicht aufser Acht zu lassen, dafs weder die Schieds- 
gerichte, noch besondere Behörden jemals in der Lage sein werden, die 
Arbeiter überhaupt zur Arbeit zu zwingen. Die Weigerung der Strei- 
kenden würde jeden Schiedsspruch zu nichte machen. Aus diesen 
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Gründen wird man von der geforderten Portbildung des Arbeitsverh&lt- 
nisses durch den Staat irgend eine besondere günstige Wirkung nicht 
zu erwarten haben. Es sei übrigens noch betont, dafs in einer Reihe 
von Gewerben, deren Produkte absoluten und unaufschiebharen Bedürf- 
nissen dienen, wohl eine Ersatz-, wie eine Vorratbildung möglich ist, 
und dafs durch eine solche den schädlichen Folgen von Arbeitsunter- 
hrechungen bis zu einem beträchtlichen Mafse vorgebeugt werden kann. 
Sollen doch Fürst Bismabck und der preufsische Eisenbahnminister 
V. Matbach einst den Plan erwogen haben, in Deutschland oder in 
Preaben grofse Kohlenbestände in Vorrat aufzuhäufen, um fUr den Fall 
eines allgemeinen Streiks nicht Staat und Gesellschaft ohne Kohlen zu 
lassen, insbesondere aber anch, um im Kriegsfalle den Transport der 
Armeen nicht durch einen — von sozialdemokratischer Seite angedrohten 
— Ausstand der Kohlenarbeiter zu gefllhrden! 
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Dritter Teil. 
Der Arbeiterhilfsschutz. 



§ 1. Familie, Schule und Kirche, Neben dem Staatsschutze und 
dem Selbstschutze der Arbeiter besteht schon seit langer Zeit ein um- 
fassender Schutz, der den Arbeitern freiwillig durch dritte zu teil wird. 
Es handelt sich dabei in erster Linie einerseits um den Familien- 
sohutz, der durch die Verwandten und Vormünder gegen dritte Arbeit- 
geber oder innerhalb des Familienbetriebes durch den selbst als Arbeit- 
geber auftretenden Vater, Bruder u. s. w. ausgeübt wird, anderseits um 
den Schutz, den Schule und Kirche gewähren. Der Familienschutz 
war früher von grofsem Umfange, besitzt aber heute, obgleich er immer 
noch wesentliche Aufgaben zu erfüllen hat, nicht mehr die alte Bedeu- 
tung. Gröfseres leisten Kirche und Schule. 

Eine gute Schulbildung erhöht ohne Frage die Arbeitsfähigkeit 
und die Sittlichkeit der Arbeiter. Der Staat, der die Schulpflicht ein- 
ftthrt und damit die Notwendigkeit anerkennt, dafs fllr eine bestimmte 
Ausbildung der Kinder Sorge getragen werden mufs, hat auch die wei- 
teren Folgerungen aus seinen Anschauungen und Maferegeln zu ziehen. 
Mit den Anforderungen der Schulpflicht ist die Beschäftigung in der 
Fabrik nicht vereinbar. Sie nimmt die günstigste Tageszeit und die 
besten Kräfte des Kindes in Anspruch, läfst keine Zeit ftir häusliche 
Schularbeiten übrig und tritt fllr das Kind so sehr in den Vordergrund, 
dafs der Schulunterricht zu einer lästigen Beschränkung des Erwerbes 
wird und Erfolge nicht zu erzielen vermag. Dazu kommt, dafs das 
Zusammenarbeiten mit Erwachsenen nicht selten einen ungünstigen Ein- 
flufs auf die geistige und sittliche Entwickelung der Kinder ausübt und 
so die Lehren der Schule zu nichte macht. Hieraus ergiebt sich, dafs die 
Fabrikarbeit schulpflichtiger Kinder einen schweren Mifsstand darstellen 
mufs. Auch bei den älteren Kindern, etwa denen von 13 oder 14 Jahren, 
trifft das zu. Gerade die letzten Jahre der Volksschule sind meist die 
fruchtbarsten und erfolgreichsten für die geistige Entwickelung und Aus- 
bildung der Kinder; Entwickelung und Ausbildung müssen aber leiden, 
wenn die Arbeitszeit des Kindes anstatt dem Unterrichte, zum gröfseren 
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Teile der Fabrik gewidmet ist. In richtiger Erkenntnis dessen haben 
auch einige Staaten die Fabrikarbeit schulpflichtiger Kinder verboten; 
in anderen, und zwar in der Mehrzahl, fehlt ein derartiges Verbot noch 
ganz, und die Vorschriften, die den Kindern einen Besuch der Schule 
ermöglichen sollen, sind durchaus unzureichend. Über die in Rede 
stehende Gesetzgebung sind in den Kapiteln 1 — 3 des L Teiles Mit- 
teilungen gemacht worden. 

Der Volksschulunterricht gentigt nun freilich allein nicht ; er sollte 
mindestens ftlr jugendliche Arbeiter beiderlei Geschlechtes, und zwar fttr 
männliche teils durch Unterricht in Fortbildungsschulen, teils 
durch solchen in technischen Kursen, für weibliche Personen durch 
Haushaltungs- und Handfertigkeitsunterricht ergänzt wer- 
den. Die Fortbildungsschulen werden dahin zu wirken haben, die in 
den Volksschulen erworbenen Kenntnisse zu befestigen; Aufgabe der 
technischen Kurse dagegen wird es sein, eine planmäfsige Ausbildung 
in den fttr den besonderen Beruf notwendigen Kenntnissen herbeizu- 
führen. Beide Unterrichtsanstalten aber werden insofern von einem 
weiteren günstigen Einflüsse sein können, als die Kontrolle des Lehrers 
eine tibermäfsige Anstrengung der jugendlichen Arbeiter bei der Er- 
werbsbeschäftigung verhindert und die Thätigkeit in der Schule die Ge- 
fahren eines schlechten Umganges während der freien Stunden be- 
schränkt. Es mufs als wünschenswert bezeichnet werden, den Fortbil- 
dungs- und Fachunterricht fttr junge Leute männlichen Geschlechtes, wie 
den Haushaltungs- und Handarbeitsunterricht fttr Mädchen obligatorisch 
zu machen. Die deutsche Gesetzgebung (G.-O. § 120) bestimmt zwar, 
dafs für die Arbeiter unter 18 Jahren die Verpflichtung zum Besuche 
einer Fortbildungsschule, soweit sie nicht landesgesetzlich besteht, durch 
statutarische Bestimmung einer Gemeinde oder eines weiteren Kommu- 
nalverbandes begründet werden kann, und sie legt den Gewerbetrei- 
benden die Verpflichtung auf, ihren Arbeitern unter 18 Jahren die zum 
Besuche einer von der Gemeindebehörde oder vom Staate als Foi-tbil- 
dungsschule anerkannten Unterrichtsanstalt erforderliche Zeit zu gewähren. 

Diese Bestimmungen können indessen nicht als genügend bezeichnet 
werden. 

Der Unterricht in den Volks- und Fortbildungsschulen selbst wird 
insbesondere die sittliche Ausbildung der Schüler ins Auge zu fassen 
haben, er wird auch dafür Sorge tragen müssen, dafs die Kinder die 
Verhältnisse des Lebens schon frühzeitig richtig erkennen lernen und 
zu beurteilen verstehen. Wenn die Kinder, wie es heute meist der 
Fall ist, unerzogen für das Leben, erbarmungslos in den Kampf um das 
Dasein hinausgestofsen werden, wenn sie in eine Welt treten, die ihnen 
fremd ist, Verhältnisse kennen lernen, die sie nicht zu begreifen ver- 
mögen, wenn sie durch Dinge geblendet werden, die sie nicht zu be- 
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urteilea verstehen, daan braucht maa sieh aioht zu wuadera, dafs Hafe, 
Neid und Mifsgunst die heranwachsende Jugend beraten. Aufgabe der 
Schule wird es sein, hier Wandel zu schaffen und dahin zu wirken, 
dafs die künftigen Bürger des Staates flir das praktische Leben vor- 
bereitet, dafs sie zu Menschen herangezogen werden, die unbefangen, 
frei von innerer Unruhe und Unzufriedenheit, in die Welt hinaustreten 
und den Stürmen des Lebens gewachsen sind. 

Nach dieser Richtung hat auch die Kirche thätig zusein. Wenn 
man auch der religiösen Weltauffassung, die es leugnet, dafs die mate- 
rielle Wohlfahrt und der wirtschaftliche Fortschritt zum Heile der Mensch- 
heit beitragen, nicht beizustimmen vermag, so wird man doch nicht 
verkennen dürfen, dafs die Kirche soziale Aufgaben zu erf&llen hat. 
In erster Linie wird es der Thätigkeit ihres Lehrstandes, der Geist- 
lichkeit, bedürfen, um für Verbreitung, Erhaltung und Vertiefung 
der christlichen Ideen zu sorgen und ein christlich-sittliches Handeln 
in den einzelnen Ständen immer wieder anzuregen und zu fordern. 
Predigt, Konfirmandenunterricht und Seelsorge bieten hierfür ein weites 
Feld. Sollen sie wirksam sein, so setzt das freilich voraus, dafs die 
Vorbildung der Geistlichen derart ist, um den sozialen Aufgaben, die 
ihrer einst im Amte harren, gewachsen zu sein. So lange aber die 
theologische Ethik dem jungen Theologen nicht dasjenige bietet, was 
er zur Beurteilung der Zustände des öffentlichen Lebens der Gegenwart 
zu wissen nötig hat, mufs es bei der heutigen Bedeutung aller volks- 
wirtschaftlichen und sozialen Fragen nur erwünscht erscheinen, wenn 
sieh der künftige Geistliche auf diesen Gebieten diejenige Kenntnis 
verschafft, die man heute von jedermann verlangt, der in einer gebil- 
deten Gesellschaft mitreden will. Neben den sozialen Aufgaben des 
kirchlichen Amtes giebt es aber auch solche der christlichen Kirche 
selbst. Sie sind teils solche mehr allgemeiner Art, teils solche, die sich 
im besonderen auf das Wohl der Arbeiter beziehen. Bei jenen handelt 
es sich im wesentlichen um die „innere Mission**, die daraufge- 
richtet ist, die christliche Liebe zum Elend zu erwecken und die ent- 
fremdeten Massen mit Hilfe der verschiedensten Einrichtungen der Kirche 
zurückzugewinnen. Solche Einrichtungen liegen zum Teil auf dem Ge- 
biete der kirchlichen Armenpflege, zum Teil dienen sie der Bekämpfung 
der Prostitution (Magdalenenasyle) , des Verbrechertums (Fürsorge für 
entlassene Strafgefangene), der Trunksucht und der Vagabundenplage 
(Arbeiterkolonien, Verpflegungsstationen, Herbergen), wie der Unter- 
bringung verwahrloster Kinder. Als Mittel, die gefährdeten wirtschaft- 
lichen Existenzen zu stärken, dient dann die Beschaffung von Arbeit an 
die Arbeitslosen, wozu die kirchliche Armenpflege Gelegenheit bietet. 
„Nun handelt es sich aber in der Arbeiterfrage,*' so bemerkt v. Na- 
THUSius (Mitarbeit der Kirche, Bd. II, S. 441), „nicht blofs darum, allen 
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Arbeitslosen Beschäftigung zu verschafifen, damit sie gerade zu leben 
haben, oder sie wirtschaftlich so zu stärken, dafs sie gegen die elemen- 
tarsten üngläoksflllle, sowie gegen die Ausbeutung oder Vergewaltigung 
einigermaCsen geschützt sind. Sondern der soziale Friede kann erst 
dann als hergestellt angesehen werden, wenn der Arbeiterstand sich 
in einer Lage befindet, die ihm gestattet, an den FoHschritten, welche 
die Lebenshaltung der modernen Menschheit überhaupt gemacht hat, 
auch seinerseits entsprechend teilzunehmen. Dazu freilich giebt es 
sittliche Voraussetzungen und zwar für beide der jetzt 
noch streitenden Parteien. Auf Seiten der Arbeiter ist eine Ge- 
sinnung nötig, welche nicht im sinnlichen Genüsse das Glück sucht und 
darum jeden beneidet, dem mehr davon zu Gebote steht. Wo solche 
Wertschätzung herrscht, da werden mit jeder ErfllUung irgend eines 
Wunsches weitere Wünsche rege gemacht. Diese Begehrlichkeit, die 
von Agitatoren künstlich geweckt wird, an sich etwas Unmenschliches 
und Tierisches, eine Begehrlichkeit, für die es Grenzen und Schranken 
gar nicht giebt — , ist ein Hindernis für die Verständigung über die 
wahren Bedürfnisse des Standes und die praktischen Ziele des sozialen 
Handelns. Und das um so mehr, als sie zumeist mit ganz falschen Vor- 
aussetzungen über die Zustände bei den „Reichen^ verbunden ist, als 
ob nämlich jeder, der nicht mit der Handarbeit sich jeden Genufs ge- 
statten könne, niemals Sorgen habe, niemals Selbstverleugnung zu Oben 
habe und dem Glücke geradezu im Schofse sitze. Ein lebendigerer Ver- 
kehr der Stände untereinander oder auch nur eine Vermittelung zwischen 
den verschiedenen Klassen, wie sie der Pastor, der Arzt, der Lehrer, 
manche Beamte u. s. w. zu üben haben, kann hierin manches bessern. 
Aber freilich giebt es auch sittliche Voraussetzungen auf der andern 
Seite. Nicht minder als jene ungesunde Begehrlichkeit zeigt sich als 
Hindernis ftlr die Verständigung über die sozialen Ziele die unerfreund- 
liche Härte, mit der von oben her jeder Wunsch nach Verbesserung 
ihrer Lage den Arbeitern als Begehrlichkeit ausgelegt wird. Es ist 
dringend zu wünschen, dafs der christlich-soziale Geist in den höhereu 
Ständen eine andere Gesinnung gegen die untern erzeugt. Man redet 
oft gegen die Verwöhnung derselben, und das hat dann einen guten 
und rechten Klang. Aber ist es nicht oft unbewufst das egoistische 
Interesse, das diese Worte und diese Gesinnung eingiebt, anstatt des 
Literesses an dem wahren Wohl der Untergebenen ? Es läfst sich ganz 
wohl auch mit dem sittlichen Wohlergehen der Leute, mit der Befesti- 
gung in der Zufriedenheit und Geduld, kurz mit einer Vertiefung der 
christlichen, der himmlischen Gesinnung vereinigen eine Fürsorge nicht 
nur für die Verbesserung, sondern auch ftlr die Verschönerung ihrer 
äufseren Lage. . . Und was die Begehrlichkeit überhaupt betrifft, so 
dürfte es wohl ausgemacht sein, dafs jene betrübenden Erfahrungen von 
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derselben nicht von den wohlwollenden und gütigen, sondern von den 
harten Herrschaften gemacht werden, die sich anf den Standpunkt des 
Lohnkontraktes stellen und die Grenze zwischen sich und der (Gegen- 
partei scharf zum Ausdrucke bringen. Wo aber auf Seiten der Arbeiter 
die Empfindung entsteht, dafs sie als Menschen, als Mitmenschen be- 
handelt werden, wo der Herr auch der Freund und Berater ist, wo er 
und seine Familie an den Sorgen und Freuden seiner Arbeitsfamilien 
menschlich teilnimmt, da wird auch das Begehren der Arbeiter in den 
gesunden Schranken bleiben/ 

Diesen Grunds&tzen werden die kirchlichen Bestrebungen zu folgen 
haben, die auf das Wohl der Arbeiter im besondem, das materielle 
wie das sittliche, gerichtet sind. Diese Bestrebungen werden in erster 
Linie darauf gerichtet sein mtlssen, die sittlichen Gefahren, die in der 
ganzen Entwickelung des industriellen Lebens liegen, die Auflösung 
des Familienlebens, das Schwinden der Zucht und der Erziehung, die 
Abstumpfung des Geistes durch die Einseitigkeit der Arbeit und im Zu- 
sammenhange damit die Zunahme der Genufssucht an freien Tagen und 
in freien Stunden, zu bekämpfen. Eigene Fabrikmissionen, be- 
sondere Pflege der Arbeiterjugend, geistige Hebung und 
ma fsvolle Geselligkeit werden hierzu die Mittel bilden. 

§ 2. Der Schutz der Arbeiter durch die Arbeitgeber und die besitzenden 
Klassen, — Arbeitslohn, Arbeitszeit und Arbeitsleistung, Neben dem 
Familienschutze hat schon seit langer Zeit ein familienähnlicher Schutz 
der Arbeiter durch die Arbeitgeber, ein Patriarchalschutz, bestanden 
und früher allen heutigen Arbeiterschutz an Bedeutung überwogen. Von 
einer patriarchalen Behandlung der Arbeiter kann indessen nicht mehr 
die Rede sein, nachdem das Arbeitsverhältnis die heutige Gestaltung an- 
genommen hat. Dagegen wird der Hilfsschutz der Arbeitgeber noch heute 
vieles leisten können, was der Staatsschutz oder der Selbstschutz der Ar- 
beiter nicht zu leisten vermöchte, und man darf deshalb keineswegs so ge- 
ringschätzig auf ihn herabblicken, als das von mancher Seite geschieht. 
Der Hilfsschutz der Arbeitgeber wird einerseits über den Staatsschutz hin- 
ausgehen und sich namentlich zur Aufgabe stellen können, Löhne, Arbeits- 
zeit, Arbeitsruhe u. dergl. in einer besonders humanen Weise zu regeln, an- 
derseits wird er sich um das Leben und Verhalten der Arbeiter aufserhalb 
der Arbeit und der Arbeitsstätte zu bekümmern und durch „Wohlfahrts- 
einrichtungen^ die selbständige Thätigkeit der Arbeiter zu unter- 
stützen und zu ergänzen vermögen. Die erste Art des Hilfsschutzes 
wird sich da, wo der Staatsschutz umfassend geworden ist, nur selten 
vorfinden und mit dessen Zunahme auch stets geringer werden. Da- 
gegen wird die Ausbreitung von Wohlfahrtseinrichtungen von vielen 
geradezu als das vornehmste Ziel der Sozialreform betrachtet Es handelt 
sich bei diesen Einrichtungen um Mafsnahmen verschiedensten Charakters. 
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Die einen davon, zu denen die Arbeite rausohtisse, deren bereits 
eingehender gedacht wurde (vgl. S. 192u. fif.)? ^^i zweckmäfsigere 
Lohnsysteme zählen, liegen ebenfalls so im Interesse der Arbeitgeber, 
als in dem der Arbeiter. 

Unter der Lohnfondstheorie, die den alljährlich in einem bestimmten 
Lande fftr Lohnzahlungen zur Verfügung stehenden Betrag als eine 
feste Oröfse ansah und nun behauptete, dafs man den Durchschnitts- 
lohn des einzelnen Arbeiters vermittelst Division des Lohnfonds durch 
die Gesamtzahl der Arbeiter erhalte, und dafs der Lohn der einen 
Gruppe von Arbeitern herabgehen müsse, wenn es einer andern ge- 
länge, einen grö&eren Anteil an diesem Fonds als den naturgemäfsen 
zu empfangen, — unter der Herrschaft einer derartigen Theorie konnten 
die Folgen niedriger oder hoher Löhne den Arbeitgebern kaum vor 
Augen gefllhrt werden. Wie man allmählich aber den Irrtum erkannte, 
von dem die Lohnfondstheorie der klassischen Nationalökonomie ausging, 
so zeigte auch gar bald die Erfahrung, dab die beste und vollkommenste 
Arbeit da geleistet wird, wo die Arbeiter am höchsten gelohnt werden. Das 
kann nicht wundernehmen, denn es liegt ja auf der Hand, dafs höhere 
Löhne eine bessere Lebenshaltung, Ernährung und geistige Ausbildung 
der Arbeiter ermöglichen und dadurch deren Arbeitsf&higkeit steigern, 
wie höhere Arbeitsleistungen hervorrufen. Ein sozial hochstehender, gut 
unterrichteter und aufgeweckter Arbeiterstand wird auch allein im stände 
sein, die fortschreitende Vervollkommnung derTechnik nutzbar zu machen. 
Durch eine gro&e Reihe von Beobachtungen wird das bestätigt. Ins- 
besondere hat J. ScHOENHOP in seiner Schrift „The Economy of high 
wages'' (New- York 1892) auf Grund eingehender Untersuchungen über 
die Produktionskosten der hauptsächlichsten auf dem Weltmarkte kon- 
kurrierenden Industrien klargelegt, dafs die Länder mit den niedrigsten 
Löhnen und der längsten Arbeitszeit am teuersten produzieren, daCs in 
den einzelnen Ländern die Kosten der Arbeit um so niedriger sind, je 
höher der Lohn und je kürzer die Arbeitsseit, und dafs Amerika mit 
seinen höheren Löhnen einen viel niederen Preis der Arbeit habe, als 
England und die übrigen Länder des europäischen Kontinents. Nach 
ScHOENHOF (a. a. 0. S. 387) stellten sich in einer Reihe der wichtigsten 
Industrieerzeugnisse Amerikas und Englands die Kosten derArbeit 
folgendermafsen: 



Arbeit 


Amerika 
Cents 


. England 
Cents 


Braunes Steingut: 

BattertOpfe von '/* Gallon .... 
BnttertOpfe Yon 1 OaUon .... 


. . 100 Stück 


71,3 
100 
162 
245 
553 
1 666 


109 
158 
293 


.3 „ .... 
n 5 „ . . . . 


n « 


460 
730 


«6 „ . . . . 


. . ^ « 1 


1200 
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Arbeit 



Amerika 

Cents 



I Eoglaod 
I Gents 



Kristallglai: 

Flaaehen: 16 Unwn 100 Stück 

2 

Karaffen, 1 Qaart 

Waaserfiaschen, 1 Quart 

Becher 

WasaerglSaser 

Fingerbecken 

BitaininOse Kohle, groCae Tonne (Ganze Union) .... 

(renn. 1890) .... 



I 



(Connellar.) 
Koksfabrikation, grotse Tonne (ConneUar.) . 
Eiienerz, groCse Tonne (Lake Snp.) . . . 
Billigere Erze, grofse Tonne (Cnmberland) . 



Robeisen, grobe Tonne (East'n Fa.) . 

, (Pittabnrgh) . 

Beatemer Stabisobienen (East*n Pa.) . 

Banmwollgarn, Nr. 20, per 100 Flnnd 

Banmwolltucb zum Bedrucken, Tarda 

4—4 Überzüge, Yards 

Kammgarn, 2—40, Pfund 

6—4 Kammgamtucb: 

Weben, per Yard 

Färben und Appretor, per Yard . 
6—4 WoUentuch: 

Garn, Pfnnd 

Weben, P/und 

Appretur, Pfund 

6 — 4 Cheriot-Gam, Pfund .... 

Weben 

Teppiche, Yard 

Seideapinncn, Pfand 

Damenstiofcl, das Paar 



8S 

42 
375 
400 
130 

95 
125 

86 

64 

33 

32 

119 

19 

125 

158 

250 bis 304 

45 

98 

40 

45 

1153 



91 

58 
450 
475 
127 

80 
146 

79 

(DoikaiB) 

51 
(Dnriiaa) 

24 
(Staiordskii«) 

146 
(Gtoralaad) 

30 
QOddleaboro) 

73 bis 96 

307 

50 
100 
84 bis 51 

50 
950 



24,4 
4,1 

4,8 
9,6 
2,6 
3,9 
7 
4 bia 5,25 
32 bia 37*/« 
35 



I 



10,8 

4,7 

4 

7,4 

4 

4 

4,4 

4,5 
40 
64 



^Der höhere Lohn*', so bemerkt Schoenhop (a. a, 0. S. 84X »der 
in den Vereinigten Staaten vorherrscht, ermöglioht den Arbeitern eine 
bessere Lebensweise and Ernährung an Körper und Gkist. Sie nehmen 
mehr und bessere Nahrung zu sich, als irgend welche Arbeiter Europas, 
auch ihre allgemeine Lebenshaltung ist eine höhere. Sie bedienen mehr 
Spindeln und Webstühle in der Textilindustrie, Li der Stahlfabrikation, 
in den Kohlenbergwerken, in den Kokereien u. dergl. produziert eine 
gleiche Zahl von Arbeitern in derselben Zeit mehr als irgend welche 
europäischen Konkurrenten. Sie arbeiten stetiger in jeder einzelnen 
Stunde ihres Arbeitstages. Die Stetigkeit des Arbeiters, das Hingeben 
seiner ganzen Energie an die Arbeit ist äuCserst intensiv und nur mög- 
lich, wo gute Nahrung vorwiegt. Jeder Augenblick wird ausgenutzt, 
um die gröfste Stückmenge zu erzielen^ die seiner Maschine oder seinen 
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H&nden abgeningen werden kann. Das allein erklärt den hohen Verdienst 
in einigen Beschäftigungen bei einem Stttcksaize, der so niedrig ist, daÜB 
er in Europa Staunen erregt." 

Derartige Erfahrungen haben auch auf dem Kontinente einsichts- 
vollen Arbeitgebern schon längst die Überzeugung beigebracht, dafs 
nicht niedrig, sondern hoch bezahlte Arbeit schlieMich am billigsten zu 
stehen kommt. Im grofsen und ganzen haben die Unternehmer des Kon- 
tinents sich aber weniger zu einer Erhöhung der Zeit- und Accordlöhne 
verstanden, sondern sie haben das Interesse des Arbeiters an dem Er- 
gebnisse seiner Arbeit durch andere Lohnsysteme zu erhöhen versucht. 
Hauptsächlich ist das geschehen durch die sog. Prämienlöhnung wie durch 
die Gewinnbeteiligung der Arbeiter. 

Die Prämienlöhnung besteht darin, dafs für Leistungen, die über 
die normalen hinausgehen, Prämien zum Zeitlohn gewährt werden. Diese 
Prämien können zweifellos einen Ansporn zu gröfserem Fleifse bilden. 
Sie werden aber nicht nur für gröfseren Fleifs gewährt, sondern auch 
als „Qualitätsprämien^ flir besonders gute Leistungen, ferner ftlr sorg- 
fältige Behandlung von Maschinen und Werkzeugen und als „Ersparnis- 
prämien ** für sparsamen Verbrauch von Rohmaterial. Ihre Wirkung 
ist derart, dafs die Arbeitgeber Nutzen zu ziehen und, ohne ihr Ein- 
kommen zu schmälern, zu einer Erhöhung des Einkommens ihrer Ar- 
beiter beizutragen vermögen. Auch „Alterszulagen*' und Prämien fttr 
Arbeiter, die sich durch ein gutes Verhalten auszeichnen, werden zu 
einer gleichen Wirkung führen; sie sichern den Unternehmern gute 
Arbeitskräfte und werden so zu Mafsnahmen, deren Kosten durch ihre 
Vorteile flJr die Unternehmung reichlich aufgewogen werden. 

Zu läugnen ist freilich nicht, dafs auch Abarten des Prämien- 
systems vorkommen, die zu Müsständen führen. Eine derartige Abart 
scheint in der Augsburger Textilindustrie vorhanden zu sein. Hier ist 
nach Mitteilungen von H. Mattutat (in der „Sozialen Praxis, V. Jahrg., 
Nr. 8) ein Prämiensystem eingeflihrt, das als eine Erweiterung des 
Accordsystems zu betrachten ist und in Verbindung mit diesem dazu 
dienen soll, die Arbeiter zur höchsten Leistungsfähigkeit anzuspornen. 
Die reinen Accordsätze ergeben einen Verdienst, der für 12 Löhnungs- 
tage bei durchschnittlich 11 stündiger täglicher Arbeitszeit zwischen 10 
und 24 Mk. schwankt und nur in seltenen Fällen 30 Mk. übersteigt. 
Hierzu kommen nun aber die Prämien. Man unterscheidet dreierlei Arten : 

1. die Prämie je nach der Höhe des Lohnes und der Arbeitszeit 
(Zahl der Arbeitstage), 

2. die sogen. Saalprämie, die auf den in einem Arbeitssaale er- 
reichten höchsten Arbeitslohn gezahlt wird, 

3. die Prämie an den Meister, die sich nach dem Verdienste der 
unter seiner Aufsicht stehenden Arbeiter richtet. 
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Die Höhe der in einer Fabrik für 12 Arbeitstage gezahlten Prämie 
und die Art ihrer, sich nach der Höhe des erarbeiteten Acoordlohnes 
richtenden Steigerang veranschaulicht folgende Tabelle: 



Lohn 
Mk. 


Prttmiej Lohn Prämie Lohn Prämie 
Mk. Mk. Mk. ' Mk. Mk. 


Lohn 
Mk. 


Prämie 
Mk. 


Lohn 
Mk. 


Prämie Lohn 
Mk. 1 Mk. 


Prämie 
Mk. 


12,00 
13,00 


1,20 14,00 1,80 ' 16,00 
1,40 15,00 2,50 17,00 


3,10 
3,70 


18,00 
19,00 


4,30 
4,90 


20,00 
21,00 


5,50 ' 
5,90 


22,00 
23,00 


6,30 
6,70 



Mattütat bemerkt hierzu: ,,Es ist nicht schwer, sich eine Vor- 
stellung von der Wirkung zu bilden, die das Prämiensystem auf den 
Arbeiter üben mufs. Da in diesem System der Accordlohn allein so 
bemessen ist, dafs der Arbeiter davon nicht leben kann, so ist er ge- 
nötigt, seine Kräfte aufs äufserste anzuspannen, um in den Bezug einer 
Prämie, und zwar möglichst der höchsten, zu gelangen . . . Hohe 
Prämien zu erreichen, gelingt nur einigen wenigen, sehr geschickten 
Arbeitern. Die Mehrzahl muls sich mit den niederen Prämien begnügen 
oder geht derselben infolge der Einwirkung einer Reihe von Umständen 
ganz verlustig. Solche Umstände sind: Krankheit, Wahrnehmung von 
Terminen, Gestellungen, Störungen im Betriebe, schlechtes Rohmaterial, 
Warten auf den Arbeitszettel oder sonstige Vernachlässigung des Ar- 
beitei*s durch den Meister, Mängel an der Maschine und vor allen Dingen 
Strafen für fehlerhafte Arbeit. Alle diese Umstände wirken darauf ein, 
dafs der Arbeiter durch Unterbrechung oder langsameren Fortgang 
seiner Arbeit nicht auf die Lohnhöhe kommen kann, um eine Prämie 
oder wenigstens eine erhebliche Prämie zu erhalten . . . Selbst die 
wenigen scheinbaren Vorteile dieses Systems erweisen sich bei näherem 
Zusehen als Nachteile far den Arbeiter. Die Hast, mit der er die Ar- 
beit vollziehen muls, hat sehr leicht Arbeitsfehler zur Folge; er wird 
bestraft und kommt um die erhoffte Prämie. Nebenbei wirkt die fort- 
währende Anspannung ruinierend auf die Gesundheit ein.*' 

Unter Gewinnbeteiligung versteht man eine Einrichtung, der 
zufolge die Arbeiter aufser ihrem Lohne noch einen bestimmten Anteil 
am Reingewinne der Unternehmung erhalten. Die üblichste Bemessung 
dieses Anteils besteht in der einfachen Festsetzung eines Prozentsatzes 
vom Gewinn. Dieser Satz pflegt je nach dem Belieben der Unter- 
nehmer oder nach besonderen Umständen (Konjunktur, Betriebsart u. s. w.) 
stark zu schwanken. Am weitesten ist er beim GoDiNschen Famili- 
sterium zu Guise ausgedehnt, wo der Arbeit eine gröfsere Dividende 
als dem Kapital zuerkannt ist. *) Für die Höhe des Anteils pflegt über- 
dies meist die Länge der Arbeitszeit malsgebend zu sein, die ein Arbeiter 

1) Näheres bei Godin, Böhmbbt, HIntschkb u. s. w. Vgl. die Littcratur- 
Angaben in dem bibliographischen Teile dieses Bandes. 
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in einem Unternehmen verbracht hat. Auch die Art und Weise, in der 
den Arbeitern die Anteile zu gute kommen, ist sehr verschieden. Die 
Die einen der Arbeitgeber zahlen die Arbeitsdividenden bar aus, die 
andern gewähren nur einen Teil in bar und legen das übrige zu Alters- 
versorgungszwecken, zum Ankaufe von Wohnhäusern u. dergl. an. Im 
Familisterium zu Ouise wie in einigen anderen Gesellschaften wird der 
ganze Gewinnanteil zum Ankauf von Geschäftsanteilen verwandt« 

Die Erfahrung zeigt, dafe das System der Gewinnbeteiligung nur 
in beschränktem Mafse anwendbar ist und lediglich da Erfolg ver- 
spricht, wo der Einflufs der Konjunkturen auf die Erträge und die 
Funktion der Betriebsleitung eine untergeordnete Rolle spielen, wäh- 
rend die Leistungen der Arbeiter für die geschäftlichen Ergebnisse 
von gröfeter Bedeutung sind. Unter diesen Voraussetzungen hat die 
Gewinnbeteiligung zu einem gröfseren Arbeitsfleifse und zu einer 
Steigerung der Qualität der Arbeitsleistungen geführt, wie dem Arbeit- 
geber die dauernde Yerfligung über geeignete und willige Arbeitskräfte 
gesichert. Im allgemeinen sind solche Voraussetzungen aber nur selten 
vorhanden. Dazu kommt noch, dafs die Unternehmer meist Bedenken 
tragen werden und tragen müssen, mit den Reinertragsverhältnissen ihrer 
Unternehmungen an die Öffentlichkeit zu treten. Daher ist es nicht zu 
verwundern, dafs das System der Grewinnbeteiligung bei den Arbeitgebern 
nur wenig Anklang gefunden hat. Am meisten wird es noch in Frank- 
reich, wo fhr seine obligatorische Einführung in Staatsbetrieben agitiert 
wird, und in Nordamerika angewandt, in Deutschland dagegen kommt es 
nur selten vor. Die Abneigung der Arbeiter dagegen erklärt Schmoller 
(Zur Sozial- und Gewerbepolitik, S. 457) damit, dafs die Führer der Ge- 
werkvereine durch jede gelungene Gewinnbeteiligung ihren Einflufs be- 
droht sähen, während es die Gesamtheit der gewöhnlichen Arbeiter, die er- 
lebt haben, dafs ihnen ein Streik 10— 20 Proz. Lohnerhöhung gebracht hätte, 
das viel einfacher fände, als ein Jahr lang auf einen 20 proz. Bonus zu 
warten, der auch ausbleiben könne. Eine gröfsere Ausdehnung dürfte von 
dem System der gleitenden Skalen, dessen bereits S. 141 u. 210 ge- 
dacht wurde, erwartet werden. Aufser den zweckmäfsigen Lohnsystemen, 
die im Interesse beider Teile liegen, giebt es nun noch eine grofse Reihe 
von Wohlfahrtseinrichtungen, bei denen der Arbeitgeber dem Arbeiter Vor- 
teile gewährt. Diese Vorteile können entweder solche sein, die aus 
rein menschenfreundlicher Gesinnung gewährt werden, und für die der 
Arbeitgeber eine entsprechende Gegenleistung nicht empfängt, oder 
solche, die zwar eine Besserung der Lage des Arbeiters bewirken, häufig 
aber durch die erhöhte Abhängigkeit, in die der Arbeiter zum Arbeit- 
geber gerät, völlig aufgewogen werden. Zu diesen Wohlfahrtseinrich- 
tungen gehören insbesondere: Anstalten der Fürsorge für Kinder und 
jugendliche Personen (Krippen, Kleinkinderbewahranstalten, Kinder- 

Fbankensteik, Arbeitersobatz. 17 
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gärten, Kinderhorte, Anstalten fllr Handfertigkeitsanterrriebt; Fort- 
bildungsanstalten; Tom- und Spielplätze u.dergl.), Anstalten der Fürsorge 
für Arbeiterinnen (Hausbaltongs- und Handarbeitssohnlen, Mädchenbeime 
— Woebnerinnenasyle u. s. w,), Sparkassen, Kranken-, Invaliden-, Alters-, 
Witwen- und Waisenkassen, Zusohufskassen, Anstalten zur Anfhabme 
kranker, rekonvalescenter, invalider und alter Arbeiter; Arbeiterspeise- 
anstalten, Speisesäle, Fabrikküchen, Speise Wärmevorrichtungen; Konsum- 
anstalten und Beschaffung von Lebensbedürfnissen; Wasch- und Bade- 
einrichtungen; Arbeiterwohnungen und Herbergen für unverheiratete 
Arbeiter; Anstalten zur Pflege des geselligen Verkehres und der Arbeiter- 
bildung (Gesellschaftsräume, Lesezimmer, Bibliotheken, gesellige Zu- 
sammenkünfte u. s. w.). Auf eine nähere Darstellung dieser Wohlfahrts- 
einrichtungen wird im vierten Teile dieses Buches eingegangen werden. 
An dieser Stelle seien nur einige Bemerkungen über ihre Bedeutung 
wie über die Voraussetzungen ihrer Wirksamkeit gemacht. 

Je nach dem Geiste, in dem sie geleitet, und je nach der Absicht, 
in der sie geschaffen, werden die Wohlfahrtseinrichtungen zu wirken 
vermögen. Sollen sie dazu dienen, das Arbeitsverhältnis zu einem 
patriarchalischen zurüokzubilden oder das Abhängigkeitsverhältnis, in 
dem sich der Arbeiter dem Arbeitgeber gegenüber befindet, noch zu er- 
höhen, so können sie nur zu einer Verschlechtenmg der Lage der Arbeiter 
beitragen und zu einer Gefährdung der sozialen Beformarbeit führen. 
Werden sie dagegen in einer Weise geleitet, die den Arbeitern ein 
Recht der Teilnahme an der Verwaltung einräumt und sie zu wachsen- 
der Selbständigkeit wie zur eigenen Verwaltung ihrer Angelegenheiten 
ei-zieht, so werden die Wohlfahrtseinrichtungen nur segensreich zu wirken 
vermögen. Freilich, nicht Überall werden sie am Platze sein. Wo die 
Löhne hoch sind, eine dauernde Steigerung der Lebenshaltung der Ar- 
beiter eingetreten und das Gefühl der Selbständigkeit wie das Sti-eben 
nach Unabhängigkeit in den Arbeitern stark ausgeprägt ist, da wird 
eine patriarchalische Sozialpolitik kaum auf Erfolge rechnen dürfen« 
Wo dagegen die Löhne der Arbeitermassen auf einem Niveau stehen, 
das ohne besondere Beihilfe eine kulturelle Lebensführung nicht zulälst 
und vielleicht eine Lockerung der Familienbande bewirkt hat, werden 
Wohlfahrtseinrichtungen nicht entbehrt werden können. 

Aufser den Wohlfahrtseinrichtungen, die die einzelnen Arbeitgeber 
für ihre Arbeiter ins Leben rufen, giebt es noch zahlreiche Veranstal- 
tungen der gleichen Art, vermittelst deren nicht nur Arbeitgeber, son- 
dern Angehörige der Gesellschaft, der besitzenden und gebildeten Klassen 
überhaupt auf eine BesseruDg der materiellen Lage und auf eine geistige 
und sittliche Hebung des Arbeiterstandes einzuwirken suchen, zum Teil 
in Verbindung mit den Arbeitern selbst. Zur Begründung von Wohl- 
fahrtseinrichtungen dieser Art, die meist da entstanden sind, wo die 
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Mittel Einzelner nioht ausreichten, hat teils das Bewnlstsein der An- 
gehörigen der besitzenden Klassen, zur ErfbUang bestimmter Pflichten 
den ärmeren Bevölkernngsmassen gegenüber verpflichtet zu sein, bei- 
getragen, teils hat der Wunsch und das Bedürfnis mitgesprochen, in 
solchen Einrichtungen einen neutralen Boden zu besitzen, auf dem sich 
Arbeitgeber und Arbeiter, Beich und Arm, Hoch und Niedrig einander 
nähern und durch Anknüpfung rein menschlicher Beziehungen nach den 
verschiedensten Bichtungen hin zusammenwirken können. Eine Dar- 
stellung der hier in Frage kommenden Mafsregeln und Veranstaltungen 
wird im vierten Teile dieses Buches gegeben werden. 

Dafs neben den Versuchen der besitzenden Klassen, durch Wohl- 
fahrtseinrichtungen auf eine Besserung der ^^rbeiterverhältnisse direkt 
einzuwirken, auch die öffentliche Meinung und alle ihre Träger, 
insbesondere die Presse, einen indirekten Einflufs auf das Gewissen 
des Arbeitgebers und damit auf eine günstigere Gestaltung des Arbeits- 
vertrages auszuüben vermögen, sei hier noch kurz erwähnt. 

§ 3. Die Gemeinden, Wenn von Aufgaben der Gemeinden auf 
dem Gebiete der Arbeiterfrage die Bede ist, so pflegt man in erster 
Linie wohl immer an die Lösung der Arbeiterwohnungsfrage zu 
denken. Diejenigen, die der Gemeinde in dieser Frage besondere Auf- 
gaben zuweisen, gehen von der Anschauung aus, daJCs die Privatbau- 
thätigkeit nicht dahin führen werde, dafs Mietwohnungen in entspre- 
chender Quantität und Qualität zu erschwinglichen Preisen angeboten 
werden würden. Sie fordern deshalb ein Wohngesetz, das einerseits 
eine Übervölkerung der Wohnräume hintanhalten, anderseits die Ver- 
wendung von Gebäuden, die durch ihre Lage, Bauart oder bauliche 
Beschaffenheit gesundheitsschädlich sind, verbieten soll. Da sie nun 
aber befürchten, dafs gerade ein derartiges Gesetz die Bauthätigkeit 
beschränken und vom Vermieten an kleine Leute abhalten werde, so 
wollen sie dem Staate die Handhabe geben, diejenigen Gemeinden, in 
denen den Anforderungen des G^etzes wegen Mangels an Wohnungen 
nicht genügt werden kann, zur Erbauung und Vermietung eigener Woh- 
nungen zu zwingen. Mit Eücksicht auf diesen Zwang will Herkneb 
(Arbeiterfrage, S. 265) den Gemeinden günstigere Expropriationsbefug- 
nisse erteilt und ihnen die Kapitalbeschaffung durch Zinsgarantien er- 
leichtert wissen ; er glaubt im übrigen, dafs sich durch eine Besteuerung 
der „unverdienten* Wertsteigerung des städtischen Grund und Bodens 
erhebliche Mittel beschaffen lassen würden. Bei dieser Forderung wird 
zunächst übersehen, dafs es sich bei der befürworteten Boden- und Woh- 
nungspolitik der Gemeinden um Übergriffe in die Privatwirtschaft und 
in das Privateigentum handelt, die von den bedenklichsten Folgen be- 
gleitet sein düi-ften. Sofern nur die Verhütung des sogen. Baustellen- 
wuchers in Frage kommt und an die Gemeinden das Verlangen gestellt 

17* 
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wird, das Gelände, das in einiger Zeit voraussichtlich zn Banpl&tzen 
gesucht werden würde, zu erwerben, um aus dem vorteilhaften Ver- 
kaufe zu Gunsten der Allgemeinheit Nutzen zu ziehen, werden die Folgen 
noch geringer sein. Aber schwerlich wird sich eine Gemeinde den na- 
tttrlichen Verkehrsbedingungen und Preisbestimmungsgrflnden entziehen 
können; sie wird genötigt sein, den ihr gehörenden Grund und Boden 
wie jeder Privatunternehmer abzulassen, d. h. nach dem höchsten An- 
gebote. Damit würde, da ein Billigerwerden nicht erzielt wird, natür- 
lich nichts gebessert sein. Würden die Gemeinden dagegen ein Ver- 
schleudern der Baustellen betreiben, so würden die E&ufer den Nutzen 
der heutigen Spekulanten ziehen, und eine keinesfalls zu rechtfertigende 
Wertverminderung alles übrigen Grundbesitzes w&re die natürliche Folge, 
ohne daljB sonst eine Änderung einträte. Weit ungünstiger noch lägen 
die Dinge, wenn die Gemeinden direkt als Wohnungsproduzenten und 
Wohnungsvermieter auftreten wollten. Das hätte nicht allein eine Beein- 
trächtigung von Eigentumsrechten zur Folge, sondern auch eine Belastung 
von Bevölkerungsklassen mit Ausgaben und Risiken, mit denen sie 
meines Erachtens nicht beschwert werden können. Im übrigen lielse sich, 
da gerade in der Wohnungsfrage Sitten und Gewohnheiten der arbei- 
tenden Bevölkerung eine grofse Bolle spielen, gar nicht absehen, ob 
durch das Eintreten der Gemeinde irgend eine Besserung erzielt werden 
würde. Meines Erachtens hat der Staat und die Gemeinde auf dem 
Gebiete der Arbeiterwohnungsfrage keine anderen Aufgaben zu erftülea, 
als diejenigen, die mit denen der Gesundheits- und Sittlichkeitspolizei 
zusammenfallen. Wer darüber hinaus Forderungen erhebt, pflegt sich 
überdies in der Regel nicht klar zu machen, wie es im Grunde ge- 
nommen um die unverdiente Wertsteigerung des städtischen Grund und 
Bodens bestellt ist. Auch die Thatsache pflegt übersehen zu werden, 
dals man keineswegs so schlechthin von stetigen Wertsteigerungen spre- 
chen darf. Die Werterhöhung des städtischen Grundbesitzes ist viel- 
mehr räumlich wie zeitlich beschränkt. Auf günstige Perioden folgen 
solche der Reaktion, und gerade in der Gegenwart laust sich in den 
GroUsstädten an Stelle des Steigens häufig ein Sinken der Boden- und 
Mietpreise beobachten. Daneben darf auch nicht so schlechthin von „un- 
verdienter*' Wertsteigerung gesprochen werden. Es sei nur daran er- 
innert, dafs eine Wertsteigerung, die infolge neuer Stra&enanlagen 
eintritt, ja gerade den Aufwendungen der Grundbesitzer, die die ge- 
samten Strafsenbaukosten und auf Jahre hinaus die Kosten der Strarsen- 
unterhaltung tragen müssen, nicht aber kommunalen Aufwendungen 
zuzuschreiben ist. Es mülste überdies zu sonderbaren Eonsequenzen 
fllhren, wenn der Grundsatz übertrieben Anwendung fände, dals jeder 
für das, was ihm besonderen Vorteil brächte, auch besondere Abgaben 
leisten müiste. Wenn Hebkner übrigens aus der — an sich sehr an- 
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fechtbaren — Schätzung des Wertzuwachses des Londoner Grundbesitzes 
auf deutsche Verhältnisse schliefst, so scheint das keineswegs zulässig. 
Die Bauplatzbesteuerung, die neuerdings in einer Reihe preufsischer 
Städte eingeführt worden ist, ergiebt auf das deutlichste, daüs die Erträg- 
nisse sehr weit hinter dem zurückbleiben, was Herkneb von einer 
Besteuerung des Wertzuwachses erwartet. 

Während ich den Gemeinden auf dem Gebiete der Arbeiterwoh- 
nungsArage nach alledem selbständige Aufgaben nicht oder nur insoweit 
zuerkennen kann, als es sich dabei um Maßnahmen der öffentlichen Ge- 
sundheits-, Sittlichkeits- und Armenpflege handeln wtlrde, und während 
ich auch im übrigen der Ansicht bin, dals sie tlberhaupt auf dem Gebiete 
des Arbeiterschutzes im engeren Sinne nur als untergeordnete Organe 
des Staates fbr dessen Durchführung Sorge zu tragen haben, so glaube 
ich doch , dals sie auf anderen Yerwaltungsgebieten Aufgaben zu er- 
füllen haben, bei deren Lösung sozialpolitische Gesichtspunkte nicht 
anfeer Acht gelassen werden dürfen. Es handelt sich hierbei haupt- 
sächlich um die öffentliche Gesundheitspflege, die Armenpflege, das 
Unterrichtswesen und die Arbeitsvermittelung. Auf diese wird an an- 
derer Stelle eingegangen werden. 



Digitized by 



Google 



Vierter Teü. 
Die ArbeiterwoMfalirtspflege, 



In seiner Thronrede vom 22. November 1888 bemerkte Kaiser 
Wilhelm U., er gebe sich nicht der Hoffnung hin, dals die Not der Zeit 
und das menschliche Elend durch gesetzgeberische Mafsnahmen aus der 
Welt zu schaffen wären. In der That, selbst wenn die Gesetzgebung 
den besten Zustand zu erreichen vermöchte, so würde das nichts nützen, 
wenn die Wirkung der auf eine Ausgleichung der gesellschaftlichen 
Gegensätze gerichteten Gesetze durch die Rücksichtslosigkeit der Unter- 
nehmer in Frage gestellt würde und die Masse der Arbeiter sich nach 
wie vor von dem Hasse und Neide, den die Parteitaktik gegen die 
Bessergestellten schürt, leiten liebe. Es liegt aber nahe, dais das ge- 
meinsame Zusammenarbeiten von Unternehmern und Arbeitern im Er- 
werbsleben ein Geftlhl der Zusammengehörigkeit erzeugt, und wo das 
Einvernehmen hier und da gestört oder getrübt sein sollte, so mütste 
eben alles darauf gerichtet werden, das Gefühl der Gemeinschaft wieder 
wach zu rufen und wach zu erhalten. Gelingt es, die Erkenntnis einer 
wirklichen Arbeitsgemeinschaft zu erwecken, so wird das ohne Frage 
wesentlich zum sozialen Frieden beitragen. Voraussetzung ist frei- 
lich, dafs das heutige Arbeitsverhältnis, das den Arbeiter zwar recht- 
lich, aber nicht faktisch frei macht, umgestaltet wird nnd jene Auf- 
fassung schwindet, die den Arbeiter lediglich als Arbeitsinstrument 
auffasst. Nach dieser Sichtung hin vermag namentlich eine gut or- 
ganisierte, von weiten Gesichtspunkten ausgeliende Arbeiterwohlfalirts- 
pflege Wandlung zu schaffen. Nun haben allerdings alle Wohlthaten, 
die dem Arbeiter erwiesen werden, keinen Wert, wenn sie ihm ohne 
seine Mitbestimmung auferlegt werden. Unerläfslich ist es vielmehr, 
dafe die Arbeiter zur positiven Mitarbeit herangezogen werden und Ge- 
legenheit finden, über ihre eignen Interessen nachzudenken und zu be- 
raten. Der Umfang der Wohlfahrtspflege des einzelnen Unternehmers 
selbst ist in erster Linie nicht ausschlaggebend. 

„Nicht der Prunk und die Kosten der Wohlfahrtseinrichtungen*, 
so bemerkt Hitze (Pflichten, S. 90) zutreffend, „bestimmen Wert und 
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Wirkung derselben, sondern der Geist, der in der Fabrik und ihren 
Einrichtungen waltet. Auch mit wenig Mitteln kann man bei sorg- 
fältiger Überlegung anfangen und relativ viel erreichen.*' 

1. Kapitel. Die £inrlclitangen der Arbeiterwohlfahrtspflege. 

§ 1. Die Fürsorge für Kinder tmd ju/nge Leute. Wer die Ver- 
hältnisse des Arbeiterstandes mit offenen Augen betrachtet, wird zu- 
geben müssen, dafs gerade die Arbeiterjugend von grofsen Gefahren 
umgeben ist, und dafs die betrübenden Erscheinungen, die in einer 
wachsenden Verwilderung der heranreifenden Jugend zu Tage treten, 
vor allem in dem gesunkenen Familienleben der arbeitenden Klassen 
zu suchen sind. Schon seit längerer Zeit hat man deshalb besondere 
Einrichtungen zum Besten der Kinder und jungen Leute getroffen. Der 
Hauptsache nach handelt es sich dabei um Anstalten, die in mög- 
lichst vollkommener Weise jenen Zweck zu erreichen suchen. Neuer- 
dings wird allerdings wieder mehr darauf hingewiesen, dafs man über 
diesen Anstalten nicht die Familie vergessen dürfe, und man sucht hier 
und da die Einrichtungen zum Wohle der Arbeiterjugend an die Fa- 
milie anzulehnen. 

Zu unterscheiden ist zwischen der Fürsorge für Kinder einerseits 
und der Fürsorge fllr junge Mädchen und junge Burschen anderseits. 

A. Fürsorge für Kinder. Bei den Einrichtungen der Fürsorge 
f&r Kinder hat man es teils mit solchen zu thun, die für Kinder im all- 
gemeinen, teils mit solchen, die für die der Fürsorge besonders Bedürf- 
tigen (Waisen, Kranke) geschaffen sind. 

Vielfach setzt die Wohlfahrtspflege der Arbeitgeber schon bei der 
Geburt der Kinder ihrer Arbeiter ein, indem sie durch Patengeschenke, 
Kindermilch u. s. w. für das Wohl der Säuglinge sorgen. Um den Müttern, 
die auf Arbeit gehen oder erkrankt sind und sich deshalb nicht um 
ihre Kleinen kümmern können, die Pflege der Kinder auf Stunden oder 
während des ganzen Tages abzunehmen, treten die Krippen ein. Diese 
Anstalten verdanken ihr Dasein teils Arbeitgebern, teils gemeinnützigen 
Vereinen; im ersten Falle pflegt ihre Benutzung unentgeltlich, im zweiten 
häufig gegen eine geringe Vergütung zu erfolgen. An die Krippen 
schliefsen sich für Kinder von 2 — 3 Jahren aufwärts bis zum Beginne 
der Schulpflicht die Kinderbewahranstalten und die Kinder- 
gärten an. Diese wollen Anregung zur Selbstbeschäftigung bieten und 
sind täglich nur während einiger Stunden geöffnet, jene nehmen den 
Müttern die Sorge um die Kinder für die Dauer des ganzen Tages ab. 
Auch bei diesen Anstalten handelt es sich hauptsächlich um Einrich- 
tungen von Arbeitgebern und gemeinnützigen Vereinen. 

Der Fürsorge für die schulpflichtigen Kinder dienen in erster 
Linie die Kinderhorte (Knaben-, Mädchenhorte), Anstalten, in denen 
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die Kinder in den schulfreien Stunden Au&abme finden, in der An- 
fertigung der Schularbeiten fiberwacht und zu versehiedenen hiuslichen 
und Handfertigkeitsarbeiten angelernt werden. Als Ersatz ftlr den Gottes- 
dienst der Erwachsenen sollen die Sonntagssohulen oder Kinder- 
gottesdienste den Kindern dienen. Weiterhin kommen f&r die Schul- 
pflichtigen in Betracht: Handarbeitsunterricht und hauswirt- 
schaftliche Unterweisung für Mädchen, Handfertigkeits- 
unterricht für Knaben, Garten- und Blnmenpflege und 
Gesangspflege. Alle diese Einrichtungen sind teils von Arbeitgebern, 
teils von Vereinen geschaffen worden. Die hauswirtsehaftlichen Unter- 
weisungen fttr Mädchen und der Handfertigkeitsunterrioht fhr Knaben 
sind seit einiger Zeit auch versuchsweise in den Volksschulen einzelner 
Städte in den Unterricht eingefügt worden. 

Die Fürsorge für die Waisen, der früher und auch heute noch 
überwiegend die kommunalen Waisenhäuser dienen, ist von Vereinen 
wie von Arbeitgebern neuerdings häufig in der Weise bethätigt worden, 
dafs sie die Kinder bei Bürgern oder Bauern in Pflege gaben. Die 
Fürsorge für Kranke will einerseits den kranken Kindern den Aufent- 
halt und die Kur in Anstalten und Bädern (Kinderkrankenhäusern, 
Kinderheilstätte n) möglich machen, anderseits schwächlichen Kindern 
Gelegenheit geben, die Sommerferien in frischer Luft und gesunder Um- 
gebung (in Ferienkolonien) zu verbringen. Derartige Einrichtungen 
fElr Pflege der kranken und kränklichen Kinder sind meist von Ver- 
einen, aber auch von einer nicht geringen Anzahl von Arbeitgebern 
getroflFen worden. 

Zu erwähnen sind schliefslieh noch die Fabrikschulen, deren 
Unterricht sich im Rahmen der Volksschule bewegt, und die meist nur 
da eingerichtet worden sind, wo die öffentlichen Schulen weit von den 
Betrieben entfernt liegen. 

6. Fürsorge für junge Mädchen. Der umfassendsten Fürsorge 
für junge Mädchen dienen die Mädchenheime. Ihr Zweck ist, 
den alleinstehenden Arbeiterinnen ein gesundes und behagliches Heim 
zu einem ihren Verhältnissen angemessenen Preise zu bieten. Die 
Mädchenheime sind überwiegend Einrichtungen der Arbeitgeber, doch 
ist in den Centren der Industrie an Stelle der privaten Fürsorge der 
Unternehmer stellenweise die Vereinsfllrsorge getreten. Diese hat sich 
zuerst auf die Schaffung von Anstalten mit religiös-konfessionellen 
(katholischen wie evangelischen) Tendenzen gerichtet; erst in neuerer 
Zeit sind Anstalten ohne jede derartige Färbung entstanden. Ein Teil 
der Fabrikmädchenheime verlangt von den Arbeiterinnen, dafs sie 
sich verpflichten, eine bestimmte Zeit dem Betriebe anzugehören. In 
der Eegel wird in den Heimen auch Gelegenheit zur hauswirtschaft- 
lichen Ausbildung gegeben. 
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Im Gegensatze zu der Unterbringung der Arbeiterinnen in kaeernen- 
artigen Anstalten haben einzelne Arbeitgeber neuerdings auch den Ver- 
such gemacht, die weiblichen Fabrikangehörigen einzeln bei Bttrger- 
familien unterzubringen. Die Erfahrungen sind im grolsen und ganzen 
durchaus günstig gewesen. 

Eine weitere Einrichtung zum Besten der jungen Mädchen bildet 
die hauswirtschaftliche Unterweisung, die sich entweder auf 
den Gesamthaushaltungs- und Kochunterricht oder auf den 
Handarbeitsunterricht erstreckt. Bei beiden handelt es sich teils 
um schulmäfsige Einrichtungen, teils um Einzelunterweisung. Der schul- 
mäfsige Unterricht (in Tages- oder Stundenschulen) gliedert sich in private 
Schulen einzelner Betriebe und in Vereins- und kommunale Schulein- 
richtungen, die mehr oder minder allgemein zugänglich sind. In Ge- 
meindeschulen hat man die Einfügung eines Haushaltsunterrichtes mehr- 
fach dadurch ermöglicht, dafs man ihn an Stelle einiger tiberflüssiger 
Schulstunden (Naturgeschichte, Zeichnen) setzte. Dies Verfahren scheint 
jedenfalls zweckmälsiger zu sein, als die Verlegung des Haushaltungs- 
unterrichtes aufserhalb der Schulstunden. 

Als Beispiel einer zweckentsprechenden schulmäfeigen Einrichtung 
des Gesamthaushaltungsunterrichts eines einzelnen Betriebes sei die 
Fabrik -Fortbildungsschule fllr Arbeiterinnen und Arbeitertöchter der 
mechanischen Weberei von D. Petebs & Co. in Neviges bei Elberfeld 
hervorgehoben. Diese Schule zerfällt — nach Mitteilungen in den 
Schriften der Centralstelle für Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen (Nr. 4, 
S. 98) — in drei gänzlich von einander gesonderte Teile: die Kurse 
für Handarbeiterunterricht, die Bügelschule und die Koch- und Haus- 
haltungsschule. Der Handarbeitsunterricht findet an drei Wochen- 
abenden in zwei Kursen, einem für die Vierzehn- bis Sechszehnjährigen 
und einem ftlr die Erwachsenen statt; an jedem nehmen etwa 13 — 18 
Schülerinnen teil. Sie zahlen monatlich 60 Pfge. Schulgeld. Die Firma 
legt den gleichen Betrag zu und stellt die Räumlichkeiten nebst Heizung 
und Beleuchtung. In der Bügelschule wird in einem dreimonatlichen 
Kursus für das gleiche Schulgeld viermal in der Woche von 8— 97« Uhr 
abends das Recken, Stärken und Plätten der Wäsche gelehrt. In der 
Koch- und Haushaltungsschule werden werktäglich in der Zeit 
von morgens 9 bis nachmittags 3 Uhr 2—3 Schülerinnen praktisch unter- 
wiesen. Jeder Kursus dauert vier Wochen. Allwöchentlich tritt eine 
neue Schülerin, die mit dem Unterhalten des Feuers, Kartoffelschälen, 
Gemfisereinigen u. s. w. beginnt und allmählich fortschreitend in der 
letzten Woche das Anrichten der Speisen, Tischdecken und Aufwarten 
erlernt. Nach dem Abräumen und Abwaschen wird das praktisch Durch- 
gemachte besprochen, die Rezepte werden notiert, und die Kosten der 
Mahlzeit berechnet. Es wird darauf gehalten, dafe bei keiner Mahlzeit 
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der Preis den Betrag von 30 Pfge. ftlr die Portion überschreitet. Die 
Speisen verzehren die Sehfilerinnen entweder selbst und zahlen dann 
20 Pfge. ftr das Mittagsessen, oder sie werden fttr 30 Pfge. an die Kost- 
g&ngerinnen abgegeben. Schulgeld wird nicht erhoben, vielmehr den 
Mädchen der Lohnaasfall zum Teil ersetzt. 

Im Gegensatze zu den schalmäfsigen Einrichtungen des Haushal- 
tungsunterrichts hat man neuerdings in einigen Städten die Einzelunter- 
weisung junger Mädchen in Familien durchzuführen gesucht. Freilich 
waltet hierbei das Bedenken ob, dalB zwischen dem Haushalte, in dem 
die Unterweisung erfolgt, und dem künftigen Haushalte der Mädchen 
ein weiter Abstand besteht. Über dies Bedenken hat man jedoch na- 
mentlich aus sozialpolitischen Gründen hinweggesehen. Man hat ge- 
meint, dafe der Verkehr mit der Herrschaft den Mädchen bessere Um- 
gangsformen zeige, das sittliche Gefühl stärke und die falschen Vor- 
stellungen der Arbeiter von dem trägen Wohlleben der besseren Stände 
zerstöre. Auch darauf ist hingewiesen worden, dafs sich Mädchen, die 
bei Herrschaften in der Küche gedient hätten, erfahrungsgemäfs als 
Arbeiterfrauen im Haushalte der eignen Familie trefflich zu helfen 
wüfsten. Dafs die Bedeutung des Haushaltungsunterrichtes an sich sehr 
grofse ist, unterliegt jedenfalls keinem Zweifel. 

Schliefslich sei als eine Maüanahme der Fürsorge flir junge Mäd- 
chen noch hervorgehoben, dafs man in einer Reihe von Städten, ins- 
besondere von Seiten der katholischen Geistlichen, die Arbeiterinnen 
selbst in Vereinen gesammelt hat, um innerhalb derselben in geistiger 
und sittlicher Beziehung einen Einflufs ausüben zu können. 

C. Fürsorge für junge Burschen. Die umfassendste Fürsorge 
für die jungen Leute männlichen Geschlechtes wird in den Herbergen 
ausgeübt, die teils als Fabrik-, teils als (meist konfessionelle) Ver- 
einsheime errichtet werden. In ihnen findet der junge Arbeiter zu 
mäfsigem Preise nicht nur Wohnung, sondern auch Kost und in der 
Regel Gelegenheit zur Fortbildung wie zu geistiger und körperlicher 
Erholung. 

Für die geistige Entwickelung wird in einzelnen Fabriken 
durch Erteilung von Fortbildungsunterricht, durch Vorträge u. dergl. ge- 
sorgt, die Vereine junger Arbeiter suchen ihren Mitgliedern in 
den Feierstunden Gelegenheit zu freundschaftlichen Zusammenkünften 
und zur Erwerbung nützlicher Kenntnisse zu geben. Es wird das er- 
reicht durch Vorträge auf den verschiedensten Gebieten des mensch- 
lichen Wissens, durch Unterhaltung von Bibliotheken und Lesezimmern^ 
durch Unterhaltungsspiele, Turn-, Gesang- und Deklamationsübungen, 
gemeinsame Ausflüge u. s. w. Sofern die Vereine einen konfessionellen 
Charakter tragen, pflegt ein Hauptgewicht überdies auf die Pflege der 
Religion gelegt zu werden. 
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Für niederen Fortbildungsunterricht pflegt — abgesehen 
von den Gemeinden — auch von den Unternehmern gesorgt zu werden. 
In geringerem Malse ist das der Fall bezttglioh der höheren Aus- 
bildung. Erwähnenswert ist nach dieser Richtung, dafs die Firma 
F. Kbupp in Essen seit dem Jahre 1890 alljährlich eine Summe von 
12000 M. zu Stipendien fttr Söhne ihrer Meister und Arbeiter, die 
sich eine bessere technische Ausbildung aneignen wollen und sich durch 
Fleüjs, Wohlverhalten und Fähigkeiten auszeichnen, zur Verfügung stellt. 

Zu bemerken ist schliefslioh noch, dafs einzelne Arbeitgeber sich 
eine Pflege der Leibesübungen, des Gesanges und der In- 
strumentalmusik unter ihren jungen Arbeitern besonders angelegen 
sein lassen. 

§ 2. Hilfs- und Unterstützungskassen. Bei den Hilfs- und Unter- 
stützungskassen hat man es mit Einrichtungen zu thun, die fast aus^ 
schlielslioh von Arbeitgebern getroffen sind und im Anschlufs an 
die gesetzlichen Kassen wie zu deren Ergänzung eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage der Arbeiterfamilien herbeiführen wollen. Es 
handelt sich dabei im wesentlichen um Darlehenskassen, um ünter- 
stützungskassen f&r Erkrankungs- und besondere Notfälle und um Unter- 
stützungskassen für Invalidität, Alter und Todesfall. 

A. Darlehnskassen. Da auch solche Arbeiter, die sich unter 
normalen Verhältnissen als gute Haushalter erweisen, unverschuldet in 
eine Lage kommen können, die sie zur Aufnahme eines Darlehns nötigt, 
gewähren ihnen manche Arbeitgeber, um sie nicht in die Hände ge- 
werbsmäfsiger Geldverleiher fallen zu lassen, in gewissen Fällen Dar- 
lehen oder Vorschüsse unter der Bedingung der Rückzahlung in klei- 
neren Teilzahlungen. In einigen Fabriken findet man überdies besondere 
Kassen, die die Darlehnsgewährnng (bei Notständen, nicht zur Förde- 
rung produktiver Zwecke!) als einzigen Zweck verfolgen. 

B. Unterstützungskassen für Erkrankungs- und be- 
sondere Notfälle. Bei diesen Unterstützungskassen hat man es 
einerseits mit Familien- und Ergänzungs-Krankenkassen, 
anderseits mit Unterstützungskassen für verschiedene Zwecke 
(Hilfskassen i. e. S.) zu thun. 

In jeder Arbeiterfamilie treten Fälle ein, wo kaum das normale 
Einkommen und noch viel weniger das Krankengeld ausreicht, um die 
Ausgaben zu bestreiten. In Deutschland läfst nun das Krankenversiche- 
rungsgesetz dem einzelnen Arbeitgeber einen weiten Spielraum, sein 
Wohlwollen dadurch zu bethätigen, dafs er die Leistungen der Betriebs- 
krankenkassen über das gesetzliche Mindestmafs hinaus erhöht, auf einen 
längeren Zeitraum als den vorgeschriebenen ausdehnt, auf die Familien- 
mitglieder der Versicherten erstreckt oder die den Versicherten obliegen- 
den Beitragsleistungen zu einem grö&eren als dem gesetzlich bestimmten 
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Teile ttbernimmt. Aber nicht nur um diese Fälle liaiidelt es siob, viel- 
mebr suchen manche Arbeitgeber durch besondere, neben den (ge- 
setzlichen) Betriebskrankenkassen bestehende Kassen den 
Bedflrfhissen der Arbeiter zu genügen. Auch sei erwähnt, dafs einzelne 
Arbeitervereine ähnliche Zwecke wie die Fabrikergänzungskassen mit 
ähnlichen Mitteln verfolgen. 

Über den Zweck der KrankenunterstQfzung hinaus geht eine groise 
Zahl von Kassen, die sich der Arbeiter in den verschiedensten Notlagen 
des Lebens annehmen, und die man wohl als Hilfskassen im engeren 
Sinne bezeichnen kann. Es handelt sich bei ihnen teils um Kassen, 
die ausschliefslich von den Arbeitgebern dotiert sind und ent- 
weder aus Stiftungen fliefsen oder durch periodische Zuwendungen er- 
halten werden, teils kommen Kassen mit Beitragszahlungen der 
Arbeiter in Frage. Bei den Stiftungskassen bleibt das Grundkapital 
unverändert oder wird durch die Zinsen, die ftlr Untersttitzungszwecke 
nicht verwendet werden, vergrofsert ; den Kassen, die durch regelmäfsigc 
Jahresbeiträge der Arbeitgeber erhalten werden, pflegen meist noch 
weitere nebensächliche Zuwendungen (Strafgelder, Überschttsse von 
Wohlfahrtseinrichtungen u. s. w.) zuzufliefsen. Bei beiden Arten von 
Kassen, insbesondere den zuerst genannten, pflegen sich die Arbeitgeber 
meist einen mafsgebenden Einflufs auf die Verwaltung des von ihnen 
dotierten Fonds vorzubehalten, doch wird häufig den Arbeitern, die ja 
über Unterstützungsbedürftigkeit und Würdigkeit ihrer Genossen am 
besten urteilen können, eine Mitwirkung bei der Bestimmung über die 
Verteilung der ünterstützungsgelder eingeräumt. Bei den Kassen mit 
Beitragszahlungen der Arbeiter ist diesen natürlicherweise eine stärkere 
Beteiligung an der Verwaltung (meist durch den Arbeiterausschufe oder 
Krankenkassenvorstand) eingeräumt. 

Die Hilfskassen im engern Sinne dienen hauptsächlich zu Unter- 
stützungen der Arbeiter in Geld oder Geldeswert in Fällen unverschuldeter 
Not, zur Unterhaltung und Errichtung von Anstalten und Einrichtungen, 
die die Förderung des leiblichen und geistigen Wohles der Arbeiter 
zum Zwecke haben (z. B. zur Förderung der häuslichen Krankenpflege, 
zu Badereisen und zum Landaufenthalte, zur Unterhaltung von Kinder- 
bewahranstalten, Koch- und Haushaltungsschulen, Speiseanstalten für 
Kranke und Bedürftige u. s.w.), zur Unterstützung von Witwen, Waisen 
und sonstigen Hinterbliebenen von Arbeitern, zur Beihilfe zu Erziehungs- 
kosten, zur Aussteuerbesehaflfung bei Heiraten und Geburten, zur Unter- 
stützung bei Hagelschlag, zur Instandhaltung der Wohnungen u. dergl. m. 
Hier und da ist auch die Unterstützung der zu militärischen Dienst- 
leistungen einberufenen Arbeiter oder deren Familien zum Gegenstande 
besonderer Kassen gemacht worden. 

C. Unterstützungskaßsen für Invalidität, Alter und 
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Todesfall. Die Untersttttznngskasaen ftr Invalidität, Alter und Todes- 
fall bilden bisher lediglich in Deutschland eine Ergänzung der staat- 
lichen Alters- und Inyaliditätsversicherung, stehen aber grörstenteils 
unabhängig von der gesetzlichen Fürsorge da. Der grofeere Teil davon 
geht durch Gewähr dauernder Witwen- und Waisenuntersttttzungen oder 
mindestens durch Zahlung eines Sterbegeldes über die gesetzlich vor- 
gesehene Unterstützung hinaus, ein anderer Teil ergänzt die Leistungen 
der gesetzlichen Fürsorge, wo diese aus besonderen Gründen nicht aus- 
reichen. Die überwiegende Mehrzahl gewährt ein Recht auf Unter- 
stützung erst dann, wenn der Unterstützungsbedürftige eine gewisse 
Anzahl von Jahren im Dienste einer bestimmten Firma gestanden hat. 

Auch bei den Unterstützungskassen für Invalidität, Alter und Todes- 
fall handelt es sich zunächst einerseits um ausschliefslich vom Arbeit- 
geber dotierte Kassen, anderseits um solche mit Beitragszahlungen der 
Arbeiter; doch sind aufserdem Kassen, die ausschliefslich durch 
Beiträge der Arbeiter unterhalten werden, insbesondere „Sterbe- 
kassen^ seit lange sehr verbreitet. In einzelnen Fällen haben sich über- 
dies Verbände von Industriellen desselben Geschäftszweiges zur Errich- 
tung gemeinsamer Pensions-, Witwen- und Waisenkassen vereinigt ; diese 
Kassen werden in der Regel aber durch gemeinschaftliche Beiträge der 
Arbeiter und Arbeitgeber unterhalten. 

Die meisten Kassen mit Beitragszahlungen der Arbeiter sind Zwangs- 
kassen. In dem Falle verlangt der Arbeitgeber von den in seinem Be- 
triebe beschäftigten Arbeitern den Beitritt zu der Kasse und behält die 
Beiträge meist vom Lohne ein. Ein typisches Beispiel einer solchen 
Kasse bietet die Arbeiter -Pensions-, Witwen- und Waisenkasse der 
Gufsstahlfabrik von Friedrich Krupp zu Essen a. R. Sie um- 
fafst nach Mitteilungen in Heft 4 der Schriften der Centralstelle ftlr 
Arbeiter -Wohlfahrtseinrichtungen „alle in der Gufestahlfabrik gegen 
Lohn oder Gehalt beschäftigten Personen, welche der Betriebskranken- 
kasse als versicherungspflichtige Mitglieder angehören. Von sämmt- 
lichen neu beitretenden Mitgliedern wird ein Eintrittsgeld in der Höhe 
des anderthalbfachen Betrages eines Tagesverdienstes, soweit derselbe 
den Betrag von 4 Mark nicht überschreitet, erhoben. Als regelmälsiger 
Betrag wird 1 Proz. des Arbeitsverdienstes, soweit derselbe 6*^/3 Mark 
ftlr den Tag nicht übersteigt, bei den regelmäfsigen Lohnzahlungen 
einbehalten. Die Firma leistet den gleichen Betrag wie die gesamten 
Beiträge der Mitglieder als Zuschufs. Aufserdem fliefsen der Kasse alle 
Geldstrafen zu. Die Höhe der Pension wird nach dem durchschnitt- 
lichen Arbeitsverdienste der letzten drei Jahre der ftlr die Pension mafs- 
gebenden Dienstzeit, aus welchen sie ihre Beiträge zur Pensionskasse 
gezahlt haben, berechnet und beträgt nach zwanzigjähriger Dienstzeit 
40 Proz. des Arbeitsverdienstes. Der den Satz von 6^3 Mark für den 
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Arbeitstag überateigende Betrag des Arbeitsyerdieastes bleibt somit in 
gleicher Weise wie bei den Beiträgen auTser Berechnung. Denselben 
Betrag erhalten schon nach fünfzehnjähriger Dienstzeit solche Eassen- 
mitglieder, welche besonders schwere Arbeit verrichtet haben. Wenn 
in den letzten drei Dienstjahren der Arbeitsverdienst eines Mitgliedes 
infolge verminderter Arbeitsfähigkeit erheblich gesunken ist, so steht 
dem Vorstande das Recht zu, demselben diejenige höhere Pension zu- 
zuerkennen, auf welche er Anspruch gehabt hätte, wenn die Pensionie- 
rung zu einem früheren Zeitpunkte erfolgt wäre. Die Pension für die 
Hinterbliebenen der Mitglieder beträgt für Witwen bis zu ihrem Tode 
oder bis zu ihrer Verheiratung 50 Proz. der Pension, welche der Ehe- 
mann zur Zeit seines Todes bezogen hat oder im Falle seiner Pensio- 
nierung bezogen haben würde, ftr die Kinder ohne Verdienst bis zum 
zurückgelegten fünfzelmten Lebensjahre oder bis zum Tode 10 Proz. 
und, wenn sie auch mutterlos sind, 15 Proz. der Pension des Vaters für 
jedes Kind. Jedoch können die sämtlichen Hinterbliebenen zusammen 
in keinem Falle mehr als 30 Proz. der Pen&ion der Mitglieder erhalten. 
Die Pensionen der Kinder bleiben auch im Falle der Wiederverheiratung 
der Mutter bestehen. Der Vorstand der Kasse besteht aus vier von der 
Firma ernannten und vier von den Kassenangehörigen aus ihrer Mitte 
gewählten Mitgliedern. — Für diejenigen Kassenmitglieder, welche auf 
Grund des Reichsgesetzes einen Anspruch auf Invalidenrente haben, 
ermälsigt sich die Pension um den halben Betrag der ihnen nach dem 
Gesetze zustehenden Rente. Die Pension und die halbe Invalidenrente 
dürfen jedoch zusammen nicht mehr als ^/^ des für die Pensionierung 
mafsgebenden Jahresverdienstes betragen.^ 

Erwähnt sei an dieser Stelle schlieüslich noch, dals in neuester Zeit 
die Bestrebungen einer Reihe von Arbeitgebern darauf gerichtet sind, 
den Arbeitern das Eingehen von Lebensversicherungsverträgen 
zu erleichtern. 

§ 3. Die Sparhassen. Wenn auch die Löhne der untersten Lohn- 
klassen nur zur Befriedigung der notwendigen Lebensbedürfnisse aus- 
reichen, so sind doch viele Arbeiter, insbesondere die unverheirateten, 
wohl in der Lage, Ersparnisse zu machen. Trotzdem ist der Sparsinn 
unter den Arbeitern wenig ausgebreitet. Der Grund hiervon liegt vor 
allem darin, dafs die Arbeiter in der Jugend nicht zum Sparen ange- 
halten werden. Dem würde sich zum Teil abhelfen lassen, wenn man 
möglichst bequeme Spargelegenheiten schüfe. Solche bieten die öffent- 
lichen Sparkassen im allgemeinen nicht. Infolge dessen ist eine 
Reihe von Arbeitgebern zur Gründung von Fabriksparkassen ge- 
schritten. Solche Kassen finden sich entweder als obligatorische 
Kassen nur für minderjährige Arbeiter, oder als obligato- 
rische Kassen für alle Arbeiter, oder als Kassen mit frei- 
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williger Benutzung. Bei manchen dieser Kassen wird das Sparen 
durch Aussetzung besonderer Sparprämien, durch Schenkung der ersten 
Einlagen, durch Gewährung hoher Zinsen u. dergl. durch die Unter- 
nehmer zu fordern gesucht. Wo die Unternehmer nicht in der Lage 
gewesen sind, eigene Fabriksparkassen zu gründen, haben sie mitunter 
die Benutzung der öffentlichen Sparkassen durch Verkaufsstellen flir 
Sparmarken zu fördern gesucht. 

Die Fabriksparkassen haben vielfach den Widerstand der Arbeiter 
gefunden, weil diese befürchten, die Kenntnis ihrer Einlagen könne 
den Unternehmern zu Lohnkürzungen oder zu Verringerungen der Unter- 
stützungen in Notfällen Anlass geben ; auch glauben sie meist an Über- 
vorteilung durch die Arbeitgeber. Diesem Milstrauen wird man be- 
gegnen können, wenn man Vertreter der Arbeiter oder die Arbeiter- 
ausschüsse zur Verwaltung an den Kassen heranzieht. 

Ein Sparzwang für ältere Arbeiter ohne deren Zustimmung und 
eine Sperning der Einlagen auf Jahre hinaus ist als unbillig zu be- 
zeichnen, dagegen rechtfertigt sich der Sparzwang für minderjährige 
Arbeiter als eine durchaus notwendige Erziehungsmaferegel urasomehr, 
als die Arbeiter schon in den jüngeren Jahren bereits das Lohnmaximum 
zu erreichen pflegen. 

§ 4. Alters- und Invalidenhäuser. Aufser den Kassen, die der 
Sorge für alte und invalide Arbeiter dienen, sind als besonders an- 
erkennenswerte Einrichtungen der Arbeitgeber die Alters- und Invaliden - 
häuser zu ei-wähnen. Ihr Nutzen ist da besonders grofs, wo die Arbeiter 
keinen Rückhalt an eigenen Angehörigen haben und der Pflege ent- 
behren müssen. Hervorgehoben zu werden verdient unter den ver- 
schiedenen Anstalten dieser Art die von der Firma F. Krupp in Essen 
für ihre Invaliden errichtete, zwischen Essen und Werden gelegene 
Kolonie Altenhof. Sie besteht aus einer grö&eren Zahl von Ein- und 
Zweifamilienhäusern, wovon jedes von einem Garten umgeben ist. Durch 
Anwendung der verschiedensten Stilarbeit beim Häuserbau und Ver- 
meiden geradliniger Strafsenzüge hat man es erreicht, dafs das Ganze 
einen sehr freundlichen Eindruck macht. 

§ 5. Die Beschaffung von Lebensmitteln; Sj^eise- und Konsum^ 
anstalten. Die Lebensmittelfürsorge ist für die Arbeiter von gröfster 
Bedeutung. Ihre Einrichtungen lassen sich im wesentlichen in drei 
GiTippen trennen. 

Die erste Gruppe bilden die Konsumvereine und Konsum- 
anstalten mit ihren ständigen, den Arbeitern zur regelmäfeigen 
Benutzung während des ganzen Jahres offen stehenden Verkaufs- 
stellen. 

In zweiter Linie kommen in Betracht die Einrichtungen zur 
Beschaffung billiger und guter Speisen und Getränke 
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(Speiseanstalten, Kantinen u. s. w.), die namentlich ftlr unverheiratete 
und weit entfernt von ihren Wohnungen beschäftigte Arbeiter be- 
stimmt sind. 

Die dritte Gruppe umfaist diejenigen Veranstaltungen, die darauf 
hinausgehen, nur zeitweise und bei augenblicklich gebotenen Gre- 
legenheiten Lebensmittel und Lebensbedürfnisse in gröfseren 
Mengen zu beschaffen und hierdurch den Arbeitern die Vorteile des 
Bezuges im groben zuzuwenden. 

A. Konsumvereine und Konsumanstalten. Unter den 
Konsumvereinen kommen neben denen, die Angehörige der ver- 
schiedensten Berufsstellungen umfassen, sowohl reine Ar- 
beiterkonsumvereine, als auch solche unter hervorragender 
Beteiligung der Unternehmer vor. Auf die beiden ersten Arten 
ist bereits S. 231 u. ff. näher eingegangen worden. 

Was die unter Beteiligung der Arbeitgeber begründeten Konsum- 
vereine anbelangt, so ist deren innere Verfassung sehr verschieden. 
In den meisten Fällen wird das Anlage- und Betriebskapital nicht durch 
Geschäftsanteile und Eintrittsgelder der Mitglieder beschafft, sondern 
von den Fabrikanten verzinslich oder zinsfrei zur Verfllgung gestellt. 
Die Verwaltung ruht in der Regel in den Händen eines Vorstandes, 
dessen Mitglieder ganz oder in ihrer Mehrheit von der Generalver- 
sammlung gewählt werden. Einzelne Unternehmer haben sich nur eine 
beratende Stimme, andere einen gröiseren Einfluis im Vorstande 
vorbehalten. Die Überschüsse pflegen teils zu Abschreibungen und 
zur Ansammlung eines Reservefonds benutzt, teils als Dividende ver- 
teilt zu werden. In diesen Dividenden liegt meist der Vorteil der 
Käufer. 

Im Gegensatze zu den Konsumvereinen trägt bei den Konsum- 
anstalten der Arbeitgeber die alleinige Verantwortung ftlr den ge- 
samten Geschäftsbetrieb, kauft die Waren auf seine Rechnung und 
Gefahr ein und setzt sie an seine Arbeiter, in manchen Fällen auch 
zur Vermehrung des Absatzes und des Reinertrages an andere Personen, 
wieder ab. Auch hier ist in der Regel die Einrichtung getroffen, dafs 
den Arbeitern der Reingewinn, abgesehen von der Ansammlung eines 
Reservefonds ftlr nicht vorherzusehende Ausfille, in Form einer nach 
Mafsgabe des Umschlages zu verteilenden Dividende oder in Form von 
Untersttitzungen zu gute kommt. Einem von den beteiligten Arbeitern 
frei gewählten Ausschusse oder dem in dem Betriebe etwa bestehenden 
Arbeiterausschusse liegt meist die Verpflichtung ob, von der Geschäflis- 
führung Kenntnis zu nehmen, die Bilanz zu prüfen, bei der Ermittelung 
und Verwendung des Reingewinnes mitzuwirken und Klagen, Be- 
schwerden und Wünsche der Konsumenten an geeigneter Stelle zum 
Ausdrucke zu bringen. 
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Unter den Konsamanstalten dieser Art, die znweilen übrigens keine 
geschriebenen Satzungen haben, verdient besondere Erwähnung die grofs- 
artige Anstalt der Firma F. Krupp in Essen. Sie ist eine offene Anstalt, 
die mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten, die unter den örtlichen Ver- 
hältnissen bei einer Beschränkung des Kundenkreises entstehen würden, 
auch an nicht zum Werke zugehörige Personen Waren verkauft. Sie 
unterhält heute in der Stadt Essen und den benachbarten Arbeiter- 
kolonien neben ihrem grofsen Lagerhause u. s. w. sowie einer Central- 
verkehrsstelle 16 Verkaufsstellen für Kolonialwaren, 8 für Manufaktur- 
waren, 1 für Eisenwaren, Haushaltungs- und Küchengeräte, 8 fttr Fleisch, 
3 für Kartoffeln und Kohlen, 8 für Schuhwaren, betreibt zur mög- 
lichsten Ausnutzung aller Vorteile 2 Schlächtereien, 1 Dampfmahlmühle 
und Dampf bäckerei, 1 Eisfabrik, 1 Kaffeebrennerei, 1 Plättanstalt, 
und aufserdem noch 1 Schuhmacher- und 1 Schneiderwerkstätte, 1 Bürsten- 
und 1 Dütenfabrik, aufserdem umfafst ihr Geschäftsbereich auch 7 Gast- 
wirtschaften, 1 Gasthaus und eine Anzahl von Kaffeeschänken an 
den Haupteingängen der Fabrik. Das in den Konsumanstalten be- 
schäftigte Personal beziffert sich auf rund 500 Personen. Die Über- 
schüsse werden nach Feiiigstellung der Bilanz in der Form einer Divi- 
dende verteilt. Um deren Höhe fttr jeden einzelnen Konsumenten fest- 
stellen zu können, erhält jeder Angehörige des Werks ein Kontobuch, 
in das der Betrag sämtlicher entnommener Waren eingetragen wird. 
Das Geschäftsjahr ist so eingerichtet, dafs die Dividende spätestens 
am 15. Dezember, also unmittelbar vor Weihnachten, wo die Ausgaben 
am gröfsten sind, zur Auszahlung gelangt. Die Dividende schwankte 
in den Jahren 1891 bis 1894 zwischen 5 und 7Proz. Für die Zahlung 
einer solchen hat man sich hier, wie auch anderwärts, gegenüber einer 
Ermäfsigung der Verkaufspreise deshalb entschieden, weil man die jähr- 
liche Zuwendung eines gröfseren Betrages fttr forderlicher für die wirt- 
schaftliche Lage der Arbeiter hält, als den Vorteil etwas geringerer 
Einkaufspreise. 

Den Konsumanstalten sind auch diejenigen Einrichtungen zuzuzählen, 
vermittelst derer die Arbeitgeber einen bequemen und preiswttrdigen 
Bezug von Lebensmitteln und anderen Gebrauchsgegenständen ftlr ihre 
Arbeiter durch besondere Abmachungen mit Geschäftstreiben- 
den zu erreichen suchen. In diesen Fällen stellt der Arbeitgeber 
häufig ein geeignete? Verkaufslokal mit der Bedingung zur Verfügung, 
dafs der Geschäftsinhaber wegen der Güte und des Preises der an die 
Arbeiter zu verkaufenden Waren ein Aufsichts- und Einspruchsrecht 
einräumt. 

B. Zweck der Kantinen und Speiseanstalten ist es haupt- 
sächlich, den unverheirateten sowie solchen verheirateten Arbeitern, die 
sich zur Einnahme gewisser Mahlzeiten nicht nach Hause begeben können, 

FRANKBMSTBiir, Arbeitereohutz. 18 



Digitized by 



Google 



274 Vierter Teil. 

an der Arbeitßstelle selbst oder in deren Nähe die Gelegenheit zur Ein- 
nahme billiger und nahrhafter Speisen wie gesunder Getränke zu bieten. 
Auch diese Einrichtungen, die (wie die Kantinen) entweder ausschlieis- 
lich von den Unternehmern oder (wie die Volksküchen) von gemein- 
nützigen Vereinen unterhalten werden, zeigen im einzelnen grofse Ver- 
schiedenheiten. In manchen Fällen verabfolgen die Arbeitgeber ihren 
Arbeitern nur vorübergehend während der Frühstücks- oder Vesper- 
pausen Brot, Wurst, Bier, Kaffee, Thee u. s. w., in anderen Fällen be- 
sorgen sie ihnen auf Wunsch Speisen aus der nächsten Volksküche, und 
wieder in anderen Fällen errichten sie Speisehäuser, oft in grofsem 
Umfange. 

Was die Verwaltung der von den Arbeitgebern unterhaltenen 
Kantinen und Speiseanstalten anbelangt, so kommen hierin im wesent- 
lichen folgende Unterschiede vor: 

1. Das Lokal und die Einrichtung der Kantine wird von dem Unter- 
nehmer gestellt und der Betriebsftlhrer von diesem nach Beratung mit 
den Arbeitern gewählt. Die Preise der Lebensmittel dürfen die Tages- 
preise nicht übersteigen ; der Nutzen wird nach Bezahlung des Betriebs- 
ftlhrers zu Gunsten der Arbeiter verwendet. 

2. Das Lokal und die Einrichtung der Kantine wird von dem Ar- 
beitgeber an einen Unternehmer verpachtet. Speisen und Getränke 
werden zu einem vereinbaiien, die üblichen Preise nicht übereteigenden 
Preise abgegeben. Der Pachtzins fllllt häufig in eine Arbeiterkasse. 
Die Kosten der Unterhaltung trägt der Arbeitgeber. 

3. Der Arbeitgeber unterhält eine Kantine auf seine Kosten. Speisen 
und Getränke werden zu den Selbstkosten oder unter dem Selbstkosten- 
preise an die Arbeiter abgegeben. Nutzen wird nicht erzielt, vielmehr 
ist in der Regel noch ein oft beträchtlicher Zuschufs der Arbeitgeber 
erforderlich. 

In den meisten Fällen steht den Arbeitern oder Arbeiterausschüssen 
in Angelegenheiten der Kantinen eine beratende, mitunter eine be- 
schliefeende Stimme zu. Auch wird die Aufsicht über Güte und Menge 
der Speisen oft durch Werkbeamte in Gemeinschaft mit Vertrauens- 
männern, die aus dem Kreise der Arbeiter gewählt sind, ausgeübt. 

Da, wo Fabrikkantinen fehlen oder nicht ausreichend vorhanden 
sind, insbesondere in grSfseren Städten, haben teils gemeinnützige Aktien- 
gesellschaften , teils gemeinnützige Vereine, häufig mit Unterstützung 
der Gemeinden, Volksküchen, Volkskaffee- und Theehallen 
ins Leben gerufen. Mehi-fach sind derartige Anstalten auch als reine 
Privatunternehmungen, hier und da mit Vereinsunterstützung entstanden. 
Sie liefern zu billigen Preisen Speisen und Getränke, ihre Wirksamkeit 
erstreckt sich jedoch über die arbeitenden Klassen hinaus. 

C. Periodische Beschaffungen von Lebensmitteln. Wäh- 
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rend es sich bei den Eonsam- und Speiseanstalten um Verkaufsstellen 
handelt, die ständig für die Benutzung der Arbeiter offen stehen, sind 
noch Veranstaltungen zu erwähnen, deren Zweck es ist, entweder nur 
zeitweise, sei es ausnahmsweise und im Falle eines besonders dringen- 
den Bedtlrfnisses , oder in regelmäfsiger Wiederkehr Lebensmittel und 
sonstige Bedarfsgegenstände im groüsen zu beschaffen, um sie zum Selbst- 
kostenpreise im kleinen an die Arbeiter wieder abzugeben. Meist 
handelt es sich um die Versorgung mit Kartoffeln, Kohlen, Holz u. s. w, 
fllr den Winterbedarf, dann um Mehl, Brod, Hülsenfrüchte, Seefische u. a. 
Derartige Veranstaltungen bewegen sich ganz überwiegend auf Fabrik- 
boden, vereinzelt nur kommen sie als Einrichtungen gemeinnütziger 
Vereine vor und halten sich in dem Falle nicht im Rahmen der eigeot- 
liohen Arbeiterfllrsorge. 

Die von den Arbeitgebern ins Leben gerufenen Einrichtungen zur 
Beschaffung von Lebensmitteln, die Konsum- und Speiseanstalten haben 
nicht überall den Beifall der Arbeiter gefunden, und nicht selten haben 
sie aus Mangel an Beteiligung eingehen müssen. Teils ist der Grund 
hiervon darin zu suchen, dals namentlich die ärmeren Arbeiterfamilien 
ihre Waren am liebsten von solchen Kaufleuten beziehen, die in Not- 
lagen auch einmal borgen, und dafs sie nur das Notwendigste in den 
kleinsten Mengen zu kaufen pflegen, auch wenn sie dadurch die Waren 
erheblich teurer bezahlen müssen. Teils spielt die Abneigung der Ar- 
beiter gegen Einrichtungen der Arbeitgeber, die auch nur den Anschein 
erwecken, als ob sie einen Zwang in der Verwendung des Arbeits- 
lohnes auferlegen wollten, und die Verdächtigung der Arbeitgeber, die 
Anstalten aus eigennützigen Beweggründen geschaffen zu haben, eine 
grofse Rolle. Auch der Umstand mag mitunter ins Gewicht fallen, dafs 
die den Arbeitern in den Kantinen, Volksküchen u. dergl. gebotenen 
Speisen nicht den Anforderungen entsprechen, die an eine schmackhafte, 
richtig zusammengesetzte und reine Nahrung gestellt werden müssen. 
Jedenfalls wird es nur dann gelingen, den Widerwillen der Arbeiter 
zu beseitigen, wenn man diesen eine weitgehende Mitwirkung in der 
Verwaltung der in Rede stehenden Einrichtnngen zugesteht und ihre 
Wünsche thunlichst berücksichtigt 

§ 6. Speisesäle, FabrikJcüchen , Wärmvorrichtungen. Um den- 
jenigen Arbeitern, die ihre in den Betriebsstätten mitgebrachte Mahl- 
zeit wärmen oder kochen wollen, hierzu Gelegenheit zu bieten, sind 
von einer Reihe von Arbeitgebern teils Fabrikküchen, teils Wärm- 
vorrichtungen eingerichtet worden. Bemerkenswert ist u. a. die 
Einrichtung der Küchen der Augsburger Kammgarnspinnerei, die nur 
aus je 2 grofsen eisernen, dampfgeheizten nnd mit übereinander liegen- 
den Fächern eingerichteten Kochöfen oder Wärmschränken besteht. Zur 
Bedienung dieser Ofen und der davon Gebrauch machenden Arbeiter 
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sind in jeder Kttche zwei ans der Zahl der Arbeiterinnen gewählte 
Yertranenspersonen aufgestellt, die nichts weiter zu thnn haben, als 
jeden Morgen vor Beginn der Arbeit die von den Leuten zum Kochen 
oder Wärmen überbrachten gefüllten SpeisetSpfe an den Küchenschaltem 
in Empfang zn nehmen, mit einem schnell angehängten Erkennungs- 
zeichen in die Koch- oder Wärmschränke zu stellen und diese wieder 
zu schliefsen; ist das geschehen, sc verlassen sie die Küche, sohlie&en 
sie ab und gehen an ihre Arbeit, ohne sich weiter um das Kochen zu 
kümmern. Die zu kochenden Speisen sind in der einen, die nur zu 
wärmenden in der andern Küche. Es ist nichts weiter erforderlich, 
als zu einer bestimmten Zeit den Dampf in die Kochschränke und 
später auch in die Wärmschränke zu lassen. Zur Mittagsstunde ist 
Alles fertig. Kurz zuvor begeben sich die Vertrauenspersonen wieder 
in ihre Küche, um die Speisetöpfe bereit zu stellen und sie schnell zu 
verteilen, sobald die Arbeiter erscheinen. 

Eine bemerkenswerte Einrichtung haben einige Firmen neuerdings 
auch dadurch getroffen, dafs sie, um den Angehörigen der Arbeiter den 
mit dem Transporte des Essens verbundenen Weg zu ersparen, ver- 
mittelst besonders konstruierter, geheizter Speisewagen das Essen 
von den Familien gegen eine geringe Gebühr abholen lassen. Diese 
Gebühr beträgt z. B. bei der Württembergischen Metallwarenfabrik in 
Geislingen 2,5 Pfge. , bei der Berliner Maschinenbauanstalt vormals 
C. ScHWARTZKOPFF för die Arbeiter des Nordens von Berlin 7 Pfge. täglich. 

Als weiterhin wünschenswert ist es zu bezeichnen, dafs den Ar- 
beitern geeignete saubere und luftige Räume zur Verfügung stehen, wo 
sie die mitgebrachten Speisen verzehren können« Diesem Bedürfnisse 
haben die Arbeitgeber meist Rechnung getragen. Beispielsweise sei er- 
wähnt, dafs der Speisesaal der Wollwäscherei und Kämmerei zu Döhren 
bei Hannover derart eingerichtet ist, dafs an den Längsseiten des Saales 
28 Kojen von 2 X 2 m Gröfse angebracht sind, die je einen Tisch und 
zwei Bänke enthalten und verheirateten Arbeitern zum Aufenthalte 
dienen. Für unverheiratete Arbeiter, die nach Geschlechtern getrennt 
sitzen, sind 4 m lange Tische und Bänke aufgestellt. 

§ 7. Die Pflege der Reinlichkeit und Gesu/ndheit. Die Gesund- 
heits- und Reinlichkeitspflege in den industriellen Unternehmungen ist 
von gröfster Bedeutung; das staatliche Eingreifen auf diesem Gebiete 
überhebt auch die Arbeitgeber nicht der sozialen und humanitären Ver- 
pflichtung, im Interesse der Beseitigung der Gesundheitsschädlichkeit 
und Lebensgefihrlichkeit der Arbeit über das Mindestmafs des staat- 
lichen Schutzes hinauszugehen. 

Der Pflege der Reinlichkeit dienen hauptsächlich Waschräume 
und Badeeinrichtungen. Unter diesen nimmt die Anlage von 
Brausebädern, die die Arbeitgeber innerhalb ihrer Betriebe her- 
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stellen lassen, von Jahr zu Jahr zu. Um ihre Benutzung zu iordern, 
haben einige Fabrikanten besondere kleine Prämien eingeführt; diese 
Mafanahme soll mehrfach eine günstige Wirkung hervorgerufen haben. 
Wie gern und oft gut eingerichtete Fabrikbäder von den Arbeitern ge- 
nommen werden, beweisen z. B. die Besuohszahlen der Arbeiterbäder 
der Neunkirchener Eisenwerke und der Duisburger Kupfer- 
hütte. Die Belegschaft der Neunkirchener Werke besteht aus etwa 
3500 Arbeitern, die Badeanstalt enthält hauptsächlich Brausebäderzellen, 
einige Wannen und ferner Waschvorrichtungen für den Oberkörper. 
Hier wurden im Jahre 1894: 80598 Brausebäder, 1988 Wannenbäder 
und 45 143 Wascheinrichtungen benutzt. Der Besuch der Mitte Februar 
1894 eröffneten Badeanstalt der Halberger Hütte (Belegschaft 2200 
Leute) ergiebt sich aus folgenden Zahlen: 26946 Brausebäder, 1851 
Wannenbäder und 4084 Waschungen. In der Duisburger Kupfer- 
hütte wurden bei einer durchschnittlichen Beschäftigung von 300 Ar- 
beitern im Jahre 1892: 38755, im Jahre 1893: 38632 und im Jahre 
1894: 40604 Bäder verabfolgt, sämtlich unentgeltlich. 

Neben den Badeeinrichtungen der Arbeitgeber kommen noch die 
allgemeinen „Volksbäder" (Volksbrausebäder), die von gemeinnützigen 
Vereinen und von Gemeinden ins Leben gerufen worden sind, in Frage. 

Der Pflege der Gesundheit dient die ärztliche Untersuchung vor 
Aufnahme in die Arbeit bei gesundheitsschädlicher Betriebsweise und 
die periodische ärztliche Kontrolle des Gesundheitszustandes der Ar- 
beiter, die Entsendung von Kranken und Rekonvalescenten nach Bädern 
und Kurorten, die Beurlaubung von Arbeitern zur Erholung und Kräf- 
tigung, die Errichtung von Kranken- und Rekonvalescentenhäusern, die 
Gewähr ärztlicher Behandlung für die Familienangehörigen, die Anlage 
von Fabrikapotheken u. s. w. Auch dieser Teil der Wohlfahrtspflege 
bewegt sich im wesentlichen auf Fabrikboden, und die Vereinsftirsorge 
tritt Jiur in beschränktem Mafse ergänzend hinzu. Mehr schon ist das 
letztere der Fall bei der Fürsorge für Wöchnerinnen, die teils durch be- 
stimmte Hilfskassen und Fonds, teils durch Wöchnerinnenasyle geschieht. 

Erwähnt sei an dieser Stelle noch die Ausbildung im Samariterdienste, 
die eine Reihe von Unternehmern ihren Arbeitern zu teil werden läfst. 

§ 8. Die Ärbeiterivohnungen und die Wohnungsgesetzgebung, a. D i e 
Wohnu ngs verh ältnisse und der Bau von Arbeiter- 
wohnungen. Die Befriedigung des Wohnbedürfnisses geht in 
hygienischer, sozialer und sittlicher Beziehung weit über seine rein 
privatwirtschaftliche Bedeutung hinaus, weil bei Wohnungselend die 
Zusammenpferchung zahlreicher Personen verschiedenen Alters und 
Geschlechtes sittliche und geschlechtliche Verwilderung bewirken und 
zur Verbreitung von Krankheiten aller Art die beste Gelegenheit bieten 
mufs. Unter den sanitären und sittlichen Wohnungsmifsständen leiden 
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in erster Linie die ärmeren Klassen, insbesondere die Arbeiter, teils 
weil sie bei einer Besserung ihres Einkommens lieber ihre anderweite 
Konsumtion vermehren, anstatt für eine bessere Wohnung gröfeere Aus- 
gaben zu machen, teils weil ihre Einkommensverhältnisse zu einem er- 
hebliehen Teile derartig sind, dals sie sieh in der Befriedigung des 
Wohnbedürfiaisses Schranken auferlegen müssen. Zu den sanitären und 
sittlichen Milsstftnden treten noch ökonomische hinzu. Sie sind vor- 
handen, wenn die Mietpreise im Verhältnisse zum Einkommen der 
Mieter oder zum Werte der Wohnung zu hoch sind, oder wenn die 
Wohnungen von der Arbeitsstätte weit entfernt liegen ; sie können weiter 
entstehen, wenn die Wohnung von den Arbeitgebern gewährt und da- 
durch die Abhängigkeit der Arbeiter von den Arbeitgebern gesteigert wird. 

Was die thatsächlichen Verhältnisse in den Wohnungszu- 
ständen anbelangt, so mögen hierüber folgende Daten Aufischlufs geben. 

Nach dem statistischen Jahrbuche deutscher Städte (Jahrgang 1893) 
zählte man Kellerwqhnungen in Dresden von 61670 bewohnten 
Behausungen 1545 oder 2,5 Proz., Königsberg von 32963: 1174 oder 
3,56 Proz., Breslau von 77174: 3576 oder 4,63 Proz., Hamburg von 
119228: 8057 oder 6,73 Proz., Berlin von 366920: 28265 oder 7,7 Proz., 
Kiel von 15239: 1157 oder 8,12 Proz. und in Altena von 32885: 2811 
oder 8,56 Proz. 

Im vierten Stock und höher befanden sich in Hamburg 6898 Woh- 
nungen oder 5,76 Proz., in Breslau 11434 oder 14,81 Proz., in Berlin 
63326 oder 17,25 Proz., in Dresden 11405 oder 18,49 Proz. 

Wohnungen, die nur aus einem einzigen Baume mit Zubehör be- 
standen, waren in Breslau 9924 oder 12,86 Proz., in Köln 12553 oder 
22 Proz., in Hamburg 32721 oder 27,55 Proz., in Altena 9962 oder 
30,21 Proz., in Leipzig 26511 oder 35,52 Proz., in Halle a./S. 9149 
oder 41,43 Proz., in Hannover 14492 oder 41,89 Proz., in Lübeck 6663 
oder 45,06 Proz., in Görlitz 7570 oder 47,39 Proz., in Königsberg 18930 
oder 57,83 Proz., also über die Hälfte sämtlicher bewohnten Wohnungen. 
Für einige Städte ist kein Unterschied gemacht bei der Zählung der 
Wohnungen mit einem heizbaren Zimmer mit oder ohne Zubehör. Sol- 
cher Wohnungen zählt Berlin 193291 oder 49,95 Troz., Magdeburg 
25057 oder 55,58 Proz. 

Wohnungen mit nur einem heizbaren Zimmer und ohne Zubehör, 
also nur aus einer Stube bestehend, in der Mann und Weib, Kinder 
und gar noch Schlafgänger leben, essen und schlafen, hatte Hamburg 
2131 oder 1,79 Proz., Halle a./S. 1914 oder 8,76 Proz., Altena 3859 
oder 11,7 Proz., Köln 7401 oder 12,97 Proz., Görlitz 2137 oder 13,38 Proz., 
München 21 561 oder 27,6 Proz., Breslau 32038 oder 41,42 Proz. In diesen 
Stuben waren in Hamburg 5042 Personen oder 9,1 Proz. der Bevölkerung 
untergebracht, in Halle a./S. 5323 oder 5,45 Proz., in Altena 10142 
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oder 7,1 Proz., in Köln 17696 oder 7,06 Proz., in Görlitz 4144 oder 
6,88 Proz., in München 68185 oder 21,03 Proz., in Breslau 112514 
oder 35,14 Proz. 

Wohnungen ohne jedes heizbare Zinuner zählte Köln 527 oder 
4,4 Proz., München 392 oder 5 Proz., Lübeck 82 oder 5,5 Proz., Ham- 
burg 750 oder 6,3 Proz., Berlin 3376 oder 9,4 Proz., Altona 452 oder 
13,7 Proz. In diesen Gelassen zu wohnen waren in Köln 949, in Mün- 
chen 758, in Lübeck 158, in Hamburg 2532, in Berlin 8324, in Altona 
1491 Menschen verurteilt. 

Bei einer Klassifizierung der Wohnung nach der Zahl ihrer Be- 
wohner tritt noch deutlicher zu Tage, wie unzulänglich das Wohnbe- 
dürfnis heute befriedigt wird. Es gab Wohnungen, die aus einem heiz- 
baren Raum mit Zubehör bestehen und von 6 und mehr Personen be- 
wohnt sind, in Hamburg 1164 oder 9,7 pro m., in München 797 oder 
10,2 prom., in Breslau 2615 oder 33,8 pro m., in Altona 2011 oder 
60,9 pro m., in Görlitz 1042 oder 62,2 pro m., in Hannover 2687 oder 
77,7 pro m., in Lübeck 1195 oder 80,8 pro m., in Halle a./S. 2079 oder 
94,05 pro m., in Königsberg 3315 oder 100,5 pro m. Wohnungen aus 
einem Zimmer ohne Zubehör bestehend und von 6 oder mehr Personen 
bewohnt existierten in Hamburg 23, in Görlitz 45, in Königsberg 59, 
in Lübeck 68, in Halle a./S. 104, in Altona 305, in München 2445, in 
Breslau 4908. Wohnungen schlielslich ohne einen heizbaren Raum und 
doch von 6 oder mehr Personen bevölkert waren in Hamburg 21, in 
München 25, in Köln 50, in Altona 84 vorhanden. 

Obgleich nun die Wohnungsverhältnisse, in denen die ärmeren 
Klassen leben, zum Teil überaus ungünstig sind, ist der Bruchteil des 
Einkommens, den ihre Ausgaben für Wohnungen ausmachen, sehr grofs. 
Nach Erhebungen, die im Jahre 1880 in Breslau"(in 34897) und Dres- 
den (in 30825 Fällen) stattfanden, betrug die Miete in Prozenten des 
Einkommens: 
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Dab bei dem vielfach nicht im Verhältnisse zum Einkommen stehen- 
den Preise der Wohnung vielfach eine Wohnungsbeschränknng durch 
Aufnahme von Schlaf leuten die Folge ist, leuchtet ein. So gab es 
Haushaltungen mit Schlafleuten in Frankfurt a./M. 2302 oder 65,2 pro m., 
in Halle a./S. 1654 oder 74,7 pro m., in Magdeburg 4391 oder 96,3 pro m., 
in Bremen 2576 oder 98,2 pro m., in Dresden 7177 oder 183,5 pro m., 
in Breslau 9645 oder 125 pro m., in Altona 5167 oder 156,7 pro m., in 
Berlin 582265 oder 158,2 pro m., in Leipzig 13311 oder 175 pro m. 

Auch in französischen und englischen Grofsstädten begegnen wir 
ähnlichen Verhältnissen. 

Um der Arheiterbevölkerung Wohnungen zu verschaffen, die ihren 
ökonomischen Verhältnissen und den in hygienischer und sittlicher Be- 
ziehung zu stellenden Anforderungen entsprechen, haben sowohl Arbeit- 
geber als einzelne Menschenfreunde, gemeinnützige Vereine, wie auch 
neuerdings Arbeitergenossenschaften in weitgehendem Mafse Versuche 
unternommen. Diese Versuche haben sich teils darauf erstreckt, Ein- 
familienhäuser zu bauen, die zum Übergange in das Eigentum der Ar- 
beiter bestimmt sind, teils hat man grofse Miethäuser emchtet, um darin 
gute, freundliche und bequeme Wohnungen zu billigem Preise zur Ver- 
fllgung zu stellen. Lange Zeit hindurch hat man den Bau von Eigen- 
häusern als das Ideal der Losung der Wohnungsfrage angesehen, und 
man kann ihn vielleicht heute noch als solches ansehen, allein seine 
Ausführung stöfst schon deshalb auf Schwierigkeiten, weil namentlich 
unter den Arbeitern nur wenige das zum Bauen, zur Anzahlung u. dergl. 
notwendige Kapital besitzen. Es ist das ein Schicksal, das die Arbei- 
terklasse mit andern Klassen der Gesellschaft teilt. Aber selbst wenn 
es gelänge, dieses Hindernis zu beseitigen, so sprächen doch noch an- 
dere Gründe gegen die Bestrebungen, die Arbeiter unbedingt zu Haus- 
eigentümern zu machen. Der Besitz eines Hauses macht den Arbeiter 
zweifellos insofern abhängig, als er ihn an den Ort fesselt, ihn nötigt, 
bei ungünstigen Konjunkturen zu bleiben, wo er ist, und ihn hindert, 
günstige Konjunkturen, die sich anderswo auf dem Arbeitsmarkte bieten, 
wahrzunehmen. Infolgedessen wird der Arbeitereigentümer leicht einem 
Lohndrucke ausgesetzt sein und einem solchen nachgeben müssen, wenn 
sich in seinem Wohnorte andere Arbeitsgelegenheit nicht bietet. Weitere 
Nachteile ergeben sich, wenn ein Arbeiter durch besondere Umstände 
gezwungen wird, seinen Wohnsitz zu ändern, oder wenn er stirbt und 
die Witwe nicht in der Lage ist, das Haus zu halten ; in beiden Fällen 
wird ein Verkauf des Hauses mehr oder weniger plötzlich notwendig 
werden und dann regelmäfsig nur mit Verlust an dem Werte zu be- 
werkstelligen sein. tJberdies ist an sich schon mit dem Erwerbe eines 
eigenen Hauses, insbesondere durch allmähliche Abzahlungen, f&r den 
Arbeiter unter allen Umständen ein gröfseres Risiko verbunden. Diesen 
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Übelßtänden gegenüber haben in einer eigenartigen Weise die Nie de r- 
ländischenHefe-undSpiritußfabriken (Aktiengesellschaft) 
zu Delft ihre Aufgabe zu lösen gesucht. Sie haben unmittelbar vor der 
Stadt Delft in dem sogen. Agnetaparke eine Arbeiterkolonie angelegt. 
Diese umfaist — nach Mitteilungen der „Zeitschrift der Centralstelle 
für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen" — zur Zeit etwa 200 Grebäude, 
die meist isoliert stehen oder sich auch wohl unter einem gemeinsamen 
Dache befinden, in dem Falle jedoch so eingerichtet sind, dafs jede 
Wohnung für sich abgeschlossen ist, einen besondern Eingang und einen 
kleinen abgetrennten Garten besitzt. Eigenartig ist nun die Aufbringung 
und Verteilung der Kosten der ganzen Anlage, die durch die Be- 
wohner der Kolonie selbst geschieht. Dies vollzieht sich weder in der 
Weise, dafe einfach als Äquivalent für die gewährte Wohnung eine 
Miete gezahlt wird, noch in der, dafs die einzelnen kleinen Häuschen 
von den Bewohnern durch längere Zeit fortgesetzte höhere Zahlungen 
zu Eigentum erworben werden. Das Ganze ist und bleibt vielmehr 
Eigentum der Gemeinschaft der Kolonie, jeder einzelne Bewohner 
erwirbt sich aber durch eine bestimmte Dauer seiner Zahlungen einen 
Anteil an dieser Gemeinschaft, den er später frei veräufaern und vererben 
kann. Bei der Errichtung der Kolonie verfuhr der Begründer der Fabrik, 
VAN Marken, folgendermafsen: Nachdem er den Grund und Boden günstig 
angekauft hatte, bildete er eine Gesellschaft mit beschränkter Haft- 
pflicht mit einem Kapital von 160000 Gulden (ein Gulden Holländisch 
= i,69 M.) und erwarb zunächst fllr sich 320 Anteile der Gesellschaft 
fllr 32000 Gulden, die er bar bezahlte. Mit dieser Bareinzahlung wurde 
der Kaufpreis des Grund und Bodens zu 29 000 Gulden bezahlt und 
dieser der Gesellschaft erworben, die übrigen 3000 Gulden bildeten den 
Kassenbestand zur Fortftihrung der Gesellschaft. Die Mittel zur Auf- 
führung der Gebäude u. s. w. wurden sodann durch Aufnahme von 
Hypotheken beschafft, die allerdings anfangs in dem beliehenen Gegen- 
stande keine volle Deckung hatten, doch aber vollauf nach Bedarf auf- 
gebracht wurden, da jeder in das gemeinnützige Unternehmen Vertrauen 
setzte. Für die Wohnungen im Agnetaparke wird eine Miete in die 
Gesellschaftskasse gezahlt; diese Miete ist, ohne dafs dadurch eine zu 
hohe Belastung herbeigeführt würde, so bemessen, dafs von derselben 
nach Abrechnung der Verzinsung und einer gewissen Amortisation noch 
ein Überschufe erzielt wird, welcher sodann den Einzahlern behufs Er- 
werbung von Aktienanteilen an der Gesellschaft gutgeschrieben wird. 
Die Berechnungen sind dabei so gestellt worden, dafe nach Verlauf 
von etwa dreifsig Jahren die gesamten Kosten der ersten Anlage ge- 
deckt sein werden, und dafs dann der Park mit seinen sämtlichen Ge- 
bäuden im Eigentume der Gesellschaft nach Mafsgabe der ausgegebenen 
und erworbenen Anteilscheine steht, oder mit anderen Worten, der ge- 
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meinsame Besitz der Bewohner des Parkes ist. Weon dieser Stand 
erreicht ist, werden die Bewohner ihre Mieten in gleicher Weise wie 
gegenwärtig fortzahlen, damit nämlich die regelmäfsigen Unterhaltungs- 
und Verbesserungskosten gedeckt werden, sie erhalten dann aber den 
wesentlicheren Teil der Miete als Zinsen auf ihre Aktienanteile wieder 
zurück. Auf diese Weise kommt man zu einem ähnlichen Resultate, wie 
die Baugesellschaften, die den Zweck verfolgen, den Arbeitern ein eige- 
nes Haus zu verschaffen, nur dafs jenes Ergebnis in manchen Beziehungen 
noch Vorteile bietet. Die Schwierigkeiten und Bedenken, die bereits 
erwähnt wurden, fallen bei dem van MAREENschen Agnetapark mit 
seinem Gemeinschaftseigentume weg; denn will ein Arbeiter an einen 
anderen Ort ziehen, oder ist er sonst nicht mehr in der Lage, im Parke 
zu wohnen, oder stirbt er und mufa seine Witwe den ererbten Besitz 
veräufsern, so übernimmt die Gemeinschaft die Aktienteile und Aktien 
wieder, um sie demnächst entsprechend auf einen anderen, regelmäßig 
den nachfolgenden Bewohner zu tibertragen ; die Einzahlungen werden 
aber voll und ohne Abzug dafür erstattet, sodafs also kein Verlust ein- 
treten kann. So ist denn für den Arbeiter keinerlei Risiko gegeben, 
während er anderseits doch das Gefühl hat, dafs er ein festes Recht 
an seinem Heime besitzt, dafs es mit in seinem Eigentume steht: ein 
Gefühl, das auch dazu treiben wird, in jeder Weise für sein Haus Sorge 
zu tragen und es nach Kräften zu erhalten, sodafe dadurch auch wie- 
derum die Gemeinschaft gefordert wird und nicht zu Schaden kommen 
kann. Unter diesen Umständen wird man das hier zur Anwendung 
gebrachte System für die Arbeiterwohnungsbeschaffung gewifs nur an- 
erkennend beurteilen können. Freilich , darüber darf man sich nicht 
täuschen, dals sich ein System, wie es sich in den Niederländischen 
Prefshefe- und Spiritusfabriken zu Delft befindet, nur in einem äufserst be- 
schränkten Mafse anwenden lassen wird, dafs die Voraussetzungen seiner 
Wirksamkeit nur selten gegeben sein werden. Für die grofse Masse 
der Arbeiter, insbesondere in den Grofsstädten , wird es sich immer 
nur um Mietwohnungen handeln können. Diese in entsprechender 
Quantität und Qualität zu beschaffen, darauf wird es ankommen. 

In erster Linie hat wohl der Arbeitgeber ein Interesse daran, 
Arbeiter, wenn möglich in der Nähe der Arbeitsstätte, eine 
und behagliche Wohnung hat. Dies Interesse ist um so gröfser, 
rter und von Städten und Dörfern entfernter die industriellen 
imungen liegen. In einem sehr beträchtlichen Umfange sind 
die Arbeitgeber in Deutschland wie in anderen Industriestaaten 
r selbst mit dem Bau von Arbeiterwohnungen vorgegangen, 
haben ihre Arbeiter auf die mannigfachste Weise bei der Er- 
jigener Häuser unterstützt. Diese Arbeitgeberfürsorge, der aller- 
er Übelstand entgegensteht, dafs sie die Arbeiter in gröfsere 
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Abhängigkeit bringt, ihre Lage bei Streiks versohlechtert und sie bei 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses unter Umständen obdachlos macht, 
reicht nun keineswegs aus. Sie versagt namentlich in den Qrolsstädten, 
wo sie Opfer erheischt, die ein grofser Teil der Arbeitgeber nicht zu 
tragen vermag. Eine Linderung der Wohnungsnot würde vielfach auch 
nur dann eintreten, wenn die Fabriken und mit ihnen die Arbeiter- 
wohnungen aus dem Innern der Städte nach den Vororten verlegt wer- 
den könnten; einem derartigen Risiko entsprechen aber nicht die Vor- 
teile, die für die Unternehmer erwachsen würden. 

Noch weniger als die Fürsorge der Arbeitgeber dürfte die Selbst- 
hilfe der Arbeiter ausreichen. Als Mittel dieser Selbsthilfe sind 
in erster Linie die Baugenossenschaften zu betrachten. Sie treten 
in zwei Formen auf. Bei der einen, seltener vorkommenden, bauen die 
Mitglieder selbst und erhalten von der Genossenschaft langsam amor- 
tisierbare Darlehen. Bei der andern baut die Gesellschaft, um die 
Wohnungen an ihre Mitglieder zu vermieten oder gegen Ratenzahlungen 
zu verkaufen. Von den sogen, gemeinnützigen Aktiengesellschaften 
zum Bau von Arbeiter Wohnungen unterscheiden sie sich durch den in 
der Regel zum Zwecke der Beschaffung von Eigenhäusern aus Woh- 
nungsbedürftigen zusammengesetzten Mitgliederkreis, während sich die 
Aktiengesellschaften aus Kapitalisten zusammensetzen, die der Woh- 
nungsnot anderer, und zwar meist durch Erbauung von Miethäusern, 
abhelfen wollen. Die Heimat der Genossenschaften der ersten Form 
ist England. Hier wurden die Verhältnisse der Building Societies 
bereits durch Gesetz vom 14. Juni 1836 geregelt. Die Building So- 
cieties sind im Laufe der Zeit jedoch entartet. Während sie ursprüng- 
lich Sparvereine waren, zu denen sich die Mitglieder zusammenthaten, 
um sich vermöge der gemeinschaftlich angesammelten Spareinlagen zum 
Erwerbe eines Hauses zu verhelfen, sind sie heute zum Teil lediglich 
als Hypothekenbanken zu bezeichnen, die den Mitgliedern auf von ihnen 
zu zeichnende Anteile hin und gegen Verpfilndung von Grund und 
Boden Kredit gewähren. Immerhin sind die Building Societies in Eng- 
land in fortwährender und erheblicher Zunahme begriffen. Auch in 
den Staaten Nordamerikas, wo eine sefshafte Arbeiterbevölkei-ung vor- 
handen ist, haben sie eine grofse Verbreitung gefunden. Die Genossen- 
schaften der zweiten Form (Land and Building Societies), die jüngeren 
Datums sind, haben in England bei weitem nicht die Ausdehnung er- 
langt, wie die der ersten Form. In Deutschland liegen die Ver- 
hältnisse umgekehrt. Hier bestanden nach den Berichten der Anwalt- 
schaft des Allgemeinen Verbandes der deutschen Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften 1875: 52, 1S81: 34, 1888: 28, 1893: 77, 1894: 
101, 1895: 124 Baugenossenschaften. Die meisten entstanden zur Zeit 
der Wohnungsnot bei hohen Bodenpreisen und Baukosten ; manche fan- 
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den indessen zu gedeihlicher Thätigkeit keinen Boden und muDsten 
liquidieren. Neuerdings haben sie nach Zulassung der beschränkten 
Haftpflicht wieder einen Aufschwung genommen. Die Schwierigkeiten, 
mit denen sie zu kämpfen haben, bestehen darin, dais sie gleich an- 
fangs grolser Mittel bedürfen, und dafs die Mittel durch den Hausbau 
festgelegt werden. Die Versuche, dieser Schwierigkeiten durch Betei- 
ligung „stiller Gesellschafter*', durch Begründung besonderer Vereine 
zur Unterstützung dieser Genossenschaften und durch Aufnahme von 
allmählich zu tilgenden Hypotheken Herr zu werden, haben nicht völlig 
zum Ziele geführt. Auch die „Spar- und Bauvereine", die beide die 
erwähnten Genossenschaften zu verbinden trachten und besonders ihre 
Mitglieder in Arbeiterkreisen suchen, dürften nur in beschränktem Ma&e 
Erfolg erzielen. 

Von den übrigen Staaten ist es Dänemark, dessen Baugenossen- 
schaften gute Ergebnisse zu verzeichnen haben. Obenan steht hier der 
Arbeiterbauverein zu Kopenhagen, der gegen 20000 Mitglieder zählt. 
In esterreich ist die Zahl der Baugenossenschaften sehr gering; 
in Frankreich liegen die Verhältnisse noch ungünstiger, dagegen 
haben die Baugenossenschaften in Italien, deren Mitglieder haupt- 
sächlich Arbeiter sind, einen Aufschwung genommen. 

Neben der Bauthätigkeit der Arbeitgeber und der Arbeiter kommen 
für die Errichtung von Arbeiterwohnhäusern in dritter Linie jene Wohl- 
fahrtsbestrebungen in Betracht, die sich in Schenkungen und Stif- 
tungen und in der Thätigkeit solcher Vereine äufsern, die — im 
Gegensatze zu den sogen, gemeinnützigen Aktienbaugesellschaften — 
auf eine Kapitalverzinsung überhaupt verzichten. Als 
Beispiele sind zu erwähnen die grofsartige Stiftung Georg Peabodys 
in London, eine Stiftung des verstorbenen Geh. Bergrats Prof. Dr. Ger- 
hard VOM Rat in Bonn und eine Schöpfung des Vereins fllr Erbauung 
billiger Wohnungen in Leipzig-Lindenau. Dieser Verein besteht aus 
einem Konsortium von Stiftern und hatte sich vorläufig die Erbauung 
von 26 Miethäusern, jedes von 10—12 Wohnungen für kleine und kleinste 
Haushaltungen innerhalb der Preisgrenzen von 40—200 M., zur Aufgabe 
gestellt. Der Gesamtaufwand (Areal-, Baukosten, Anlegung der Strafsen-« 
Züge, Gärten, Brunnen, Spielplätze, Bauzinsen) fllr die in diesem Um- 
fange zu Ostern 1890 fertig gestellte Anlage beti-ug 759863 M., d. i. 
pro Haus 29 226 M. Als Mietertrag der Häuser und Gärten sind jähr- 
lich 45 030 M. in Ansatz gebracht, als Ausgaben für Amortisation, Re- 
paraturen, Verwaltung und unvorhergesehene Ausfälle 18171 M. Da 
nun zu Gunsten der Weiterentwickelung des Unterneh- 
mens auf Kapitalverzinsung verzichtet wird, sobleibtpro 
Jahr ein Einnahmeüberschufs von 26859 M. für Portsetzun-g 
der Bauten zur Verfügung, Nimmt man zu diesem Überschusse 
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des ersten Jahres einen Teil der Mieteingänge des darauffolgenden, so 
kann bereits im zweiten Jahre ein Neubau fertiggestellt werden, wäh- 
rend für das dritte Jahr 23 718 M. zur Verfügung stehen. Eine ein- 
fache Wiederholung dieser Rechnung von Jahr zu Jahr ergiebt unter 
Zurechnung des Mietertrages jedes Neubaues schon am Schlüsse des 
dritten Jahres einen die Kosten eines Neubaues deckenden Überschufs. 
Nach dem zehnten Jahre wird sich die Zahl der Häuser auf 35, im 
zwanzigsten auf 50 vermehrt haben, und das dreifsigste Jahr wird be- 
reits einen Bestand von melir als 70 Häusern, in denen ca. 3000 Men- 
schen wohnen, aufzuweisen haben. 

Der jährliche Mietpreis, der sich in den Häusern des Leipzig-Lin- 
denauer Vereins um 15 Proz. billiger als der ortsübliche stellt, beträgt 
je nach Lage der Wohnungen für eine einfenstrige Stube 40—60 M., 
für eine Wohnung aus einer zwei-, einer einfenstrigen Stube und Küche 
130—160 M. und für eine Wohnung, bestehend aus einer zwei- und zwei 
einfenstrigen Stuben und Küche 155 — 200 M. Für einen Garten sind 
wöchentlich 15 Pf. zu entrichten. 

Die Organisation einer Stiftung wie der des Vereins für Erbauung 
billiger Wohnungen in Leipzig-Lindenau giebt nun zweifellos die Ge- 
währ, dafs die aus den Stiftungsmitteln erbauten Wohnungen auch 
ihrem Zwecke, den arbeitenden Klassen gesunde, geräumige und billige 
Heimstätten zu bieten, dauernd erhalten bleiben, und dafs die Anlage 
allmählich erweitert wird. Stellen also Private bedeutende Mittel zur 
Verfügung und werden die Wohlthätigkeitsbestrebungen in die richtigen 
Bahnen gelenkt, so kann auf dem angegebenen Wege gewifs Erheb- 
liches geleistet werden. Allein darüber wird man sich nicht täuschen 
können, dafs dieses Erhebliche niemals ausreichen wird, wo eine wirk- 
liche Wohnungsnot vorhanden ist. 

In der Erwägung, dafs nur die Bereitstellung grofser Mittel zu Er- 
folgen fllhren wird, ist man namentlich in England und neuerdings auch 
in Deutschland zur Bildung von gemeinnützigen Gesellschaften 
geschritten und hat diese meist auf dem Prinzipe der Aktiengesellschaft 
begründet. Diese Baugesellschaften, die teils in den Vororten Einzel- 
häuser zum Verkaufen und Vermieten erbauen, teils sich auf die Er- 
bauung grofser städtischer Miethäuser beschränken, wollen zunächst für 
ihre Aktionäre oder Gesellschafter eine Verzinsung abwerfen, xvie sie 
etwa die Staatspapiere durchschnittlich gewähren. Erfahrungsgemäfs 
ist aber die Verzinsung des Anlagekapitals, zumal bei grofsen Miet- 
häusem, erheblich höher als 3V2 bis 4 Proz. um den gemeinnützigen 
Charakter der Gesellschaften zu wahren, wird deshalb meist die Be- 
stimmung getroffen, dafs der über eine Kapitalverzinsung von 3V2 bis 
4 Proz. hinausgehende Betrag der Reineinnahmen nicht zur Auszahlung 
zu bringen, sondern zum Bau neuer Häuser u. dergl. zu verwenden 
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ist Nach diesem Gnmdsatze wirken aach in Denteehland in einer 
Reihe von Ortca Bangesellsebaften mit gutem Erfolge. Allerdings be- 
wegt sich ihre Wirksamkeit noch in engen Grenzen, doeh haben sie in 
ihren Bauten der PriTatbanthitigkeit manche Muster geschaffen. 

Die Privatbanthätigkeit wird in der Wohnungsfrage nach 
wie Tor die erste Boüe zu spielen haben. Aufgabe des Staates und 
der Cremeinden ist es nicht etwa, sie su unterdrücken, sondern die Be- 
dingungen zu schaffen, unter denen sie die Herstellung kleiner Woh- 
nungen mit Vorteil betreiben kann. Ohne Frage ist die Vermietung an 
viele kleine Leute Ton oft unsicherer ZahlungsfiLhigkeit und mangel- 
haftem Ordnungssinne kein angenehmes Geschift. W^m sich deshalb 
die Priyatbauthäti:rkeit dem Baue ron Arbeitensohnungen nur in be- 
schränktem Ma(se zuwendet, 7^ ^^ ^^^ nicht Wunder nehmen* Ohne 
Frage wftrde sich aber eine Be^erung erzielen lassen, wenn der Staat 
und die Gemeinden den Privaten, die sich zur Herstellung gesunder 
Arbeiterwohnungen entschlössen, gewisse Vorteile (z. B. Steuerfreiheit 
ftlr eine Beihe von Jahren) unter der Bedingung gewährten, dafs die 
Wohnungen zu einem bestimmten, regulierbaren Mietpreise abgegeben 
würden. Ein derartiges Verfahren würde auf das Angebot von Woh- 
nungen regulierend wirken, ohne berechtigte Interessen zu schädigen. 
Weiterhin wthrden die Gemeinden för eine zweckentsprechende Auf- 
stellung neuer Bebauungspläne und f&r die gleichmälsige Durchführung 
von Bauordnungen, die eine gesundheitlich zweckmälSnge Bauart der 
Häuser gewährleisten, zu sorgen haben. Um die Durchflihrung solcher 
Maisregeln zu sichern, wäre die Errichtung besonderer, unabhängig von 
den Gremeindevorständen zu bildender und sich zum Teil auf die frei- 
willige Mitarbeiterschaft der Bürger stützender Behörden zweckmä&ig. 
Dem Staate aber läge es ob, im Wege der Gesetzgebung Bestimmungen 
zu erlassen, die sich auf die fortlaufende bauliche und gesundheitliche 
Instandhaltung der vorhandenen Anlagen wie auf die ordnungsmälsige, 
reinliehe und den hygienischen Anforderungen entepreehende Benutzung 
der Wohnungen beziehen, und nach denen eine Verwendung von Gre- 
bäuden, die durch Lage, Bauart und bauliche Beschaffenheit gesund- 
heitsschädlich sind , verboten werden kann. Diese Vorschriften, deren 
Befolgung fortlaufend zu kontrollieren wäre, hätten sich an die Per- 
sonen zu wenden, die ein Haus bewohnen, also an die Mieter ebenso 
wie an die Vermieter. Eine derartige Forderung ist deshalb berechtigt, 
weil die Schäden, die bei^eitigt werden sollen, hauptsächlich in der un- 
zweckmä&igen Art der Benutzung der Wohnung liegen. Ein Gresetz, 
das seine Spitze ausschlieislich gegen die Vermieter richtete, würde aus 
dem Grunde unwirksam sein. Das beweisen auch die Mifserfolge der 
englischen Gresetze zur Bekämpfung der sanitären und sittlichen Übel- 
stände in den Wohnungsverhältnissen. 
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b. Die Gesetzgebung auf dem Gebiete der Wohnungs- 
frage. Die Gesetze zur Verbeissening der Wohnungsverhältnisse der 
ärmeren Klassen sind teils solche, die direkt die Unterdrückung und 
Beseitigung der schlimmsten sanitären und sittlichen Mifsstände an- 
streben, teils solche, die den Bau, den Verkauf und die Vermietung 
gesander, zweckmäfeiger und billiger kleiner Wohnungen fordern wollen, 
Gesetze der ersten Art, die ausschliefslich das Gebiet der Gesundheits- 
und Sittlichkeitspolizei bertlhren, sind in Frankreich und England er- 
lassen worden, solche der letzten Art in Oesterreich, Frankreich, Belgien, 
England und neuerdings in Preufsen. ^) 

a. Die Beseitigung der sanitären und sittlichen Mifs- 
stände in den Wohnungsverhältnissen. 1. Frankreich, 
Frankreich war das Land, das zuerst eine Verbesserung der gesund- 
heitsschädlichen Wohnungen erstrebte. Diesem Zwecke sollte das Gesetz 
vom 13. April 1850 (loi sur Vassainissement des logements insalubres) 
dienen. Es bestimmt, dafs in jeder Gemeinde der Gemeinderat eine 
Kommission zur Verbesserung der sanitären Verhältnisse gesundheits- 
widriger Wohnungen und der dazu gehörenden vermieteten oder von 
einem andern als dem Eigentümer bewohnten Eäume ernennen darf. 
Diese Kommissionen haben die ihnen als gesundheitsschädlich bezeich- 
neten Wohnungen aufzusuchen, den Zustand der Gesundheitswidrigkeit 
festzustellen, die Ursachen derselben wie die Mittel zur Beseitigung 
anzugeben oder die gänzliche Verbesserungsunfähigkeit zu konstatieren. 
Die Berichte, die für Einsicht der Beteiligten aufzulegen sind, gehen 
mit deren Bemerkungen an den Gemeinderat. Dieser entscheidet, welche 
Wohnungen verbesserungsfähig sind und welche nicht; für jene schreibt 
er die vorzunehmenden Verbesserungsarbeiten und die Frist der Aus- 
führung vor. Gegen diesen Bescheid, dessen Nichtbeachtung hohe Strafen 
zur Folge hat, ist ein Rekurs an den Präfekturrat zulässig. Wurde die 
Wohnung ftlr verbesserungsunfähig erklärt, so kann der Gemeinderat 
deren Vermietung bis auf weiteres bei Strafe untersagen; ein definitives 
Verbot kann nur der Präfekturrat und bei Widerspruch hiergegen der 
Staatsrat erlassen. Müssen infolge Anwendung des Gesetzes Mietver- 
träge aufgelöst werden, so stehen dem Mieter Schadenersatzansprüche 
nicht zu. Liegt die Ursache der Gesundheitswidrigkeit nicht in den 
Verhältnissen einer einzelnen Wohnung, sondern in äufseren bleibenden 
Verhältnissen, oder kann sie nur durch umfassende und zusammen- 
hängende Arbeiten beseitigt werden, so steht der Gemeinde ein Expro- 
priationsreoht fllr das ganze in Frage kommende Terrain zu. Die Strafen 
fallen dem Armenrate und den Wohlthätigkeitsanstalten der Gemeinde 
zu, in der sie erhoben werden. 

1) Vgl. die ausführliche Darstellung Ton C. Eschbb in der Schweizer. Zeit- 
schrift für Gemeinnützigkeit, XXXIV. Jahrg., 2. Heft, der ich hier folge. 
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Der Erfolg des Gesetzes vom 13. April 1850 ist nur sehr gering 
gewesen. Namentlich sein fakultativer Charakter und die Abgeneigt- 
heit kleiner Gemeinden gegen eine strenge Durchführung haben bewirkt, 
dafii es allmählich von selbst aufter Wirksamkeit getreten ist. 

2. England. Das Einschreiten der Gesetzgebung zur Besserung 
der Wohnungsverhältnisse begann mit den Nuisances Remoral Acts der 
Jahre 1855 und 1860, den Sanitary Acts der Jahre 1866 und 1874 und 
der Public Health Act von 1875. Nach diesen Gesetzen ist jede I^- 
kalbehörde verpflichtet, durch einen Beamten (Inspector of Nuisances) 
ihren Distrikt von Zeit zu Zeit auf das Vorhandensein gemeinschädlieher 
Verhältnisse (Nuisances), darunter auch auf die L^berfÖUung von Woh- 
nungen besichtigen zu lassen. Machen der Inspektor oder eine von der 
Gemeinschädlichkeit direkt betroffene Person oder zwei Steuerzahler 
der Lokalbehörde Anzeige von einer Gemeinschädlichkeit, so hat die 
Lokalbehorde, falls sich die Anzeige als begründet herausstellt, die Be- 
seitigung des Übelstandes innerhalb einer bestimmten Frist anzuordnen. 
Kommt der Eigentümer dem Befehle nicht oder nicht entsprechend nach, 
so ist die Sache an das Gericht zu bringen. Dieses kann die Be- 
seitigung des Übelstandes anordnen, Geldstrafen verhängen und auch 
das Bewohnen des Hauses bis nach Ausftthrung der Verbesserung unter- 
sagen. Nach Zuwiderhandlungen gegen das gerichtliche Gebot erhält 
die Lokalbehörde die Befögnis, die Beseitigung der Übelstände und die 
Ausführung der Verbesserungsarbeiten auf Kosten des Eigentümers vor- 
nehmen zu lassen. 

Der Erfolg dieser Gesetze ist ohne Belang gewesen. Ihrer Durch- 
führung hat namentlich das englische Miet- und Paohtsystem, unter dem 
die in den Händen weniger reicher Famlien und Stiftungen befindlichen 
Grundstücke mit oder ohne Gebäude in der Regel für 99 Jahre ver- 
pachtet werden und nach Ablauf dieser Frist ohne Anspruch des Päch- 
ters auf Ersatz für Neuanlagen oder Verbesserungen an den Eigentümer 
zurückfallen, in hohem Grade entgegenwirkt. 

Weiterhin sind hervorzuheben die Artisans and Labourers Dwellings 
Acts (auch Torrens Acts genannt) vom Jahre 1868 nebst zwei Ergän- 
zungsgesetzen aus den Jahren 1879 und 1882. Nach diesen Gesetzen, 
die ihren Wirkungskreis auf Städte mit mindestens 10000 Einwohnern 
erstrecken, ist der von der Lokalbehörde angestellte Sanitätsbeamte 
(Medical Officer of Health) verpflichtet, der Lokalbehörde Mitteilung zu 
machen, wenn er in einem gesundheitswidrigen Zustande befindliehe, 
für menschliche Wohnungen ungeeignete Häuser entdeckt oder durch 
eine Eingabe von mindestens 4 Hausbesitzern auf solche aufmerksam 
gemacht wird. Die Lokalbehörde hat daraufhin ein Gutachten ihre« 
Baubeamten darüber einzuholen, ob das betreffende Gebäude ganz oder 
teilweise niederzureifsen sei, oder ob seine Gesundheitswidrigkeit durch 
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Umbanten gehoben werden könne. Das Gutachten ist dem Eigentümer 
vorzulegen; dann wird ein Bauplan nebst Kostenanschlag angefertigt 
und wiederum dem Eigentfimer, dem ein Berufnngsrecht zusteht, zuge- 
stellt. Ist der Bauplan rechtskräftig geworden, so hat ihn der Eigen- 
tümer auszuftlhren; unterlälst er das, so kann die Lokalbehorde, falls 
es sich um Abbruch des Gebäudes handelt, diesen auf Kosten des Eigen- 
tümers bewirken, falls es sich um Umbauten handelt, sie auf Kosten 
der Eigentümer vornehmen oder das Haus schlielsen oder es nieder- 
reifsen lassen. Ein Recht auf Entschädigung steht dem Eigentümer 
nicht zu. 

Auch das Gesetz von 1868 blieb ohne wesentlichen Erfolg. Um 
diesem Übelstande abzuhelfen, gab die Novelle von 1879 dem Haus- 
eigentümer ein Entschädigungsrecht f&r die Eingriffe in sein Eigentum, 
und die Novelle dehnte die Anwendbarkeit des Gesetzes auch auf Ge- 
bäude aus, die nicht an und für sich die Gesundheit ihrer Bewohner 
zu schädigen vermögen, sondern einem Quartiere Luft und Licht be- 
nehmen oder es sonstwie ungünstig beeinflussen. 

Trotz dieser Novellen ist das Gesetz nur wenig angewandt worden; 
hauptsächlich hielten die bedeutenden Lasten, die den Gemeinden bei 
der AusfUhrung entstanden, die Lokalbehörden vom Einschreiten ab. 

Schliefslich sind zu erwähnen die Artisans and Labourers Dwellings 
Improvement Acts (auch Gross Acts genannt) aus den Jahren 1875, 1879 
und 1882. Sie geben den Städten mit mehr als 25000 Einwohnern die 
Befugnis, aus mehr als 15 Häusern bestehende Quartiere mit ungesunden 
Gassen und Winkeln gegen Erstattung des billigen Marktwertes der 
Häuser an ihre Eigentümer zu säubern und niederzureifsen. 

Auch diese Gesetze haben nur eine beschränkte Wirkung gezeitigt. 
Am umfangreichsten scheint Birmingham an die Verbesserung der Woh- 
nungsverhältnisse gegangen zu sein. Es hat bis Ende 1893: 1867 Häuser 
gekauft; davon sind 886 niedergerissen und an den übrigen die not- 
wendigen Reparaturen vorgenommen worden, 100 Häuser sind neu er- 
baut, mit Wasser versehen u. s. w. Die Sterblichkeit soll vor den Ver- 
besserungen in den einzelnen Stadtteilen 40 — 90 pro mille betragen 
haben und dann auf 24 pro mille zurückgegangen sein. In London 
sind dadurch , dafs der freigelegte Grund und Boden oft jahrelang un- 
bebaut blieb, nicht nur gro&e Verluste infolge der Nichtbenutzung der 
Terrains entstanden, sondern es ist überdies die Wohnungsnot ge- 
steigert worden. 

Die vorerwähnten Gesetze sind im Jahre 1890 in ein grofses Gesetz, 
die Housing of the working classes Act zusammengefafst und dabei in 
einigen nebensächlichen Punkten amendiert worden. 

b. Die Förderung des Baues, des Verkaufes und der 
Vermietung billiger und gesunder kleiner Wohnungen. 

FsAHKENSTKiir, ArbeitoTsohatz. 19 
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1 . E n g 1 a n d. Die Förderuiig des Bauee you Arbeiterwohiiiiiigen be- 
zwecken die Laboaring Classes Lodging-Hoases Aet yotl 1851, die sie 
erläuternden nnd ergänzenden Ciommon-Lodging-Hoitses Acts ans den 
Jahren 1851 nnd 1853 und die Labouring Glasses Dwelling-Houses Act 
von 1866. Nach diesen (besetzen können die Lokalbehörden in Städten 
und Ortschaften mit mehr als 10000 Einwohnern die Errichtung you 
Logierhäusem fhr Angehörige der arbeitenden Klassen, d. h. von Häusern, 
die nur vorttbergehend obdachlosen Personen in grofsen gemeinsamen 
Bäumen Unterkunft gewähren, beschlielsen. Zur Errichtung solcher 
Logierhäuser können die Lokalbehörden unter Genehmigung des Mini- 
steriums Anleihen gegen Verpfändung der Lokalsteuern aufnehmen; 
auch können die staatlichen Darlehenskommissionen für öffentliche Ar- 
beiten den Lokalbehörden Darlehen zu diesem Zwecke gewähren. Die 
Labouring Glasses Dwelling-Houses Act von 1866 lä&t die Gewähr 
solcher Darlehen auch an Gtesellschaften und Private wie zur Erbauung^ 
von eigentlichen Arbeiterwohnungen zu, und zwar zu einem Zinsfufoe 
von mindestens 4 Proz. und unter der Bedingung der Rückzahlung 
innerhalb 40 Jahren. Die Public Works Loans Act von 1879 hat dann 
das Finanzministerium ganz allgemein ermächtigt, die Bedingungen ftlr 
die auf Grund der genannten Gresetze zu gewährenden Darlehen fest- 
zusetzen und nach Bedürfnis abzuändern. 

Hinsichtlich der Errichtung von Logierhäusem durch die Lokal- 
behördeu sind die vorerwähnten Gesetze wirkungslos geblieben, dagegen 
haben die auf Grund dieser Gesetze gewährten Darlehen aus öffent- 
lichen Mitteln an Lokalbehörden, Baugesellschaften und Private einen 
beträchtlichen üm£ang angenommen. 

Um den Arbeitern der grofeen Städte das Wohnen in ländlicher 
und daher gesunder Umgebung zu erleichtem, ist schlielslich durch die 
Cheap Trains Act von 1883 die Bestimmung getroffen werden, dals das 
Finanzministerium von den Eisenbidmen die Einf&hrang billiger Lokal- 
zttge zwischen 6 Uhr abends und 8 Uhr morgens verlangen darf. 

2. Belgien. Das belgische Gesetz vom 9. Aug. 1889 — loi rela- 
tive aux habitations ouvri^res et k Tinstitution des comit6s de patro- 
nage — schreibt vor, dalÜB in jedem Verwaltungsdistrikte ein oder meh- 
rere Komitees gebildet werden sollen, die den Zweck haben, 

1. den Bau und die Vermietung gesunder Arbeiterwohnungen, wie 
deren Verkauf an Arbeiter (gegen bar oder gegen jährliche Abzahlungen) 
zu fordern, 

2. alles zu studieren, was sich auf die Hygiene A&t Arbdterwoh- 
nungen und Arbeiterquartiere bezieht, 

3. die Entwickelung des Spar- und Versicherungsweswis, wie der 
Kredit-, Hilfs- und Pensionskassen zu fordem. 

Die Komitees sollen aus je 5—18 Mitgliedern bestehen, die teila 
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vom Btftndigea AnBSohnsse des Provinzialratefi, teils yon der Segiemnir 
gewählt werden, Sie teilen den Gemeinde- nnd Provinzialverwaltungeu 
oder der Segiemng diejenigen Mafsregeln mit, die sie fbr geeignet 
halten, and sind zn hören, bevor die Regierung umfassendere Expro- 
priationen in Arbeiterquartieren besehliefst. Die allgemeine Ersparnis- 
und Pensionskasse wird ermächtigt, einen Teil ihrer verf&gbaren Gelder 
zu Darlehen für die Errichtung oder den Ankauf von Arbeiterwohn- 
h&usem, nach vorheriger Einholung der Ansieht des Komitees, zu v^- 
weaden; überdies darf sie Lebensversicherungsverträge abschliefsen, die 
den Zweck haben, die Bückzablnng eines zwecks Errichtung oder An- 
kaufe ein^ Arbeiterwohnhauses gemachten Darlehens auf einen be- 
stimmten Verfalltag oder auf den Tod des Versicherten zu garantieren 
und die Familie des Arbeiters davor zu schützen, dab ihr im Falle d^s 
Todes ihres Ernährers vor völliger Abzahlung das zum Teil abbezahlte 
und bewohnte Haus wieder verloren gehe. Weiterhin bestimmt das 
Gesetz, dafs den Provinzen, Gemeinden und Wohlthätigkeitsanstalten 
Geschenke und Legate zur Errichtung von Arbeiterwohnhäusem zu- 
gewendet werden dürfen. Auch sind Arbeiterwohnungen von allen 
provinziellen und kommunalen Miet-, Thür-, Fenster- und Mobiliar- 
Steuern befreit. 

Das belgische Gesetz vom 9. Aug. 1889 ist erst seit einer so kurzen 
Zeit in Kraft, dais sich ein Urteil über seinen Wert kaum fülen lä&t. 

3. Oesterreich. In Gestenreich erstrebt ein G^etz vom 2. Febr. 
1892 die Förderung der Errichtung von Arbeiterwohnungen durch (Be- 
währung von Steuererleichterungen. Es setzt fest, daft von der Miet- 
ond €lebäudesteuer auf 24 Jahre nach ihrer Vollendung solche Häuser 
befreit werden, die ausschliefslich zu dem Zwecke der V«*mietung ge- 
sunder und billiger Wohnungen an Arbeiter durch Gemeinden, gemein- 
nützige Gesellschaften, Arbeitergenossenschaften und Industrielle er- 
richtet werden, bestimmte bauliche Erfordernisse aufweisen und zu einem 
fixierten Mietpreise abgegeben werden. Gebäude mit Wohnungen, deren 
Boden tiefer als die Strafse liegt, sind von der Steuerbefreiung aus- 
geschlossen. 

4. Frankreich. Das Gesetz vom 30. Nov. 1894 ~ kri relative 
aux habitations ä hon marchö — ist im wesentlichen dem belgischen 
Gesetze vom 9. Aug. 1889 nachgebildet. Es sieht in jedem Departe- 
ment die Bildung von Komitees für billige Wohnungen vor. Ihren 
Zweck sollen die Komitees zu erfhUen suchen durch Veranstaltung von 
Enqueten, Eröffnung von Konkurrenzen ffir geeignete Baupläne für Ar- 
beiterhäuser, durch Verteilung von Preisen für Ordnung und Reinlich- 
keit in den Wohnungen, wie überhaupt durch Unterstützung und För- 
derung sämtlicher auf Erbauung oder Verbesserung von billigen Häu- 
sern gerichteter Unternehmungen, gleichviel ob sie von Privaten oder 

19* 
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Gesellschaften ausgehen. Fttr diesen Zweck können die Komitees Sub- 
ventionen des Staates, der Departements und Gemeinden, sowie Ge- 
idchenke und Legate Privater erhalten. Die Anwendung des Gesetzes 
beschränkt sich: 

1. auf Einfamilienhäuser, die an Arbeiter oder Angestellte verkauft 
oder von diesen selbst errichtet werden sollen, deren Grundstammwert 
gemäfs dem Gesetze vom 8. Aug. 1890 die Summen von 90, 150, 170, 
220, 300 und 375 Franken, jenachdem sie in Gemeinden mit unter 1 000 Ein- 
wohnern oder in solchen mit 1000—5000 oder 5000—30000 oder 30000 
—200000 oder in solchen mit mehr als 200000 Einwohnern oder schlieft- 
lich in Paris gelegen sind, nicht um mehr als 10 Proz. übersteigen, und 

2. auf Ein- und Mehrfamilienhäuser, die zum Vermieten bestimmt 
sind, und deren Steuerwert die unter 1 . genannten Grenzen nicht über- 
steigt. 

Die Wohlthätigkeits- und Armenanstalten, wie die Spitäler werden 
ermächtigt, ein Fünftel ihres Vermögens ftlr Errichtung billiger Woh- 
nungen zu verwenden oder — und das ist auch der staatlichen Depositen- 
kasse erlaubt — in Obligationen oder Aktien von Wohnungsbauge^ell- 
schaften anzulegen. Die Kasse für Lebensversicherungen endlich ist 
berechtigt, mit den Erwerbern und Erbauern billiger Wohnhäuser, die 
den Kaufpreis durch jährliche Abzahlungen abtragen wollen, Versiche- 
rungsverträge abzuschliefsen. Überdies modifiziert das Gesetz für billige 
Wohnungen einige Bestimmungen des Erbrechtes, um das vom Fami- 
lienvater erworbene Haus auch nach seinem Tode der Familie zu erhalten. 

Auch das französische und österreichische Gesetz sind erst seit so 
kurzer Zeit in Kraft, dafs von Erfahrungen und Erfolgen kaum die 
Rede sein kann. 

In Oesterreich scheinen die Mietpreise übrigens von dem Gesetze 
so ungemein niedrig angesetzt zu sein, dafs sie sich kaum als realisier- 
bar erweisen und die Bauthätigkeit nicht beleben dürften. Sie betragen 
jährlich in Fl. ö. W. ftlr: 

in Wien 

1. Wohnungen mit 1 Gelafs: 

bewohnbarer Raum von 15 qm 

gesetzlichem Minimum. . . 26 Vi 
bewohnbarer Raum von 30 qm 

gesetzlichem Maximum . . 52^2 

2. Wohnungen mit mehreren Gelassen : 

bewohnbarer Raum von 40 qm 

gesetzlichem Minimum ... 71 
bewohnbarer Raum von 75 qm 

gesetzlichem Maximum . . 130 Vi 



in Orten 

mit mehr als 

10000 Einwohnern 


in klainm 
Orten 


17-/4 


12 


34 Vi 


24 


46 


32 


86 V4 


60 
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5. In Preufsen ist im Jahre 1895 durch Gesetz ein Beti*ag 
von 5 Mill. Mk. zur Förderung des Baues von Wohnungen fftrjin Staats- 
betrieben beschäftigte Arbeiter zur Verfügung gestellt worden. Hier 
wie in dem übrigen Deutschland unterstützen auiserdem die Invaliditäts- 
und Altersversicherungsanstalten die Gemeinden und Baugenosseur 
Schäften beim Bau von Arbeiterwohnungen durch Gewährung von Dar- 
lehen zu billigem Zinssatze. 

§ 9. Die Pflege der OeselligTceit in ÄrbeiterJcreisen. Als eine 
wirksame Einrichtung, um ein engeres Band mit ihren Arbeitern zu 
knüpfen, betrachten manche Arbeitgeber die Pflege der Geselligkeit. Als 
Mittel hierzu dienen: Pabrikfeste bei Geschäftsjubiläen oder Familien- 
ereignissen im Hause des Unternehmers, Weihnachtsfeste, Fabrikfeste 
bei Arbeiterjubiläen, in längeren oder kürzeren Zeiträumen stattfindende 
gesellige Zusammenkünfte des Betriebspersonals mit den Arbeitgebern 
und deren Angestellten zum Zwecke der Belehrung und Unterhaltung, 
Ausflüge im Sommer, ferner Turn-, Gesang-, Musik- und Lesevereine. 
Bei allen diesen Erholungen der Arbeiter sollte darauf geachtet werden, 
dafs es nicht nur ihr Zweck ist, den Arbeitern und ihren Familien in 
freien Stunden gemeinsame Vergnügungen zu verschaffen, sondern auch 
den ästhetischen Sinn zu wecken und auf das Familienleben veredelnd 
einzuwirken. Es sollte überdies jeder Zwang vermieden und darauf 
Bedacht genommen werden, dafs die Arbeiter selbstthätig bei der Ver- 
anstaltung von Vergnügungen mit beteiligt würden, während sich die 
Unternehmer lediglich als Genossen zu fühlen und nur die Förderung 
persönlicher Beziehungen im Auge zu behalten hätten. Gelingt es, die- 
sen Weg einzuschlagen, so wird dadurch nur zur Förderung eines guten 
Einvernehmens zwischen Arbeitgebern und Arbeitern beigetragen wer- 
den können. 

§ 10. Die Befriedigung des Lesebedürfnisses der Arbeiter, Neben 
dem Fortbildungs- und Fachunterrichte und der Veranstaltung regel- 
mäfsiger Vorträge gehören hauptsächlich Bibliotheken und Lese- 
zimmer zu den wirksamsten Bildungsmitteln; von noch grölserem 
Werte wird aber die Verbreitung guter Schriften sein. Das Ver- 
langen nach Lesestoff, nach geistiger Fortbildung ist in den Arbeiter- 
kreisen jedenfalls in hohem Mafse vorhanden. Es ist bezeichnend, dafs 
die Pioniere von Bochdale schon in den Anfängen der englischen Ge- 
nossenschaftsbewegung 2 Vi Proz. des Gewinnes zu Bildungszwecken ver- 
wendeten, während sie heute in ihrer Lesehalle die wichtigsten Zeit- 
schriften und Zeitungen und in ihrer Bibliothek 17000 Bände haben. 
Allein trotzdem dals die Arbeiter nach Teilnahme an den geistigen 
Gütern der Menschheit streben, wird dieses Streben überwiegend 
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nidit in ratspreohender Weise befriedigt Lokalblfttter, deren Inhalt 
»ieb in erster Linie ans dem örtHcfaen Elatsehf wie ans Mitteilangen 
«ber Unglttoksfälle nnd Yerbreeben ans der Nachbarsehaft ziuammen- 
0eizt, eine politkehe Hetepresse und elende Eolportageromane bilden 
im wesenüiehen die Lektüre der Arbeiterberölkening und tragen 
dvrcfa ihren sinn- und vemunftloBen, aufreizenden Inhalt viel dazu bei, 
dafs Argwohn und Hala gegen die besser Gestellten gesehUrt wird. Die 
Bekämpfung der sohlechten Volkslitteratur ist sonach eine wichtige, 
aber auch eine dankbare Aufgabe, die mit Erfolg freilich nur dann zu 
lösen sein wird, wenn man weiten Kreisen eine möglichst grofse Aus- 
wahl guter Schriften wohlfeil und bequem zugänglich macht Sowohl 
einzelne Arbeitgeber, als auch besondere gemeinntttzige Vereine haben 
sich nun bemüht, das Lesebedflrfhis der Arbeiter nach Kräften zu be- 
friedigen« Sogeben einige Unternehmer besondere Schriften und 
Kalender für ihre Arbeiter heraus, andere sogar besondere Fabrik- 
zeitungen, dritte verteilen die Schriften oder Zeitungen, die gmiein- 
nötzige Vereine oder Verbände der Arbeitgeber erscheinen lassen. Vor- 
aussetzung ftlr die Erfolge solcher Veröffentlichungen ist natürlich, dafs 
sie sich einer Einmischung in die politischen und religiösen Anschau- 
ungen der Arbeiter enthalten; denn wollten sie den Arbeitern einen 
bestimmten Standpunkt aufdrängen, so würden sie ihren Zweck verfehlen. 

Es verdient übrigens erwähnt zu werden, dafs die Arbeiterbemfs- 
vereine namentlich in England und in Deutschland in einem erheb- 
lichen MaTse an der Pflege der Arbeiterbildung durch Fürsorge für eine 
gute Lektüre teilgenommen haben. So geben die deutschen Gewerk- 
vereine zur Beschaffung von Fachzeitschriften, zur Begründung von 
Bibliotheken wie zur Herausgabe und meist unentgeltlichen Zustellung 
von Flugblättern, Broschüren und eigenen Prefsorganen wirtschaftlich- 
sozialen und technischen Inhalts jährlieh erhebliche Beträge aus (vgl 
M. Hirsch, Arbeiterberufsvereine S. 73). Auch bei den sozialdemokrati- 
schen Gewerkschaften geschieht das Gleiche, obschon hier die ganze 
geistige Weiterbildung durch extreme Parteitendenz beherrscht und be- 
einträchtigt wird. 

§ II. Die Arbeitervereine und das Ärbeiterbildungswesen, VoUts- 
bildungs' und VolJcswohlvereine. Die Arbeitervereine, d. h. Vereine, 
die ansschliefslich oder vorzugsweise aus Lohnarbeitern bestehen und 
der Verfolgung allgemeiner Zwecke im Interesse ihrer Mitglieder 
dienen, sind entweder 

1. Gewerkvereine und werden in dem Falle von den Lohn- 
arbeitern eines bestimmten Gewerbes zur Förderung ihrer wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnisse gebildet, 

oder sie sind 

2. politische Arbeitervereine, die, wie z. B. die sozialdemo- 
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kratischen Vereine, die Agitation für politisehe Forderungen der Ar- 
beiterklasse betreiben, 
oder sie sind 

3. Arbeiterbildungsvereine, die die Arbeiter der verschie- 
densten Produktionszweige in sieh vereinigen und die allgemeine Bildung 
unter ihren Mitgliedern duroh Vorträge, ünterrichtskurse, Diskussions- 
abende, Bibliotheken, Lesezimmer u. s. w., wie einen gesunden geselligen 
Verkehr duroh Zusammenkünfte und gemeinsame Vergnügungen f5r- 
dem wollen. 

Der (rewerkvereine und der politischen Arbeitervereine ist bereits an 
anderer Stelle (S. 2t 2 ff.) gedacht worden. Beide legen auf die Vertretung 
wirtschaftlicher und politischer Forderungen das Hauptgewicht, wenn 
sie darüber auch die Fürsorge für die intellektuelle und sittliche Hebung 
ihrer Mitglieder nicht vergessen. Auch die Arbeiterbildungsvereine wer- 
den sich, so sehr sie das auch in ihren Satzungen betonen, in politi- 
schen Fragen niemals ganz auf neutralem Boden bewegen können. 
Schon die Erörterung volkswirtschaftlicher Fragen durch Vorträge und 
Diskussionen zwingt notwendigerweise dazu, dals das Gebiet der Politik 
des öfteren gestreift wird. 

1. Arbe iterbil du ngs vereine. Arbeiterbildungs vereine 
sind in den letzten Jahrzehnten in allen Eulturstaaten in grofser Zahl 
entstanden. Im Deutschen Reiche haben diejenigen die gröfste Bedeu- 
tung erlangt, die in religiöser Beziehung bestimmte Richtungen pflegen 
— die katholischen und die evangelischen Arbeitervereine. Auf 
diese wird noch n&her eingegangen werden. 

2. Volksbildungsvereine. Weitere Ziele als die Arbeiterbilduugs- 
vereine haben sich die allgemeinen Volksbildungsvereine gesteckt. 
Sie betrachten es als ihre Aufgabe, fttr die weitere Ausbildung der grolsen 
Masse der Bevölkerung und in erster Linie der untern Schichten zu wirken, 
soweit nicht Staat und Gemeinden daftlr Sorge tragen. Als Mittel wenden 
sie an: die Abhaltung von Vorträgen, die zum Teil durch eigene besoldete 
Beruftredner an den verschiedenen Orten des Vereinsgebietes erfolgt, 
die Veranstaltung von ünterrichtskursen^, die Massenverbreitung guter 
Schriften, die Unterhaltung von Bibliotheken und Lesezimmern, die Ver- 
anstaltung von Volksunterhaltungsabenden und die Errichtung von Volks- 
heimen. Auch die Begründung von Volkstheatern oder die Abgabe billiger 
Eintrittskarten für die vorhandenen Theater ist mehrfach von ihnen ange- 
regt worden. Über diese Ziele hinaus befassen sich einige Volksbildungs- 

t) Die Uniyersitj Extension-Bewegnng in England bezweckt die Aasdehnung 
des Hochschnlanterrichtes aaf weitere Kreise. Sie hat auch anfserhalb Englands, 
insbesondere in der Schweiz, wo in Bern eine Docentenyereinignng fttr UniTersitj 
Extension begründet wurde, Boden gefunden. In Oxford und London sind in dem 
Oxford-House und Toynbee-Hall besondere Anstalten entstanden, deren Zweck es 
ist, die Arbeiter an dem Geistesleben der Universitäten teilnehmen zu lassen. 
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vereine u. a, mit der Förderang von Arbeiter- und Ferienkolonien, Unter- 
Laitang von Einderhorten, Haushaltangsscfaulen , Yolksbädern a. s. w. 
Es handelt sich hierbei um eine Konzentration von Wohlfahrtsbestre- 
bungen, die man als zweckmäfsig wird bezeichnen können. 

Mehifaoh ist der Wunsch ausgesprochen worden, dafs die Arbeiter- 
bildungsvereine in allgemeine Volksbildungsvereine übergehen möchten. 
Daran dürfte indessen schon der Umstand hindern, dafe die Arbeiter- 
vereine aufser den Bildungszwecken noch andere Berührungspunkte fÄr 
ihre Mitglieder bieten, und dafs neben der Ausbildung immer die För- 
derung dex anderweiten gleichartigen Interessen eine grofse Bolle spielen 
und den Zusammenhalt in erster Linie herbeiftihren wird. Auch das 
Mifstrauen, das die Arbeiter den besser gestellten Klassen häufig ent- 
gegenbringen, wirkt abstofsend. 

3. Vereine für Volkswohl und Volksheime. Mit den Zielen 
der Volksbildungsvereine im weitern Sinne decken sich zum Teil die 
der sogen. Vereine für Volkswohl. Als deren hauptsächlichsten 
Schöpfungen sind die Volksheime za betrachten. 

Die Bewegung zu Gunsten der Volksheime ist durch den im Jahre 
1882 erschienenen Roman „All Sorts and Conditions of Men" des eng- 
lischen Dichters Walter Besant hervorgerufen worden — eine „un- 
mögliche Geschichte**, die zwei märchenhafte Idealgestalten, eine Kleider- 
maoherin und einen Sehreiner, in Wahrheit eine vornehme Millionärin 
und einen Edelmann, zu ihren Helden hat und in anziehender Weise 
die Pläne schildert, die diese beiden edelsten der Menschen von allerlei 
Art ersinnen und durchführen, um den unteren Schichten des Volkes 
zu helfen. Walter Besants Roman gab Veranlassung zur Gründung 
des Yolkspalastes zu London, eines groisartigen Baues, der mit einem 
Kostenaufwande von fast 3 Millionen errichtet worden ist und in um- 
fassender Weise Einrichtungen enthält, die eine Reform des Volks- 
erziehungswesens und der Volksgeselligkeit herbeiführen sollen. Er 
dient besonders der technischen Erziehung, aber auch der allgemeinen 
Ausbildung. In ihm werden Unterrichtskurse während des Tages, 
Abendkurse und Vorträge allgemein belehrenden Inhaltes abgehalten; 
auch Konzerte und Gesellschaftsabende finden da statt. Ebenso ver- 
sammeln sich hier die Debattiergesellschaften, in denen über politische, 
soziale u. a. Fragen verhandelt wird. 

Den Londoner Volkspalast haben mehr oder minder auch die in den 
letzten 6 Jahren gegründeten deutschen Volksheime zum Vorbilde genom- 
men. Unter „Volksheimen*' versteht man nun Versammlungsstätten, 
die flir eine edle geistige und gesellige Erholung des Volkes bestimmt 
sind, Ortlichkeiten, in denen alle Berufsklassen einerseits zwanglos täg- 
lich verkehren, zu billigen Preisen Speise und Trank erhalten, sich von 
den Mühen der Arbeit erholen, gute Bücher und Zeitungen lesen können 
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u. dergl., anderseits dnrcb Teilnahme an bestimmten ünterrichtskursen 
und durch Anhören von Vorträgen Gelegenheit zur Fortbildung finden 
und bei natürlichen und gesunden Vergnügungen eine edle Geselligkeit 
zu pflegen in der Lage sind. ^Unsere Gegenwart krankt**, so sagt 
V. BöHMEET (im Arbeiterfreund, Bd. XXIV, S. 2) sehr zutreffend, „an 
einer unnatürlichen und ungesunden Geselligkeit. Die brennende soziale 
Frage, welche die Menschen unserer Tage in zwei feindliche Parteien 
zu trennen droht, ist keineswegs nur eine Frage der Produktion und 
Verteilung der Güter, eine Lohn- und Versioherungsfrage, sie ist zu- 
gleich eine Frage der Konsumtion und richtigen Verwendung der Güter: 
sie ist besonders auch eine Geselligkeits frage, eine Frage der 
persönlichen Beziehungen von Mensch zu Mensch, eine Bildungs- und 
Erziehungsfrage, welche vorzugsweise durch bessere Sitten und Ge- 
wöhnungen von oben und unten gelöst werden mufs**. Die Übel, an 
denen die heutige Gesellschaft leidet, bestehen nun einerseits in der 
„Verquickung alles freundschaftlichen Verkehrs mit dem Genüsse 
alkoholischer Getränke^, anderseits in einer übermäfsigen, zu ausge- 
dehnten, einseitigen und mit unnützem Aufwände verbundenen Gesellig- 
keit. Insbesondere in unseren Grofsstädten ist das der Fall; denn hier 
bilden die Wirtshäuser meit mehr, als Haus und Familie, den Mittel- 
punkt des geselligen Lebens. Dieser Umstand ist einmal darin be- 
gründet, dals die Wohnungsverhältnisse der unbemittelten Volksklassen 
eine Pflege der Geselligkeit im häuslichen Kreise nur selten zulassen; 
sodann aber kommt in Betracht, dals sich Tausende junger Leute und 
erwachsener Personen, die in den Grofsstädten beschäftigt sind, nicht 
in der Lage befinden, im Anschlüsse an Familien geselligen Verkehr im 
häuslichen Kreise pflegen zu können. Eine verhältnismäfsig ausge- 
dehntere, aus der Familienwohnung in das Wirtshaus verlegte Gesellig- 
keit erscheint demnach in allen gröfseren Städten als etwas durch be- 
stimmte Verhältnisse Gebotenes, man könnte fast sagen: als ein not- 
wendiges Übel. Nur kommt es darauf an, dieses Übel nicht ausarten 
zu lassen, sondern seine Auswüchse zu beseitigen. Das wird dadurch 
geschehen können, dafs man Pflegestätten edlerer Geselligkeit schafft 
und den Einflufs der Wirtshäuser durch Volksheime zu paralysieren 
versucht. Solche Volksheime in's Leben zu rufen und zu unterhalten, 
ist eine Aufgabe besonderer Vereine zur Hebung des Volks wohls. 
Deren Thätigkeit wird sich indessen nicht auf die Unterhaltung der 
Volksheime zu beschränken haben, sondern vielmehr nach anderen 
Richtungen weiter auszudehnen sein. 

Als speciellere Aufgaben der Vereine zur Hebung des 
Volkswohls, die Angehörige aller Berufsstände umfassen 
und politischen wie kirchlichen Parteibestrebungen durchaus fern stehen 
sollten, möchten folgende zu bezeichnen sein. 
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Die Vereine für Yolkswobl sollten in erster Linie in geistiger und 
sittlieher Beziehung fordernd auf das Volksleben wirken und eine Geist 
und Oemflt bildende Geselligkeit unter ihren MitgUedem pflegen. 
Als Pflegestätten solcher Geselligkeit und Mittelpunkte der Vereins- 
bestrebungen dienen die bereits erwähnten Volksheime. In diesen wäre 
Gelegenheit zu bieten, dafs alle Stände einander näher treten , Beiehe 
und Arme, Hohe und Niedrige, Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit ein- 
ander alltäglich oder an regelmäilsigen Abenden zur geselligen Erheite- 
rung und zur Besprechung gemeinwichtiger Fragen oder bei besonderen 
Festlichkeiten und Vergnügungen in zwangloser Weise yerkehren und, 
gewissermalsen auf neutralem Boden, ihre Gedanken und Ansichten 
austauschen könnten. 

An zweiter Stelle sollten die Vereine fttr Volkswohl fttr eine plan- 
mäfsige Ausbildung ihrer Mitglieder sowohl in den allgemein 
fttr das Leben, als in den fttr den besonderen Beruf 
nötigen Kenntnissen Sorge tragen. Zu diesem Zwecke hätten 
sie, etwa durch Errichtung von (gewerblichen und kaufmännischen) 
Fortbildungsschulen oder zweckmäbiger durch Schafi^ung von Unter- 
richtskursen in den fttr das allgemeine und besondere Wissen besonders 
wichtigen Gegenständen, oder auch durch gemeinverständliche Vorträge, 
eine gute Fortbildung, insbesondere der Angehörigen der arbeitenden 
Klassen, in's Auge zu fassen. Da die Volksschulen und die allgemeinen 
(obligatorischen) Fortbildungsschulen nicht jedem Einzelnen mit dem für 
das ganze künftige Leben nötigen Wissen auszurüsten vermögen und 
der im praktischen Leben Stehende über den Geschäften seines Berufes 
dies oder jenes wieder vergifst, was er früher erlernt hatte , so ist es 
zweifellos, dafs allen Fortbildungsmitfeln eine grofse Bedeutung beige- 
messen werden mufs. Die Unterrichtskurse über Wissenszweige von 
allgemeinerem oder besonderem Charakter sind jedoch nicht auf die- 
jenigen jungen Leute zu berechnen, die nach Verlassen einer Volksschule 
zum Besuche der Fortbildungsschule verpflichtet sind, sondern auf alle 
diejenigen, die, in reiferem Alter stehend, durch ihren Beruf auf Lttcken 
und Mängel in ihrem Wissen und Können aufmerksam werden und 
diesen abhelfen möchten. Die Auswahl unter geeigneten Lehrgegen- 
ständen ist ja zweifelsohne sehr gro&. Beispielsweise sei hervorgehoben, 
dafs im Volkspalaste zu Ost-London 54 Gegenstände gelehrt wurden, 
darunter waren Zuschneiden, Tapezieren, Holzsehnitzen, Drechseln, Photo- 
graphie, Typographie, Elektrisches Licht, Werkzeuge für Holzbearbei- 
tung, Geologie, Physiologie, Arithmetik, Buchführung, Schreiben, Sprach- 
lehre, Deutsch, Samariterwesen, Gesang; für Frauen allein: Kleider- 
machen, Zuschneiden, einfaches Nähen, Putzmachen, Weifsnähen und 
Kochen. Für alle diese Fächer fanden sich Teilnehmer, obgleich der 
Besuch der Kurse im Ost-Londoner Volkspalaste derart beschränkt ist, 
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dab nur Angehörige des betreffenden Grewerbes die rein teohnisohen 
Fächer besnehen dthrfen. Auch der Unterricht ftr die Bemfsbildnng 
der jüngeren Leute ist im V olkq>alaste zu Ost-London trefflich organisiert. 
Es besteht daselbst, T?ie W. Bode (im Arbeiterfrennd, Bd. XXVI, S. 138) 
mitteilt f eine technische Tagschale ftlr Knaben über 12 Jahre, die in 
der Yolkssebnle einen gewissen Grad erreicht haben, nnd deren Eltern 
nicht Aber 4000 Mk« Einkommen beziehen. Viele von diesen Knaben 
haben Freistellen, die anderen bezahlen eine Mark wöchentlich oder 
zehn Mark im Vierteljahr, sie erhalten Unterricht in Mathematik, Ma- 
schinenkonstmktion, Masehinenzeichnen, Bankonstmktion, Banzeichnen, 
Mechanik, Magnetismus, Elektrieitftt, Geometrie, Freihandzeichnen, Mo- 
dellieren n. s. w.y auf Wnnsch auch im Tischlern, Zimmern, Drehen, 
Zuschneiden, Tapezieren u. dergl. Die technische Tagschule verfolgt 
den ausgesprochenen Zweck, die Schtüer fbr den Kampf um's Dasein, 
besonders fttr die Konkurrenz der englischen Arbeit mit der auslän- 
dischen zu st&hlen, ihnen jene theoretische Bildung zu geben, die prak- 
tische Leistungen erleichtert. 

Zu wirksamen Bildungsmitteln, um die geistige Ungleichheit bis 
zu einem gewissen Grade zu beseitigen und die Kluft zwischen Ge- 
bildeten und Ungebildeten zu überbrücken, gehören, wie bereits her- 
Yorgehoben wurde, auch Bibliotheken und Lesezimmer. Fttr 
deren Errichtung würden die Vereine ftr Volkswohl ebenfalls Sorge zu 
Jrage^ haben. 

Ein drittes Ziel, dessen Erreichung sie im Auge haben müssen, 
ist die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der unteren 
Volksklassen. Sie wird einerseits zwar schon durch die Volks- 
heime erreicht, die ftlr eine billige Ernährung und Verpflegung Sorge 
tragen und sonach ohne Zweifel die Volksküchen zu ersetzen oder 
mindestens zu ergänzen vermögen. Immerhin aber scheint es wünschens- 
wert, dafs die Vereine für Volkswohl auch anderweite gemeinnützige 
Einrichtungen treffen, so z.B. für Volkskindergärten sorgen, 
Sparkassen und Konsumanstalten gründen, Volkskaffee- 
hallen und Theeschänken unterhalten u. dergl. m. Dagegen scheint 
es nicht angezeigt, wenn man, wie es mehrfach gefordert wird, auch 
eine praktische Bethätigung der Wohnungsfürsorge fbr die unteren 
Klassen zu den Aufgaben der in Rede stehenden Vereine zählen will; 
diese Aufgabe ist jedenfalls zu umfassend, als dafs deren Lösuug durch 
die überwiegend anderen Zielen zustrebenden Vereine für Volkswohl 
in irgend nennenswerter Weise gefördert werden könnte. 

Die Aufgaben der Vereine für Volkswohl sind jedenfalls äufserst 
mannigfaltig, je nach den örtlichen Verhältnissen hier weiter, dort enger, 
und werden mit denen der Volksbildungsvereine, wie bemerkt, in er- 
heblichem Maise zusammenfallen. Bei ihrer Lösung ist jedoch darauf 
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ZU aohten, dafs die Ton den Yereinen zu schaffenden Einriehtnngen 
weder den Charakter reiner Wohlthfttigkeitsanstalten tragen, nooh von 
einem überwiegend geschäftlichen Standpunkte ans unterhalten werden 
dürfen. Nur wenn gemeinnützige Motive den Volkswohl-Schöpfungen 
zu Grunde liegen, wird es verhindert werden können, dafs diejenigen, 
die die in Rede stehenden Anstalten benutzen, zu Almosenempfängern 
erniedrigt werden. Aus diesem Grunde kann es unter Umständen sogar 
wünschenswert erscheinen, dafe alle von den Vereinen für Volkswohl 
geschaffenen Wohlfahrtdanstalten in erster Linie nur den Vereinsmit- 
gliedern zu Gute kommen; die Mitgliederbeiträge aber sind derart niedrig 
zu bemessen, dafs allen Angehörigen der minder gut situierten Volks- 
klassen die Möglichkeit gegeben ist, der Segnungen der von den Ver- 
einen ftlr Volkswohl geschaffenen gemeinnützigen Anstalten teilhaftig 
zu werden. Das Band der Mitgliedschaft ist überdies gerade dasjenige 
Mittel, das eine Annäherung der den verschiedenen Ständen angehören- 
den, als Mitglieder der Volkswohlvereine gleich berechtigten und gleich 
verpflichteten Personen zu bewirken vermag. 

Unter den Vereinen ftlr Volkswohl, die in Deutschland begründet 
worden sind, nimmt der zu Dresden wohl die bemerkenswerteste Stelle 
ein. Auf seine Schöpfungen näher einzugehen, würde indessen zu 
weit fllhren. 

Den natürlichen Boden der Vereine für Volkswohl, der Volks- und 
Arbeiterbildungsvereine bilden ohne Frage die Städte. Nicht überall 
werden sich mithin derartige Vereine ins Leben rufen lassen. Wo sie 
fehlen, sollte aber von den einzelnen Arbeitgebern die regelmälsige 
Veranstaltung von belehrenden Vorträgen ins Auge gefafst werden. In 
einer Reihe von Fabriken ist das auch der Fall gewesen. 

4. Die katholischen Arbeitervereine. Die katholische 
Kirche entfaltet auf dem Gebiete des Arbeiterbildungswesens eine weit- 
verzweigte Thätigkeit durch Vereine ftlr* erwachsene und jugendliche 
Arbeiter, durch Arbeiterinnenvereine, durch Vereine ftlr junge Kauf- 
leute und kaufmännische Lehrlinge, durch Vereine ftlr weibliche Ge- 
hilfen und durch Gesellen- und Lehrlingsvereine. 

Die katholischen Arbeitervereine ftlr erwachsene Arbeiter sind 
aus den zur Bekämpfung der sozialdemokratischen Propaganda vom 
Bischof Kbtteler Ende der 60 er Jahre begründeten christlich-sozialen 
Vereinen hervorgegangen. Sie sind am stärksten in den Industriecentren 
Rheinland- Westfalens verbreitet und zählen heute etwa 75000 Mitglieder 
in 250 Vereinen. Ihr Zweck ist neben der sittlich-religiösen und wirt- 
schaftlichen Hebung des Arbeiterstandes die Förderung der Arbeiter- 
bildung durch Vorträge, Diskussionen, Bibliotheken und Lesezimmer, 
gesellige Unterhaltung und Vereinsfeste unter Teilnahme der Freunde 
und Gönner der Vereine aus höheren Ständen. In einigen Städten 
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haben die Vereine eigene Häuser errichtet, in denen sich ihr gesammtes 
Leben und Streben konzentrieren soll. Diese Vereinshänser dienen zum 
Teil gleichzeitig als Kost- und Logierh&user für unverheiratete Arbeiter, 
zum Teil nehmen sie ständige Arbeiter- oder Yolksbureaus mit Rechts- 
auskunft, Arbeitsnachweis u. s. w. in sich auf. 

Die Bildung von Vereinen für jugendliche Arbeiter, die 
hauptsächlich die angehenden Fabrikarbeiter, an vielen Orten die ge- 
werbliche Jugend überhaupt umfassen, sie vor sittlicher Verwahrlosung 
schützen und ihnen eine veredelnde UnterhaltuDg wie Weiterbildung 
verschaffen wollen, ist namentlich in der letzten Zeit in zunehmenden 
Mafse erfolgt. Die Erzdiözese Köln zählte 1893: 12 Vereine mit 2970 
Mitgliedern. 

Arbeiterinnen vereine wurden schon anfangs der 60er Jahre 
in Verbindung mit Hospizen zu M.-Gladbach und Augsburg begründet. 
Seitdem haben sie in vielen Städten Nachahmung gefunden. Die Hospize 
sollen einereeits den auswärtigen Fabrikarbeiterinnen das Elternhaus 
ersetzen, anderseits als Versammlungshaus für die Vereine dienen. Hier 
wird meist am Sontag Vormittag Haushaltungs- und Handarbeitsunter- 
richt erteilt, während nachmittags und abends die Mädchen nach einem 
belehrenden Vortrage durch Spiele und Unterhaltungen beschäftigt 
werden. 

5. Die evangelischen Arbeitervereine. Der erste evange- 
lische Arbeiterverein wurde Anfang Mai 1882 in Gelsenkirchen gegrün- 
det. Den Anstofs dazu gab der Umstand, dafs die katholischen christlich- 
sozialen Arbeitervereine auf ihre zahlreichen evangelischen Mitglieder 
im Sinne einer konfessionellen Propaganda Einflufs zu gewinnen suchten. 
Von diesem Einflüsse suchte man sich zu befreien, und deshalb fand 
die Gelsenkirchener Vereinsgründung viel Nachahmung. Anfangs er- 
streckte sich die Bildung evangelischer Arbeitervereine allerdings nur 
auf Rheinland -Westfalen , erst im Jahre 1888 sprang sie, unterstützt 
namentlich durch die kirchlichen, doch auch durch die staatlichen Be- 
hörden wie durch die Bemühungen des evangelisch-sozialen Erongresses^), 
auf die übrigen Landesteile des deutschen Reiches über. Im Jahre 1889 
gab es 70 Vereine mit 20000 Mitgliedern, 1893 bereits 230 Vereine 
mit 73 000 Mitgliedern. Die meisten Vereine schlössen sich in den ein- 
zelnen Provinzen zu Provinzialverbänden, diese im Jahre 1890 zu einem 
„Gesamtverbande der evangelischen Arbeitervereine^ zusammen. 

Mit der äufseren Entwickelung der evangelischen Arbeitervereine 
ging ihre innere Hand in Hand. Neben dem konfessionellen Charakter, 
der ursprünglich den Gegensatz gegen den Katholizismus hatte stark 
zu Tage treten lassen, machte sich insbesondere in den Vereinen Rhein- 
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lande und Westfalens, namentlich seit dem Bergarbeiterstreike von 1889 
und der bierduroh erfolgten bedeutenderen sozialdemokratiseben Agi- 
tation, der sozialpolitische Zug und der Gegensatz gegen die Sozial- 
demokratie mehr und mehr geltend. In den rein protestantischen (he- 
genden hatte er sich schon früher stärker entwickelt Zum Ausdrucke 
gebracht wurde er in den „Grundlinien fttr ein eyangelisch- soziales 
Programm^, die im Frtthjahre 1893 Annahme fanden. 

Das 1893 er Programm der eyangelischen Arbeitervereine zerftUt 
in einen allgemeinen und einen besonderen (praktischen) Teil. Der 
erste stellt hauptsächlich folgende Grundsätze auf: 

„Wir stehen auf dem Grunde des evangelischen Christentums. Wir 
bekämpfen darara die materialistische Weltanschauung, wie sie sowohl 
zu den Ausgangspunkten als zu den Agitationsmittcin der Sozialdemo- 
kratie gehört, aber auch die Ansicht, dals das Christentum es aus- 
Bchliefslich mit dem Jenseits zu thun habe. Das Ziel unserer Arbeit 
ist vielmehr die Entfaltung seiner welterneuemden Kräfte in dem Wirt- 
schaftsleben der Gegenwart. Wir sind der Überzeugung, daÜB dieses 
Ziel nicht schon erreicht werden kann durch eine nur zufällige Ver- 
knüpfung von allerhand christlichen und sozialen Gedanken, sondern 
allein durch eine organische, geschichtlich vermittelte Umgestaltung 
unserer Verhältnisse gemäfs der im Evangelium enthaltenen und daraus 
zu entwickelnden sittlichen Ideen. In diesen finden wir auch den un- 
verückbaren Mafsstab rückhaltloser Kritik an den heutigen Zuständen, 
wie kraftvolle Handhaben, um bestimmte Neuorganisationen im wirt- 
schaftliehen Leben zu fordern. Wir werden danach streben, dab diese 
Organisationen bei ihrer DurchfUhrung in gleichem Maise sittlich er- 
zieherisch wirken, wie technisch leistungsfähig und filr alle Beteiligten 
nach dem Malse ihrer Leistung wirtschaftlich rentabel sind. Wir ver- 
meiden es, unsere Forderungen aus irgend einer einzelnen national- 
ökonomischen Theorie herzuleiten. Dagegen erkennen wir eine unserer 
Hauptaufgaben darin, unsere Freunde vollständig und vorurteilslos über 
die schwebenden wirtschaftlichen Fragen aufeuklären.*' 

Auch nach der praktisch -sozialen Seite hin haben die evangeli- 
schen Arbeitervereine neuerdings eine Reihe von Aufgaben in Angriff 
genommen. Hierzu zählen: der Bau von Arbeiterwohnungen, die Er- 
richtung von Hilfskassen ftir Krankheits- und Sterbefälle, die Beschaffung 
von Brennmaterial und Lebensmitteln, die (Bewährung von Wander- 
unterstützungen, die Gründung von Sparkassen fttr jugendliche Personen, 
die Abhaltung von Unterrichtskursen, die Errichtung von Bechtsschutz- 
kommissionen und Arbeitsvermittelungsstellen für Vereinsmitglieder, 
überdies ist der Frage der Arbeitslosenversicherung näher getreten 
worden. Auch eigene Vereinshäuser sind von einigen Vereinen bereits 
erbaut worden. 
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§ 12. Die Arbeitslosigkeit und der Arbeitsnachweis. Als eine der 
tieftten Urflaohen einer Reihe von sozialen Mifsständen rnnUs sowohl die 
periodisch als die zufällig eintretende Arbeitslosigkeit gelten. Wie grofs 
deren Umfang ist, lärst sich hente auch ann&hernd nur schwer fest- 
stellen, obsehon mancherlei Versnehe, hierüber Klarheit zu gewinnen, 
vorliegen. Schanz (Arbeitslosenyersichemng, S. 81) teilt diese Versuche 
in solche ein, die nur eine allgemeine symptomatische Bedeutung haben, 
und solche, die wirklich einen Aufschlufs zu geben vermögen. Zu jenen 
gehört die Statistik der Arbeitsnachweisebureaus, die Statistik der Be- 
strafungen der Bettler und Landstreicher, die Statistik der Arbeiter- 
kolonien und die der Krankenkassen. Da in Deutschland jede ver- 
sicherungspflichtige Person der Gemeinde- und Ortskränkenkasse 
spätestens am dritten Tage nach Beginn der Beschäftigung anzumelden 
und spätestens am dritten Tage nach deren Beendigung abzumelden 
ist, so ergiebt die Statistik des Mitgliederbestandes dieser Kassen ein 
Bild des Arbeitsmarktes in den verschiedenen Jahren und Jahreszeiten. 
In Berlin war bei den männlichen Versicherten im Jahre 1892 das 
Maximum im Oktober 240836, das Minimum im März 225840, im Jahre 
1893 das Maximum im November 257690, das Minimum im Januar 
225627. Die Difl^erenz betrug also 1892: 14996, 1893: 32063. Um 
diese Zahl schwankte der Arbeiterbedarf. In Breslau bewegte sich die 
Mitgliederzahl der unter Aufsicht des Magistrats stehenden Kranken- 
kassen im Jahre 1893 zwischen 61035 im Februar und 69254 im Sep- 
tember, in Dresden im Jahre 1894 zwischen 67813 im November und 
58 424 im Januar. In den einzelnen Berufen, namentlich im Bauhand- 
werk wie überhaupt in den Saisongewerben, waren die Schwankungen 
noch stärker. 

Wichtiger als die symptomatischen Erscheinungsformen der Arbeits- 
losigkeit sind die Zählungen, die die Arbeitslosigkeit zu einem be- 
stimmten Zeitpunkte erfassen wollen. In Deutschland ist der erste 
Versuch in dieser Richtung die Erhebung der sozialdemokratischen Ge- 
werkschaften im Winter 1892/93, die als Resultat die Arbeitslosigkeit 
von ungefähr 7 Proz. der Arbeiter mit einer durchschnittlich 10 wöchent- 
lichen Arbeitslosigkeit fllr jeden Arbeitslosen ergab. Diese Erhebung 
war indessen ungenau und unzuverlässig, da auch Kranke, Vagabunden, 
Louis u. dergl. eingerechnet wurden; ihr Zweck war, die Zahl der 
Arbeitslosen möglichst grofs erscheinen zu lassen. Im Jahre 1895 hat 
dann das Reich zwei Zählungen vornehmen lassen, die eine bei Ge- 
legenheit der Benifs- und Gewerbezählung vom 14. Juli, die andere bei 
der Volkszählung am 1 . December. Die Ergebnisse dieser Zählungen 
liegen noch nicht vor. Am brauchbarsten scheinen zur Zeit noch die 
Erhebungen der deutschen Gewerkvereine, die sich auf die Jahre 1877 
bis 1879 erstreckten und die Zahl der Arbeiter, der darunter befind- 
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liehen Arbeitslosen und der auf sie fallenden arbeitslosen Tage pro 
Jahr feststellten. Danach ergab sich, dafs die Zahl der arbeitslosen 
Tage im Jahre pro Arbeiter zwischen 1—43 schwankte. Im Durch- 
schnitt war jedes Mitglied der Grewerkvereine 472, 57»» 7 Vi Tage 
in den drei Jahren arbeitslos. Am stärksten war die Arbeitslosigkeit 
bei den Sohiffszimmerem mit 22, 33, 43, bei den Maurern mit 12, 14 Vi, 
143/4 und den Zimmerern mit 13, 17 Vi und 15 Tagen. 

In Frankreich ergaben sich nach den im Bulletin de TofSce du 
travail im 2. Halbjahre 1894 veröffentlichten Angaben der Arbeiter- 
Syndikate am 

15. Juni nach dem Berichte von 543 Syndikaten mit 12S 025 Mitgl. ll,SProz. Stellenlose 
15. Juli „ „ . „ 658 . „ 149700 . 12 , 

15. Aug. , „ „ , 645 „ „ 129235 , 14,4 « 

15. Sept. „ n „ „ 610 . . 128968 . 11,7 „ 

15. Okt. „ „ „ „ 576 „ „ 121300 „ 11,0 „ 

15. No?. „ . „ , 633 . . 143572 « 11,0 . 

Ein umfassenderes Material zur Beurteilung der Frage der Arbeits- 
losigkeit bietet die Statistik der englischen Gewerkvereine, die vor 
Allem die monatlichen Prozentzahlen der Arbeitslosen wiedergiebt und 
so ein Bild des Geschäftsganges und der Lage des Arbeitsmarktes 
bietet. Nach Angaben einer gröfseren Zahl von Gewerkvereinen war 
der Durchschnitt der am Ende der Monate unbeschäftigten unterstützten 

Mitglieder 

1887 8,2Proz. 

1888 4,9 „ 

1889 2,1 „ 

1890 2,1 „ 

1891 3,5 „ 

1892 6,2 „ 

1893 7,5 „ 

1894 6,9 „ 

Die hier mitgeteilten Zahlen, in denen sich die Perioden des wirt- 
schaftlichen Aufschwunges und des Niederganges deutlich abheben, stehen 
hinter der Wirklichkeit zurück. Die Zahl der Arbeitslosen ist gröfseri 
weil die nicht unterstützungsberechtigten arbeitslosen Mitglieder, wie die 
aufserhalb der Vereine stehenden, der Arbeitslosigkeit stärker ausge- 
setzten Arbeiter nicht eingerechnet sind« 

Nach dem Yakanzenbuch der Maschinenbauer des Distrikts 
Leeds betrug in den Jahren 1888 — 90 

Die Durch- Die Zahl der Die Summe Es kamen darohsobnittlioh 
sobnittszahl der unterstützten der arbeits- arbeitslose Tage 

Mitglieder Arbeitslosen losen Tage auf 1 Mitglied auf lüntont&titeii 

1888 . . 1625 437 = 27Proz, 20421 12,5 47 

1889 . . 1796 196 = 11 „ 5172 2,9 26 

1890 . . 1885 525 = 27 „ 16870 8,9 32 
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Von den Mitgliedern waren arbeitslos 

181 

unter 4 Wochen 15 Proz. 

4-12 „ 7 

über 12 „ 5 



1888 


1889 


1890 


> Proz. 


9 Proz. 


18 Proz. 


V 


1 . 


7 . 


' ^ 


t . 


3 „ 



zusammen 27 Proz. 1 1 Proz. 28 Proz. 

Eine staatliohe Erhebung fiber die Arbeitslosigkeit, die sich auf 

ein ganzes Jahr (1885) erstreckte, liegt aus dem Staate Massachusetts 

vor. Hier waren zeitweilig 29,59 Proz. aller Arbeiter arbeitslos. Die 

Arbeitslosigkeit dauerte 

je 1 Monat bei 2,4 Proz. aller Arbeiter 
„ 2 Monate „ 5,85 „ „ „ 

V ^ n V ^)ol ^ „ „ 

Ti ^ V J) 1^9" n V V 

Für 1889 und die darauffolgenden Jahre hat man in Massachusetts 
an der Hand von Berichten der hauptsächlichsten Industriezweige die 
Zahl der Arbeitslosen in der Weise festzustellen gesucht, dafs man fttr 
jeden Monat die Zahl der beschäftigten Personen ermittelte und von 
dem Monatsmaximum alle anderen Monatsziffern des Jahres abzog. Die 
Differenz betrachtete man als die Zahl der Arbeitslosen. Bei einem 
Vergleiche der so berechneten monatlichen Arbeitslosen mit der monat- 
lichen Maximalzahl der Beschäftigten ergeben sich folgende Prozentzahlen: 

1889 . . . . 1,44 Proz. 

1890 .... 2,30 „ 

1891 ... . 0,91 „ 

1892 .... 1,65 „ 

1893 .... 8,51 „ 

Was nun die Ursachen der Arbeitslosigkeit anbelangt, so 
sind diese mannigfacher Art. Politische Störungen, Krisen, Schwan- 
kungen im Export, dem ftlr den Weltmarkt produzierende Länder unter- 
worfen sind, anormale Gestaltungen der Bevölkerungsbewegung, Mafs- 
nahmen der Gesetzgebung und Verwaltung, die zu Produktions- und 
Eonsumtionsrttckgängen fuhren, Arbeiterentlassungen bei Auflösung von 
Unternehmungen u. dergl. vermögen einen aufserordentlich grofsen Uber- 
schufs von Arbeitskräften zu erzeugen. Daneben aber fällt vor Allem 
ins Gewicht, dafs ein grofser Teil der Produktion der Saison unterliegt 
und von der Witterung, den klimatischen Verhältnissen, der Mode u. s. w. 
abhängig ist. In diesen Produktionszweigen ist natürlicherweise zu be- 
stimmten Jahreszeiten Arbeitsgelegenheit nicht vorhanden. 

Auf die Bedeutung und die Folgen der Arbeitslosigkeit ist in den 
vorhergegangenen Ausführungen schon hingewiesen worden. Hier soll 

Fbakkenstbik, Arbeitenohutz. 20 
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nur von den Versuchen die Rede sein, die von den verschiedensten 
Seiten zu ihrer Verminderung gemacht worden sind, inshesondere von 
dem Arbeitsnachweise. 

Unter den Personen, denen die Einrichtungen für Arbeitsnachweis 
zu gute kommen, hat man zu unterscheiden zwischen den vollarbeits- 
fähigen, körperlich und geistig gesunden, den wegen eines körperlichen 
oder geistigen Defektes nicht voll arbeitsfllhigen und den zwar körper- 
lich arbeitsfähigen, aber moralisch defekten Personen (entlassenen Ge- 
fangenen, Vagabunden u. s. w.). Die Zahl der Personen der beiden 
letzten Klassen, die vom Standpunkte der Arbeiterfrage aus kein In- 
teresse verdient, tritt gegen die Zahl der körperlich und geistig ge- 
sunden und voUarbeitsf&higen Personen sehr stark zurück. Unter der 
ersten Klasse wiederum wird man unterscheiden können : erstens Arbeiter, 
die nur ftlr kurze Zeit zur Leistung einer bestimmten Arbeit angenommen 
waren, ihre Arbeit verrichtet und noch keine andere gefunden haben, 
zweitens Arbeiter in Gewerben, deren Arbeiterbedarf erheblichen Schwan- 
kungen nnterliegt (z. B. in Modeindustrien, im Bauhandwerke u. s. w.) und 
drittens Arbeiter, deren Arbeitslosigkeit aus dem selbst bei guten Zeiten 
die Nachfrage übersteigenden Angebote von Arbeitskräften folgt. Die 
Arbeitslosigkeit der zuerst Genannten ist häufig nur einem unvollkom- 
menen Arbeitssysteme zuzuschreiben und wird durch dessen Änderung 
zu heben sein. Es beanspruchen daher lediglich die an zweiter und 
dritter Stelle gekenntzeichneten Arbeiterkategorien unser Interesse. 

Was nun die Einrichtungen zum Zwecke der Arbeitsvermitte- 
lung an arbeitsfÄfiige, körperlich und geistig gesunde Personen be- 
trifft, so sind diese aufserordentlich mannigfaltig und beruhen auf ver- 
schiedenen Grundlagen. Es sind zu unterscheiden: 

1. die — an dieser Stelle nicht weiter zu erörternden — gewerb- 
lichen Unternehmungen ftlr Stellenvermittelung aller Art, 

2. die Veranstaltungen der Arbeitgeber (Unternehmerverbände, In- 
nungen) und Arbeiter (Gewerk-, Fach-, Gesellen- und Arbeitervereine 
u. s. w.) zum Zwecke des Arbeitsnachweises, meist in Verbindung mit 
anderen Vereinszwecken, 

3. die aus gemeinnützigen Beweggründen hervorgegangenen Ein- 
richtungen der Vereine, Gemeinden und Selbstverwaltungskörper für 
Arbeitsnachweis. 

Von diesen Einrichtungen sind — abgesehen von den gewerbs- 
mäfsig betriebenen Vermittelungsbureaus — diejenigen, die durch den 
Zusammenschlufs der beteiligten Kreise erfolgten, die ältesten. Be- 
sondere Bedeutung haben die Einrichtungen der Arbeiterverbände 
erlangt, insbesondere die der englischen G^werkvereine. 

Die englischen Gewerkvereine besitzen überall da, wo das Ge- 
werbe, dessen Angehörige sie in sich vereinigen, in erheblicherem Um- 
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fange betrieben wird, Zweigniederlassungen. Von diesen Zweignieder- 
lassungen aus erhält die Centralstelle des Vereins fortlaufende Berichte 
über den Stand des Arbeitsmarktes und veröfifentlicht diese zum Teil. 
Da dem Vereine selbst aus der Unterstützung der Arbeitslosen beträcht- 
liche Lasten erwachsen, so ist er bestrebt, seine Kenntnis des Arbeits- 
marktes derart zu verwenden, dafs er den Arbeitslosen bald wieder 
Beschäftigung verschafft. Aulser der Arbeitslosenunterstützung — im 
Jahre 1892 verteilten 298 Vereine mit 745648 Mitgliedern im ganzen 
386973 Pfd. Sterl. an derartigen Unterstützungen — gewähren viele 
Vereine denen, die eine Reise antreten, um Arbeit zu suchen, noch 
einen weiteren Zuschuls. Dieser Beiseunterstützung spricht man indessen 
mehr und mehr den Wert ab. Ebenso ist die bei den grölseren Ge- 
werkvereinen bestehende Auswanderungsunterstützung vielfach aufge- 
hoben worden, weil sie sich nicht durchweg bewährt hat. Dagegen 
wird neuerdings ftr die Übersiedelung nach einem neuen Arbeitsorte 
in zunehmendem Mafse Beihilfe geleistet. 

Die Höhe, Dauer und die Kautelen der Unterstützungen sind in 
den Vereinen sehr verschieden. 

In 105 Gewerkvereinen, die Bericht erstatteten, erhielt (vgl. Schanz, 
Arbeitslosenversicherung, S. 100) je ein Unterstützter 

bei 23 Gewerkvereinen weniger als 20 sh 

.36 , „ , 20- 40 „ 

.21 „ ^ ^ 40- 60 „ 

.12 . „ „ 60- 80 , 

.5 „ , , 80-100 , 

. 4 „ , , 100-120 , 

. 2 , , , 120-140 „ 

„2 „ „ „ 140 und darüber. 

Für Zwecke der Arbeitslosenunterstützung hatte je ein Mitglied im 
Jahre 1892 aufzubringen: 

bei 62 Gewerkvereinen weniger als 1 sh 

.88 , „ „ 1- 5 „ 

.42 , , , 5-10 „ 

.32 , , . 10-15 , 

.25 , „ . 15-20 , 

.11 . . . 20-25 „ 

„38 „ „ „25 und darüber. 

Die Gröise dieser Beiträge ist natürlich in den einzelnen Jahren 
sehr verschieden. Für 7 Gewerkvereine zeigten sich (nach Schanz, 
a. a. 0., S. 99) in den Jahren 1866—92 folgende Schwankungen zwischen 
den Minimal- und Maximalbeiträgen, die jedes Mitglied fttr die unter- 
stützten Arbeitslosen aufzubringen hatte: 

20* 
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Minimam Maximum Dorchschnitt 

bei den Masohinenbauern . . 6 s 6V4 d 68 s V^ d 23 s 4 d 

„ ^ Tischlern und Zim- 
merleuten ...384 d 32 89 d 14 s 11 d 

^ ^ Dampfmaschinen- 
bauern .... 3 8 572 d 41 8 11 72 d 14 8 1 74 d 

„ „ Eisengiefsem ... 58 574 d 93 s 874 d 338 6^4 d 

jf „ Kesselschmieden und 

Schiffbauern . . 1 s 3V4 d 39 s 11 'A d 13 s 572 d 

^ „ Londoner Setzern . 4 8 5 d 24 s 11 74 d 14 s 8^/4 d 

„ „ Grobsohmieden . . 1 s 2V4 d 35 s 74 d 12 8 72 d 

Zu dieser Tabelle ist zu bemerken, dafs in der Zeit von 1866—92 aller- 
dings wesentliche Änderungen in den Unterstützungssätzen erfolgt sind. 
Den Leistungen der englischen Verb&nde entsprechen die der 
deutschen bei weitem nicht. Die (HiRSCH-DuNCKERSchen) Gewerk- 
vereine, die auf die mannigfachen Anregungen ihres Verbandsanwaltes 
hin in den 80 er Jahren allmählich zur Einfahrung einer Reise-, Über- 
siedelungs-, Arbeitslosen- und Notstandsunterstfitzung und zu einer Bei- 
tragsversicherung übergegangen sind, verausgabten in Mark: 

1892 IS93 1894 

ftlr Reise- einschl. Wanderunterstützung . . . 10177 9970 10477 

„ Übersiedelungsbeihilfe 7223 8187 7674 

„ Arbeitslosenunterstützung 31093 38353 44539 

„ Beitragsdeckung für arbeitslose Mitglieder 3146 3889 3251 

„ Unterstützung in Notfällen 7 669 6 707 7139 

Zusammen 59308 66606 73050 

Mitgliederzahl 57797 61153 67 058 

Bei den meisten Gewerkvereinen ist die Arbeitslosenunterstützung sehr 
beschränkt und für den Fall der Saisonarbeitslosigkeit in der Regel 
ausgeschlossen. Auch die Arbeitsvermittelung ist noch nicht zur vollen 
Entfaltung gekommen. Bei 1468 Ortsvereinen, die das „Adressenver- 
zeichnis der deutschen Gewerkvereine ftr das Jahr 1895*^ nachweist, 
waren nur 52 Arbeitsnachweisestellen vorhanden. 

Die deutschen Gewerkschaften gaben im Jahre 1892: 357000, im 
Jahre 1893: 305000 M. für Arbeitslosenunterstützung (ausschliefslioh der 
Reiseunterstützung) aus, darunter fttr die Buchdrucker 236000 und 
93000 M. Allerdings sollen im Jahre 1892 nur 12, 1893 nur 11 Cen- 
tralorganisationen diese Beihilfe gewährt haben. Als Reiseunterstützung 
wurden 1892 bei 33 Organisationen 382608 Mk., 1893 bei 33 Organißa- 
tionen 328748 ML aufgeführt. 

In erheblich stärkerem Mafse als di« Gewerkvereine haben die Ge- 
werkschaften für die Organisation des Arbeitsnachweises gesorgt. Hi«r- 
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bei hat teils die Absieht gewaltet, die Herrschaft über das Arbeitsangebot 
in die Hand zn bekommen, teils ist ein politischer Gesichtspunkt, die 
Übei-zeugung, dafs der Arbeitsnachweis eines der besten Mittel zur An- 
werbung von Parteigenossen sei, mafsgebend gewesen.*) Im Jahre 1893 
unterhielten die Gewerkschaften in Deutschland nach Möller gegen 
3500 Arbeitsnachweisestellen bei 3959 Zweigvereinen. 

Um Mifsbräuche zu verhindern, haben sowohl die deutschen wie 
die englischen Gewerkvereine, die Arbeitslosenunterstützung geben, eine 
Reihe von Bedingungen für die Gewährung der Unterstützung aufge- 
stellt. So erhalten häufig Personen, die die Arbeitslosigkeit selbst ver- 
schuldet haben, keine Unterstützung, weiterhin wird eine solche in den 
meisten Verbänden erst nach Verlauf einer gewissen Frist seit Eintritt 
der Arbeitslosigkeit, wie nach längerer Mitgliedschaft oder Beitragszeit 
gewährt, und zwar in einer Höhe, die in der Regel weit unter der Lohn- 
höhe liegt. Auch eine zeitliche Begrenzung der Unterstützung und die 
Bedingung, dafs der Arbeitslose eine ihm angebotene Arbeitsstelle an- 
nehmen mufs, findet sich fast überall. Ebenso pflegt f)[ir eine geeignete 
Kontrolle der Unterstützten meist gesorgt zu werden. 

In Frankreich unterhielten nach dem Annuaire des syndicats 
professioneis im Jahre 1890: 110 Arbeiterfach vereine Arbeitsnachweise- 
stellen, 62 Kassen für Fälle der Arbeitslosigkeit. Am 1. Juli 1894 ge- 
währten von den 2178 kommerziellen und industriellen Arbeitersyn- 
dikaten 108 Reiseunterstfitzung, 64 Arbeitslosenunterstützung; 420 hatten 
Arbeitsnachweisebureaus. 

Neben der Arbeitsvermittelung der Arbeitervereine kommt die Ver- 
mittelung durch Arbeitgeberverbände in Frage. In einzelnen Gewerben 



1) ScHAMz, Arbeitslosen yersicberung, S. 37, bemerkt: »Jeder Arbeiter weifs, nur 
der Sozialist findet leicht and scbnell Arbeit. In jeder Fabrik sind Sozialisten, diese 
melden ihrer Gewerkschaft sofort jede Kündigung eines Arbeiters oder die boTor- 
stehende Mebreinstellung neuer Arbeiter, und beim Arbeitgeber melden sich infolge- 
dessen, noch ehe andere Arbeitslose davon eine Ahnung haben, die von den Gewerk- 
schaften abgesandten Sozialisten. Die Sozialisten erreichen dadurch, daCs sie 1. ihre 
Anhänger zahlungsfähig erhalten ; 2. Nicbtanbänger veranlassen, sich der Partei an- 
zuschliefsen; 3. zu Agitationszwecken geeignete Personen in bestimmte Fabriken 
bringen, wo sie Anbänger zu gewinnen hoffen ; 4. bei Arbeitseinstellungen den Zuzug 
von Arbeitern abhalten oder erschweren und mifsliebige Arbeitgeber schädigen . . . 
Das üntersttttzungswesen in Verbindung mit dem Arbeitsnachweis bildet zweifellos 
einen starken Kitt für die Gewerkschaften und erhält namentlich auch in schlechten 
Zeiten das Interesse an der Organisation wach. Die Opferwilligkeit wQrde erlahmen, 
und die Beiträge würden versiegen, wenn nicht die Arbeiter auf die Unterstützungen 
Wert legten. Die Gewerkschaften betrachten aber diese Unterstützung nicht als 
Zweck der Vereinigung, sondern als Mittel zum Zweck. Diese positiv wirkende 
Thätigkeit hat auf viele Arbeiter anziehend gewirkt; die Sozialdemokraten formen 
sich damit aber unbewufst um, und mancher „Entschiedenere" hat schon dies ^Kassen- 
gepäck*" verwünscht. 
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pflegen sich die Arbeitgeber, die Arbeiter bedürfen, zwar unmittelbar 
an die Arbeitsnaohweisestellen der Arbeiterverbände zu wenden, in an- 
deren haben sie jedoob selbst die Yermittelung in die Hand genommen. 
So besetzte z. B. (nach Hibschberg, Arbeitslosigkeit, S. 16) im Jahre 
1893 in Berlin der Verband der Metallindustriellen 1528, der der Metall- 
arbeiter 1470 Stellen. Die Wirksamkeit der von den Arbeitgebern or- 
ganisierten Arbeitsnachweisestellen ist häufig nicht von Erfolg begleitet 
gewesen. 

Nicht überall pflegt auch die Selbsthülfe auf dem Gebiete des Ar- 
beitsnachweises auszureichen. Deshalb haben sich vielfach besondere 
Vereine gebildet, die Arbeitsnachweiseanstalten schufen und diese 
häufig mit Wartehallen verbanden, in denen den Beschäftigungslosen 
während der Tagesstunden Aufnahme und gegen geringe Vergütung Er- 
frischungen gewährt werden. Alle diese Anstalten betreiben die Ver- 
mittelung sowohl für männliche als auch für weibliche gewerbliche 
Arbeiter und meist auch für Dienstboten. Die Kosten des Betriebes 
werden, soweit sie nicht durch Gebühren gedeckt werden, durch frei- 
willige Beiträge von Privaten und Vereinen aufgebracht. Daneben aber 
beziehen diese Anstalten auch von öffentlichen Korporationen Unter- 
stützung. In der Aufsichtsbehörde scheinen meist neben den Arbeit- 
gebern auch die Arbeiter vertreten zu sein. 

Ein Übelstand bei den Vereins- Arbeitsnachweiseanstalten liegt darin, 
dafs ihre finanzielle Grundlage sehr unsicher ist. Wie die Beiträge der 
Privatpersonen, so schwanken auch die der Vereine und Korporationen. 
Daneben wirkt der Umstand hemmend, dafs die Vereine, die bei der 
Gründung und Leitung der Anstalten betheiligt sind oder Beiträge ge- 
währen, bei ihren verschiedenartigen Tendenzen häufig nicht miteinander 
auskommen. Auch das Verhältnis der Zahl der Vermittelungen dieser 
Anstalten zur Zahl der Arbeiter ist überall noch recht mäfsig, obschon 
die Vermittelungen im Zunehmen begriffen sind. Deshalb ist man neuer- 
dings bemüht, den Arbeitsnachweis zu verallgemeinern und zu einer 
öffentlichen Angelegenheit zu machen. Man verlangt seine Kommu- 
nalisierung und Centralisierung, wenigstens in den gröfseren 
Städten, und seine Leitung durch Kommissionen, die aus Gemeinde- 
beamten, Arbeitgebern und Arbeitern zusammengesetzt sind. In Deutsch- 
land scheinen für diese Forderung hauptsächlich die Einrichtungen 
der französischen Arbeiterbörsen mafsgebend gewesen zu sein. 

Die französischen Arbeiterbörsen sind freilich nicht, wie 
ihr Name vermuten Heise, blofs Arbeitsnachweiseanstalten, sie sind viel- 
mehr Sammelpunkte der einzelnen Gewerkschaften, die sich zur Auf- 
gabe gestellt haben, einerseits die gemeinsamen Interessen ihrer Mit- 
glieder zu wahren und berechtigte Forderungen durchzusetzen, ander- 
seits durch Veranstaltung von Vorträgen, Abhaltung von Fachkursen, 
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Emchtung von Bibliotheken u. s. w. für Belehrung und Zerstreuung in 
ihren Kreisen zu sorgen. Einige der Arbeiterbörsen unterhalten auch 
Streikkassen und Hilfskassen ftlr Wandernde. Ihre Arbeitsvermittlungs- 
stellen sind, wenn auch Nebenzweck, so doch immerhin von grofser 
Bedeutung. 

Nach den im Jahre 1894 veranstalteten Erhebungen des Arbeits- 
amtes der französischen Bepublik tlber die Organisation und Wirksam- 
keit der Arbeiterbörsen wurde die erste Arbeiterbörse im Jahre 1887 
in Paris ins Leben gerufen; bis zum Jahre 1894 wurden in Frankreich 
im ganzen 41 Organisationen auf den gleichen Grundlagen geschaffen. 
Die Entwickelung geht sonach verhältnismäfsig langsam vor sich. Im 
Jahre 1887 kamen im ganzen nur 2 Arbeiterbörsen zu stände, im Jahre 
1888 nur eine, 1889 zwei, 1890 fünf, 1891 acht, 1892 sieben, 1893 drei- 
zehn und im ersten Quartale 1894 drei; in mehreren Städten verliefen 
die Versuche, Arbeiterbörsen ins Leben zu rufen, ergebnislos. Von den 
41 Arbeiterbörsen, deren Entstehung das Arbeitsamt verfolgt hat, konnten 
sich 2 nicht behaupten und lösten sich auf; die Pariser, die im Jahre 
1891 bei 66418 Bewerbern 57278 Stellen vermittelt hatte, wurde im 
Juli 1893 wegen Widersetzlichkeit der Arbeitersyndikate gegen die 
Vorschriften des Gesetzes geschlossen»); 2 Börsen waren erst in der 
Organisation begriffen. Von den tlbrigen 36 Börsen erhalten sich die 
zu Bordeaux, Chaumont und jene, die an Stelle der in Paris von der 
Staatsbehörde gesperrten trat, aus eigenen Mitteln, während alle anderen 
teils durch die Municipal-, teils durch die Departementsverwaltungen 
subventioniert werden. Ihr Betrieb ist jedoch vollständig den Arbeiter- 
syndikaten überlassen, die Arbeitgeber sind von der Verwaltung aus- 
geschlossen. Die Einrichtungskosten der 41 Arbeiterbörsen wurden 
vorwiegend von den Gemeindeverwaltungen bestritten. Ihr Gesamt- 
betrag wird auf rund 3 Mill. Frks. beziffert, davon fallen jedoch 
2,8 Mill. Frks. allein auf die Pariser Börse, dagegen nur 34000 Frks. 
auf Lyon, 33000 Frks. auf Marseille, 25000 Frks. auf Nimes u. s. w. 
Die grofsen Kosten der Pariser Börse dürften durch die Errichtung des 
Gebäudes, das seiner besonderen Bestimmung gemälB aus kommunalen 
Mitteln erbaut wurde, zu erklären sein. 17 Arbeiterbörsen sind ent- 
standen, ohne die Municipalverwaltungen in Anspruch zu nehmen. Die 
alljährlichen Subventionen der Municipalbehörden belaufen sich auf 
308000 Frks., davon erfordert das Budjet der Pariser Börse 178000 Frks. 
12 Arbeiterbörsen bestehen ohne jede Subvention, 13 erhalten eine 
jährliche Unterstützung von den Departementsbehörden, doch beläuft 
sich diese auf nur 10 700 Frks. Die hauptsächlichste Last der 
Einrichtung und Unterhaltung fällt somit auf die Gemeinde. Die ge- 



1) Ihre Wiedereröffnung wurde vor kurzem durch die Presse gemeldet. 
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samten Arbeiterbörsen umfassen 975 Syndikate (Gewerksehaften) mit 
37594 Arbeitern. 

Nach dem Muster der französischen Arbeiterbörsen sind neuerdings 
derartige Einrichtungen auch in italienischen und belgischen 
St&dten getroffen werden. 

Anderer Art als die Arbeiterbörsen sind die von den Gemeinden 
und Selbstverwaltungskörpern, bisher freilich nur in geringer 
Zahl, ins Leben gerufenen öffentlichen Arbeitsnachweise. Diese 
öflFentlichen Anstalten werden namentlich deshalb gefordert, weil sich 
einerseits die Veranstaltungen der gemeinnützigen Vereine nicht als 
ausreichend erwiesen haben, während sich anderseits diejenigen der 
Unternehmer- wie der Arbeiterverbände von vornherein auf den Kreis ein- 
zelner Gewerbe beschränken und ihre Wirkung überdies dadurch beein- 
trächtigt wird, dafs sie von vornherein den Gegensatz zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitern zum Ausdruck bringen. Unter diesen Umständen mufe 
es durchaus zweckmäfsig erscheinen, den Arbeitsnachweis zur Aufgabe 
der Gemeinde zu machen. Das bedingt noch keineswegs, dafs damit 
ein Recht auf den Nachweis von Arbeit oder gar auf Arbeit selbst, wie 
man mehrfach fordert, geschaffen wird. Auch die Forderung der Arbeiter, 
dafs die öffentlichen Arbeitsnachweise im Falle eines Streiks zu schliefsen 
seien, kann nicht als berechtigt anerkannt werden. Sache der Ar- 
beiter wird es sein, in Streikfällen ihre Genossen von der Benutzung 
des Arbeitsnachweises abzuhalten, sofern sie darin eine Gefährdung 
ihrer Absichten erblicken; der öffentliche Nachweis dagegen hat sich, 
wenn er unparteisch sein will, um den Streik nicht zu kümmern. Es 
mufs auch, wenn er zur Lösung seiner Aufgabe bef&bigt sein soll, 
gefordert werden, dafs er einem weder den Arbeitgebern noch den 
Arbeitern angehörenden, durch die Gemeinde ernannten Leiter unter- 
stellt wird. 

Vielfach hat man auch verlangt, dafs sich die Gemeinde nicht mit 
der Arbeitsvermittelung begnügen, sondern den Nachweisestellen eine 
Reihe weiterer Aufgaben , so z. B. statistische Erhebungen über die 
Arbeiterverhältnisse, zuweisen sollte. Ob sich von einer derartigen 
Verquickung Erfolg versprechen läfst, steht dahin. 

Unter den öffentlichen (kommunalen) Arbeitsnachweisestellen ver- 
dienen die in einer Reihe schweizerischer und deutscher Städte be- 
stehenden Beachtung. 

In der Schweiz hat man schon vor mehreren Jahren städtische 
Vermittlungsanstalten in Basel, Bern, Biel und St. Gallen, neuerdings 
auch in anderen Städten errichtet. Das Baseler Arbeitsnachweisebureau, 
das dem Departement des Innern untersteht, zerfällt in eine Abteilung 
ftlr Männer und eine solche für Frauen. Die Leitung und Aufsicht 
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fthrt eine Kommission von elf Mitgliedern unter dem Vorsitze des Vor- 
stehers des Departements des Innern. Die Mitglieder der Kommission 
werden vom Eegierungsrate auf eine Amtsdauer von drei Jahren ge- 
wählt und beziehen ein Sitzungsgeld von 2 Frks. ; unter ihnen sollen drei 
Arbeitgeber und drei Arbeiter sein. Die Abteilung ftlr Frauen steht 
* unter der besonderen Aufsicht eines von der Kommission auf unbe- 
stimmte Zeit gewählten Frauenkomittees von 6 Mitgliedern. Die laufen- 
den Geschäfte besorgt ein Verwalter, der auf Vorschlag des Departements 
des Innern vom Eegierungsrate auf eine Amtsdauer von 6 Jahren (Ge- 
halt 3—4000 Frks.) ernannt wird; ihm ist für die Abteilung fttr Frauen 
eine von der Kommission auf unbestimmte Zeit gewählte Verwalterin 
(Gehalt 1200—2000 Frks.) beigegeben. Für die Verrichtungen der Anstalt, 
deren Bureaus jeden Wochentag von 8—12 und (mit Ausnahme des 
Sonnabend) Nachmittag von 2—5 geöffnet sind, werden sowohl vom 
Arbeitgeber als vom Arbeiter Gebühren erhoben. Sie betragen bei der 
Einschreibung für 

vom Arbeit- vom Arbeit- 
suchenden geber 

1. Erdarbeiter, Handlanger, Ausläufer, Fabrik- 
arbeiter, Tagelöhner und Tagelöhnerinnen . 20 Cts. 40 Cts. 

2. Handwerkslehrlinge und Gesellen .... 30 ^ 60 „ 

3. Dienstboten, Wirtsohaftspersonal, Handelslehr- 
linge und Angestellte 5*> ?? 1 Fr. 

Auswärtige Gesuchsteller zahlen den doppelten Betrag. Die Gebühr 
ist bei der Anmeldung zu entrichten und wird auch dann nicht zurück- 
vergtttet, wenn keine Vermittelung stattfinden kann. Dagegen sind die 
Arbeit- oder Dienstsuchenden berechtigt, sich während eines Monats 
dreimal um offene Stellen zu bewerben, ohne eine neue Gebühr zu be- 
zahlen, die Arbeitgeber dagegen können fllr die einmal bezahlte Taxe 
Zuweisung von Arbeitern verlangen, bis die bei ihnen offene Stelle be- 
setzt ist. Von den dem Bureau von den städtischen und freiwilligen 
Armenanstalten oder den Geistlichen überwiesenen Gesuchsteilem ist keine 
Gebühr zu erheben. Für die Arbeitgeber werden Abonnementskarten 
(ä 20 Coupons zu 5 Frks.) ausgegeben ; ein fester jährlicher Beitrag von 
10 Frks. befreit von der Zahlung jeder Taxe. 

Die Baseler Anstalt wird ziemlich stark benutzt und würde noch 
stärker benutzt werden, wenn nicht die Gebühren unverhältnisraäfsig 
hoch wären. Als städtischen Zuschufs zu den Betriebskosten erforderte 
sie im Jahre 1891: 1700, im Jahre 1892: 595 Frks. Die Gebühren 
brachten 1891: 4854, 1892: 5000 Frks. 

Das Berner Arbeitsnachweisebureau beruht auf der gleichen Grund- 
lage wie das Basler. Es erforderte 1892 einen Zuschufs von 3500 Frks. 
bei 2431 Frks. Gebühren. 
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Bei dem Bieler Bureau wurden im Jahre 1893 in der männlichen 
Abteilung 548, in der weiblichen 1380 Angebote und Nachfragen von 
Arbeit eingeschrieben; die Gebühren betrugen 1780 Frks., der städtische 
Zuschufs 1678 Frks. Von dem Hauptgewerbezweige Biels, der ühren- 
industrie, wurde das Institut wenig benutzt, well hier der Arbeitsnach - 
weis durch Syndikate geregelt wird. 

In der Stadt St. Gallen hat die Stadt einen Arbeitsnachweis in Ver- 
bindung mit der dortigen gemeinnutzigen Gesellschaft und den Arbeiter- 
vereinen errichtet, sie garantiert die Deckung eines Deficits bis 2000 Frks. 

In ähnlicher Weise wie die schweizerischen städtischen Vermittelungs- 
anstalten ist ein Teil der deutschen eingerichtet; nur sehen viele 
unter ihnen davon ab, eine Gebühr für die Arbeitsvermittelung zu er- 
heben. Hervorgehoben zu werden verdient das Stuttgarter Arbeits- 
amt. Es besteht aus einer männlichen und weiblichen Abteilung und 
ist bestimmt, neben gewerblichen Arbeitern auch Lehrlingen und Dienst- 
boten Stellen zu vermitteln. Die Oberaufsicht darüber führt der Ge- 
meinderat, die LeituDg und Aufsicht eine Kommission, die aus einem 
Vorsitzenden und zwei Stellvertretern, wie aus 8 Mitgliedern und 8 Stell- 
vertretern besteht. Der Vorsitzende der Kommissen und seine Stell- 
vertreter sind der Vorsitzende des Gewerbegerichtes und dessen Stell- 
vertreter für die Dauer ihres Amtes. Die Mitglieder der Kommission 
und deren Stellvertreter werden von den Beisitzern des Ge Werbegerichtes 
aus ihrer Mitte gewählt, und zwar werden von den Arbeitgebern und 
von den Arbeitern je 4 Mitglieder und je 4 Stellvertreter gewählt. Die 
Angestellten des Arbeitsamtes werden vom Gemeinderate nach Anhörung 
der Kommission gewählt. Die Kosten der Unterhaltung trägt die Stadt. 
Die Arbeitsvermittellung geschieht unentgeltlich und wird bei Arbeits- 
einstellungen weiter geführt. 

Neben Stuttgart hat neuerdings auch eine Reihe anderer Städte 
die Arbeitsveimittelung in die Hand genommen. 

Wenn es gelingen sollte, in allen gröfseren Städten öffentliche 
Arbeitsnachweisestellen einzurichten, die von den Beteiligten kostenlos 
oder gegen geringe Vergütung benutzt werden könnten und bei den 
Arbeitgebern wie bei den Arbeitern Vertrauen und Unterstützung fänden, 
so liefse sich zweifellos vieles bessern. Von Bedeutung für die Wirk- 
samkeit dieser Stellen würde es natürlich sein, wenn sie mit einander 
in Verbindung gebracht und damit in den Stand gesetzt würden, das 
Angebot an Arbeitskräften in den verschiedenen Orten und Gegenden 
auszugleichen. Möller (SchraoUers Jahrbuch 1894) verlangt deshalb 
neben einer Reichscentralstelle 200 örtliche Nachweisestellen und will 
durch ein Reichsgesetz die Arbeitgeber zur Meldung der offenen Stellen 
zwingen. Zachee dagegen schlägt (in No. 14 des Deutschen Wochen- 
blattes, Jahrg. 1892) Nachweisestellen auf berufsgenossenschaftlioher 
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Grundlage vor und gesteht deren Errichtung durch die Gemeinden nur 
als subidiär zu. 

Aufser den städtischen Arbeitsnachweisestellen sind bereits auch 
staatliche Vermittellungsanstalten errichtet worden, so in verschie- 
denen Staaten der Nordamerikanischen Union, in der Kolonie Viktoria 
. (Australien) und in Luxemburg. In Luxemburg hat der Staat eine 
Arbeitsvermitteilung im Anschlüsse an die Post eingerichtet. Arbeiter 
und Arbeitgeber wenden sich mit einer Postkarte, deren Preis von 
5 Cents zugleich die einzige Vermittelungsgebühr bildet, an die nächste 
Postanstalt. Diese giebt, wenn sie die Vermittelung nicht selbst be- 
sorgen kann, das Gesuch an das Hauptpostamt zu Luxemburg, wo alle 
aus dem ganzen Lande einlaufenden Gesuche jeden Abend in einer 
Liste zusammengestellt werden. Die Liste wird gedruckt, an sämt- 
liche Postanstalten des Landes versandt und dort zur Benutzung 
für das Publikum ausgehängt. Hauptsächlich haben sich weibliche 
Arbeiter und Dienstboten bisher der Arbeitsvermitteilung in Luxem- 
burg bedient 

Selbst wenn es gelingen sollte, den Arbeitsnachweis in befriedigen- 
der Weise zu lösen, so würde doch ein Verhältnis, wie es zwischen 
der Bevölkerungsbewegung und der Arbeitsgelegenheit in der Gegen- 
wart und voraussichtlich auch in absehbarer Zukunft besteht, die Arbeits- 
losigkeit niemals ganz beseitigen. Auch ist nicht aufser Acht zu lassen, 
dafs eine grofse Zahl von Produktionszweigen, die von der Saison, von der 
Mode, der Witterung u. s. w. abhängig sind, in einem Teile des Jahres stets 
über überschüssige Arbeitskräfte verfllgen wird. Hier würde selbst der 
beste Arbeitsnachweis nichts nützen können. Wo die Arbeitsvermittelung 
und sonstige Hilfsmittel für die BeschaflFung von Arbeitsgelegenheit also 
versagen, da müssen andere Einrichtungen die Not von der Thür der 
Arbeitslosen scheuchen. Nun würde diese Aufgabe zweifellos der öffent- 
lichen Armenpflege zufallen. Unter dem Hinweise auf das Entehrende 
der Armenpflege und ihrer rechtlichen Folgen fllr die Unterstützten hat 
man eine staatliche Arbeitslosenversicherung gefordert, und 
in neuester Zeit sind in der Schweiz in einigen Städten Versuche ge- 
macht worden, eine obligatorische öffentliche Versicherung gegen Arbeits- 
losigkeit einzurichten. Über diese Versuche schon jetzt ein Urteil zu 
ftUen, dürfte schwer fallen. Es ist das auch nicht Aufgabe dieser Dar- 
stellung. ») Selbstverständlich ist es natürlich, dafs auch die beste 
Versicherung, die den Arbeitslosen immer nur ein bescheidenes Exi- 
stenzminimum gewähren kann, wenn sie nicht als Prämie auf 
Arbeitslosigkeit wirken soll, den Arbeitsnachweis niemals überflüssig 
machen kann. 

1) Vergl. Bd. 14 der I. Abt des Hand- und Lehrbuchs der Staatswissenschaften, 
der das Arbeiterversicherungsweson behandelt. 
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2. Kapitel. Die Organisation der Arbeiterwohlfahrtspflege. 

Um die Arbeitgeber zur Erfüllung ihrer sozialen Pflichten und 
zum gemeinsamen Handeln auf dem Gebiete der Arbeiterftrsorge anzu- 
halten, haben sich in richtiger Erkenntnis der Bedeutung einer einheit- 
lichen Organisation der Wohlfahrtsbestrebungen schon in den ersten 
Deoennien dieses Jahrhunderts auf Veranlassung humaner Unternehmer 
in einigen Ländern besondere, sich überwiegend aus Arbeitgebern zu- 
sammensetzende Vereine gebildet. Ihre Zahl war aber bis in die neuere 
Zeit hinein ziemlich gering. Erst in den 80er Jahren haben diese 
Vereinsgrttndungen eine gröfsere Ausdehnung gewonnen, namentlich in 
Deutschland. Hier sind insbesondere hervorzuheben der Verband „Ar- 
beiterwohl*' katholischer Industrieller, der Verein der Anhaltischen 
Arbeitgeber, der Verein der Arbeitgeber des Amtsbezirkes Mittweida, der 
Fabrikanten verein für Hannover-Linden, der Verein für das Wohl der 
arbeitenden Klassen im Kreise Waidenburg u. a. Neben diesen über- 
wiegend aus Unternehmern bestehenden Vereinen giebt es auch solche, 
die von Angehörigen der besitzenden Klassen überhaupt 
begründet worden sind und den Zweck haben, das Wohl der arbeiten- 
den Klassen in wirtschaftlicher, sittlicher und religiöser Richtung durch 
Wohlfahrtseinrichtungen zu fordern, für ein gutes Verhältnis zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitern zu wirken und alle ein solches Verhältnis 
gefährdenden Bestrebungen zu bekämpfen. Vereine dieser Art sind der 
1884 begründete Centralverein für das Wohl der arbeitenden Klassen 
mit dem Sitze in Berlin und Wirkungskreise über ganz Deutschland, 
der Verein Konkordia zur Förderung des Wohles der Arbeiter (in Mainz), 
der Verein für das Wohl der Arbeiterbevölkerung in Duisburg, der 
Bergische Verein für Gemeinwohl, die Vereine ftr Volkswohl zu Dres- 
den, Leipzig, Halle, Schönebeck, der Verein für Arbeiterwohlfahrt zu 
Aachen u. a. Eine Reihe von Vereinen der beiden Arten giebt Organe 
heraus, so der Centralverein für das Wohl der arbeitenden Klassen den 
„Arbeiterfreund*' und das „Volkswohl**, der Verein Konkordia die 
„Konkordia*', der Verband Arbeiterwohl die Zeitschrift „Arbeiterwohl'', 
der Bergische und der linksrheinische Verein für Gemeinwohl das 
„Gemeinwohl", der Verein Anhaltischer Arbeitgeber die „Deutsche 
Arbeiterzeitung" u. s. w. 

Um ftir die Bestrebungen der auf eine Organisation der Arbeiter- 
Wohlfahrtspflege hinarbeitenden deutschen Vereine einen Mittelpunkt zu 
schafi^en, wurde im November 1891 eine Centralstelle für Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen mit dem Sitze in Berlin ins Leben ge- 
rufen. Sie hat den Zweck, eine Sammelstelle der auf Schaffung von 
Wohlfahrtseinrichtungen für die unbemittelten Volksklassen gerichteten 
Bestrebungen zu werden und auf eine zweckmäfsige Gestaltung von 
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Wohlfahrtseimiohtungea hinzuwirken, wird teils aus staatliehen Mitteln, 
teils aus Beiträgen von Oemeinden, Privaten, Unternehmerverbänden 
und gemeinnützigen Vereinen unterhalten und lehnt sich eng an das 
preufsisohe Handelsministerium an. Als Mittel zur Durchführung ihrer 
Aufgaben dienen: 

1. die Veranstaltung periodischer Konferenzen von Vertretern der 
beteiligten Vereine und Behörden wie von praktisch bewährten Sach- 
kennern, um Erfahrungen über einzelne, in den Thätigkeitskreis der 
Centralstelle einschlagende Fragen auszutauschen; 

2. die Herausgabe von Schriften, deren Inhalt hauptsächlich die 
Ergebnisse der Konferenzen und Mitteilungen ttber Wohlfahrtseinrich- 
tungen bilden sollen, wie die Herausgabe einer Zeitschrift und einer 
Zeitungskorrespondenz ; 

3. Ausstellungen von Plänen von Arbeiterwohnungen u. s. w. 
Aufserhalb Deutschlands hat man auch in Belgien den Versuch 

gemacht, auf eine planmäisige Organisation der Arbeiterwohlfahrts- 
pflege hinzuwirken. Man bedient sich hierzu sowohl der conseils de 
rindustrie et du travail, als namentlich der auf Grund des Gesetzes 
vom 9. Aug. 1889 (loi relative aux habitations et ä Tinstitution des 
comitäs de patronagej gebildeten Komittees, denen bestimmte Aufgaben 
überwiesen worden sind. 

Bei der Beurteilung der Bedeutung und der Wirksamkeit einer 
Einrichtung wie der Centralstelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen 
wird nicht au&er Acht zu lassen sein, dafs ein derartiges Organ, das 
sich auf dem Gebiete des Arbeiterschutzes nur mit Wohlfahrtseinrich- 
tungen zu beschäftigen hat und keine Mittel besitzt, um in den Kern 
und das Wesen dieser Einrichtungen tiefer einzudringen, leicht der Ge- 
fahr einer einseitigen Beurteilung und einer Überschätzung der ihren 
Wirkungskreis in Anspruch nehmenden sozialpolitischen Mafsnahmen 
ausgesetzt sein wird. Das Material, das durch Berichte und Mitteilungen 
über Wohlfahrtseinrichtungen gewonnen und weiter verarbeitet wird, 
wird sich überdies häufig genug nur auf in die ALUgen springende Ver- 
anstaltungen der Unternehmer beziehen, das aber unbeachtet lassen, was 
sich der äufeeren Wahrnehmung entzieht, obgleich es fÄr das Leben der 
Arbeiter nach den verschiedensten Richtungen hin von gröfster Bedeutung 
ist; es wird auch häufig genug unberücksichtigt bleiben, weil es die 
Mittel zur Bildung eines Urteiles nicht bietet. Sonach wird man gro&e 
sozialpolitische Erfolge von einem Organe, dessen Thätigkeit lediglich 
auf dem Gebiete der Wohlfahrtseinrichtungen liegt, nicht erwarten 
dürfen; wohl aber kann man voraussetzen, dafe es schätzenswerte An- 
regungen geben und die Wohlfahrtsbestrebungen zu richtigen Zielen 
führen wird. Es muls überdies auch wieder betont werden, dals 
Wohlfahrtseinrichtungen allein nicht genügen, um die Entwicklung 
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des Arbeitsyerhältnisses in befriedigeade Bahnen zu lenken, ja daljs sie 
unter Umständen zn bedenklichen Bückbildongen ftlhren können. Nor 
wohlhabende und geschäftlioh sehen sicherstehende Unternehmer werden 
sieh überdies einen Aufwand für solche Einrichtungen gestatten können, 
kapitalsohwache dagegen würden eine Last auf sich nehmen, der sie 
nicht gewachsen wären. Man darf daher die Arbeitgeber keineswegs 
aus dem Gresiohtspunkte ihres Aufwandes flir Woblfahrtseinrichtungen 
betrachten; trotzdem aber sollte man sich hüten, die zum mindesten 
heute noch ftr das Wohl der Arbeiter unentbehrliche Fürsorge der 
Arbeitgeber und der besitzenden Klassen zu unterschätzen oder sie ab- 
hängig vom Staate und von den in der Eegierung herrschenden Strö- 
mungen zu betreiben. 
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